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über

die Verhandlungen
des

Landtags des Großhcrzogthums Oldenburg.
Erste vorläufige Sitzung.

Oldenburg , den 4. November 1872 . Vormittags 11 Uhr.

Vorsitzender: Alterspräsident Ahlhorn.
Der im Namen der Großherzoglichen Staatsrcgierung

anwesende Geheime Ministerialrath Selkmann  eröffnete die
Versammlung und forderte den Abgeordneten Ahlhorn  auf,
den Vorsitz als Alterspräsident zu übernehmen. Letzterer be¬
rief zu Schriftführern die Abgeordneten TaMem .und,
Propping  als die jüngsten Mitglieder der PMammlung.

Der Alterspräsident gedachte des verstorbenen Abgeord¬
neten Old eso Hanns  und forderte die Versammlung auf,
sich zum ehrenden Angedenken desselben zu erhebe». Solches
geschah.

Die Verlesung des durch den Geheimen Ministerialrath
Selkmann  übergebenen Verzeichnisses der gewählten Ab¬
geordneten (Anlage V.) ergab, daß die Abgeordneten:

Bünnemeyer,  Löningen,
Eilks,  Schortens,
Köhler,  Herrstcin,

Oetkcn,  Düke und
Wulff,  Majenfelde,

nicht anwesend waren.
Die dann vom Alterspräsidenten gemäß H. 2 Abs. 2

und 3 der Geschäftsordnung vorgenvmmene Loosung ergab
die ÜVss1, welchem nach die Iste Abtheilung durch die Wahl¬
kreise1, 2 und 3, die 2tc Abtheilung durch die Wahlkreise
4 und Z, die 3te Abtheilung durch die Wahlkreise 6 und
7 und die 4te Abtheilung durch die Wahlkreise8 und d ge¬
bildet wurden.

Nach Abgabe der Wahlacten an die zuständigen Ab-
thcilungcn, wurde die Sitzung vom Alterspräsidentenge¬
schloffen.

Nächste Sitzung am 5. November, Vormittags 9 '/- Uhr.
Tagesordnung: Wahlprüfuugen.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der zweiten vorläufigen Sitzung am 5. November 1872.

Ahlhorn . Propping.
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Anlage L.
Verzeichniß der Abgeordneten.

Hausmann Abels zu Schwarzenburg.
Gutsbesitzer Ahlhorn zu Jaderaltendeich.
Justizrath Barnstedt  zu Delmenhorst.
Canalaufscher Borgmann  zu Osterhausen.
Obervermeffungs-Jnspector Brockhaus  zu Birkenfeld.
Justizrath Bünnemeyer  zu Löningen.
Gutsbesitzer Bunnemann  zu Loy.
Gerichtsactuar Cammann  zu Jever.
Gemeindevorsteher Eilks  zu Schortens.
Graf von Galen  zu Burg Dinklage.
Gemeindevorsteher Glüsing  zu Bardenfleth.
Justizrath Graepel  zu Elsfleth.
Zeller von Hammel  zu Nutteln.
Fabrikant Hoher  zu Donnerschwee.
Gemeindevorsteher Huchting  zu Bockhorn.
Bürgermeister Köhler  zu Herrstcin.

Gutsbesitzer Krahn  zu Häven.
Schöffe Lengl er  zu Birkenfeld.
Gutsbesitzer Müller  zu Nutzhorn,
vr . lneä. Nathan  zu Eutin.
Gemeindevorsteher Oetken  zu Düke.
Fabrikant Propping  zu Oldenburg.
Gutsbesitzer Rüdcbusch  zu Huntlosen.
Justizrath Russell  zu Damme.
Hausmann Schildt  zu Nordermoor.
ObergerichtsrathSchomann  zu Oldenburg.
Hausmann St rodthoff  zu Westerstede.
Gemeindevorsteher Stukenborg  zu Langförden.
Hausmann Tantzen  zu Hering.
Hausmann Willen  zu Älehnen.
Fabrikant Windmüller  zu Zwischenahn.
Erbpächter Wulff  zu Majenfelde.



Protoko
über

die Verhandlungen
des

XXII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Zweite vorläufige Sitzung.

Oldenburg , den 5. November 1872 . Vormittags 10 Uhr.

Borfitzender: Alterspräsident Ahlhorn.
Nach Eröffnung der Versammlung wird das Protokoll

der vorigen Sitzung vom Schriftführer P ropping  verlesen.
Dasselbe wird genehmigt.

Aus den den einzelnen Abteilungen zugestellten Wahl¬
acten berichteten:

1. über die Wahlen in den Wahlkreisen 1 und 2 der
Abg. Huchting;

2. über die Wahl im Wahlkreise3 der Abg. Cam-
mann;

3. über die Wahlen in den Wahlkreisen 4 und ö der
Abg. Russell;

4. über die Wahlen in den Wahlkreisen 6 und 7 der
Abg. Schomann;

5. über die Wahl im Wahlkreise8 der Abg. Graepel;
und

6. über die Wahl km Wahlkreise9 der Abg. Barn¬
stedt.

Der Abg. Schomann  stellt für die Abtheilung3 den
Antrag: die Wahl des Abg. Grafen von Galen  zu be¬
anstanden.

Der Abg. Russell  stellt den Antrag: die Wahl des
Grafen von Galen  zwar zu beanstanden, im Hinblick auf
die Bestimmung des §. 4 Absatz2 der Geschäftsordnung aber
zu beschließen, daß derselbe zu den Sitzungen und Verhand¬
lungen zugelassen werde.

Beide Anträge werken angenommen. Von sämmtlichen
übrigen Wahlen wurde keine beanstandet.

Hierauf verkündete der Geheime Ministcrialrath Selk¬
mann,  daß der Landtag Mittags 12 Uhr eröffnet werden
würde.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der zweiten ordentlichen Sitzung am 6. November 1872.

Graepel. Tantzen



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Erste ordentliche Sitzung.

Oldenburg , den 5. November 1872 . Mittags 12 Uhr.

- , > > n l ' > -

Vorsitzender: Alterspräsident Ahlhorn,  dann Präsident Graepel.

Es erschien der Staatsminister von Rössing  Ercellenz,
begleitet vom Gerichtsaffessor Wesche,  und eröffnete im
Namen Seiner Königlichen Hoheit des'  Großherzogs den
17. Landtag des Großherzogthums(Anlage X..).

Zum Präsidenten bis zum 2l . December d. I . wurde
der Abg. Graepel  mit 25 Stimmen gewählt. Derselbe
nahm den Borsitz ein und verpflichtete sich auf seinen frühe¬
ren Eid mittelst Handschlags in die Hand des Staatsministers
von Rössing.

Die anwesenden neu eingetretenen Mitglieder des Land¬
tags : Barnstedt , Borg mann , Bunne mann , Glü¬
sing , Willen und Wind Müller  leisteten den im Art.
130 §- 1 des Staatsgrnndgcsetzes vorgeschriebenen Eid.
Die übrigen anwesenden Mitglieder: Abels , Ahlhorn,
Brockhaus , Cammann , Eilks , von Hammel,
Hoyer , Huchting , Krahn , Lengler , Müller , Na¬
than , Oetken , Propping , Russell , Schildt , Sche¬
in an n , Strodthoff , Stukenborg und Tantzen  ver¬
pflichteten sich mittelst Handschlags auf ihren früheren Eid in
die Hand des Präsidenten.

Zum Vizepräsidenten bis zum 21. Decemberd. I . wurde
der Abg. Ahlhorn  mit 21 Stimmen gewählt.

Sodann wurden zu Schriftführern für die Dauer des
ganzen Landtags gewählt die Abgeordneten Propping  mit
28 Stimmen, Tantzen  mit 27 Stimmen und Köhler  mit
24 Stimmen.

Geh. Ministerialrath Selkmann  überreichte ein Ver¬
zeichniß der fertigen und ein Verzeichniß der zu erwartenden
Vorlagen (Anlagen 8 . und 6 .), sowie zwei vertrauliche
Vorlagen.

Die Wahl einer Deputation zur Begrüßung Seiner
Königlichen Hoheit des Großherzvgs wurde dem Präsidenten
überlassen.

In das vom Präsidenten aüf seine Königliche Hoheit
den Großherzog ausgebrachte Hoch stimmte die Versammlung
dreimal ein.

In den Geschäftsvertheilungsausschuß wurden gewählt
die Abgeordneten Ahlhorn , Müller und Russell  mit
26 St ., Graepel  mit 24 St ., Hoyer und Huchting
mit 23 St ., Lengler und Tantzen  mit 22 St ., Abels
mit 20 St . und von Hammel  mit 17 Stimmen.

Nächste Sitzung: Mittwoch, den 6. November, Mor¬
gens 11 Uhr.

Tagesordnung: Bericht des Geschäftsvertheilungsauö-
schuffes und Wahl der Ausschüsse.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der zweiten Sitzung am 6. November 1872.

Graepel. Tantzen
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Anlage t.

Meine Herren ! Nach einer durchlebten großen Zeit , die

Deutschland unter Gottes Hülfe mit großen Opfern auf die

ihm gebührende Stufe gehoben , nach einer Zeit reich an
welthistorischen , überwältigenden Ereignissen , die frisch in dem

Gedächtnisse Atter leben , stehe ich vor Ihnen , von Seiner

Königlichen Hoheit dem Großherzoge mit dem ehrenvollen

Aufträge betraut , Sie freundlichst willkommen zu heißen und

Ihre Versammlung zu eröffnen.

Der Hauptzweck Ihrer Berufung ist Ihnen bekannt . Es

ist der Staatshaushalt für die nächsten drei Jahre zu regeln.
Das wird Ihnen nicht so schwer werden , als sonst , da die

Finanzlage eine günstigere geworden ist . Die Mittel sind im

Allgemeinen vorhanden , um — im Herzogthum auch bei ge¬

ringerer Belastung des Einkommens — nicht allein die noth-

wendigcn Anforderungen zu befriedigen , sondern auch noch

sonst das Gemeinwohl durch erhebliche Ausgaben zu fördern.
Von den Einnahmen mögen nur die aus der Eisenbahn-

vcrwaltung gewonnenen hervorgehobcn werden . Sie haben

in der lausenden Finanzpcriode die Erwartungen weit über¬

troffen , und ist eS daher für zulässig erachtet , die Ueber-

schüffe für die Jahre 1873/75 in einem erheblich höheren

Betrage wie früher in den Voranschlag aufzunehmen . Um

zu einem einheitlichen Bahnnetze zu gelangen , sind die Ver¬

handlungen über den Bau der Eisenbahn von Ihrhove nach

Neuschanz fortgeführt und Verhandlungen rücksichtlich der

Fortführung der Oldenburg -Quakenbrücker Bahn bis Osna¬

brück eingeleitet . Die Staatsrcgierung erwartet das Ergeb-

niß der Verhandlungen Ihnen , meine Herren , bald vorlegen

zu können , und rechnet sie auf eine günstige Beurtheilung,
und das um so mehr , da unsere Bahnen unverkennbar auf

allen wirthschaftlichen Gebieten belebend gewirkt haben.

Nothwendige Mehrausgaben bringt der unverkennbar

dauernd herabgesunkcne Werth des Geldes mit sich, der Die¬

jenigen schwer trifft , welche auf eine feste Baarcinnahme an¬

gewiesen sind . ES wird daher nach dem Vorgänge anderer

Staaten eine Erhöhung der Beamtcngehalte und der Besol¬

dungen der Volksschullehrer beantragt werden . Daß Sie,

meine Herren , dem unabweislichen Bedürfniß Rechnung tra¬

gen werden , glaubt die Staatsregierung mit Sicherheit an¬

nehmen zu können.

Auch sonstige wichtige Vorlagen werden ihnen zugehen,

als namentlich eine revidirte Gemeindeordnung für das Her¬

zogthum Oldenburg und sehr eingreifende Gesetze , betr . die

Theilbarkeit und Vererbung des Grundbesitzes und das Güter¬

recht der Eheleute . Leider können diese letzteren Gesetze noch

nicht sofort Ihnen vorgelcgt werden , doch wird es hoffentlich

recht bald möglich sein.

Und nun , meine Herren , darf ich bitten Ihre Arbeiten

zu beginnen und erkläre ich im Namen Seiner Königlichen

Hoheit des Großherzogs den Landtag des Großherzvgthums
für eröffnet.

Anlage 6.

Verzeichnis

Vorlagen für den XVII Landtag des Großherzogthums Oldenburg.

Ordn .- Datum. Gegen st and.

1.
1872

August 6. Abänderung der Regierungsbekanntmachung vom 22 . April 1815 , betr . Berechnung der für

2. „ 6.
Dienstreisen den Aemtern zn leistenden Vergütung.

Berichtigung des Gehaltsregulativs für den Civildicnst des Großherzogthums in Betreff der Fuhr-

3. „ 6.
und Tagegelder der Districtsärzte.

Gesetz für das Fürstenthum Lübeck , betr . die Ablösbarkeit der an den Staat zu zahlenden stän-

Ligen Gefälle.



6

Ordn .- Datum. G e g e n st s rr d.

4.
1872

August 6. betr . die Berechnung der Dienstzeit des Volksschullehrers Kleine  zu Vielstedt , Gemeinde Hude.
5. „ 6. betr . die Anrechnung der für die Gewährung von Altcrszulagen maßgebenden Dienstzeit der

6. 6.
Volksschullehrer bei der Feststellung des Ruhegehalts im Falle einer Pensionirung.

betr . die Mitglieder des Staatsgerichtshofes.
7. » 7. betr . den Verkauf von Hol ; aus den Staatsforsten im Fürstenthum Birkenfeld und das Ersuchen

8. t, 7.

des Landtags , in Erwägung zu ziehen , ob nicht statt des Verkaufs von Holz unter der
Hand , alles geschlagene Holz auf dem Wege der öffentlichen Versteigerung zum Verkaufe
zu bringen sei.

betr . die unentgeltliche Abtretung einer zum Staatswalddistricte „Pfaffenwald " gehörenden Par-

9. » 7.
zelle an das Krongut.

betr . das Ersuchen des Landtags , „ in Erwägung zu ziehen, ob nicht durch Verpachtung der Jagd

10. ,, 7.
für die Staatscaffe ein höherer Reinertrag zu erzielen wäre ."

betr . den Betrieb und die Resultate des Geschäfts der Oldenburgischen Laudesbank in den Ver-

11. » 8.
waltungsjahren 1870 und 1871.

betr . die Wahlen zum Provinzialrathe des Fürftenthums Lübeck.
12. „ 8. betr . die Veräußerung von Staatsgut im Herzogthum.
13. „ 8. betr . Len Verkauf einer Fläche von dem zu den Staatswaldungen des Fürstenthums Birkenfelv

14. „ 8.

gehörigen Buchwalde auf dem Banne der Gemeinde Nohfelden an die Rhein -Nahe Eisen¬
bahn -Gesellschaft.

betr . neue Bestimmung zum Gesetze für das Herzogthum Oldenburg , beir . die Gebühren in

1Z. " 8.
bürgerlichen Rechts - und Strafsachen vom 28 . Juni 1858.

betr . die Einführung mehrerer Las Ablösungswesen betreffender Gesetze in Len durch das Gesetz

16. „ 9.
vom 25 . Marz 1870 dem Fürstenthum Lübeck incorporirten Gebietsthcilen.

betr . die Gesinde -Ordnung für das Fürstenthum Lübeck.
17. „ 9. betr . das Ersuchen des Landtags , den Bezirksbaumeistern ihren Wohnsitz innerhalb ihres Bezirks

18. „ 9.
anzuwcisen.

betr . den Verkauf dcS Hauptzollamtsgebäudes zu Brake.
19. 8. Gesetzentwürfe für daö Fürstenthum Lübeck:

20. „ 9.

1. betr . die Ermittelung der Größe und des Reinertrages der Grundstücke in den Lurch
Gesetz vom 25 . März 1870 dem Fürstenthume Lübeck incorporirten vormals Holsteini¬
schen Gebietstheilen;

2 . betr . die anderweitige Regulirung der Grundsteuer in den durch Gesetz vom 25 . März
1870 dem Fürstenthum Lübeck incorporirten vormals Holsteinischen Gebietstheilen.

betr . die Aufhebung der Verpflichtung für die Seeschiffe zur Führung eines Seepaffes.
21. 21. betr . die Todeserklärung von Personen , welche an dem in den Jahren 1870 und 1871 gegen

22. 23„
Frankreich geführten Kriege Theil genommen haben,

betr . die Abänderung des Civilstaatsdienergesctzes vom 28 . März 1867 . ( Art . 8 . 18 . 58 . 62 .)
23. » 26. Gesetz für Las Fürstenthum Birkenfeld , betr . die Ausübung der Jagd.
24. Sept . 12. Gesetz für das Herzogthum , betr . einige Bestimmungen über Fortschreibungen und Umschreibungen.
25. .. 14. betr . die Vorlegung des Hausgesetzes für das Großherzogliche Oldenbnrgische Haus vom

26. » 23.
1. September 1872.

betr . die Ueberlassung des am Haarenthorsplatze Hieselbst belegenen , von den Katholiken seither

27. Octbr . 2.

als Kirche benutzten staatlichen Gebäudes an die hiesige katholische Gemeinde zu deren
freien Disposition.

betr . die Verordnungen für das Fürstenthum Birkenfeld vom 8. April und 22 . Juni 1871,
betr . die Auktionator - und Vergantungs - oder Versteigerungs -Ordnung bezw . Abänderung
derselben.
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Ordn .-
M.

Datum. G e g e n ft s n d.

1872
28. Octbr. betr . die Verordnungen in Betreff der Uebergangs - Bestimmungen zum Strafgesetzbuch für den

Norddeutschen Bund und der Neuen Bestimmungen zur Strafprozeßordnung und zum
Gerichtsverfafsungsgesetze.

29. „ 4. betr . den Procentsatz der Grund - und Gebändesteuer im Herzogthum Oldenburg.
30. 9. betr . Abänderungen des Gesetzes vom 15 . Juni 1861 wegen Reorganisation der Wittwen -,

Waisen - und Lcibrenten -Caffe.
31. 11. betr . das Dicnstcinkommen der Bolksschnllehrer im Fürstenthum Birkenseld.
32. " 14. betr . die Verschmelzung von Fonds oder milden Stiftungen in den cedirten vormals Holsteinischen

Gebietstheilen mit dem Landesarmenfonds des Fürstenthums Lübeck.
33. 16. Gesetz für das Herzogthnm , betr . den Wegfall der GewerbSrecognitiou für Mühlen , Ziegeleien

und Kalkbrennereien.

31. 17. betr . Gehaltszulage für den Landtagsregistrator Schwenke.
35. „ 19. betr . Len Schutz nützlicher Vögel.
36. „ „ betr . Consolidation verschiedener Anleihen des Herzogthums Oldenburg.
37. " 22. betr . die Aufhebung der Mitwirkung der Preisermittclungs - Commisston bei Ausmittelung der

Ablösungspreise der Naturalien und Dienste.
38. " " betr . die Herstellung von Zuwegungen zu den Bahnhöfen Schwartau und Pansdorf der Eutin-

Lübecker Eisenbahn.
39. „ Gesetz für das Fürstenthum Lübeck, betr . die Benutzung der Zwangs -Arbeitsanstalt zu Vechta.
40. " betr . die Vorlage der Rechnungen re. der Central - Casse des Großherzogthums für die Jahre

1867/69.
41. « 24. betr . den Voranschlag der Central - Einnahmen und Ausgaben des Großherzogthums für die

Finanzperiode 1873/75.
42. „ 25. betr . die Vorlegung der Jnventaricn der zur Eisenbahn gehörigen Gebäude und Grundstücke.
43. " " Gesetz für das Herzogthum , betr . Abänderungen des Gesetzes vom 15 . März 1870 , betr . die

Gebühren in Vcrwaltungssachen.
44. 26. betr . Abänderung der Geschäftsordnung des Landtags.
45. „ 28. betr . Aufbesserung der Beamtengehalte.
46. betr . die außerordentlichen Unterstützungen

für die zweite Berieselungs -Genossenschaft an der Hunte von Schohusen bis Westerburg und
für die Kanal -Genossenschaft im Sagtcrländischen Westmoore in der Gemeinde Strücklingen.

47. Gesetz für das Fürstenthum Lübeck, betr . die Gebühren in Verwaltungssachen.
48- " betr . die Verzeichnisse der vorgekommcnen Veränderungen im Bestände des Staats - und Kronguts

des Großherzogthums in der Zeit vom 1. Januar 1870 bis 1. Oetober 1872.
49. „ 30. betr . den Zuschuß aus Staatsmitteln für die Ackerbauschulen im Herzogrhum.
50 „ 3l. betr . die Regulirung und Ablösung der Forstberechtigungen im Fürstenthum Birkenfeld.
51. Novbr . 1. betr . neue Bestimmungen zum Gesetze vom 3 . April 1855 , betr . das Unterrichts - und Erzie-

hungswescn im Herzogthum Oldenburg.
5 >. " " betr . den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben 'des HerzogthumS für die Finanzperiode

1873/75.
betr . die Abtretung des Gnivdeichs im Amte Varel.53. 2.

54. 4. betr . die Ernennung von RegierungS -Commissarien.
55. " " betr . die Landescaffe - Rechnungen des Fürstenthums Birkenfeld für die Jahre 1867 , 1868 und

1869.
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Anlage k.

Werzeichnrß
der

noch in Aussicht stehenden Vorlagen für den XVII . Landtag des Großherzogthums Oldenburg.

Ordn .-
Jo. Datum. Gegenstand.

1. bctr . das Erbrecht und das eheliche Güterrecht im Herzogthum.
2 betr . Las Untcrrichtswesen im Fürstenthum Lübeck.
3. betr . Veräußerung der alten Reitbahn bei der Jnfantcrie -Caserne in Oldenburg.
4. bctr . Abänderung des Gebührengesctzes von 1858.
Z. betr . Vergütung für Wahrnehmung der Geschäfte des Anwalts der geistlichen Güter in Vechta.
6. betr . Personal - und Besoldungsetat für die Eisenbahn -Verwaltung.
7. betr . Vermehrung der Gendarmerie.
8. betr . Erlassung einer Fischerei -Ordnung.
9. betr . Herstellung einer Chauffeeverbindnng der Eisenbahnstation Pansdorf mit der Eutin -Lübecker

Chaussee und Herstellung von Zuwegungen zum Bahnhofe Schwartau.
10 . betr . Durchschlag nach den Oberahnischen Feldern.
11. betr . Gemeinde -Ordnung für das Herzogthum Oldenburg.
12. betr . Abänderung deS Gesetzes vom 14 . März 1870 , betr . die Zwangs -Arbcitsanstalt zu Vechta.
13. betr . Ausführung des s. g. Doppelbestcucrungsgesetzes vom 13 . Mai 1870 und der in Folge

desselben erlassenen Gesetze für die drei Provinzen des Großhcrzogthums wegen Abände¬
rung der Einkommensteuer -Gesetze.

14. betr . Erstreckung der Frist zur Stempelung von Vollmachten.
15. betr . Krongntscaffe -Rechnungcn des Herzogthums für die Jahre 1867 , 1868 und 1869.
16. bctr . Landcscaffe -Rechnungen des Herzogthums für die Finanzperiode 1867/69.
17. bctr . Nachmessung über den Aktivbestand der Staatsgutscapitalien -Casse des Herzogthums für die

Finanzperiode 1870/72 , sowie Voranschlag derselben für die Finanzperiode 1873/75.
18. betr . Abbruch des ehemals Frepe ' schcn  Hauses in der Mühlenstraße in Oldenburg.
19. betr . Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben der Landescasse für das Fürstentum Lübeck

(Finanzperiode 1873/75 ) .
20. betr . die Landeecasse -Rechnungen des Fürstenthums Lübeck von den Jahren 1867 , 1868 und 1869.
21. bctr . Krongutscaffe -Rechnungcn des Fürstenthums Lübeck für die Jahre 1867 , 1868 und 1869.
22. betr . Nachweisung über den Aktivbestand der Staatsgutscapitalien -Casse des Fürstenthums Lübeck

für die Finanzperiode 1870/72.
23. bctr . Umbau der Forstwärtcrwohnung zu Wüstenfeldc.
24. betr . Aufhebung der Gewerbsrecvgnitionen für Mühlen , Ziegeleien und Kalkbrennereien im Für¬

stenthum Lübeck.
25. Gesetz für das Fürstenthum Lübeck über das Stempelpapier und die Halbprocenisteuer , auch Aen-

derungen des Gebührengesetzes vom 15 . August 1861 rc.
26. betr . Einführung einer Jagdkartenabgabe für das Fürstenthum Lübeck.
27. Gesetz für das Fürstentum Birkenfeld , bctr . Gebühren in Verwaktungssachen.
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Ordn.- Datum. Gegenstand.

28. betr. Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums Birkcnfeld für die Finanz-
Periode 1873/75.

29. betr. Krongutscaffe-Nechnungen des Fürstenthums Birkenfeld für die Jahre 1867, 1868 und 1869.
30. betr. Nachweisung über den Aktivbestand der Staatsgutscapitalien-Casse des Fürstenthums Birken-

feld für die Finanzperiode 1870/72.
31. betr. Besteuerung der Gebäude im Fürstenthum Birkenfcld.
32. betr. Voranschlag der Eisenbahnverwaltungpro 1873/75.

Protokolle. XVII. Landtag. 2



die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Zweite Sitzung.

Oldenburg , den 6. November 1672 . Vormittags 11 Uhr.

-^ 7̂ » — - —-

Verfitzender: Präsident Graep el.

Der Schriftführer Tantzen  verliest die Protokolle der
zweiten vorläufigen und der ersten ordentlichen Sitzung. Die¬
selben wurden genehmigt.

Eingegangen waren:
1. Schreiben des Großberzoglichen Staatsministerinms

vom 4. d. M-, betreffend den Landes-Bevollmächtig-
ten beim Bischöflichen Officialate in Vechta (an dkb
Justizausschuß).

2. Schreiben des Abgeordneten Köhler  zu Herrstein,
betreffend Urlaubsgesuch.

3. Petition der Lehrer in der Gemeinde Apen, betreffend
das Gehalt der Volksschullehrer(an den Pctitions-
auSschuß).

4. Petition mehrerer Einwohner aus den Gemeinden
Tettens und Middoge, betreffend Chausseeanlage(an
den Finanzausschuß).

Der nachgcsuchte Urlaub des Abgeordneten Köhler
wurde bis zum 16. November d. I . bewilligt.

Die Abgeordneten Rüde dusch und Bünnemcyer
verpflichteten sich auf ihren früheren Eid mittelst Handschlags
in die Hand des Präsidenten.

Sämmtliche nicht beanstandete Wahlen wurden für gül¬
tig erklärt.

Die Zulassung des Abgeordneten von Galen  zu den
Sitzungen, trotz der Beanstandung seiner Wahl, wurde be¬
schlossen.

Der Gerichtsassessor Wesche übergab die Acten, betr.
die Neuwahl im 8ten Wahlkreise, welche zur Prüfung an
Die Iste Abtheilung gingen. Nach geschehener Prüfung und
Berichterstattung seitens der Abtheilung wurde die Wahl des
Abgeordneten Wulff  zu Majenfelde für gültig erklärt.

Vom Präsidenten wurde mitgetheilt, daß unter den
Schriftführern folgende Geschäftsvertheilunggetroffen sei:
Tantzen  führe die Aufsicht über das Rechnungswesen,
Köhler  habe die Registratur, Expedition und Redaction der
Landtagsvcrhandlungen zu übernehmen und P ropping  führe
die Correspondenz.

Ferner bezeichnete der Präsident folgende Vorlagen als
solche, die nicht an die Ausschüsse zu "verweisen seien:

1. 6, betr. die Mitglieder des Staatsgerichtshofs;
2. 7, betreffend den Verkauf von Holz aus den

Staatsforsten im Fürstenthum Birkenfcld und
das Ersuchen des Landtags, in Erwägung
zu ziehen, ob nicht statt des Verkaufs von
Holz unter der Hand, alles geschlagene Holz
auf dem Wege der öffentlichen Versteigerung
zum Verlause zu bringen sei;

3. M . 9, betr. das Ersuchen des Landtags, in Erwägung
zu ziehen, ob nicht dnrch Verpachtung der
Jagd für die Staatskasse ein höherer Rein¬
ertrag zu erzielen wäre;

4. M . 10, betr. den Betrieb und die Resultate der
Oldenburgischen Landesbank in den Verwal-
tungsjahren 1870 und 1871;

5. M . 17, betr. das Ersuchen des Landtags, den Bezirks¬
baumeistern ihren Wohnsitz innerhalb ihres
Bezirks anzuweisen;

6. 32, betr. die Verschmelzung der Fonds oder mil¬
den Stiftungen in den cedirten vormals Hol¬
steinischen Gebietstheilen mit dem Landesarmen¬
fonds des Fürstenthums Lübeck;

7. 37, betr. die Aufhebung der Mitwirkung der
Preisermittclungs- Commission bei Ausmittc-



lung der Ablösungspreisc der Naturalien und
Dienste;

8. M 42, betr. die Vorlegung der Jnventaricn der zur
Eisenbahn gehörigen Gebäude und Grundstücke;

9. M 54, betr. die Ernennung von Regierungs- Com-
miffaricn.

Tagesordnung:
Nach dem Vorschläge des Ausschusses über die Ver¬

keilung der Geschäfte sind zunächst5 Ausschüsse zu wählen,
womit der Landtag einverstanden ist.

Es wurden gewählt:
1. in den Finanzausschuß: die Abgeordneten Abels,

Ahlhorn , Brockhaus , von Hammel , Mül¬
ler , Oetken , Propping , Russell  mit je 30
Stimmen, Nathan  mit 29 Stimmen;
in den Verwaltungsauöschuß: die Abgeordneten Borg-

mann , Cammann , vonGalen , Hoper , Köh¬
ler , Krahn, Tan tzen  mit je 30 Stimmen, Barn¬
stedt und Huchting  mit je 29 Stimmen;

3. in den Justizausschuß: die Abgeordneten Glüsing,
Gracpek , Lengler , Rüdebusch , Schildt,
Schomann , Stukenborg , Windmüllcr  mit
je 30 Stimmen, Strodthosf  mit 29 Stimmen;

4. in den Petitionsausschuß: die Abgeordneten Bunne-
mann , Eilks , Krahn , Lengler , Russell,
Tan tzen, Wilken  mit je 30 Stimmen, Bünne-
meper und Huchting  mit je 29 Stimmen;

5. in den Geschäftsordnungsausschuß: die Abgeordneten
Ahlhorn , Cammann , Hoper , Müller , Scho¬
mann  mit je 30 Stimmen, Bünnemeyer  mit 29
Stimmen.

Die nächste Sitzung soll angesagt werden.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der dritten Sitzung am 13. November 1872.

Graepel. Propping.



Protoko
über

die Verhandlungen
des

xvu. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Dritte Sitzung.

Oldenburg , den 13. November 1872 . Vormittags 11 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Der Schriftführer Propping  verlieft das Protokoll der
letzten Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
1. Ministerialprotokollüber die Eröffnung des Landtags;

bekannt gemacht. (Geht uä natu.)
2. Schreiben des Großherzogl. Staatsministeriums, betr.

die Verwerthung der zur Gronenberger Forstwärter-
Wohnung gehörigen Ländereien; an den Finanzaus-

x schuß.
3. Desgl., betr. Abänderung deS Art. 5 K. 2 der Ver¬

ordnung vom 17. December 1870 für das Fürstenthum
Birkenfeld, betr. Uebergangsbestimmungen zum Straf¬
gesetzbuch für den Norddeutschen Bund; an den
Justizausfchuß.

4. Desgl., betr. den Gesetzentwurf für das Fürstenthum
Lübeck, betr. die Einführung von Jagdkarten re. ; an
den Verwaltungsausschuß.

5. Desgl., betr. den Entwurf eines Gesetzes für das
Fürstenthum Lübeck wegen Wegfalls der Gewerbs-
recognition für Mühlen rc.; an den Finanzausschuß.

6. Desgl., betr. die Landescaffe- Rechnungen des Fürsten¬
thums Lübeck für 1887 bis 1869; an denselben
Ausschuß.

7. Desgl., betr. die Landescaffe-Rechnungen des Fürsten¬
thums Birkenfeld für 1867 bis 1869; an denselben
Ausschuß.

8. Desgl., betr. den Entwurf eines Gesetzes für das
Herzogthum Oldenburg, enthaltend Aenderungen des
Gesetzes vom 14. März 1870, betr. die Zwangs¬
arbeitsanstalt zu Vechta; an den Verwaltungsaus¬
schuß, mit der irrthümlich dem Finanzausschüsse zuge¬
wiesenen Vorlage 39.

9. Desgl., betr. Verbesserung des Diensteinkommens der
Aufseher und Amtsdiencr bei der Zollverwaltung;
an den Finanzausschuß.

10. Desgl., betr. Aendcrung des Art. 16 der Auctiona-
törordnung vom8. April 1871 für das Fürstenthum
Birkcnfeld; an den Justizausschuß.

11. Desgl., betr. den Entwurf eines Gesetzes für das
Fürstenthum Lübeck, betr. die Aufhebung der Stempel¬
abgaben rc.; an den Finanzausschuß.

12. Desgl., betr. Aendernng des Gesetzes wegen Einrich¬
tung der Provinzialräthe in den Fürstenthümern und
betr. die Erhöhung der Tagegelder der Landtagsab¬
geordneten; zunächst an den Finanzausschußund von
diesem mit seiner Erklärung an den Geschäftsordnungs-
ausschuß abzugeben.

13. Eine an den Provinzialrath des Fürstenthums Lübeck
gerichtete Beschwerde des Kirchenraths zu Eutin, betr.
die Anstellung eines dritten Predigers in Eutin, dem
Landtage vorgelcgt von dem Vorsitzenden des Provin-
zialrathes des Fürstenthums Lübeck; an den Petitions¬
ausschuß.

14. Eine Eingabe des Vorsitzenden des Provinzialraths
des Fürstenthums Lübeck bei Vorlegung eines Antrages
über Erlassung eines Gesetzes für Las Fürstenthum
Lübeck, betr. die Wehrbarmachung der Schcidebefriedi-
gungen gegen weidendes Vieh; an den Verwaltungs¬
ausschuß.

15. Desgl. bei Vorlegung eines Antrages, betr. die Ein,
führung des Jagdgesetzes des alten Gebiets vor dem
1. September 1873 in den neuen Gebietstheilen rc.;
an denselben Ausschuß.
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46. Petition des Gemeiuderaths zu Altenesch, betr. die
Vertiefung der alten Weser resp. der Ochtum; an
den Finanzausschuß.

17. Eingabe des Gemeinderaths zu Lohne, betr. die Be¬
schlüsse des Amtöraths zu Vechta rc. wegen des Bei¬
trags-Verhältnisses zu den Kosten von Chaussee-An¬
lagen rc. ; an den Petitionsausschuß.

18. Petition der Lehrer des FürstenthumS Birkenfeld um
Abänderung resp. Erweiterung einiger Bestimmungen
des Gesetzentwurfs, betr. das Diensteinkommen der
Volksschullehrer; an den Verwaltungsausschuß.

19. Petition der Bolksschullehrer aus den Aemtern Ovel¬
gönne, Brake und Elsfleth, betr. Erhöhung ihres
Dienstcinkommens; an den Finanzausschuß; und

20. Petition der Volksschullehrer im Buksadingerlande,
betr. desgl.; an denselben Ausschuß.

Der Präsident thcilt mit, daß die an Seine Königliche
Hoheit den Großherzog entsandte Deputation von dem Groß¬
herzoge huldvoll empfangen worden sei.

Sodann verpflichtete sich der Abg. Köhler  in Gemäß¬
heit des Art. 130 des Staatsgrundgesetzes mittelst Hand¬
schlags in die Hand des Präsidenten auf seinen früher ge¬
leisteten Eid.

Ferner theilt der Präsident mit, daß die Accessisten
Ellerhorst und Bödeker  mit der Berichterstattung beauf¬
tragt seien und daß die Berichte wie bisher unentgeltlich an
die Aemter und Gemeindevorsteher versandt werden sollen.

Tagesordnung:
1. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

Ueberlassung des am Haarenthorsplatze hicsclbst belegenen,
von den Katholiken seither als Kirche benutzten staatlichen
Gebäudes an die hiesige katholische Gemeinde zu deren freier
Disposition.

Der vom Berichterstatter des Ausschusses, Abg. Ahl¬
horn,  Namens des Ausschusses gestellte Antrag:

der Landtag wolle genehmigen, daß die fetzige katho¬
lische Kirche am Haarenthorsplatzein Oldenburg der
katholischen Gemeinde in Oldenburg zur freien Dis¬
position überlassen werde,

wird angenommen.
2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

Berechnung der Dienstzeit des Volksschullehrers Kleine  zu
Vielstedt, Gemeinde Hude. Berichterstatter Abg. Ahlhorn.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle beschließen, daß den definitiven
Dicnftfahren des Lehrers Kleine  zu Vielstedt die von
ihm im Hannöverschen zugebrachte Dienstzeit ausnahms¬
weise hinzugerechnct werde, und darnach bei Bewilli¬
gung von Alterszulagen und auch bei einer etwaigen
Pensionirung die Dienstzeit deö rc. Kleine  berechnet
werde,'

wird-angenommen.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.
die Anrechnung der für die Gewährung von Alterszulagen
maßgebenden Dienstzeit der Volksschullehrerbei der Feststel¬
lung des Ruhegehalts im Faste einer Pensionirung. Bericht¬
erstatter Abg. Ahlhorn.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle genehmigen, daß denjenigen Leh¬
rern, denen in Gemäßheit des Schreibens des Land¬
tags an die Staatsrcgicrung vom 29. März 1857
ein Theil ihrer Hülfslehrerthätigkeit als Dienstzeit
angcrechnet, und danach schon fetzt die Alterszu¬
lagen bemessen worden, auch bei Feststellung des Ruhe¬
gehalts bei einer etwaigen Pensionirung diejenige
Dienstzeit in Anrechnung kommt, die bei Feststellung
der Alterszulageu maßgebend gewesen ist,

wird angenommen.
4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

den Verkauf des Hauptzollamtsgebäudeszu Brake.
Der vom Berichterstatter des Ausschusses, Abg. Ahl¬

horn,  NamenS des Ausschusses gestellte Antrag:
der Landtag wolle genehmigen, daß das zum Staats¬
gut gehörige Hauptzollamtsgebäude nebst dem vom
Assistenten bewohnten Nebengebäude zu Brake zum
öffentlichen Verkaufe gebracht werde,

wird angenommen.
5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. den

Gesetzentwurf für das Herzogthum, betr. den Wegfall der
Gewerbsrecognition für Mühlen, Ziegeleien und Kalkbrenne¬
reien. Berichterstatter Abg. Propping.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle dem einzigen Artikel des Gesetz¬
entwurfes seine Zustimmung geben,

wird angenommen.
6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

den Gesetzentwurf für das Fürstenthum Lübeck, betr. Len Weg¬
fall der Gewerbsrecognition für Mühlen, Ziegeleien und
Kalkbrennereien.

Der vom Berichterstatterdes Ausschusses, Abg. Na¬
than,  Namens des Ausschusses gestellte Antrag:

der Landtag wolle dem vorgelegten Gesetzentwürfe
seine Zustimmung crtheilen,

wird angenommen.
7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. den

Verkauf verschiedener Staatsgüter. Berichterstatter Abg.
Russell.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle zur Veräußerung

1. der Ziegeleibesitzung zu Hundsmühlen,
2. des Martin Warns Köterci zu Jpweger Moor,

richtiger zum schwarzen Moor,
3. des Battcriehammes zu Bieren mit dem dahin

führenden Wege,
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4. des Hausplatzes und Gartens der Cavilleric zu
Jever,

5. des Weidelandes beim Pumpsiel,
6. der Wiese zu Kronshörn,
7. der Asteder Wiese,
8. verschiedener Kirchenstände und Grabstcllen, welche

nicht als Pertinenzstücke zu bestimmten Staats¬
gütern gehören oder von diesen aus benutzt wer¬
den können, und

9. kleiner isolirt liegender Stücke unter1Hektar groß,
seine Genehmigung unter der Bedingung ertheilen,
daß mit dem Verkaufe in der Weise verfahren werde,
daß der Zuschlag regelmäßig erst nach zweimaligem
öffentlichem Aussatze erfolgt und nur in einzelnen
Fällen schon im ersten öffentlichen Aufsatze, wenn das
Tarat überbotcn worden und ein höheres Gebot nicht
zu erwarten ist, ertheilt wird, und daß von einem
öffentlichen meistbietenden Verkaufe nur abgesehen werde,
wenn wegen der besonderen Belegenheit des zu ver¬
kaufenden Objects ein öffentlicher Aufsatz von vorn
herein als resultatlos erscheinen sollte,

wird angenommen.
8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

Berichtigung des Gehaltsregulativsfür den Civildienst des
Großherzogthums in Betreff der Fuhr- und Tagegelder der
Districtsärzte. Berichterstatter Abg. Brockhaus.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die such III. 7 des Gehaltsregulativs sich findende
Bemerkung: „Beziehen in Dienstangelegenheiten keine
Fuhr- und Tagegelder" wohl aus den Thierarzt, nicht
aber auf die Districtsärzte mit zu beziehen ist, son¬

dern daß diesen bei Diensttouren, wie bisher, die
vorschriftsmäßigen Fuhr- und Tagegelder begleichen,

wird angenommen.
9. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

den Verkauf einer Fläche von dem zu den Staatswaldungcn
des Fürstenthums Birkenfeld gehörigen Buchwalde auf dem
Banne der Gemeinde Nohfelden an die Rhein-Nahe-Eiscn-
bahn-Gesellschaft.

Der Berichterstatter, Abg. Brockhau ö,  beantragt Na¬
mens deS Ausschusses:

der Landtag wolle seine Zustimmung zu dem vorge¬
legten Kaufverträge äs äuto Saarbrücken den 5. März
1872 und Birkenfeld den 16. März 1872 ertheilen;

dieser Antrag wird angenommen.
Sodann stellt der Berichterstatterder IV. Abthcilung

für Wahlprüfungen, Abg. Scho mann,  den Antrag:
der Landtag wolle die im 6. Wahlkreise auf den Gra¬
sen von Galen  gefallene Wahl zum Abgeordneten
für gültig erklären;

dieser Antrag wird angenommen.
Ferner wurde der vom Abg. Nathan  gestellte Antrag:

der Landtag wolle beschließen, den dem Abg. Wulff
durch den Präsidenten bis zum 10. d. M. gewährten
Urlaub bis auf den 17. d. M. zu verlängern,

angenommen.
Der Präsident bestimmt, daß Anträge für die zweite

Lesung der heute verhandelten Gesetzentwürfe bis zum Sonn¬
abend cinzubringen sind.

Demnächst leistete der Abg. von Galen  den im Art.
130 H. 1 des Staatsgrundgesetzcs vorgeschriebencn Eid.

Die nächste Sitzung wird angcsagt werden.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung vom 19. November 1872.

Graepel Tantzen



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthams Oldenburg.
Vierte Sitzung.

Oldenburg , den 19 . November 1872.  Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.
Das Protokoll über die vorige Sitzung wird vom Schrift¬

führer Tantzen  verlesen und nach Vornahme einer Berich¬
tigung genehmigt.

Es waren eingcgangen:
1. Schreiben des Großherzoglichen Skaatsministeriums,

betr. den Normaletat des Landdragoner-Corps. Wird
an den Finanzausschuß abgegeben.

2 . Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums
mit dem Entwürfe eines Gesetzes, betr. die Einfüh¬
rung einer Gebäudesteuer für das Fürstenthum Dir-
kenseld. An den Finanzausschuß.

Z. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums.
betr. den Entwurf eines Gesetzes für das Fürsten¬
thum Birkenfeld, betr. die Gebühren in Verwaltungs-
sachen. An den Verwaltungsansschuß.

4. Schreibe» des Großhcrzoglichen Staatsministeriums,
betr. den Entwurf eines Gesetzes für das Fürsten-
thum Lübeck, betr. Aenderungcn des Gesetzes vom
15. August 1861, betr. die Gebühren in bürgerlichen
Rechts- und Strafsachen rc. An den Iustizausschuß.

H. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,
betr. Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum
Oldenburg, betr. polizeiliche Bestimmungen zum Schutze
der Fischerei in den öffentlichen Gewässern. An len
Justizausschuß.

H. Schreiben des Großhcrzoglichen Staatsministeriums,
betr. Bewilligung von Geldern zu Prämien für die
Tödtung von Fischottern. An den Finanzausschuß.

7 . Schreiben des Großherzoglichen Skaatsministeriums,
betr. den Ankauf der Gräber der beerdigten französi¬
schen Soldaten auf dem Kirchhofe zu Oldenburg. An
den Finanzausschuß.

8. Petition der Einwohner von Horumersiel und Um¬
gegend. betr. den Nothstand der dortigen Volksschule rc.
An den Finanzausschuß.

9. Petition des Gcmeinderaths zu Eckwarden, betr. den
Bau einer Chaussee von Mittcldeich nach Tossens und
Eckwarden. An den Finanzausschuß.

10. Petition des Gemcinderathö zu Tossens, betr. den Bau
einer Chaussee von Mitteldeich nach Tossens und
Eckwarden. An den Finanzausschuß.

11. Petition des Vorstehers und Ausschusses des Ortes
Westerstede, bctr. Abänderung des Art. 116 §. 2
der Gemeindeordnung vom 1. Juli 1855, insbeson¬
dere der Bestimmung unter Ziffer 2 der Anlage I.
zu derselben.

Wird einstweilen zurückgelegt, bis die angekün¬
digte Vorlage, betr. den Entwurf einer Gemeinde-
Ordnung für das Herzogthum Oldenburg, eingcgangen
und hierzu ein besonderer Ausschuß bestellt sein wird.

Der Präsident thcilt mit, daß er dem Abg. Krahn  am
15. d. M. einen achttägigen Urlaub ertbeilt habe.

Der in die Versammlung cingetretene Abg. Wulff  wird
unter Hinweisung auf seinen früher geleisteten Eid mittelst
Handschlags in die Hand des Präsidenten verpflichtet.

Tagesordnung:
I. Bericht des Vcrwaltungsausschuffes, betr. Entwurf

eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck, betr. die Einführung
mehrerer das Ablösungswesen betreffender Gesetze in den
durch Gesetz vom 25. März 1870 dem Fürstenthum Lübeck
incorporirtcn Gcbictsthcilen. (Berichterstatter Abg. Barn¬
stedt)

Der Gesetzentwurf wird dem Anträge deS Ausschusses
entsprechend angenommen.



16

II . Bericht des Verwaltungsausschusses über die Gesetz¬
entwürfe für das Fürstentum Lübeck:

1. betr. die Ermittelung der Größe und des Reinertrages
der Grundstücke in den durch Gesetz vom 25. März
1870 dem Fürstentum Lübeck incorporirten vormals
Holsteinischen Gebietsteilen;

2. betr. die anderweitige Regulirung der Grundsteuer
in dem durch Gesetz vom 25. März 1870 dem Für¬
stentum Lübeck incorporirten vormals Holsteinischen
Gebietsteile.

Für den abwesenden Berichterstatter Krahn  übernahm
der Abg. Huchting  die Berichterstattung.

Die Art. 1—17 des erstgenannten Gesetzentwurfes wer¬
den nach den AusschußanträgenHL 1, 2 und 3 ange¬
nommen.

Antrag HL 4 wird dahin abgeändert, daß statt der
Worte: «aus dem Auslände" die Worte : «nicht aus dem
Fürstenthume" zu setzen seien, und der Art. 18 mit dieser
Aenderung angenommen.

Es werden sodann auch den Ausschußanträgcn HL5—7
entsprechend die Artikel 19—35 des Gesetzentwurfes ange¬
nommen.

Zn Betreff des sud 2 genannten Gesetzentwurfes werden
gleichfalls den vom Ausschüsse sud 8 und 9 gestellten An¬
trägen entsprechend die Artikel 1—12 angenommen.

III . Mündlicher Bericht des Justizausschuffes über den
Gesetzentwurf, betr. die Aufhebung der Verpflichtung für die
Seeschiffe zur Führung eines Seepaffes. (Berichterstatter
Abg. Scho mann .)

DerLlntrag dcS Ausschusses:
der Landtag wolle dem einzigen Artikel des Gesetz¬
entwurfes seine Zustimmung crtheilen,

wird angenommen.
IV. Bericht des Verwaltungsausschuffeszu dem Ent¬

würfe eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck, betr. die
Ablösbarkeit der an den Staat zu zahlenden ständigen Gefälle.
(Berichterstatter Abg. Krahn .)

Der Gesetzentwurf wird dem Anträge des Ausschusses
entsprechend angenommen.

V. Bericht des Verwaltungsausschuffes zu dem Ent¬
würfe eines Gesetzes, betr. Abänderung der Regierungsbe¬
kanntmachung vom 22. April 1845, betr. Berechnung der für
Dienstreisen der Aemter zu leistenden Vergütung. (Bericht¬
erstatter Abg. Ca mm an n.)

Der Ausschuß hatte Annahme der beiden Artikel des
Entwurfes beantragt. Dieselben werden angenommen.

VI. Mündlicher Bericht des Gesammtvorstandes, betr.
eine dem Landtagsregistrator Schwencke zu gewährende
Gehaltszulage. (Berichterstatter Abg. Tantzen .)

Der Antrag des Gesammtvorstandes, dahin gehend:
der Landtag wolle sich mit der von Großherzog-
lichcr Staatsregierung für den Landtagsregistrator

Schwencke beantragten Gehaltserhöhung auf jähr¬
lich 700 ^ vom 1. Januar 1873 an einverstanden
erklären, unter der Bedingung, daß der Landtags¬
registrator Schwencke auch ferner verpflichtet bleibt,
für die Zeit, in welcher Landtagsarbeiten nicht zu er¬
ledigen sind, diejenigen Geschäfte zu übernehmen,
welche ihm vom Staatsministerium übertragen werden,
und daß auf sei» Gehalt diejenigen Vergütungen in
Abzug gebracht werden, welche Schwencke für
anderweitige Dienstverrichtungcn beziehen wird,

wird angenommen.
VII. Bericht des Verwaltungsausschusscs zu dem Ent¬

würfe eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr.
Abänderungen des Gesetzes vom 15. März 1870, betr. die
Gebühren in Verwaltungssachen. (Berichterstatter Abg. Cam-
man  n.)

Die Artikel 1 und 2 des Entwurfes werden in Gemäß¬
heit der Ausschußanträge angenommen.

VIII . Bericht des Verwaltungsausschuffesüber den
Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg,
betr. einige Bestimmungen über Fortschreibungen und Um¬
schreibungen. (Berichterstatter Abg. Tantzen .)

Artikel 1 bis 12 des Gesentzentwurfes werden ange¬
nommen.

Zu Artikel 13 wurde Antrag 2 vom Berichterstatter
Namens des Ausschusses dahin geändert, daß im Art. 13 die
ejngeklammerten Worte »nicht aber für das Brandcaffen-
register" zu streichen und hinter dem Worte «angesehen- die
Worte «und dort, wo die Verwaltungsämter die Brandcassen-
register führen, auch für letztere«, nachzufügen seien; und
darauf Art. 13 mit dieser Aenderung angenommen. Artikel
14—20 werden den Anträgen HL 4 und 5 entsprechend an¬
genommen.

Zu Art. 21 §. 1 hatte der Ausschuß den Antrag HL6
gestellt. Derselbe erhält jetzt folgende Fassung:

Im Art. 21 H. 1 hinter «nachfvrdern darf" zu setzen
«und vom gegenwärtigen Eigenthümer nur aus der
Zeit seines Besitzes, im klebrigen von dessen Vor¬
gänger."

Artikel 21 §. 1 wird mit diesem Zusatze angenommen,
desgleichen die Art. 21 8- 2 bis Art. 24.

Zu Art. 25 wird der Ausschußantrag HL 9 zurückge¬
zogen und beantragt, Art. 25 des Gesetzentwurfes anzuneh¬
men. Art. 25 wird darauf angenommen, desgleichen Art.
26 und 27.

Nächste Sitzung: Freitag, den 22. November, Vor¬
mittags 10 Uhr.

Tagesordnung:
1. Bericht LeS Justizausschusses über den Entwurf eines

Gesetzes, betr. Todeserklärungen von Personen, welche
an dem in den Jahren 1870 und 1871 gegen Frank¬
reich geführten Kriege Theil genommen haben.
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2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das
Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums
vom 5. Novemberd. I ., betr. generelle Ermächtigung
zur Veräußerung der zur Gronenberger Forstwärter-
Wohnung gehörigen Ländereien.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Landescaffe-Rcchnungen des Fürstenthums Lübeck für
die Jahre 1867/69.

4. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog¬
thum Oldenburg, betr- den Wegfall der Gewerbs-
recognitiou für Mühlen, Ziegeleien und Kalkbrenne¬
reien.

5. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten-
thum Lübeck, betr. Aufhebung der Gewerbsrecognition
für Mühlen, Ziegeleien und Kalkbrennereien.

6. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzogthum

Oldenburg, betr. Abänderungen des Gesetzes vom
15. März 1870, betr. die Gebühren in Verwaltungs¬
sachen. *

7. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬
thum Lübeck, betr. Einführung mehrerer das Ablö¬
sungswesen betreffender Gesetze in den durch das
Gesetz vom 25. März 1870 dem Fürstenthum Lübeck
incorporirten Gebietstheilen.

8. Bericht des Justizausschuffes über den Entwurf eines
Gesetzes, betr. den Schutz nützlicher Vögel.

9. Bericht des Verwaltungsausschusses über den Gesetz¬
entwurf für das Fürstenthum Lübeck, betr. die Ge¬
bühren in Verwaltungssachen.

Anträge zur zweiten Lesung der in heutiger Sitzung
durchgenommenen Gesetze sind spätestens bis Mittwoch, den
20. November, cinzubringen.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 22. November 1872.

Graepel . Köhler.

Protokolle . XVII.  Landtag.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVIl. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Fünfte Sitzung.

Oldenburg , den 22. November 1872.  Vormittags 10 Uhr.

- -> ^

Vorfltzender: Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Präsidenten ver¬
las der Schriftführer Köhler  das Protokoll der vierten
Sitzung, welches genehmigt wurde.

Eingegangcn waren:
1. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,

betr. den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben
des Fürstenthums Lübeck pro 1873/75. (An den
Finanzausschuß.) .

2. Desgl., betr. den Voranschlag der Einnahmen und
Ausgaben des Fürstenthums Birkenfeld pro 1873/75.
(An den Finanzausschuß.)

3. Desgl. bei Vorlegung
n) der Krongutscasse-Rechnungen des Herzogthums

pro 1867 und 1868;
b) der Hauptbücher wegen der Einnahmen und

Ausgaben der Krongutscafse des Herzogthums
pro 1869 und 1870;

v) der Krongutscasse-Rechnungen des Fürstenthums
Lübeck pro 1867, 1868 und 1869;

ä) der Krongutscasse-Rechnungen des Fürstenthums
Birkenfeld pro 1867, 1868 und 1869.

(An den Finanzausschuß.)
4. Desgl., betr. Erhöhung des Grundkapitals der Olden-

burgischen Landesbank um weitere 500,090 -F>. (An
den Finanzausschuß.)

5. Desgl., betr. Ankauf der Köterei des I . W. Hoppe
zu Inte zum Krongut. (An den Finanzausschuß)

6. Desgl., betr. die stattgehabten technischen Untersuchun¬
gen des Durchschlags nach den Oberahnischen Feldern.
(An den Finanzausschuß.)

7. Petition des Gustav Harbers  zu Westerstede, als
Direktor der Mobiliar-Feuerversicherungs-Gesellschaft
„Gegenseitigkeit" für das Herzogthum Oldenburg, betr.
Abänderung des Art. 6 ß. 2 des Gesetzes vom
9. October 1868, betr. die Stempelgebühren. (An
den Petitionsausschuß.)

8. Desgl. der Gemeinden Kronweilcr re., betr. den Aus¬
bau des Zufuhrweges zur Eisenbahnstation Kron-
wciler. (An den Finanzausschuß.)

9. DeSgl. der Gemeinde Süsel, betr. Unterstützung der
durch die Sturmflut!) vom 13. Novemberd. I . ihrer
Häuser beraubten Einwohner zu Haffkrug und Gro¬
nenberg aus Staatsmitteln. (An den Finanzausschuß.)

Tagesordnung:
1. Bericht des Jnstizausschussesüber den Entwurf

eines Gesetzes, betr. Todeserklärungen von Personen, welche
an dem in den Jahren 1870 und 1871 gegen Frankreich
geführten Kriege Theil genommen haben. Berichterstatter
Abgeordneter Schomanu.

Die Artikel 1 und 2 des Gesetzentwurfs wurden an¬
genommen.

Der Ausschußantrag, dem Artikel3 den Satz nachzu¬
fügen:

„das Gericht ist bei der Würdigung des Beweis¬
resultats an positive Beweisregcln nicht gebunden",
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wurde angenommen und dann Artikel 3 mit diesem Zusätze
angenommen.

Der Artikel 4 des Gesetzentwurfs wurde angenommen.
Zu Artikel 5 wurden die Ansschußanträge

HL 6 , hinter die Worte : » in öffentlicher Sitzung « die
Worte : » zu welcher der Antragsteller zu laden
ist » zu setzen;

HL 7 , hinter dem Worte : » bedarf " das Punktum
wegfallen zu lassen , statt dessen ein Semi¬
kolon zu setzen und den folgenden Satz hinzu-
znfügen:

„insbesondere ist im Fürstenthum Birken-
fclv die im Art . 116 des Ooäc civil
vorgeschriebene Anhörung des Procurators
(Staatsanwalts ) nicht erforderlich « ;

HL 8 , dem Artikel 5 folgenden Absatz hinzuzufügen:
»das die Todeserklärung aussprechende
Erkenntniß ist im Herzogthum in den
Oldcnburgischen Anzeigen , in den Fürsten-
thümern Birkenfcld und Lübeck in den dor¬
tigen Amtsblättern einmal zu veröffent¬
lichen « ;

angenommen und dann der Artikel mit diesen Aenderungen
angenommen . Der Artikel 6 des Gesetzentwurfs wurde an¬
genommen.

Der Ausschußantrag HL 11 , im Artikel 7 die Worte:
»und Stempel " zu streichen , wurde angenommen und der
Artikel 7 mit dieser Aenderung angenommen.

Der Ausschußantrag H § 13 , dem ersten Absätze des
Artikels hinzuzufügen : » Auf die Convocation der Erben und
etwaiger Gläubiger des Vermißten finden die Bestimmungen
der B . P .O . Anwendung «, wurde angenommen und Artikel 8
mit diesem Zusatze angenommen.

Der Artikel 9 des Gesetzentwurfs wurde angenommen.

2 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das
Schreiben des Großhcrzoglichen Staatsministeriums vom
5 . November d. I . , betr . generelle Ermächtigung zur Ver¬
äußerung der zur Grvnenberger Forstwärter -Wohnung gehö¬
rigen Ländereien . Berichterstatter : Abgeordneter Nathan.

Der Ausschußantrag:

„der Landtag wolle der Staatsregierung die generelle
Ermächtigung zur Veräußerung der zur Forstwärter-
Wohnung zu Gronenberg gehörigen Ländereien cr-
theilen,«

wurde angenommen.

3 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Landescaffe - Rechnungen des Fürstenthums Lübeck für die
Jahre 1867/69 . Berichterstatter : Abgeordneter Nathan.

Der Ausschußantrag:
«der Landtag wolle die Landescaffe - Rechnungen des
Fürstenthuins Lübeck für die Jahre 1867 bis 1869

als unbeanstandet an Großherzvgliche Staatsregierung
zurückgelangen lassen,"

wurde angenommen.

4 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog¬
thum Oldenburg , betr . den Wegfall der Gewerbsrecognition
für Mühlep , Ziegeleien und Kalkbrennereien.

Der Ausschußantrag:

»Landtag wolle dem einzigen Artikel des Gesetzent¬
wurfs unverändert in zweiter Lesung annehmen,"

wurde angenommen.
5 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬

thum Lübeck , betr . Aufhebung der Gewerbsrecognition für
Mühlen , Ziegeleien und Kalkbrennereien.

Der Ausschußantrag .'

„Landtag wolle den einzigen Artikel des Gesetzentwurfs
unverändert in zweiter Lesung annehmen,"

wurde angenommen.

6 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog¬
thum Oldenburg , betr . Abänderungen des Gesetzes vom
15 . März 1870 , betr . die Gebühren in Verwaltungssachen.

Der Ausschußantrag:

»Landtag wolle den Gesetzentwurf auch in zweiter
Lesung unverändert annehmen,«

wurde angenommen.
7 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬

thum Lübeck , betr . Einführung mehrerer das Ablösungswesen
betreffender Gesetze in den durch das Gesetz vom 25 . März
1870 dem Fürstenthum Lübeck incorporirten GebietStheilen.

Der Ansschußantrag:

»Landtag wolle den Gesetzentwurf auch in zweiter
Lesung unverändert annehmen,"

wurde angenommen.
8 . Bericht des JustizauSschuffes über den Entwurf

eines Gesetzes , betr . den Schutz nützlicher Vögel . Bericht¬
erstatter : Abgeordneter Rüdebusch.

Der Ausschußantrag HL. 1:

dem Art . 1 folgenden Zusatz zu geben:
»In Betreff der jagdbaren Vögel kommen die
Jagdgesetze zur Anwendung . «

wurde angenommen und Artikel 1 mit diesem Zusatze ange¬
nommen.

Die Artikel 2 bis 4 des Gesetzentwurfs wurden ange¬
nommen.

Der Ausschußantrag HL 4:
Im Artikel 5 Zeile 1 zwischen den Worten : « der«
und «Handel « einzuschalten : »gewerbsmäßige «,

wurde angenommen und Artikel 5 mit diesem Zusatze ange¬
nommen.

Artikel 6 § . 1 wurde in folgender vom Ausschüsse be¬
antragten Fassung:

„Wer den vorstehenden Verboten zuwider handelt,
oder Kinder zum Zuwiderhandeln verleitet , oder Per-

3*
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sonen , welche seiner Gewalt und Aufsicht untergeben
sind und zu seiner Hausgenoffcnschaft gehören , vom
Zuwiderhanveln gegen dieses Gesetz abzuhalten unter¬
läßt , wird mit Geldstrafe bis zu 20 -F > oder Haft
bis zu 14 Tagen bestraft,"

angenommen.

Artikel 6 H. 2 wurde in der Fassung des Gesetzentwurfs
angenommen.

Zu Artikel 7 wurden die Ausschnßanträge HL 7:
vor die Zahl : ,,200 " zu setzen : » mindestens «,

abgclehnt , dagegen HL 8:

das Wort : „ Schritte " zu streichen und statt desselben
„Meter " zu setzen,

und HL 9:

die eingeklammerten Worte : „ Feld - oder verwilderte
Katzen " zu streichen,

angenommen und Artikel 7 mit diesen Aenderungen ange¬
nommen.

Die Artikel 8 und 9 des Gesetzentwurfs wurden an¬
genommen.

Der Ausschußantrag M 12 : auf der Nebenanlage H.
des Gesetzentwurfs die Worte : „ Ncbelkrähe ( Winterkreye,
Nebelrabe ) " zu streichen,

so wie der Antrag des Abgeordneten Russell:  auf
derselben Anlage die Worte „ Oorvrm ovruix l ^ zu streichen,

wurden angenommen;
dagegen der Antrag desselben Abgeordneten : auf die

Anlage auch das Wort : „ Holzhäher " zu setzen,
abgclehnt.

Der Ausschußantrag HL 13:
„der Landtag beschließe . Großherzogliche Staatsrcgie-
rung zu ersuchen , bei Einführung des Gesetzes den
Lehrern des Großherzogthums aufzugeben , ihren Schü¬
lern das Gesetz einznschärfcn und dieselben wiederholt
vor Uebertretungen zu warnen,»

wurde angenommen.
9 . Bericht des Verwaltungsausschuffes über den Gesetz¬

entwurf für das Fürstenthum Lübeck , betr . die Gebühren in
Verwaltungssachen . Berichterstatter : Abgeordneter Borg¬
mann.

Die Artikel 1 bis 7 des Gesetzentwurfs wurden an¬

genommen.
Die Ausschußanträge:

HL 2, Art. 8 u mit Weglassung der Worte „für
kleine Leute " anzunchmen,

HL 3, den Art. 8 d in der folgenden Fassung an¬
zunehmen :

„in Angelegenheiten der von Gemeinden
errichteten Sparkassen , soweit sie lediglich

gemeinnützige Zwecke verfolgen,»
HL 4 , den Art . 8 o, ä , e , f, § , k unverändert an¬

zunehmen,

HL 5 , die Artikel 9 bis 20 incl . nach dem Entwürfe
anzunchmen,

wurden angenommen.

Der zu der dem Gesetzentwürfe für das Fürstenthum
Lübeck , betr . Gebühren in Verwaltungssachen , beigefügten
Gebührentare gestellte Ausschußantrag:

„der Landtag wolle die vorgelegte Tare unverändert
annehmen,"

wurde angenommen.
Nächste Sitzung : Dienstag , den 26 . November 1872,

Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung:
1 . Zweite Lesung der Gesetzentwürfe für das Fürstenthum

Lübeck : ^

1 . betr . die Ermittelung der Größe und des Rein¬
ertrages der Grundstücke in den durch Gesetz
vom 25 . März 1870 dem Fürstenthum Lübeck
incorporirten vormals Holsteinischen Gebiets-
theilen;

2 . betr . die anderweitige Regulirung der Grund¬
steuer in den durch Gesetz vom 25 . März 1870
dem Fürstenthum Lübeck incorporirten vormals
Holsteinischen Gebietstheilen.

2 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . die Aufhebung
der Verpflichtung für die Seeschiffe zur Führung eines
Seepasses.

3 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬
thum Lübeck, betr . die Ablösbarkeit der an den Staat

zu zahlenden ständigen Gefälle.
4 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Abänderung

der Regierungs - Bekanntmachung vom 22 . April 1845,
betr . Berechnung der für Dienstreisen der Aemter zu
leistenden Vergütung.

5 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzogthum
Oldenburg , betr . einige Bestimmungen über Fort¬
schreibungen und Umschreibungen.

6 . Bericht des Justizausschusses
1 . über die Verordnungen für das Fürstenthum

Birkcnfeld vom 8 . April und 22 . Juni 1871,
betr . die Auktionator - und Vergantungs - oder
Versteigerungs - Ordnung , bezw . Abänderung der¬
selben ;

2 . über das Schreiben der Großherzoglichen Staats¬
regierung vom 8 . November d . I . , betr.
Aenderung des Artikels 16 dieser Auktionator-
Ordnung.

7 . Mündlicher Bericht des Justizausschusses
1 . über die Verordnungen in Betreff der Ucber-

gangsbestimmungen zum Strafgesetzbuch für den
Norddeutschen Bund und der neuen Bestimmun¬
gen zur Strafproceßordnung und zum Gerichts¬
verfassungsgesetze;
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2. über das Schreiben der Großherzoglichen Staats¬
regierung vom 7. Novemberd. I ., betr. Aende-
rung des Art. 5 Z. 2 der Verordnung für das
Großherzogthum vom 17. December 1870, betr.
Uebcrgangsbestimmungen zum Strafgesetzbuch für
den Norddeutschen Bund.

8. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Normaletat
der Stärke und Verpflegung der Gendarmerie.

9. Bericht dcö Justizausschuffes über den Gesetzentwurf,

betr. Abänderung des Gesetzes vom 15. Juni 1861,
die Reorganisation der Wittwen-, Waisen- und Leib-
rentencasse betreffend.

10. Bericht des Justizausschuffes über den Gesetzentwurf,
betr. Abänderung des Civilstaatsdienergesetzes vom
28. März 1867.

11. Bericht des Finanzausschusses über den Voranschlag
der Einnnahmen für das Herzogtum Oldenburg.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 26. November 1872.

Graepel. Propping.



Protokol
über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
Sechste Sitzung.

Oldenburg , den 26 . November 1872 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepe !.

Der Schriftführer Proppi ' iig verlieft das Protokoll
der letzten Sitzung. Dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
1. Schreiben der Staatsregierung, betr. Veräußerung

des bei Eutin belegcnen Mühlenetabliffements, der
sog. Neumühle.

Geht an den Finanzausschuß.
2. Schreiben der Staatsregierung, betr. den Entwurf

eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck, betr. das
Unterrichtswesen.

Geht an den Verwaltungsausschuß.
3. Petition des Comitö für Erbauung einer Zweigbahn

von Westerstede nach Ochholt um eine staatliche Sub¬
vention von 30,000 -<K.

Geht an den Finanzausschuß.
4. Petition des Obergerichtsanwalts Fra hm in Ahrens-

bock um Bewilligung einer Staatshülfe zur Milde¬
rung der Noth der durch die Sturmfluthen geschädig¬
ten Einwohner des Fürstenthnms Lübeck.

Desgleichen.
5. Petition des pensiouirten Lehrers Joh. Ehr. Mül¬

ler  zu Sillenstede um Erhöhung seiner Pension.
Desgleichen.

6. Petition der Dclegirten- Versammlung sämmtlichcr
Lehrer des Herzogthums Oldenburg, betr. das Dienst¬
einkommen der Volksschullehrer.

Geht an den Verwaltungsausschuß.
7. Petition des Lehrers G. Niemöller  zu Cappeln,

den Termin seiner definitiven Anstellung betreffend.
Geht au den Petitionsausschuß.

8. Petition von Gymnasiallehrernzu Eutin, Jever und
Oldenburg, bei Neuberathung des Etats für die

Gymnasien des Großherzogthnms de» in Preußen
durchgeführten Normaletat zu Grunde zu legen.

Geht an de» Verwaltungsausschuß.
Vom Finanzausschuß ist der dringliche Antrag gestellt:

der Landtag wolle die Petition des Gemeinderaths der
Gemeinde Süsel mit dem Ersuchen der Großherzog¬
lichen Staatsregiernng übergeben, eine Vorlage wegen
Unterstützungder durch die Sturmfluth vom 13.
d. M. im Fürstenthum Lübeck Beschädigten, soweit er¬
forderlich, möglichst bald dem Landtage zu machen,
indem der Landtag seine Bereitwilligkeit ausdrückt, die
dazu nothwendigen Mittel zu bewilligen.

Nachdem gemäß8- 85 der Geschäftsordnungdie Dring¬
lichkeitsfrage vom Landtage bejaht worden, wurde dieser An¬
trag einstimmig angenommen.

Der vom Abg. Wulff  gestellte, genügend unterstützte
selbständige Antrag:

der Landtag beschließe. Großherzogliche Staatsrcgie-
rung zu ersuchen, dieselbe möge veranlassen, daß den
Einwohnern des FürstenthnmsLübeck, die durch die
Sturmfluth am 13. d. M. ihre Gebäude oder son¬
stiges Vermögen verloren haben, durch Geldvorschüffe
aus der Staatscafse auf einige Jahre zinsfrei, je
nach dem Bedürfnisse, Unterstützungen gewährt wer¬
den, und der Landtag der Staatsregierung zu solchen
Zwecken die Summe bis zu 20,000 -<L aus der
Staatskasse bewillige,

wurde vom Antragsteller zurückgenommen.
Ferner wurde von den Abgeordneten Nathan und

Wulff  der genügend unterstützte, selbständige Antrag ge¬
stellt:

der Landtag wolle beschließen, Großhcrzogliche Staats
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regierung zu ersuchen , dem gegenwärtigen Landtage
die von dem Provinzialrathe des Fürstenthums Lübeck
im Jahre 1869 berathene Wafferordnung mit den
etwa nöthig befundenen Aendcrungen vorzulegen.

Nachdem gemäß 8 - 81 der Geschäftsordnung die In¬

betrachtziehung dieses Antrages vom Landtage angenommen
worden , zeigte der Präsident an , daß derselbe demnächst auf
die Tagesordnung würde gesetzt werden.

Tagesordnung:
1 . Zweite Lesung der Gesetzentwürfe für das Fürsten¬

thum Lübeck:
1 . betr . die Ermittelung der Größe und des Reinertrages

der Grundstücke in den durch Gesetz vom 25 . März

1870 dem Fürstenthum Lübeck incorporirten vormals
Holsteinischen Gebietsthcilcn;

2 . betr . die anderweitige Regnlirung der Grundsteuer in
den durch Gesetz vom 25 . März 1870 dem Fürsten¬
thum Lübeck incorporirten vormals Holsteinischen Ge-
bietstheüen.

Der Verbefferungsantrag des Abg . Wulff:
dem Art . 18 ist folgende Fassung zu geben:

Die Abschätzungscommission besteht aus einem von
der Regierung zu berufenden Vermeffungsbeamten
und zweien vom Provinzialrathe zu wählenden Ab¬
schätzern , für welche in derselben Weise zwei Ersatz¬
männer zu berufen sind , welchen ein Hülfsgcometer
und das sonst noch erforderliche Hülfspersonal bei¬
gegeben wird,

findet nicht die genügende Unterstützung.

Auch der Verbefferungsantrag der Abgeordneten Nathan
und Wulff:

im Artikel 12 , zweiter Absatz , werde in der dritten
Zeile statt des Wortes : „ Dreiviertel " das Wort:
»Drcifünftel " gesetzt,

wird nicht genügend unterstützt.

Sodann werden beide Gesetzentwürfe , so wie sie ans
der ersten Lesung hervorgegangcn , angenommen.

2 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . die Auf¬

hebung der Verpflichtung für die Seeschiffe zur Führung eilies
Sccpasses.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle dem einzigen Artikel des Entwurfs
seine Zustimmung ertheilen,

wurde angenommen.

3 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬
thum Lübeck , betr . die Ablösbarkeit der an den Staat zu
zahlenden ständigen Gefälle.

Der Landtag nimmt den Gesetzentwurf auch in zweiter
Lesung unverändert an.

4 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Abände¬

rung der Regierungs - Bekanntmachung vom 22 . April 1815,

betr . Berechnung der für Dienstreisen der Aemter zu leisten¬
den Vergütung.

Der Regierungscommissair Gerichtsassessor Wesche
brachte den Verbefferungsantrag:

es wird beantragt , dem Art . 1 des rubricirten Gesetz¬
entwurfs folgende Fassung zu geben:

Ist die Dienstreise mit eigenem oder gemiethetem
Fuhrwerk gemacht und die Rückreise nicht an dem¬

selben Tage erfolgt , so sind bei jedem außerhalb ge¬
nommenen Nachtquartier neben der im 8 . 1 der

Regierungs - Bekanntmachung bestimmten Vergütung,
für jede Meile Wegentfernung des Nachtquartiers

von dem Amtssitze 1 20 zu vergüten.
Der Ausschußantrag:

dem Artikel 1 des Entwurfs hinzuzufügen:

„jedoch darf die Transportkosten - Vergütung den
Betrag von vier Thalern täglich nicht übersteigen «,

und mit diesem Zusatze den Artikel 1 des Entwurfs
anzunehmen,

wird angenommen , und ist damit der Antrag der Staats¬
regierung erledigt.

Sodann wurde der Artikel 2 des Entwurfs auch in
zweiter Lesung unverändert angenommen.

5 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog¬
thum Oldenburg , betr . einige Bestimmungen über Fortschrei¬
bungen und Umschreibungen.

In der Zusammenstellung der vom Landtage bei der

ersten Lesung des Gesetzentwurfs gefaßten Beschlüsse war im
Art . 21 8 . 1 am Schlüsse statt : » Vorgänger « der Plural
»Vorgängern " angewandt.

Nachdem der Landtag diese Abänderung genehmigt , wurde
der Gesetzentwurf im klebrigen so , wie er aus der ersten

Lesung hervorgegangen ist , auch in zweiter Lesung ange¬
nommen.

Der Vicepräsident Ahlhorn  übernimmt den Vorsitz.
6 . Bericht des Justizausschusseö

1 . über die Verordnungen für das Fürstenthum Birken¬
feld vom 8 . April und 22 . Juni 1871 , betr . die

Anctionator - und Vergantnngs - oder Versteigerungs-
Ordnung , bezw . Abänderung derselben;

2 . über das Schreiben der Großherzoglichen Staats-

rcgierung vom 8 . November d . I . , betr . Aendcrung
des Art . 16 dieser Auctionator -Ordnung.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle der durch Verordnung vom 8 . April
1871 für das Fürstenthum Birkcnfeld erlassenen Auk¬

tionator - und Vergantnngs - oder Versteigerungs-
Ordnung mit der durch die Verordnung vom 22 . Juni

1871 getroffenen Abänderung derselben seine nach¬
trägliche Zustimmung ertheilen,

wurde angenommen.

Ebenso wurde der Antrag 2 des Ausschusses:



24

der Landtag wolle seine verfassungsmäßige Zustim¬
mung dazu geben , daß im Wege des Gesetzes der
Art . 16 Ziffer 1 der gedachten Auctionator - Ordnung
den Zusatz erhalte:

das zweite Mal jedoch nur im Auszuge , der den
Namen des Versteigerers , die Bezeichnung des
Bannes , auf dem die Güter belegen sind , und

das Datum des Angabe - und Versteigerungs¬
termins , unter Hinweisung auf die Nummer des
Amtsblattes , worin das vollständige Proclam er¬
findlich , enthält,

angenommen.
Der Vicepräsident bestimmt die Frist zur Einbringung

von Anträgen zur zweiten Lesung auf Sonnabend , Morgens
10 Uhr.

7 . Mündlicher Bericht des Justizausschusses
1 . über die Verordnungen in Betreff der Ucbergangs-

bestimmungen zum Strafgesetzbuch für den Norddeut¬
schen Bund und der neuen Bestimmungen zur Straf-
proceßordnung und zum Gerichtsverfaffungsgesetze;

2 » über das Schreiben der Großherzoglichen Staats-

regicrung vom 7 . November d . I . , bctr . Aenderung
des Art . Z H. 2 der Verordnung für das Großher¬

zogthum vom 17 . December 1870 , bctr . Uebergangs-
bestimmungen zum Strafgesetzbuch für den Norddeut¬
schen Bund.

Berichterstatter : Abg . Graepel.

Der Ausschußantrag 1 wird angenommen.
Zum Ausschußantrag 2 stellt der Regierungscommissair

Gerichtsassessor Wesche den folgenden Verbesserungsantrag:
Es wird beantragt , den Antrag 2 in folgender Fassung
anzunehmen:

der Landtag wolle seine verfassungsmäßige Zu¬
stimmung dazu geben , daß im Wege des Gesetzes
für das Fürstenthum Birkenfeld zu Art 5 tz. 2

der gedachten Verordnung der erste Satz ausge¬
hoben und statt desselben gesetzt werde:

Die Verfolgung tritt in den Fällen Ziff . 1
lit . n b . und e . und Ziff . 2 nur auf An¬

trag ein.
Nachdem der Berichterstatter des Ausschusses den An¬

trag 2 des Ausschusses zurückgezogen , wird der Antrag der
Staatsregicrung angenommen.

Sodann werden die Ausschußanträgc 3 bis 7 incl . an¬

genommen.

Der Präsident Graepel  übernimmt wieder den Vorsitz.
8 . Bericht des Finanzausschusses , betr . den Normaletat

der Stärke und Verpflegung der Gendarmerie.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle zur Erlassung des vorgelcgten
neuen Normaletats für die Gendarmerie , mit der Ab¬

änderung , daß bei der Zulage für den Commandeur
hinter monatlich hinzugefügt werde : „ die kein Recht
auf Wartcgeld und Pension gewährt « , seine Zustim¬
mung erthcilcn,

wird angenommen , und sodann werden die sämmtlichen Posi¬
tionen des Normaletats mit dieser Abänderung zur Position 1
angenommen.

9 . Bericht des Justizausschuffes über den Gesetzentwurf,
betr . Abänderung des Gesetzes vom 15 . Juni 1861 , die Re¬
organisation der Wittwen - , Waisen - und Leibrcntencaffe be¬
treffend.

Der Ausschußantrag 1 auf Annahme des Artikels 1
wurde angenommen.

Zum Artikel 2 Absatz 2 beantragt der Ausschuß:
in dem beantragten Zusatze werde das Wort: »ge¬
schäftsführenden " gestrichen und das Wort: „techni¬
schen " eingeschaltet.

Dieser Antrag wird angenommen und darauf Artikel 2
mit dem so geänderten Zusatze zu Absatz 2 angenommen.
Ferner wird der Antrag 4 auf Annahme des Artikels 3 mit

21 Stimmen angenommen und Antrag 5 auf Annahme der
Artikel 4 , 5 , 6 , 7 und 8 angenommen . Antrag 6 auf An¬
nahme des Artikels 9 wird mit 19 Stimmen angenommen
und endlich Antrag 7 auf Annahme der Artikel 10 , 11 , 12
und 13 angenommen.

Auf Antrag des Abg . Ahlhorn  kommen die beiden
letzten Gegenstände der Tagesordnung nicht mehr zur Ver¬
handlung.

Nächste Sitzung : Mittwoch , den 27 . November , Mor¬

gens 10 Uhr.
Tagesordnung:

1. Bericht des Justizausschuffes über den Gesetzentwurf,
betr . Abänderung des Civilstaatsdienergesetzes vom
28 . März 1867.

2 . Bericht des Finanzausschusses über den Voranschlag
der Einnahmen des Herzogthums Oldenburg.

3 . Bericht des Verwaltungsausschuffes über den Entwurf
eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck , betr . die

Einführung von Jagdkarten.

Borgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung vom 27 . November 1872.

Graepel. Tarrtze« .



die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
Siebente Sitzung.

Oldenburg , den 27. November 1872 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Das Protokoll über die vorige Sitzung wird vom
Schriftführer Tantzen  verlesen und sodann genehmigt:

Es waren cingegangen:
1. Ein Schreiben des Großherzoglichen Staatsministe¬

riums , betr. Nachbewilligung zum §. 28 des Vor¬
anschlages des Herzogthums Oldenburg für 1872 zu
den Arbeiten am Hunte-Ems-Canal.
Geht an den Finanzausschuß.

2. Petition des RechnungsstellersI . H. Janssen zu Abbe-
Hausen, betr. Abänderung des Gebührengesetzes vom
28. Juni 1858.
Geht an den PctitionsauSschuß.

3. Petition des Oldenbnrgischen landwirthschaftlichen
Vereins, Abtheilung Burhave , betr. die Verkehrs¬
wege im Butsadingerlande.
Geht an den Finanzausschuß.

-1. Ein Antrag des Abg. Ahlhorn  mit genügender Unter¬
stützung zu Art. 29 des Civilstaatsdienergesctzes, da¬
hin lautend:

dem Art. 29 werde Folgendes hinzugefügt:
hinter ergreifen, werde gesetzt:

«mit welchem eine fortlaufende Remuneration
verbunden ist. Diese Genehmigung darf einem
Angestellten zum Eintritt in den Vorstand,
Verwaltungs- oder Aufsichtsrath, einer jeden
aus Erwerb gerichteten Gesellschaft nicht er-
theilt werden, sofern die Stelle mittelbar oder
unmittelbar mit einer Remuneration verbun¬
den ist.«

Protokolle . XVII. Landtag.

Motive:
Die Stellung eines Staatsdiencrs wird durch den Eintritt
in solche Stellen oft untergraben, indem das Staats-
intereffe oft in Collision mit dem Interesse solcher Gesell¬
schaften kommt.

Der Abgeordnete Ahlhorn  schlägt vor,  den Antrag
dem Justizansschusse zu überweisen. Nachdem sich die Ver¬
sammlung damit einverstanden erklärt hat,  daß der Antrag
in Betracht gezogen werde, wird derselbe dem Justizausschufse
überwiesen.

Tagesordnung:
1. Bericht des Justizausschusses über den Entwurf eines

Gesetzes für daö Großherzogthum Oldenburg, betr. Abände¬
rung des Civilstaatsdienergesctzes vom 28. März 1867.

Berichterstatter Abg. Windmüller.
Zu Ziffer I. der Vorlage hatte der Ausschuß den An¬

trag gestellt:
der 8. 3 des Artikel8 wird aufgehoben, jedoch blei¬
ben bei den bei Publikation dieses Gesetzes bereits im
Dienste befindlichen Civilstaatsdienern die Bestimmun¬
gen desselben nach wie vor in Anwendung.

Dieser Antrag, sowie auch Antrag 2 des Ausschusses
Ziffer I . zu Art. 8 in dieser Fassung anzunehmen,

werden angenommen.
Sodann wurde auch Ziffer II . der Vorlage angenommen.
Zu Ziffer III . der Vorlage ist vom Ausschüsse der An¬

trag gestellt:
hinter dem Worte „Nebengeschäfte« einzufügen: «inner-

4
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halb der Berufsthätigkeit des Civilstaatsdieners vor¬

übergehend , jedoch"

Seitens der Staatsregierung war hierzu folgender Ver-

befferungsantrag gestellt:

im Art . 28 § . 1 werde der Bestimmung unter d.

folgender Satz hinzugefügt : „ Es ist indeß eine be¬

sondere Vergütung nicht ausgeschloffen , falls die Tä¬

tigkeit durch Nebengeschäfte auf längere Zeit , aber

doch vorübergehend und in einem erheblichen Grade

in Anspruch genommen wird . "

Vom Abgeordneten Ahlhorn  wird folgender Verbessc-

rungsantrag gestellt:
dem Art . 28 des Civilstaatsdienergesetzcs werde aä 1

unter Imttr . b . folgender Satz hinzugefügt:

»Es ist jedoch ausnahmsweise eine besondere Vergü¬

tung nicht ausgeschlossen bei Jnterimsverwaltungen

vacanter Stellen durch andere Staatsdicncr , wozu

auch Lehrcrvertretungen gerechnet werden . »

Letzterer Antrag hatte die genügende Unterstützung ge¬

funden . Derselbe wird zunächst zur Abstimmung gebracht und

mit 18 Stimmen angenommen . Damit fallen die übrigen

Anträge weg.

Zu IV . wird die Vorlage angenommen.

Zu V . wird der Antrag 7 des Ausschusses zu Art . 62

das Wort » Großherzogthums » zu streichen , und

an dessen Stelle » deutschen Reichs » zu setzen,

angenommen.
Zu Art . 62 des Civilstaeusbienergesetzes stellte die Staats¬

regierung sodann noch folgenden Antrag:

der Landtag wolle beschließen , die Staatsregierung

wird ermächtigt , diejenigen Beträge , welche nach dem

gegenwärtigen Entwürfe den Civilstaatsdienern nicht

abzuziehcn gewesen wären , indessen , und zwar seit

dem Eintritt der Wirksamkeit des Bundesgcsetzes über

die Freizügigkeit vom 1. November 1867 , also für

die Zeit seit Anfang 1868 in Abzug gebracht worden

sind , den Betreffenden auf deren Antrag erstattet
werden.

Der Ausschuß stellte durch seinen Berichterstatter hierzu

folgenden Antrag:
der Landtag wolle den Regicrungsantrag zu M 22

der Vorlage , betr . Rückzahlung des seit Erlassung des

Bundcsgesetzes vom 1 . November 1867 , betr . Jn-

digenat , zurückbchaltenen >/ >-> des Ruhegehalts ablchnen

und der Staatsregierung anheimgeben , nur wenn An¬

träge dieserhalb au dieselbe gestellt werden , eine neue

Vorlage an den Landtag gelangen zu lassen.

Letzter Antrag kam zunächst zur Abstimmung und wurde

angenommen . Es siel damit der Antrag der Staatsregie¬

rung.

Es wurde übergegangen zum 2 . Gegenstände der Tages¬

ordnung.

Bericht des Finanzausschusses , betr . den Voranschlag

des Herzogthums Oldenburg über die Einnahmen für die

Jahre 1873 , 1874 und 1875 . Berichterstatter Abgeordneter

Ahlhorn.
Es werden zunächst die 88 - 1 — 11 angenommen.

Zu K. 12 hatte der Ausschuß den Antrag gestellt:

Las Ersuchen an die Staatsregierung zu stellen , die¬

selbe wolle dem nächsten Landtage einen Gesetzentwurf,

betr . anderweitige Beordnung des Hppothekenwesens,

vorlegen.

Derselbe wird angenommen . Desgleichen die 88 - 12 — 16.

Zu tz. 17 war vom Ausschüsse der Antrag gestellt:

der Landtag beschließe , Großherzogliche Staatsregierung

zu ersuchen , in Erwägung zu ziehen , ob nicht auf

den Oldenburgischen Staatsbahnen eine IV . Wagen-

classe mit entsprechender Preisermäßigung baldmöglichst

einzuführen sei.

Hierzu wurde vom Abgeordneten Russell folgender Zu¬

satzantrag gestellt:
dem Ausschußantrage nachzufügen : „ oder der Preis

in der III . Wagenclaffe herabgesetzt werden könne . "

Dieser Zusatzantrag wird angenommen , desgleichen An¬

trag 19 des Ausschusses mit diesem Zusätze.
Sodann werden die § 8 17 — 20 angenommen . Zu

8 - 21 und 8 - 22 sind vom Ausschüsse die Anträge 23 ,

24 , 25 und 26 gestellt . Von denselben wird zunächst der

Antrag der Minorität 25 zur Abstimmung gebracht,

nachdem Seitens der Staatsregierung die Erklärung abge¬

geben war:
daß die Staatsregierung sich dem Anträge der Mehr¬

heit anschließe , und , falls derselbe angenommen werde,

die darin gestellten Bedingungen acceptire.

Zu Antrag 25 war namentliche Abstimmung beantragt.

Es stimmen für den Antrag:

Abels , von Galen , Glüsing , Hoher , Huch¬

ting , Müller , Rüdebusch , Schildt , Strodthoff,

Tantzen , Wilken und Wulff.
Es stimmen gegen  den Antrag:

Ahlhorn , Barnstedt , Borgmann , Brockhaus,

Bünnemeper , Bunnemann , Cammann , Eilks,

Graepel , von Hammel , Köhler , Krahn , Nathan,

Oetken , Propping , Russell , Schomann , Stuken¬

borg und Windmüller.

Der Abg . Lengler  war abwesend.

Antrag 24 wirb darauf angenommen mit 21 Stimmen.

Antrag 23 fällt weg , nachdem Seitens der Staatsregierung

der Antrag der betreffenden Vorlage .Ue 29 zurückgezogen

war , desgleichen Antrag 26 in Folge der von der Staats¬

regierung zum Antrag der Mehrheit ( Antrag 24 ) abgegebe¬

nen Erklärung.

Die Beschlußfassung über 8 - 23 wird ausgesetzt , und

sodann die 88 - 24 — 32 angenommen.



27

3ter Gegenstand der Tagesordnung ist der Bericht des
Berwaltungsausschusses über den Entwurf eines Gesetzes für
das Fürstcnthum Lübeck, betr. die Einführung von Jagdkarten,
und die Ueberwcisung der auf Grund der Jagdgesetze erkann¬
ten Geldstrafen an die Landescasse. Berichterstatter Abg.
von Galen.

Nachdem auf eine Anfrage des Abg. Nathan  Seitens
der Staatsregicruug die Erklärung abgegeben war,  daß es
nach den bestehenden Bestimmungen keinen Zweifel leide, daß
die Ausgabe der Jagdkarten auch vom Stadtmagistrate in
Eutin geschehen könne, wurden die Artikel 1—8 des Gesetz¬
entwurfs angenommen.

Desgleichen wurde auch der Ausschußantrag:
der Landtag wolle den Antrag des Provinzialratbs
deS Fürstcnthums Lübeck der Großherzoglichen Staats¬
regierung überweisen,

angenommen.
Der Präsident bestimmte sodann, daß Anträge zur zwei¬

ten Lesung bis spätestens Sonnabend cinzubringen seien:
1. zu dem Schreiben des Großherzoglichen Staatsmini¬

steriums vom 8. November d. I . , betr. Aenderung
des Art. 16 der Auctionator-Ordnung für das Für-
stenthnm Birkenfeld;

2. zu dem Schreiben der Großherzoglichen Staatsregie-
rnng vom 7. November d. I ., betr. Aenderung des
Art. 5 K. 2 der Verordnung für das Herzogthum
vom 17. Deccmber 1870, betr. Uebergangsbestimmun-
gen zum Strafgesetzbuch für den Norddeutschen Bund;

3. zum Normaletat der Stärke und Verpflegung der
Gendarmerie.

Bis Montag dagegen seien die Anträge zur zweiten
Lesung einzubringen zu Len Gesetzentwürfen, betr. :

1. Abänderung des Gesetzes vom 15. Juni 1861 , die
Reorganisation der Wittwen-, Waisen- und Lcibren-
ten-Caffe betreffend;

2. Abänderung des Civilstaatsdiencrgesctzes vom 28.
März 1867;

3. Einführung von Jagdkarten für das Fürstenthum
Lübeck.

Nächste Sitzung Freitag, den 29. November, Vormit¬
tags 10 Uhr.

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Todeserklä¬

rungen von Personen, welche an dem in den Jahren
1870 und 71 gegen Frankreich geführten Kriege Theil
genommen haben.

2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬
thum Lübeck, betr. die Gebühren in Verwaltungssachen.

Anträge der Staatsrcgierung und des Ausschusses
zu Art. 8 I îttr . fl. des Entwurfs.

3. Selbständiger Antrag der Abgeordneten Nathan und
Wulff,  betr . eine für das Fürstenthum Lübeck zu
erlassende Wasserordnung.

4. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag
der Centraleinnahmen und Ausgaben des Großherzog¬
thums für die Jahre 1873/75.

5. Bericht des Justizausschusses, betr. den Entwurf einer
Gesinde-Ordnung für das Fürstenthum Lübeck.

Vorgclesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 29. November 1872.

Graepel . Köhler.



Protokol
über

die Verhandlungen
des

XVil. Landtags des Großherzogthllms Oldenburg.
Achte Sitzung.

Oldenburg , den 29 . November 1872.  Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung wurde das vom Schrift¬
führer Köhler  verlesene Protokoll der 7. Sitzung genehmigt.

Eingegangen waren:
1. Petition der Vergantungsprotokollisten des Amtsdistricts

Cloppenburg um angemessene Erhöhung ihrer Ver¬
gütung für die Abhaltung öffentlicher Verkäufe.

(An den Petitionsausschuß.)
2. Petition des Hauptlehrers Fortmann  in Cloppen¬

burg und Consorten, betr. Gehaltserhöhung.
(An den Verwaltungsausschuß.)

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Todeserklä¬

rungen von Personen, welche an dem in den Jahren 1870
und 1871 gegen Frankreich geführten Kriege Theil genommen
haben.

Der Ausfchußantrag:
der Landtag wolle den Gesetzentwurf in der aus der
ersten Lesung hcrvorgegangenen Fassung auch in zwei¬
ter Lesung annchmen,

wurde angenommen.
2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten-

thum Lübeck, betr. die Gebühren in Verwaltungssachen.
Nachdem der Seitens der Großherzoglichen Staatsregie-

rung gestellte Antrag:
dem Art. 8 b. des Gesetzentwurfs, wie solcher aus
der ersten Lesung hervorgcgangen, werde folgende
Fassung gegeben:

in Angelegenheiten der von Gemeinden errich¬
teten Ersvarungscassen, sowie der Spar- und Lcih-

casse für das Fürstenthum Lübeck zu Eutin, der
Ahrensböcker Amts-, Spar- und Leihcasse, der
Spar- und Leihcasse im Flecken Ahrensböck und
der Spar- und Leihcasse zu Neukirchen,

zurückgezogen worden, wurde der Ausschußantrag:
im Artikel8 b. hinter dem Worte: „Gemeinden" die
Worte: „und Genossenschaften-- einzuschieben und den
Art. 8 b. in folgender Fassung anzunehmen:

in Angelegenheiten der von Gemeinden und Ge¬
nossenschaften errichteten Sparcaffen, soweit sie
lediglich gemeinnützige Zwecke verfolgen,

angenommen und darauf der ganze Gesetzentwurf mit dieser
Aenderung und der bcigefügten Gebührentare, wie er aus
der ersten Lesung hervorgegangen, auch in zweiter Lesung
angenommen.

3. Selbständiger Antrag der Abgeordneten Nathan
und Wulff,  betr. eine für das Fürstenthum Lübeck zu erlassende
Wafferordnung.

Der Antrag der Antragsteller:
der Landtag wolle beschließen, Grvßherzogliche Staats¬
regierung zu ersuchen, dem gegenwärtigen Landtage
die von dem Provinzialrathe des Fürstenthums Lübeck
im Jahre 1869 berathene Wafferordnung mit den
etwa nöthig befundenen Acnderungen vorzulegen,

wurde angenommen.
4. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag

der Central-Einnahmen und Ausgaben des GroßherzogthumS
für 1873/75.

Berichterstatter Abg. Brockhaus.
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I. Einnahmen.
Gemäß den Anträgen des Ausschusses wurden die 88 - 1

bis 3 angenommen.
Zu 8 - 4 wurde der Ausschußantrag HL 5:

der Landtag wolle beschließen , Großherzogliche Staatö¬
regierung zu ersuchen , in Erwägung zu ziehen , ob eS
nicht dem Interesse des Großherzogthums entspricht,
die Baulichkeiten und Grundstücke des alten Zeug-
hausctabliffements zu Osiernburg zu veräußern,

angenommen und dann die 88 - 4 bis 7 angenommen.
II . Ausgaben.

lieber 8 - I wurde die Berathnng und Beschlußfassung
auszesetzt.

Den Ausschußanträgen gemäß wurden die 88 - 2 bis 11
angenommen.

Zu 8 - 12 wurde der Ausschußantrag HL 19:
der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsregierung
ermächtigen , für den Fall , daß die Volkszählung erst
im December 1875 oder noch später stattstnden , da¬
gegen eine während der Finanzperiode vvrzunehmende
Erhebung einer landwirthschaftlichen oder Gewerbe-
Statistik von der Reichsregierung augeordnct werden
sollte , hiezu die für die Volkszählung nicht erforder¬
lichen Summen , soweit nöthig , zu verwenden,

angenommen und dann der 8 - 12 angenommen.
8 . 13 wurde ausgesetzt:
Die 8 § . 14 bis 16 wurden angenommen.
8 . 17 wurde ausgesetzt.
Die 88 - 18 und 19 wurden angenommen.
Schließlich wurde der Ausschußantrag HL La¬

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die Anmerkungen unter Ziffer 1 , 2 , 3 und 4,
diejenige unter Ziffer 2 aber unter Wiederherstellung
der früheren Fassung , dem Voranschläge nachgefügt
werden,

angenommen.

5 . Bericht des Justizausschuffes , betr . den Entwurf
einer Gesinde -Ordnung für das Fürstenthum Lübeck.

Berichterstatter : Abg . Scho mann.
Die Art . 1 und 2 des Entwurfs wurden angenommen.
Zu Art . 3 wurde der Ausschußantrag HL 2:

im K. 2 des Art . 3 die Worte : » doch gilt " bis » über¬
lassen sei " zu streichen und statt dessen zu setzen:

»die Wahl und Annahme , sowie die Kündigung
und Entlassung der weiblichen Dienstboten steht
jedoch auch der Frau des Hauses zu «,

angenommen und Art . 3 mit dieser Acnderung angenommen.
Die Art . 4 bis 12 des Entwurfs wurden angenommen.
Zu Art . 13 wurde der Ansschußantrag HL 5:

»im Art . 13 unter Ziffer 1 die Worte : » außerhalb
des Fürstenthums " zu streichen und statt dessen zu
setzen : » außerhalb des deutschen Reichs . « Ferner

hinter : » beabsichtigt « einen Punkt statt des Kommas
zu setzen und an Stelle des Satzes : „ und " bis » schaf¬
fen « folgenden Satz auszunehmen : »dasselbe Recht
steht dem Gesinde zu , wenn die Herrschaft freilich nicht
außerhalb des deutschen Reichs , aber doch außerhalb
des Fürstenthums zu reisen oder dorthin ihren Wohn¬
sitz zu verlegen beabsichtigt und es nicht übernehmen
will , das Gesinde auf ihre Kosten zurückzuschaffen " ,

angenommen und Art . 13 mit dieser Aenderung angenommen.
Die Art . 14 bis 24 des Entwurfs wurden angenommen.
Zu Art . 25 wurde der Ausschußantrag 10:

im 8 - 3 des Art . 25 zwischen die Worte : „ für " und
»solche « zu setzen : » Angriffe auf den ehrlichen Namen
und « ,

angenommen und Art . 25 mit dieser Aenderung angenommen.
Die Art . 26 bis 29 des Entwurfs wurden angenommen.
Zu Art . 30 wurde der Antrag des Abg . Wulff:

der Landtag beschließe , in dem Art . 30 wird der
Schlußsatz von den Worten : » auch demselben « bis
zum Schluß gestrichen,

abgelehnt und Art . 30 in der Fassung des Entwurfs ange¬
nommen.

Zu Art . 31 wurde der Ausschußantrag 12:
im Z. 2 des Art . 31 hinter dem Worte : » Armen-
behörden « die Klammer zu schließen,

angenommen und Artikel 31 mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Art . 32 des Entwurfs wurde angenommen.
Zu Art . 33 wurde der Ausschußantrag 14:

unter Ziffer 2 des Art . 33 die Zahl : »32 « zu strei¬
chen und statt derselben die Zahl : « 31 « zu setzen,

angenommen und Artikel 33 mit dieser Acnderung ange¬
nommen.

Art . 34 des Entwurfs wurde angenommen.
Art . 35 wurde gemäß des Ausschußantrags HL 17 ge¬

strichen.

Zu Art . 36 wurde der Ausschußantrag HL 18:
im Art . 36 die Worte .- » des Amts ( Stadtmagistrats ) «
zu streichen und statt derselben zu setzen : »des Ge¬
meindevorstehers ( Bürgermeisters ) «,

angenommen und Artikel 36 mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Artikel 37 bis 43 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

Zu Art . 44 wurde der Ausschußantrag HZ 23:
im Art . 44 unter m . zwischen die Worte : » Vieh«
und » mißhandeln " das Wort : » erheblich « und zwi¬
schen die Worte : » Kühe « und » nicht « die Worte:
„wiederholter Verwarnungen ungeachtet " zu setzen,

angenommen und Artikel 44 mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Zu Art . 45 wurden die Ausschußanträgc HL. 25:
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im 8 « 1 des Art . 45 unter o . zwischen die Worte:

«strafbaren « und »ungesitteten « das Wort : » oder«

einzuschieben,
und HL 26:

dem 8 - 2 des Art . 45 folgenden Satz hinzuzufügen:

„das hiernach dem Gesinde zu Zahlende ist in

monatlichen Raten xruönunaörunäo zu entrichten «,

angenommen und Artikel 45 mit diesen Acnderungen ange¬
nommen.

Der Art . 46 des Entwurfs wurde angenommen.

Gemäß Ausschußantrags HL 28 wurde Art . 47 mit ^

der redaktionellen Aendcrung , daß die Ueberschn 'ft : » Verhel '- ^
rathung des Gesindes " unter die Worte : „Artikel 47 « ge - !

setzt werde , angenommen.

Zu Art . 48 wurde der Ausschußantrag HL 29:

im Art . 48 8 - 1 am Ende zwischen die Worte : » Ge¬

sinde « und » zu « zu setzen : » nach Maßgabe des Ar¬

tikels 45 8 > 2 « ,

angenommen und Artikel 48 mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Zu Art . 49 wurde der Ausschußantrag HZ 31:

im 8 - 1 des Art . 49 den Punkt hinter dem Worte:

»zurückbringen " wegfallen zu lassen , statt desselben ein

Komma zu setzen und dann hinzuzufügen : » oder durch

Androhung einer Geldstrafe bis zu 5 -F oder einer

Haft bis zu drei Tagen zum Wiedereintritt in den

Dienst anzuhalten,«

angenommen und Artikel 49 mit dieser Aenderung angc
nommen.

Die Artikel 50 bis 55 des Entwurfs wurden angk
nommen.

Der Ausschußantrag HL 35:

dem Art . 55 folgenden neuen mit Art . 56 zu bi

zeichnenden Artikel nachzufügen:

»In den Fällen des Art . 53 Ziffer 3 und 4 un

des Art . 55 tritt die Strafverfolgung nur ar

Antrag der Herrschaft ein,

wurde angenommen.
Die Artikel 56 bis 58 des Entwurfs wurden angi

nommen.

6 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . de

^ 8 - 29 des Voranschlags des Herzogthums Oldenburg fü

! 1872.

Berichterstatter : Abg . Russell.

Nachdem mit Zustimmung der Großherzoglichen Staate

regierung beschlossen war , diesen Gegenstand auf die Tage;

! ordnnng zu setzen , wurde der Ausschußantrag:

der Landtag wolle zum ß . 29 des Voranschlags fü

das Herzvgthum Oldenburg für 1872 zur Fortfüh

rung der Arbeiten am Hunte - Ems -Canal 2000 ^

nachträglich bewilligen,

angenommen.

Nächste Sitzung : Donnerstag , den 5 . Deccmber , Vo>

mittags 10 Uhr.

! Tagesordnung soll mitgetheilt werden.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 5 . Dccember 1872.

Graepel . Propping.



Protokol
über

die Verhandlungen
des

XV». Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Neunte Sitzung.

Oldenburg , den 5. December 1872 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung wird das Protokoll der
vorigen Sitzung vom Schriftführer Propping  verlesen und
vom Landtage genehmigt.

Eingänge:
1. Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung, betr.

g.) die angekündigten Nachweisungen über den Aktiv¬
bestand der Staatsgutscapitalicn- Caffen pro
1870/72,

lü) den aufzustellenden Voranschlag der Staatsguts¬
capitalien-Caffe des Herzogthnms Oldenburg
für die Finanzperiode 1873/75,

v) Verwendung von Staatsgutscapitalien des Für¬
stenthums Lübeck,

ä) Bewilligung eines Credits für etwaige Aus¬
gaben der Staatscapitalien-Caffe des Fürsten¬
thums Birkenfclv.

Geht an den Finanzausschuß.
2. Petition der Lehrer der höheren Bürgerschulen zu

Brake, Elsfleth, Berne, Delmenhorst und Roden¬
kirchen, betr. Regulirung der Gehalte der Lehrerstcllen
an diesen Schulen im Wege der Gesetzgebung.

Geht an den Berwaltungsausschuß.
3. Petition des Th. Miesing  zu Hengelage, daß der

unter der Hand verpachtete Wegbaum zu Hengelage
zur öffentlichen Verpachtung kommen möge.

Geht an den Finanzausschuß.
4. Petition des LandmannsE. G. Strahl  zu Roff¬

hausen und Eons., wegen Verlegung der von Sander¬

busch unmittelbar an der Eisenbahn entlang führenden
Chaussee.

Desgleichen.
5. Petition der Nebenlehrcr2. Classe auf der Geest,

H. Nie meyer  zu Oythe und Cons., betr. Gehalts-
Verbesserung.

Geht an den Verwaltungsausschuß.
6.  Petition des LandwirthsA. Lauw  zu Bockhorn, der

Landtag möge Prämien für Pferde und Stiere aus
Staatsmitteln ferner nicht bewilligen.

Geht an den Finanzausschuß.
7. Petition des pensionirten Lehrers Ribken  zu Sage,

betr. Erhöhung seiner Pension.
Desgleichen.

8. Petition der Beamten des Stadtmagistrats zu Olden¬
burg, betr. Erlassung einer gesetzlichen Bestimmung
über die Verpflichtung der bei den Magistraten der
Städte I. Classe angestellten Beamten und Gemeinde-
diencr zum Beitritt zur Beamten-Wittwen-Casse.

Geht an den Justizausschuß.
9. Petition der Wittwe Groskordt,  verwittwcte

Wend  und Genossen, betr. einige in das eheliche
Güterrecht aufzunehmende Bestimmungen.

Ist bis dahin zurückzulegen, bis die betreffende
Vorlage kommt und dafür ein Ausschuß gewählt ist.

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. den Schutz

nützlicher Vogel.
Der vom Ausschüsse zum Art. 5 gestellte Antrag:
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im § . 1 des Art . 45 unter o. zwischen die Worte:

„strafbaren " und „ ungesitteten « Las Wort : „ oder«

ki'nzuschieben,

und HL 26:

dem 8 - 2 des Art . 45 folgenden Satz hinzuzusügen:

„Las hiernach dem Gesinde zu Zahlende ist in

monatlichen Raten xruemnuörkmäo zu entrichten «,

angenommen und Artikel 45 mit diesen Aenderungen ange¬
nommen.

Der Art . 46 des Entwurfs wurde angenommen.

Gemäß Ausschußantrags HL 28 wurde Art . 47 mit

der redaktionellen Aenderung , daß die Ueberschrift : „ Verhei-

rathung des Gesindes " unter die Worte : „ Artikel 47 « ge¬

setzt werde , angenommen.

Zu Art . 48 wurde der Ausschußantrag HL 29:

im Art . 48 8 1 am Ende zwischen die Worte : » Ge¬

sinde « und » zu « zu setzen : „ nach Maßgabe des Ar¬

tikels 45 8 - 2 «,

angenommen und Artikel 48 mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Zu Art . 49 wurde der Ausschußantrag H § 31:

im 8 - 1 des Art . 49 den Punkt hinter dem Worte:

„zuriickbringen " wegfallen zu lassen , statt desselben ein

KomMa zu setzen und dann hinzuzufügen : „ oder durch

Androhung einer Geldstrafe bis zu 5 oder einer

Haft bis zu drei Tagen zum Wiedereintritt in Len

Dienst anzuhaltcn,«

angenommen und Artikel 49 mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Artikel 50 bis 55 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

Der Ausschußantrag HL 35:

dem Art . 55 folgenden neuen mit Art . 56 zu be¬

zeichnenden Artikel nachzufügen:

„In den Fällen des Art . 53 Ziffer 3 und 4 und

des Art . 55 tritt die Strafverfolgung nur auf

Antrag der Herrschaft ein,

! wurde angenommen.
Die Artikel 56 bis 58 des Entwurfs wurden ange¬

nommen.

6 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . den

8 . 29 des Voranschlags des Herzogthums Oldenburg für
1872.

Berichterstatter : Abg . Russell.

Nachdem mit Zustimmung der Großherzoglichen Staats-

regierung beschlossen war , diesen Gegenstand auf die Tages¬

ordnung zu setzen , wurde der Ausschußantrag:

der Landtag wolle zum 8 - 29 des Voranschlags für

das Herzogthum Oldenburg für 1872 zur Fortfüh¬

rung der Arbeiten am Hunte - Ems - Canal 2000 ^

nachträglich bewilligen,

angenommen.

Nächste Sitzung : Donnerstag , den 5 . December , Vor¬

mittags 10 Uhr.

Tagesordnung soll mitgetheilt werden.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 5 . December 1872.

Graepel . Propping.



rotokoll
über

-ie Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
Neunte Sitzung.

Oldenburg , den 5. December 1872 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung wird das Protokoll der
vorigen Sitzung vom Schriftführer Propping  verlesen und
vom Landtage genehmigt.

Eingänge:
1. Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung, bekr.

L) die angekündigten Nachweisungen über den Aktiv¬
bestand der Staatsgutscapitalicn. Cassen pro
1870/72,

d) den aufzustcllenden Voranschlag der Staatsguts¬
capitalien-Caffe des Herzogthums Oldenburg
für die Finanzperiodc 1873/75,

v) Verwendung von Staatsgutscapitalien des Für¬
stenthums Lübeck,

ä) Bewilligung eines Crcdits für etwaige Aus¬
gaben der Staatscapitalien-Caffe des Fürsten¬
thums Birkenfcld.

Geht an den Finanzausschuß.
2 . Petition der Lehrer der höheren Bürgerschulen zu

Brake, Elsfleth, Berne, Delmenhorst und Roden¬
kirchen, betr. Negulirung der Gehalte der Lehrerstcllen
an diesen Schulen im Wege der Gesetzgebung.

Geht an den Vcrwaltungsausschuß.
3. Petition des Th. Miesing  zu Hengelage, daß der

unter der Hand verpachtete Wegbaum zu Hengelage
zur öffentlichen Verpachtung kommen möge.

Geht an den Finanzausschuß.
4. Petition des LandmannsE. G. Strahl  zu Roff¬

hausen und Eons., wegen Verlegung der von Sandcr-

busch unmittelbar an der Eisenbahn entlang führenden
Chaussee.

Desgleichen.
5. Petition der Nebeulchrcr2. Claffe auf der Geest,

H. Nie meyer  zu Oythe und Cons., betr. Gehalts-
Verbesserung.

Geht an den Vcrwaltungsausschuß.
6. Petition des LandwirthsA. La uw zu Bockhorn, der

Landtag möge Prämien für Pferde und Stiere aus
Staatsmitteln ferner nicht bewilligen.

Geht an den Finanzausschuß.
7. Petition des pensionirten Lehrers Ribken  zu Sage,

betr. Erhöhung seiner Pension.
Desgleichen.

8. Petition der Beamten des Stadtmagistrats zu Olden¬
burg, betr. Erlassung einer gesetzlichen Bestimmung
über die Verpflichtung der bei den Magistraten der
Städte I. Claffe angestellten Beamten und Gemeinde¬
diener zum Beitritt zur Beamten-Wittwen-Casse.

Geht an den Justizausschuß.
9. Petition der Wittwe Groskordt,  verwittwete

Wend  und Genossen, betr. einige in das eheliche
Güterrecht aufzunehmende Bestimmungen.

Ist bis dahin zurückzulegen, bis die betreffende
Vorlage kommt und dafür ein Ausschuß gewählt ist.

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. den Schutz

nützlicher Vögel.
Der vom Ausschüsse zum Art. 5 gestellte Antrag:
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zwischen den Worten : „ Eiern " und „ ist verboten"
folgende Worte einzuschalten:

„insbesondere auch das Feilbieten und Verkaufen
derselben auf Märkten und im Umherzichen " ,

wurde angenommen und darauf Art . Z mit dieser Einschal¬
tung angenommen.

Sodann wurde das ganze Gesetz mit der vordemerkten
Acnderung in zweiter Lesung angenommen.

2 . Zweite Lesung des zu erlassenden Gesetzes , betr.
Abänderung des Art . 5 tz. 2 der Verordnung für das Grvß-
herzogthum vom 17 . December 1870 , betr . Ucbergangsbe-
stimmungcn zum Strafgesetzbuch für den Norddeutschen Bund.

Das Gesetz wurde so wie cs in erster Lesung beschlossen,
auch in zweiter Lesung angenommen.

3 . Zweite Lesung des zu erlassenden Gesetzes , betr.
Aenderung des Art . 16 der Auctionator - Ordnung für das
Fürstenthum Birkenfeld.

Auch dieses Gesetz wurde so wie es in erster Lesung
beschlossen , in zweiter Lesung angenommen.

4 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Abänderung
des Gesetzes vom 15 . Juni 1861 , die Reorganisation der
Wittwcn -, Waisen - und Leibrentcncaffe betreffend.

Der vom Abg . Ahlhorn  zur zweiten Lesung gestellte
Antrag:

der in erster Lesung angenommene Art . 3 , daß das
Pflichtquantum im Art . 15 des Gesetzes vom 15 . Juni
1861 erhöht werden soll , werde abgelehnt und damit
der Art . 15 in der Fassung des Gesetzes wieder her¬
gestellt,

wurde in namentlicher Abstimmung mit 21 gegen 11 Stim¬
men abgelchnt.

Gegen den Antrag stimmen die Abgeordneten : Barn¬
stedt , Brock Haus , Bünnemeyer , Bnnnemann,
Cammann , v . Galen , Glüsing , Graepel , Hoycr,
Köhler , Kräh » , Lcugler , Propping , Rüdebusch,
Russell , Schildt , Scho mann , Strodthoff , Stu¬
kenborg , Willen und Windmüller.

Für denselben stimmen die Abgeordneten : Borgmann,
Eilks , von Hammel , Huchting , Müller , Nathan,
Oetken , Tantzen , Wulff , Abels und Ahlhorn.

Ferner stellte der Abg . Ahlhorn  zur zweiten Lesung
den Antrag:

der Art . 17 des Gesetzes vom 15 . Juni 1861 werde
wiederhergestellt und würde darnach die Rabattvcr-
gütung betragen 5 ^ Proccnt.

Der Abg . Russell  stellt den folgenden , genügend
unterstützten Verbesserungsantrag zu diesem Anträge des Abg.
Ahlhorn:

statt des Antrags werde hinter dem Worte : „ erhöht"
im Art . 9 des Gesetzentwurfs gesagt:

»jedoch soll derselbe die Summe von 10,000
nicht übersteigen . "

'Darauf stell ! der Abg . Ahlhorn  dn > genügend unter¬
stützten evcnt . Vcrbeffcrungsantrag zu Art . 9 des Gesetzent¬
wurfs , betr . die Wittwen -, Waisen - und Lcibrcntencaffe:

. der Art . 9 erhalte folgende Fassung:
l „ hinter „ erhöht " werde gesetzt : ,„ doch darf diese

Rabattvergütung im Ganzen die Summe von
8000 nicht übersteigen . "

Nachdem der erste Antrag des Abg . Ahlhorn:
der Art . 17 des Gesetzes vom 15 . Juni 1861 werde
wiederhergestellt , und würde darnach die Nabattver-
gütnng betragen 5 /̂g Procent,

gegen 11 Stimmen abgelehnt worden , wurde der evcnt . Ver¬
besserungsantrag des Abg Ahlhorn  mit 19 Stimmen an¬
genommen , womit der Antrag des Abg . Russell  weg-
fällig war.

Darauf wurde der Gesetzentwurf mit dem Zusatze zum
Art . 9 und im Ucbrigen so wie er ans erster Lesung hcrvor-
gcgangen , in zweiter Lesung angenommen :' "

5 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬
thum Lübeck , betr . die Einführung von Jagdkarten.

Der Gesetzentwurf wurde auch in zweiter Lesung un¬
verändert angenommen.

6 . Bericht des VerwaltungSausschnffes über den Gesetz¬
entwurf , betr . das Diensteinkommcn der Volksschullehrer im
Fürstenthum Birkenfeld.

Ein vom Abg . Köhler  gestellter Antrag , den vorlie¬
genden Gegenstand von der Tagesordnung zu entfernen , wird
abgelehnt . Zum Art . 4 K. 2 hatte der Ausschuß den Antrag

5 gestellt:

dem K. 2 des Art . 4 folgende Fassung zu geben:
„die gcsammte Altcrszulagc wird aus der Landes-
casse bezahlt , und ist die Bewilligung von der
Regierung beim Staatsministerium zu beantragen ."

Der Abg . Schvmann  stellt Len Antrag:
der Landtag wolle die Staatsregierung ersuche » , zu
erwägen , ob eS sich für das Fürstenthum Birkenfcld
nicht empfehlen würde , zum Zwecke besserer Verthei-
lung der Schullasten größere Schulverbände zu bil¬
den.

Nachdem dieser Antrag mit 17 Stimmen angenommen,
wird der Ausschußantrag 5 zum, . Art . 4 K. 2 angenom¬
men und darauf die Artikel des Entwurfs 1, 2 , 3 , 4,
K. 1 , 5 , 6 , 7 und 8 angenommen.

Sodann wurde der Anoschußantrag 8:
der Landtag wolle über die vorliegende Petition der
Lehrer aus dem Fürstenthum Birkenfeld , zur Tages¬
ordnung übergehen,

angenommen.

7 . Mündlicher Bericht dcS Finanzausschusses , betr . den
Ankauf der Köterci des I . R . Hoppe zu Inte für das
Krvngut.

Berichterstatter Abg . Ahlhorn.
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Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle seine Zustimmung zu dem Ankäufe
der Hoppe'schen Köterei für de» Kaufpreis von
1600 »F aus Krougutscapitalienund Umwandlung,
derselben als Krongut, crtheilen.

wurde angenommen.
Der Präsident thcilt mit, daß vom Finanzausschuß der

Bericht, betr. die Emission einer zweiten Serie Aktien der
Oldenbnrgischen Laudesbank im Betrage von 2500 Stück
ü 200 -F , zurückgezogen sei und damit dieser Gegenstand
von der heutigen Tagesordnung wegfalle.

8. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag
der Ceutral-Einnahmen und Ausgaben, hier K. 1 der Aus¬
gaben.

Gemäß Antrag .M 7 des Ausschußberichtes, wurde
ß. 1 der Ausgaben angenommen.

9. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das
Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung vom 11.
November 1872 , betr. die Tödtung von Fischottern. Be¬
richterstatter Abg. Ahlhorn.

Nachdem der Antrag der Staatsregierung zurückgezogen,
wurde der Ausschußantrag:

der Landtag wolle an Prämien für Tödtung von
Fischottern für die Finanzperiode 1873/75 jährlich
die Summe von 100 bewilligen,

angenommen.
10. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das

Schreiben der Großherzoglicheu Staatsregierung vom 2. No¬
vember 1872, betr. Anlegung eines Genoffenschaftswegesvon
Hohenberge nach Neu-Wangerooge.

Der vom Berichterstatter des Ausschusses, Abg. Ahl¬
horn,  Namens dcS Ausschusses gestellte Antrag:

der Landtag wolle Len unter Ziffer 1—12 in dem
Schreiben vom 2. November 1872 erwähnten Prä¬
positionen, soweit erforderlich, seine Zustimmung er-
theilen,

wurde angenommen.
1t . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das

Schreiben der Großerzoglichen Staatsregierung vom 12. No¬
vember 1872, betr. Ankauf der Gräber der in hiesigen Laza-
rethen gestorbenen Franzosen. Berichterstatter Abgeordneter
Ahlhorn.

Der Antrag der Staatsregierung, 100 H zum Ankauf
dieser Gräber zu bewilligen, wurde angenommen und sodann
der Ausschußantrag:

ferner der Staatsregierung weitere 100 «P zur Ver¬
fügung zu stellen(welche aus dem 8- 152 des Vor¬
anschlags für das Herzogthum zu entnehmen sind),
um die Namen der Verstorbenen in den Denkstein,
der von anderer Seite beschafft wird, eingraben zu
lassen,

angenommen.
12. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. un¬

entgeltliche Abtretung einer zum Staatswalddistrict Pfaffen¬
wald, Bann von Oberstem, gehörigen Landfläche.

Der vom Berichterstatter Brockhaus  Namens des Fi¬
nanzausschusses gestellte Antrag:

der Landtag wolle seine Zustimmung dazu ertheilen,
daß die im Schreiben der Großherzoglicheu Staals-
regierung vom 7. August d. I . näher bezeichnet^
zum Staatswalddistricte Pfaffenwald, Bann von
Oberstem, gehörige Fläche von 116 Ruthen 75 Fuß
nach altem Maaße oder 16 Aren 46 OMetern neuen
Maaßes unentgeltlich an das Krongut abgetreten
werde,

wurde angenommen.
13. Bericht des Finanzausschusses über den Entwurf

eines Gesetzes, betr. die Einführung einer Gebäudesteuer für
das Fürstenthum Birkenfeld.

Nachdem gemäß 8- 81 der Geschäftsordnung beschlossen
war , daß aus die Derathung der einzelnen Bestimmungen
des Gesetzes nicht eingegangen werden solle, wurde der ganze
Gesetzentwurf angenommen.

Wegen vorgerückter Tageszeit wird der Bericht des Fi¬
nanzausschusses, betr. den Voranschlag der Ausgaben des
Herzvgthums Oldenburg pro 1873/75 von der heutigen Ta¬
gesordnung abgesetzt.

Der Präsident bestimmt, daß Anträge zur zweiten Le¬
sung der Gesetzentwürfe, betr. das Dicnsteinkommen der
Volksschullchrer im Fürstenthum Birkenfeld, und betr. die
Einführung einer Gebäudesteucr für das Fürstenthum Bir¬
kenfeld bis Mittwoch nächster Woche, und Anträge zur zwei¬
ten Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Gcsindcordnung für
das Fürstenthum Lübeck, bis zum Sonnabend dieser Woche
einzubringcn sind.

Nächste Sitzung: Freitag , den 6. Decembcr 1872,
Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung:
Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag

der Ausgaben des Herzvgthums Oldenburg pro 1873/75.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung vom 6. December 1872.

Graepel . Tantzerr.

Protokolle . XVII. Landtag. 5
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über

die Verhandlungen
des

XVN. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Zehnte Sitzung.

Oldenburg , den 6. December 1872.  Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Das Protokoll über die neunte Sitzung wird vom Schrift¬
führer Tantzen  vorgelescn und von der Versammlung ge¬
nehmigt.

Eingcgangen sind:
1. Ein Schreiben der Staatsregierung vom 30. No¬

vember 1872 bei Uebcrreichung der erledigten Rech¬
nungen der Landescassc des Herzogthums Oldenburg
für die Finanzperiode 1867/69.
Wird an den Finanzausschuß abgegeben.

2. Ein Schreiben der Staatsregierung vom 8. Decem¬
ber 1872 bei Ueberrcichnng des Voranschlags der
Eisenbahn-Betriebscasse des Herzogthuinö für die
Finanzperiode 1873/75.
Geht an den Finauzansschuß.

3. Ein selbständiger Antrag des Abg. Ahlhorn:
der Landtag beschließe, Großherzogliche Staatsre-
giernng werde ersucht, im Vundesrathe des deut¬
schen Reichs dahin zu wirken, daß dem Abgeordne¬
ten zum Reichstage entsprechende Tagegelder auS
der Reichscafse gewährt werden.

Motive.
In Erwägung, daß der Reichstag wiederholt beschlossen

hat , daß seinen Mitgliedern Tagegelder gezahlt werden
mögen, der Bundesrath dieses aber immer abgelehnt hat,

in fernerer Erwägung, daß durch diese Maßregel das
Wahlrecht sehr beschränkt wird, da hiernach nur wohlha¬
bende Männer ein Mandat zum Reichstage annchmen
können, so erscheint cs gewiß gerechtfertigt, diesen Antrag
zu stellen und die Staatsrcgierung zu ersuchen, wenn sol¬

ches bisher nicht sollte geschehen sein, durch ihren Bevoll¬
mächtigten beim Vundesrathe dahin wirken, und ihre
Stimme dahin abgeben zu wollen, daß den Abgeordneten
Tagegelder gezahlt werden. Der Staatsrcgierung kann eS
ferner auch nur erwünscht sein, daß die Landesvertretung
sich über eine so wichtige Frage ausspreche und dadurch
das Einverständniß hinsichtlich der Zahlung dieser Diäten
constatirt werde.

Nachdem die Versammlung beschlossen hatte, diesen An¬
trag in Betracht zu ziehen, erklärte Präsident Graepel,
daß er denselben nächstens auf die Tagesordnung setzen werde,
indem ein Antrag auf Verweisung an einen Ausschuß nicht
gestellt sei.

Tagesordnung:
Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag der

Ausgaben des Herzogthums Oldenburg für die Jahre 1873/75.
Berichterstatter Abg. Russell.

Zu K. 1 wird die Abstimmung ausgesetzt, zu 8- 2 der
Antrag HL 2 des Ausschusses dahin gehend:

der Landtag wolle an Geschäftskosten dcö Staats¬
ministeriums für

1873 . . 15,450
1874 . . 15,150 «F>und für
1875 . . 15,150 ^

bewilligen, jedoch darunter für jedes Jahr 400 «K
als Remuneration für den Oberintendanten a. D.
Meinardus  nur unter der Bedingung, daß damit
kein Recht auf Wartegeld oder Pension verbunden werde,
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angenommen, darauf zu den 88- 3, 4 und 5 die Abstimmung
ausgesetzt, nachdem Antrag 6 des Ausschusses:

der Landtag wolle die Staatöregierung ersuchen, wenn
irgend thunlich auf die Reactiviruug oder Pensioni-
rung der auf Wartegeld stehenden Beamten Bedacht
zu nehmen und die Civilstaatsdiener nur auf Warte¬
geld zu setzen, wenn cs durchaus erforderlich erscheint,

angenommen war.
Zu Z. 6 stellte der Abg. Schvmauu  folgenden hin¬

reichend unterstützten Antrag:
der Landtag wolle die Staatsrcgierung ermächtigen,
zu den Kosten der wieder ins Leben zu rufenden
Zeitschriften„des Oldenburgischen Archivs" und des
„Magazins für Verwaltung» fe 100 jährlich den
rcsp. Redactionen zur Verfügung zu stellen.

Derselbe wurde angenommen und die Abstimmung über
Z. 6 ausgesetzt.

Zu 8- ? der Vorlage sind vom Ausschüsse2 Anträge
gestellt, HF 7 und 8. Es wird der Antrag der Mi¬
norität Ho. 8:

der Landtag wolle beschließen, die Großherzogliche
Staatsrcgierung zu ersuchen, baldigst den Sitz des
Amts Skollhamm von Ellwürden nach Stollhamm zu
verlegen,

zur Abstimmung gebracht und abgclehnt.
Ucbcr den Antrag M. 7, desgleichen zu den 88- 8, 9,

10, 11, 12, 13, 14 und 15 wird die Abstimmung ausge¬
setzt. Zu §. 16 wird dann der Antrag HL 17 des Aus¬
schusses:

der Landtag wolle für die Jrrenheilanstaltzu Wehnen
als Zuschuß für 1873/75 jährlich 2524 bewilli¬
gen,

zur Abstimmung gebracht und angenommen, dagegen der An¬
trag der Staatsregierung in namentlicher Abstimmung mit
24 gegen8 Stimmen abgelehnt.

Es stimmen mit ja:
Hoher , Köhler , Propping . Scho mann , Wil¬

len , Barnstedt , Brockhaus , Büiinemeyer.
Mit nein stimmen:
Cammanu , Eilks , von Galen , Glüsing,

Gracpcl , von Hammel , Huchting , Krahn , Leng-
ler , Müller , Nathan , Oetken , Rüde dusch , Rus¬
sell , Schildt , S tro dth off , Stuckenborg , Tantzcu,
Windmüller , Wulff , Abels , Ahlhorn , Berg¬
mann und Bunnemanu.

Zu ß, 17, desgleichen zu den 88- 18, 19, 20, 21 und
22 wird die Abstimmung ausgcsetzt.

Zn 8- 23 sind vom Ausschüsse die Anträge H§ 24 und
HL 25 gestellt; letzterer Antrag, dahin gehend:

der Landtag wolle seine Zustimmung dazu ertheilen,
daß die von den Unternehmern der Ackerbauschulen
in Neuenburg und Cloppenburg gemäß den contract-

lichen Bestimmungen, eingehenden Gewinnantheile am
Ueberschuß der Anstalten auf die Melioration der den
beiden Ackerbauschulen zugewicseneu Liegenschaften,
und soweit nöthig auf die Erhöhung des Einkommens
der an den Anstalten wirkenden Lehrer verwendet
werden,

wird zur Abstimmung gebracht und angenommen. Die Ab¬
stimmung über Antrag H§ 24 dagegen ausgesctzt. Es wird
sodann der Antrag HL 26:

rer Landtag wolle an Stipendien für Unbemittelte,
welche landwirthschaftlichc Lehranstalten besuchen wol¬
len, für 1873/75 jährlich 150 Z bewilligen,

angenommen, wogegen der Antrag der Staatöregierung zu
8. 24 der Vorlage abgclehnt wird.

Antrag 27 zu §. 25, dahin lautend:
der Landtag wolle zur Beförderung der Pferde- und
Rindviehzucht, insbesondere zu Prämien für Hengste,
Stuten und Stiere für 1873/75 jährlich 5500 «K
bewilligen,

wird angenommen, dagegen der Antrag der Staatöregierung
zu 8- 25 abgelehnt.

Der Berichterstatter Russell  erklärt hierauf noch, daß
mit dieser Abstimmung die Petition des Landwirths La u w zu
Bockhorn ihre Erledigung gefunden habe.

Zu §. 26 sind vom Ausschüsse3 Anträge gestellt.
Zu Antrag 29 wird vom Herrn Negierungs-Commissair

die Erklärung abgegeben, daß von der Staatsregierung die
gestellte Bedingung nicht acceptirt werden könne.

Antrag 29 wird darauf vom Ausschüsse zurückgezogen.
Antrag 28:

der Landtag wolle zur Beförderung von Drainirun-
gen :c. re. für 1873 1470 »O, für 1874 1530
und für 1875 1590 bewilligen,

wird sodann angenommen, desgleichen Antrag .Hs 30:
der Landtag wolle als Zuschuß für die II . Genos¬
senschaft zum Ausbau von Rieselwiesen im Hunte¬
thal, Huntlosen-Westerburg, Saudhattcn-Streek für
1873/75 jährlich 2000 „ss bewilligen.

Der Antrag der Staatsrcgierung wird dagegen in na¬
mentlicher Abstimmung mit 22 gegen 10 Stimmen abgclehnt.

Es stimmen mit ja:
Graepel , H op er , Kö hler , Krahn , Nüdebusch,

Wulff , Barnstedt , Borg mann . Brockhaus  und
B ü nn emeyer.

Mit nein stimmen:
Eilks , von Galen , Glüsing , von Hammel,

Huchting , Lcngler , Müller , Nathan , Oetken,
Propping , Russell , Schildt , Schomann , Ströbi¬
tz off , Stuckenborg , Tantzen , Wilken , Wind Mül¬
ler , Abels , Atzlhorn , Bunnemann und Cammanu.

Zu 8- 27, desgleichen zu §. 28 und 29 wird die Ab-
5*
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stimmung ausgesetzt , nachdem noch vom Berichterstatter An¬
trag M , 32 dahin berichtigt war , daß nicht 20 -F sondern
jährlich 40 -P beantragt werden.

Zu 8 - 30 wurde die Berathung ausgefetzt , desgleichen
die Beschlußfassung zu den 88 - 31 , 32 , 33 und 34 , nachdem
der Berichterstatter Russell  den Antrag M 37 dahin be¬

richtigt hatte , daß daselbst 10,670 »P pro 1875 beantragt
würden.

Nachdem darauf noch die Abstimmung über die Z8 - 35,

36 , 37 , 38 , 39 , 40 und 41 ausgesetzt war,  wurde vom
Abg . Schomann  Schluß der Sitzung beantragt.

Es wurden darauf alle Paragraphen und Ausschuß-

Anträge , über welche die Abstimmung ausgesetzt worden war,
zur Abstimmung gebracht und angenommen und die Sitzung
geschlossen , nachdem die nächste Sitzung auf den 7 . Decem --
ber d . I . , Vormittags 10 Uhr , angesetzt , und als Tages¬
ordnung die Fortsetzung der heutigen Berathung verkündet
war.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 7 . December 1872.

Graepel . Köhler.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
Clfte Sitzung.

Oldenburg , den 7. December 1872 . Vormittags 10 Uhr.

- - !> -

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung verlas der Schriftführer

Köhler  das Protokoll der 10 . Sitzung , welches genehmigt

wurde.

Eingegangen waren:

1 . Schreiben der Staatsregierung , betr . den Entwurf

eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg , betr.

die Besoldungsverhältnissc der Eisenbahnverwaltung

(an den Finanzausschuß ) .

2 . Petition des Gefangenwärters Reimers  zu Noh¬

felden , betr . Aufbesserung seines Gehalts ( an den

Finanzausschuß ) .

Tagesordnung:

Bericht des Finanzausschusses über den Voranschlag der

Ausgaben des Herzogthums Pro 1873/75 . Fortsetzung.

Berichterstatter : Abgeordnete Russell , Müller , Ahl¬

horn , Propping.

Zu § . 42 wurde der Ausschußantrag . V? 45:

der Landtag wolle zu Untersuchungen und Reguli¬

rungen in Betreff der Abwässerungs - Vcrhältnisse zu

Unterstützungen an einzelne Gemeinden und zur In¬

standsetzung von Staatsgewässern für 1873 — 6900 »A

für 1874 — 1000 -<P und für 1875 — 1000 ^

bewilligen,

angenommen.

Der Antrag der Abgeordneten Abels und Oetken:

der Landtag wolle beschließen , aus den im Berichte

angeführten Gründen über den Antrag der Staats-

rcgierung auf Unterstützung der Gemeinden Warden¬

burg und Osternburg zur Entwässerung der Hunte

und Lethe , zur Tagesordnung überzugehen,

wurde abgelchnt.
Nachdem der Abgeordnete Russell  erklärt , die Majorität

des Ausschusses ziehe die dem Ausschußantrage 46 an¬

geknüpfte Bedingung zurück , wenn die Versammlung nichts

cinzuwcndcn hätte , daß nunmehr der Rest des Ausschußan¬

trages nur noch zur Berathung stehe , wurde dieser Antrag

^ü . 46:

der Landtag wolle als Zuschuß für die Gemeinden

Wardenburg und Osternburg zur Entwässerung der

an der Hunte und Lethe belegencn Grundstücke für

1873/75 jährlich 2500 ^ bewilligen,

angenommen.
Schließlich wurde der Antrag der Staatsregierung auf

Bewilligung von 5000 jährlich pro 1873/75 in nament¬

licher Abstimmung mit 17 gegen 13 Stimmen ange¬

nommen.

Für den Antrag stimmten die Abgeordneten : Graepel,

Hoyer , Köhler , Krahn , Propping , Rüdebusch,

Scho mann , Wilken , Wind Müller , Wulff , Barn¬

stedt , Borgmann , Brockhaus , Bünnemeier , Bun-

nemann , Ca m mann und v . Galen.

Gegen denselben stimmten die Abgeordneten : Glüsing,

v . Hammel , Lengler , Müller , Nathan , Oetken,

Russell , Schildt , Stukenborg , Tantzen , Abels,

Ahlhorn und Cilks.

Beurlaubt waren die Abgeordneten Huchting und

Strodthoff.
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Uebcr die 88 - 43 bis 53 wurde die Abstimmung aus¬
gesetzt.

Ebenso über den § . 54 , bei welchem die Petition des
Gemeindevorstands zu Altenesch , betr . die Correction der
Ochtum , für erledigt erklärt wurde.

Ueber die 88 - 55 bis 57 wurde die Abstimmung aus¬
gesetzt.

Zu § . 58 wurde der Ausschußantrag M 62 -:
der Landtag wolle zu der im Jahre 1872 geschehenen
Mehrverwendung von 15,000 »̂ zur Chausseeanlage
von Sengwarden nach Hooksiel seine nachträgliche

- Genehmigung ertheilen,
angenommen und über den Paragraphen die Abstimmung
ausgesetzt.

§ . 59 wurde gemäß Ausschußaulrag 64:
der Landtag bewillige zu der Chausseeanlage zwischen

Edewecht und Zwischcnahn 13,600 ^ für 1874 und
20,000 für 1875 unter der Bedingung , daß die
beiden betheiliglen Gemeinden ihrer Verpflichtung
Nachkommen werden,

angenommen.

Ueber 8 - 60 wurde die Abstimmung ausgesetzt.

§ . 61 wurde gemäß Ausschußantrag M . 66:
der Landtag bewillige zur Chausseeanlage von Ovel¬
gönne durch Frieschenmoor , Schwei und Seefeld nach
Stollhamm 35,000 für 1873 , 45,000 für
1874 und 57,500 für 1875,

angenommen und ist damit der Regierungs - Antrag erledigt.
Ueber die 88 . 62 bis 64 wurde die Abstimmung aus¬

gesetzt.

Zu 8 - 65 wurde der Ausschußantrag 71:
der Landtag wolle die Staatsregierung ersuchen , bei
denjenigen Gemeinden , welche von einer Chaussec-
anlage wenig oder gar keinen Nutzen haben und doch
diese Kosten mit tragen müssen , die Härten , sofern
solche vorhanden , bei der Vertheilung des Zuschusses
auszugleichen,

angenommen und über den Paragraphen die Abstimmung
ausgesetzt.

Zu 8 - 66 wurden die Ausschußanträge .^L 73:
der Landtag wolle die Petitionen des Gemeindcraths
zu Tossens und des Gemeinderaths zu Eckwarden,
betr . Chausseeanlage , der Staatsregierung zur geeig¬
neten Berücksichtigung übergeben,

und 74:

der Landtag wolle die Petition aus den Gemeinden
Oldorf , Tettens und Middoge , betr . Chaussceanlage,
der Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung,
übergeben,

angenommen und über den Paragraphen die Abstimmung
ausgesetzt.

Ueber die 8 § > 67 bis 69 wurde die Abstimmung aus¬
gesetzt.

8 - 70 wurde entsprecheud dem Ausschußantrage M 78:

der Landtag wolle für Geschäftskosten der Commission
zur Untersuchung der Dampfkesselanlagen jährlich
600 «^ für 1873/75 unter der Bedingung bewilligen,
daß die dem Obermaschincnmeistcr gewährte Vergü¬
tung von 150 jährlich , ihm bei einer etwaigen
Pensionirung nicht als Gehalt angerechnet werden
kann,

angenommen.
Ueber die 88 - 71 bis 78 wurde die Abstimmung aus¬

gesetzt.
8 - 79 wurde gemäß Ausschußantrag 86:

der Landtag wolle an Gehalten , Löhnen und Kleid-
gelderu für die Strafanstalt in Vechta für 1873 —
10,798 ^ 28 /̂ — für 1874,75 jährlich 11,308
28 bewilligen,

angenommen.
Ueber 8- 80 wurde die Abstimmung ausgesetzt.
8 . 81 wurde laut Ausschußantrags 88:

der Landtag wolle für Gehalte , Löhne und Kleidgelder
der Gefänguißanstall zu Oldenburg für 1873 —

2140 — für 1874 — 2160 ^ - und für
1875 — 2170 ^ bewilligen,

angenommen.
Ueber die 88 - 82 bis 90 wurde die Abstimmung aus-

gesetzt.
8 . 91 wurde gemäß dem Ausschußantrage , ^ . 99 , nach¬

dem derselbe Namens des Finanzausschusses dahin modiflcirt
worden , daß hinter dem Worte : „ ordentlichen " gesetzt würde:
„und außerordentlichen " , mithin folgende Fassung erhielt:

der Landtag wolle als Zuschuß zu den Kosten der

höheren Bürgerschule ( Realsckule ) in Oldenburg für
die Finanzperiode 1873/75 jährlich 1500 unter
den vom letzten ordentlichen und außerordentlichen
Landtage beschlossenen Bedingungen , bewilligen,

angenommen.

Die 88 - 92 bis 95 wurden ganz ausgesetzt.
Ueber die 88 - 96 und 97 wurde die Abstimmung aus¬

gesetzt.
8 - 98 wurde ganz ausgesetzt.

Ueber die 88 - 99 bis 101 wurde die Abstimmung aus¬
gesetzt.

8 . 102 wurde ganz ausgesetzt.

Ueber die 88 - 103 bis 110 wurde die Abstimmung
ausgesetzt.

8 - 111 wurde ganz ausgesetzt.

Ueber 8 - 112 wurde die Abstimmung ausgesetzt.
8 - 113 wurde ganz ausgesetzt.

Ueber die 88 . 114 bis 117 wurde die Abstimmung
ausgesetzt.
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§ . 118 wurde , nachdem der gestellte Ausschußantrag

HL 122 zurückgezogen worden , gemäß dem neuen Ausschuß-

antragc:
der Landtag wolle zu Gehalten der Amts -Einnehmer

17,135 ^ für 1873 und 17,235 ^ jährlich pro

1874/75 bewilligen,

angenommen.
Zu 8 - 119 wurde der Antrag des Ausschußmitgliedes

Oetken  HL 124 :

der Landtag beschließe , Großherzogliche Staatsre¬

gierung zu ersuchen , die Entschädigung des für den

Bezirk des früheren Amts Burhave angestellten Amts¬

einnehmers in Abbehausen für die Abgaben - Erhebung

in Tossens bis dahin , daß der Sitz des Amts nach

Stollhamm verlegt werde , auf die Landescasse zu

übernehmen,

rrbgelehnt und über den Paragraphen die Abstimmung aus¬

gesetzt.
Ucber die 88 - 120 bis 125 wurde die Abstimmung aus-

gesetzt.
tz. 120 wurde entsprechend dem Ausschußantrage

-HS 130:

der Landtag wolle au Gehalt für den Landes -Oecono-

mie - Rath , dem Domainen - Inspektor und andere

Domainial - Beamte 2773 7 ^ für 1873 und

2873 7 s/ > jährlich für 1874/75 bewilligen,

angenommen.
Zn 8 . 127 wurde der Ausschußantrag HL 132:

der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsregierung

ersuchen , die zum Staatsgute gehörenden , in der

Stadt Oldenburg bclegenen beiden Bauplätze neben

der Bibliothek und neben dem Hause des Herrn Prä¬

sidenten Erd mann  am Walle öffentlich zu verkaufen,

angenommen und über den Paragraphen die Abstimmung

ausgesctzt.

lieber die K§ . 128 bis 131 wurde die Abstimmung aus¬

gesetzt.
8 132 wurde , nachdem der Ausschußantrag HL 137

zurückgezogen , gemäß dem neuen Ausschußantrage:

der Landtag wolle für Neubauten 18,000 für

4873 , 10,500 «L für 1874 und 6310 für 1875

unter der Bedingung bewilligen , daß die Pächter von

Staatsgütern die ihnen beschafften Neubauten mit

jährlich 2 >/r "/o verzinsen , und nach Ablauf der Pacht

das Tarat um diesen Procentsatz erhöht werde,

angenommen.

lieber die 88 . 133 bis 144 wurde die Abstimmung aus¬

gesetzt.

Z . 145 wurde laut Ausschußantrags HL 150:

der Landtag wolle als Zuschuß zur Zoll - und Steuer-

strafcasse 1835 jährlich für 1873/75 bewilligen

und sich damit einverstanden erklären , daß ein über

die zu 1100 ^ jährlich aus Strafgeldern und Pro¬

cessen veranschlagten Einnahmen sich etwa ergebender

Ucberschuß zur Hälfte zur Erhöhung der Gratifika¬

tionen und zur Hälfte zur Verminderung des Zu¬

schusses aus der Landescasse verwandt werde,

angenommen.
Zu 8 - 146 wurde der Ausschußantrag 151:

der Landtag wolle an Zuschuß zu den Kosten der

Zoll - und Steuerverwaltung 15,900 «K und 4500

zusammen 20,400 -L jährlich für 1873/75 bewilligen,

angenommen.
Ferner wurde der Antrag des Abg . Tanßen:

im Ausschußantrage HL 152 werde der Nachsatz:

»wenn dem Herzogthum eine entsprechende Erhö¬

hung re ., gestrichen,

angenommen und dann der Ausschußantrag HL 152 in der

folgenden modificirten Fassung:

der Landtag wolle zur Aufbesserung des Dienstein¬

kommens der Grenz - und Stcueraufseher und Amts¬

diener noch weitere 1300 -S jährlich für 1873/75

bewilligen,

angenommen.

Ueber § . 147 wurde die Abstimmung ausgesetzt.

8 - 148 wurde ganz ausgesetzt.

Ueber die 88 - 149 bis 151 wurde die Abstimmung

ausgesctzt.

8 - 152 wurde gemäß dem Ausschußantrage HB 157:

zu 8 - 152 L . wolle der Landtag für außerordentliche

und unvorhergesehene Ausgaben , soweit sie nicht Ge¬

halte betreffen , 10,086 ^ 14 ^ für 1873 , 9945 «K

7 ^ für 1874 und 9510 «O 2 ^ für 1875 vor¬

behältlich der Abänderung zum Zwecke der Abrundung

bewilligen,

angenommen.

Der Ausschußantrag HL 158:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,

daß die dem Voranschläge hinzugefügten 6 Bemer¬

kungen dem Etat beigedruckt werden , jedoch mit der

Abänderung , daß in der Bemerkung 2 zwischen de»

Worten „ welche " und „ Gehalte « das Wort : „ nur"

gestrichen werde,

wurde angenommen.

Der Herr Negierungs - Commissair Eammerrath Heu¬

mann  erklärte zu Prokokoll , er constatire , daß der Landtag

durch seinen letzten Beschluß sich einverstanden erkläre , daß

es in Betreff der Bemerkung 2 bei der bisherigen Art und

Weise verbleiben könne , wogegen sich kein Widerspruch erhob.

Schließlich wurden sämmtliche Paragraphen , über welche

die Abstimmung ausgesetzt worden , angenommen.

Nächste Sitzung : Montag , den 9 . December , Vormit¬

tags 10 Uhr.
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Tagesordnung:
1. Bericht des Verwaltungsausschusses über den Entwurf

eines Gesetzes, betr. Neue Bestimmungen;nm Gesetze
vom 3. April 1855, betr. das Unterrichts- und Er-
ziehungswesen im Hcrzogthum Oldenburg.

2. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld,
betr. die Ausübung der Jagd.

3. Bericht des Verwaltungsausschusses über den Gesetz¬
entwurf, betr. die Wahlen zum Provinzialrathe des
Fürstenthums Lübeck.

4. Zweite Lesung des Normal- Etats der Stärke und
Verpflegung der Gendarmerie.

5. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr. die
Beschwerde des Gemeinderaths der Gemeinde Lohne

über Beschlüsse des Amtsraths zu Vechta und einen
Bescheid des Großherzoglichen Staatsministeriums
wegen Chausseeanlagen.

6. Desgl. über die Petition der Vergantungsprotokolliflen
im Amtsbezirk Cloppenburg, wegen Erhöhung ihrer
Gebühren für Abhaltung öffentlicher Verkäufe.

7. Desgl. über die Petition des Gustav Harbers  zu
Westerstede, als Dircctors der Mobiliar-Feuerversiche-
rungs Gesellschaft„Gegenseitigkeit- , betr. Aenderung
des Art. 6 Z. 2 des Gesetzes vom 9. Oktober 1868, !
betr. die Stempelgebühren. i

8. Desgl. über die Petition des RechnungsstellersI . H.
Iaussen  zu Abbehausen, betr. Abänderung desGe-
bührengcsetzes vom 28. Juni 1858.

9. Wahl eines Ersatzrichters zum Staatsgerichtshofe.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 9. December 1872.

Graepel . Propping.



die Verhandtungen
des

XXll. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Zwölfte Sitzung.

Oldenburg , den 9. December 1872 . Vormittags 10 Uhr.

. - _  _

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Präsidenten ver¬
liest der Schriftführer Propping  das Protokoll der elften
Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Eingegangen ist eine Petition des F. Duuker  zu
Sarkwitz, Namens der Lehrerconfcrenz im Amte Schwartau,
betr. eine provisorische Erhöhung des Gehalts der Lehrer um
20°/o bis zur Einführung des revidirten Schulgesetzes. (Geht
an den Verwaltungsausschuß).

Tagesordnung:
1. Bericht des Verwaltungsausschusses über den Ent¬

wurf eines Gesetzes, betreffend neue Bestimmungen zum Ge¬
setze vom3. April 1855, betr. das Unterrichts- und Erziehungs¬
wesen im Hcrzogthum Oldenburg.

Der auf Annahme der Zusätze zum Art. 16 der §§. 1,
2, 3, 4 und 5 gerichtete Ausschußantrag 1 wurde an¬
genommen

Zum Ausschußantrag^ 7 stellt der Abgeordnete Ahl -
Horn  den folgenden, genügend unterstützten, Verbesserungs¬
antrag:

dem Antrag 7 des Ausschusses werde hinzugefügt:
„Auch ist das Oberschulcollegiumermächtigt, bei allen
Schulstellen, die außer Garten nicht bis wenigstens
l '/r Catasterjück Landes haben, dessen Reinertrag
mindestens mit 7 '/2 ^ in den Catastern eingetragen
ist, eine Erhöhung von 30—50 ^ ohne Belastung
der Stelle, cintreten zu lassen.

Nachdem der ÄusschußantragM . 4:
die Fassung der Vorlage nä 1 lautend:

der Mindestbetrag des Diensteinkommens der Volks-
Protokolle . XVII. Landtag.

schultehrer wird festgesetzt, oder ist für die einzelnen
Schulstellen vom Oberschulcollegium sestzustellcn wie
folgt,

dahin zu ändern, daß es heiße:
der Mindestbctrag des Diensteinkommens der Volks¬
schullehrer ist, ein für allemal, für jede einzelne Schul¬
stelle vom Obcrschulcollegium sestzustellcn wie folgt,

abgclehnt worden, wird auch der Ausschußantrag.4? 2:
die Vorlage der Staatsregicrung zu Art. 37 dahin
abzuändern, daß unter 1 für die Hauptlehrer ge¬
setzt werde:
' zu s ) statt „auf 200—250 „auf 250

zu b) statt „auf 175—200, .̂ " „auf 200
zu o) statt „auf 150—175 «,/ " „auf 175

in namentlicher Abstimmung mit 17 gegen 15 Stimmen ab¬
gelehnt.

Es stimmen gegen den Antrag die Abgeordneten:
v vn H a mmcl, Köhler , Müller , O etkcn , Russell,

Scho mann , Stukenborg , Abels , Ahlhorn , Barn¬
stedt , Borgmann , Günnemeier , Bunnemanu,
Eammann , Eilks , v. Galen und Graepel.

Dafür stimmen die Abgeordneten:
Hoyer , Huchting , Krahn , Lengler , Nathan,

Propping , Rüdebnsch , Schildt , Strodthoff,
Tantzen , Willen , Windmüller , Wulff , Brock¬
haus und Glüsing.

Darauf wurde der Verbesserungsantrag des Abgeordneten
Ahlhorn  zum Ausschußantrag 7 gegen 12 Stimmen
abgelehnt und sodann der Ausschußantrag 7:

6
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die weitere Vorlage der Staatsregierung zu Art . 37

dahin zu ändern , daß es heiße

zu re) statt „ auf '200 — 250 auf „ 225 — 250

zu b ) statt „ auf 175 — 200 --^ auf „ 200 ^- 225

zu v ) statt „ auf 150 — 175auf „175 — 200

in namentlicher Abstimmung mit 26 gegen 6 Stimmen an¬

genommen.
Für den Antrag stimmten die Abgeordneten:

Köhler , Krahn , Lenglcr , Müller , Nathan,

Oetken , Propping , Rüdcbusch , Schildt , Scho-

mann , Strodthoff , Tantzen , Willen , Wind¬

müller , Wulff , Abels , Ahlhorn , Barnstedt , Brock¬

haus , Bunnemann , Cammann , Eilks , Glüsing,

Gracpel , Hoher und Huchting.
Dagegen stimmten die Abgeordneten:
Russell , Stukenborg , Borgmann , Bünne-

meyer , v . Galen und v . Hammel.

Die Ausschußanträge 3 , 5 und 6 sind damit erledigt.

Ein zu Art . 37 8 - 2 vom Abgeordneten Propping

gestellter , genügend unterstützter Verbesserungsantrag:
Im Art . 37 8 - 2 werde zwischen die Worte: „und

in den der Marsch » und „ benachbarten " eingefügt:

„und den Städten,"

wird angenommen und darauf Art . 37 § . 2 mit der be¬

schlossenen Aenderung angenommen.
Der Art . 37 der Vorlage wird sodann mit den be¬

schlossenen Aenderungen angenommen.
Der Ausschußantrag Hü 9:

die Vorlage der Staatsregierung zu : 3 . Alterszulagen

zu Art . 42 dahin abzuändern , daß cs heiße:
„Z . 2 . Die AlterSzulagen werden aus der Staats¬

kasse bezahlt , und ist die Bewilligung vom Ober-

schulcollegium beim Staatsministerium zu beantra¬

gen,"

wird angenommen und sodann die Vorlage der Staatsre¬

gierung:
3 . AlterSzulagen

mit der beschlossenen Aenderung zu Art . 42 angenommen.

Ferner wird gemäß den Ausschußanträgen HL 11 und

12 die Vorlage der Staatsregierung zu Art . 61 und Art.

65 angenommen.
Die Berathung über den Antrag Hü . 13 des Aus¬

schusses :
der Landtag beschließe , Großherzogliche Staatsregie-

rung zu ersuchen , ein ähnliches Gesetz , wie der Ge¬

setzentwurf für das Fürstenthum Lübeck , für das Unter¬

richts - und Erziehungswesen für das Herzogthum

Oldenburg einführen zu wollen,

wurde ausgesetzt bis der betr . Gesetzentwurf für das Fürsten-

thum Lübeck zur Berathung gelangt ist.

Bei der Berathung dieses Gegenstandes fanden die fol¬

genden Petitionen ihre Erledigung:

1 . Petition von Delegirten von 440 Volksschul¬

lehrern des Herzogthums Oldenburg , betr . Gehalts¬

verbesserung.

2 . Dcsgl . von Volksschullehrern aus Apen , Augustfehn,

Nordloh und Godensholt um Stellenaufbesserung.

3 . Deögl . von 64 Lehrern aus Sagtcrland und Mün¬

sterland um Aufbesserung der Hauptlehrer - und ins¬

besondere der Hülfslehrergehalte.

4 . Dcsgl . von Lehrern aus Oythe , Lutten , Goldenstedt,

Südlohne , Langförden , Brockrorf und Bakum , betr.

Gehaltsvcrbefferung.

5 . Dcsgl . von Lehrern der höheren Bürgerschulen zu

Brake , Elsfleth , Berne , Delmenhorst und Roden¬

kirchen , betr . Regulirung der Gehalte der Lehrcrstellen

an den höheren Bürgerschulen.

2 . Bericht des Verwaltungsausschusses , betreffend den

Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkcnseld , be¬

treffend die Ausübung der Jagd.

Der Ausschußantrag Hü 1:

den Gesetzentwurf abzulehnen , ohne vorher auf eine

Berathung desselben einzugehen,
wurde in namentlicher Abstimmung mit 16 gegen 15 Stim¬

men abgelehnt.
Es stimmten gegen den Antrag die Abgeordneten:

Lengler , Müller , Oetken , Nüdebusch , Rus¬

sell , Scho mann , Windmüller , Abels,Barnstedt,

Brockhaus , Bünneineyer , Bunnemann , Cammann,

Eilks , Graepel und Köhler.

Dafür stimmten die Abgeordneten:

Nathan , Propping , Schildt , Strodthoff,

Stukenborg , Tantzen , Wilken , Wulff , Bvrg-

mann , von Galen , Glüsing , von Hammel,

Hoyer , Huchting und Krahn.

Der Abgeordnete Ahlhorn  fehlte.

Zum Antrag Hü 2 des Ausschusses:

dem § . 1 des Art . 1 folgenden Zusatz zu geben:

jedoch unterliegt die Ausübung der Jagd den

nachfolgenden Einschränkungen resp . Vorschriften,

stellt der Regierungs - Commissair , Geheimer Ministerialrath

Selkmann  den Verbesscrungsantrag >'
im Anträge Hü 2 werden die Worte : „ Einschrän¬

kungen resp ." gestrichen.

Dieser Verbesserungsantrag wird angenommen und

daraus Antrag Hü 2 des Ausschusses mit der Aenderung
angenommen.

Der Antrag Hü 3 des Ausschusses:

den § ' 3 des Art . 1 zu streichen,

wird angenommen und sodann Art . 1 mit den beschlossenen
Aenderungen angenommen.

Die Art . 2 — 7 incl . werden angenommen.
Der Ausschußantrag HL 7:

den §. 2 des Art . 8 zu streichen,
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wird angenommen und ebenso der Ausschußantrag 8:
im 8 - 4 des Artikels 8 nach dem Worte : » geschieht«

einzuschalten : » durch den Schöffen , bezw . auf Antrag
des Gemeinderaths,"

angenommen.
Darauf wird der Art . 8 mit den beschlossenen Aende-

rungen angenommen.
Die Art . 9 — 19 des Entwurfs werden angenommen.
Der Antrag M 10 des Ausschusses:

im Artikel 20 8 - 1 in Zeile 4 das Wort : » Bürger¬
meister " zu streichen und dafür das Wort : » Schöffe"

cinzuschieben,
wird mit 14 gegen 9 Stimmen angenommen.

Ferner wird Antrag 11 des Ausschusses:
den § . 3 des Art . 20 in folgender Fassung anzu-
nehmen:

Das in dieser Weise eingefangene oder erlegte
Wild gehört der betreffenden Gemeinde , auf
deren Bann cs erlegt ist , und ist für dieselbe zu
verwerthen . Der Erlös ist vom Gemeinderath

nach Billigkeit unter die Beschädigten so weit
nöthig und vcrhältnißmäßig zu vertheilen,

angenommen und darauf Art . 20 mit den beschlossenen Aen-
derungen angenommen.

Die Art . 21 — 24 incl . werden angenommen.
Der Ausschußantrag .Ne 14:

der 8- 3 im Art . 25 ist zu streichen und § . 4 daselbst
als § . 3 zu bezeichnen,

wird angenommen und Art . 25 mit der beschlossenen Aen-
derung angenommen.

Endlich werden die Art . 26 — 32 incl . angenommen.

Ein vom Abgeordneten Russell  auf Schluß der heu¬
tigen Sitzung gestellter Antrag wird angenommen.

Der Präsident bestimmt , daß Anträge zur zweiten Le¬

sung des Gesetzentwurfs , betreffend neue Bestimmungen zum
Gesetze vom 3 . April 1855 , betr . das Unterrichts - und Er-
ziehungswesen im Herzogthum Oldenburg , und des Gesetz¬
entwurfs für das Fürstenthum Birkenfeld , betr . die Ausübung
der Jagd , bis Donnerstag einzubringen sind.

Nächste Sitzung : Dienstag , den 10 . Decembor 1872,
Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung:

1 . Bericht des VerwaltungsausschuffeS über den Gesetz¬
entwurf , betr . die Wahlen zum Provinzialrath des
Fürstenthums Lübeck.

2 . Zweite Lesung des Normaletats der Stärke und Ver¬
pflegung der Gendarmerie.

3 . Wahl eines Ersatzrichters zum Staatsgerichtshofe.

4 . Selbständiger Antrag des Abg . Ahlhorn  und Ge¬
nossen , betr . die Tagegelder der Abgeordneten zum
Reichstage.

5 . Bericht des Finanzausschusses , betr . den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums
Birkenseld für die Finanzperiode 1873/75.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben i» der Sitzung vom 10 . Dccember 1872.

Graepel. Tantzen.



Protokol
über

die Verhandlungen
des

XM. Landtags des Großhcrzogthnms Oldenburg.
Dreizehnte Sitzung.

Oldenburg , den 10. December 1872 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Gr «rep ei.

Schriftführer Tantzen  verliest das Protokoll über die
vorige Sitzung, das genehmigt wird, nachdem zuvor der Abg.
Hoher  gegen dasselbe bemerkt hatte, daß die Petitionen für
die Bürgerschulen zu Berne und zu Elsfleth noch nicht er¬
ledigt seien, wie im Protokolle bemerkt sei, sondern daß er
sich ausdrücklich Vorbehalten habe, weiter über dieselben zu
reseriren, und der Präsident verfügt hatte, daß diese Berich¬
tigung in das heutige Sitzungsprotokvll aufzunehmcn sei.

Eingcgangen sind:
1. Schreiben der Staatsregierung , betr. Zustimmuugs-

erklärung derselben zu der vom Landtage beschlosse¬
nen Aenderung zu Art. 18 des Gesetzentwurfs für
das Fürstenthum Lübeck, betr. die Ermittelung der
Größe und des Reinertrags der Grundstücke in den
durch Gesetz vom 25. März 1870 dem Fürstenthum
Lübeck incorporirtcn vormals Holsteinischen Gcbiets-
theilen.
Geht uä nein.

2. Petition der Vertreter des Stadtgebiets Delmenhorst,
betr. die Abänderung der Bestimmung des Art. 9
H. 6 Ziffer 4 der Gemeindeordnung.

(Wird zurückgelegt bis zur Bcrathung des zu er¬
wartenden Gesetzentwurfs bezüglich der Gemeinde¬
ordnung.)

3. Petition des Gemeindevorstehers Wiese  zu Lönin¬
gen, betr. die Anlegung einer Chaussee von Löningen
bis zur Amtsgrenze in der Richtung auf Menslage.
Geht an den Finanzausschuß.

4. Petition des C. Gohrbandt  zu Woltersmühle,
Amts AhrenSböck, betr. Unterstützung seiner Ackerbau«
schule.
An den Finanzausschuß.

5. Ein Antrag des Verwaltungsausschuffes zum Gesetz vom
3. April 1855, betr. das Unterrichts- und Erziehungs¬
wesen km Herzogthum Oldenburg, dahin gehend:

«der Landtag wolle genehmigen, daß im Z. 3
des Art. 7 des Schulgesetzes vom 3. April 1855
am Schluffe die Bestimmung hinzugefügt werde:

Der erste Beamte des Amts (Ziffer 1) kann
sich in einzelnen Geschäften, welche nicht im
Orte des Amtssitzes vorgenommen werden,
um Kosten zu ersparen, durch den Gemeinde¬
vorsteher der Gemeinde, in welcher die Schule
liegt, vertreten lassen.

Die Versammlung beschließt, daß dieser Antrag in Be¬
tracht zu ziehen sei und erklärt darauf der Präsident, daß
er denselben nächstens aus die Tagesordnung setzen werde,
indem ein Antrag auf Verweisuim steinen Ausschuß nicht
gestellt sei. ^

Tagesordnung : ^
1. Bericht des Verwaltungsausschuffes über den Gesetz«

entwurf , betr. Wahlen zum Provinzialrathe des Fürsten¬
thums Lübeck.

(Berichterstatter Abg. Huchting .)
Art. 1 wurde angenommen, desgleichen Art. 2 mit der

im Antrag 2:
im Art. 2 Ziffer 3 werden anstatt der Worte:
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»der Flecken Ahrensböck . . . . 1 " ,
die Worte:

-.die Gemeinden Ahrensböck und Gnissau . . . . 2"

gesetzt,
und der Ziffer 6 unter Streichung der vorhande¬

nen Worte folgende Fassung gegeben:
„die Gemeinden Siblin , Süsel und Redings¬
dorf . . . . 2 " .

beantragten Aendernng.
Ebenso wurde Art . 3 mit der im Antrag 4:

im Art . 3 Ziff . 3 werde unter Streichung der Worte
des Entwurfs gesetzt:

„die Gemeindcräthe der Gemeinden Ahrensböck
und Gnissau"

und der Ziffer 6 folgende Fassung gegeben:
„die Gemeinderäthe der Gemeinden Siblin , Süsel
und Redingsdorf,"

beantragten Aendernng angenommen.
Schließlich sind auch die Art . 4 und 5 angenommen.
2 . Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung des

Normal -Etats der Stärke und Verpflegung der Gendarmerie.
(Berichterstatter Abg . Russell .)
Der Gesetzentwurf wird mit der zur ersten Lesung be¬

schlossenen Aendernng in zweiter Lesung angenommen.
3 . Wahl eines Ersatzrichtcrs zum Staatsgerichtshof.
Es wird gewählt mit 30 Stimmen : Obergerichtsrath

Lentz zu Eutin ; außer demselben hatten Stimmen erhalten:
Oberappellationsrath Tappenbeck — 1 Stimme , und Ober-

gerichtsdirector Ruhstrat zu Oldenburg — 1 Stimme.
Das Wahlresultat wurde vom Präsidenten verkündigt

und darauf übergegangcn
4 . zu dem Antrag des Abg . Ahlhorn:

der Landtag beschließe , Großhcrzogliche Staatsregic-
rung werde ersucht , im Bundesrathe des deutschen
Reichs dahin zu wirken , daß den Abgeordneten zum
Reichstage entsprechende Tagegelder aus der Reichs-

casse gewährt werden.
Nachdem der Herr Staatöminister von Rössing,

Ercellenz , die Erklärung abgegeben , die Staatsregierung sei
der Ansicht , daß die Zahlung von Diäten mit dem jetzigen
Wahlgesetze nicht zu vereinbaren sei , wurde der Antrag zur
Abstimmung gebracht und einstimmig angenommen.

5 . Bericht des Finanzausschusses über den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums Birkenfeld

für die Finanzperiode 1873/75.
(Berichterstatter Abg . Brockhaus .)

^ .. Einnahmen.

Uebcr § . 1 wurde die Abstimmung ausgesetzt ; jedoch
Antrag 2:

der Landtag wolle beschließen , die Großherzogliche Staats¬
regierung zu ersuchen , bei den betr . Eisenbahn -Di-
rectionen darauf hinzuwirken , daß Erport - Erleich-

tcrungen für Bau - und Brennholz durch Ermäßigung
der Frachtpreise und Anbringung einer Holzwaage auf
der Eisenbahn - Station Birkcnfeld gewährt werden,

sofort zur Abstimmung gebracht und angenommen.
Zn § . 2 und § . 3 wird die Abstimmung ausgesetzt.
Zu 8 - 4 ist Antrag 5 gestellt:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß der nach Abzug des Pachtwcrthes des Kronguts
auf das Fürstenthum fallende Theil der zur Su-
stentation des Großherzoglichen Hauses bestimmten
Summe mit jährlich 12,962 19 von dem

Ertrage des Staatsguts abgesetzt werde.

Derselbe wird angenommen und darauf die Abstimmung
zu den 88 . 5 , 6 und 7 ausgesetzt.

8 . 8 fällt aus , weil die Berichterstattung noch fehlt.

Nachdem sodann die Abstimmung über die 88 - 9 , 10,
1t , 12 , 13 , 14 , 15 , 16 , 17 und 18 ausgesetzt war , wer¬

den sämmtliche Paragraphen , über welche die Abstimmung
ausgesetzt war , zur Abstimmung gebracht und angenommen.

L . Ausgaben.

Die Abstimmung wird zu § . 1 ausgesetzt.
Zn z . 2 ist Antrag 20 gestellt:

der Landtag wolle an Wartegeldern , Pensionen und
Unterstützungen jährlich 3487 13 "/is pro
1873/75 bewilligen.

Derselbe wird angenommen , und die Abstimmung ausgesetzt
über die 88 - -3 , 4 , 5 , 6 , 7 , 8 , 9 , 10 , 11 , 12.

Zu 8 - 13 ist der Bericht noch nicht erstattet ; die Be-
rathung über denselben wird daher ausgesetzt.

Zu Z. 14 und Z. 15 wird die Abstimmung ausgesetzt.
Zu Z . 16 sind 2 Anträge gestellt , 33 und 34.

Der crstere wird zurückgezogen und darauf M . 34 dahin
lautend:

der Landtag wolle zur Beförderung der Landwirthschaft
Pro 1873/75 jährlich 500 -H >, darunter 150 »K Remu¬
neration für einen Wiesenbautechniker , bewilligen " ,

angenommen.

Zu den 88 - 17 , 18 , 19 , 20 , 21 und 22 wird die

Abstimmung ausgesetzt.
Der zu 8 - 23 vom Ausschuß gestellte Antrag 41:

der Landtag wolle an Gehalten und Hebungsgcbühren
beim Hebungs - und Cassenwesen pro 1873/75 jähr¬
lich 3800 darunter 800 Gehalt für einen

Amtseiunehmcr außerhalb Regulativs , bewilligen,
wird angenommen.

Zu 8 - 24 , 8 . 25 und § . 26 wird die Abstimmung aus-
gesetzt . Der zu § . 27 gestellte Antrag 44 wird vom
Ausschüsse zurückgezogen und durch folgenden ersetzt:

der Landtag wolle an Gehalten der Forstbcamten
10,252 « )§ pro 1873 und je 10,352 pro 1874

und 1875 bewilligen.
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Die Abstimmung darüber , sowie über die § § . 28 , 29
und 30 wird ausgesetzt.

Zu § . 31 ist Antrag 48 gestellt:
der Landtag wolle zur Unterhaltung der Staatsge¬
bäude jährlich 1500 Pro 1873/75 bewilligen.

Derselbe wird angenommen ; der Antrag der Staatsregierung
zu 8 . 31 dagegen abgelehnt.

Zu tz. 32 wird die Abstimmung ausgesetzt.
Zu 8 - 33 wird Antrag 50:

der Landtag wolle an Gehalten beim Katasterwesen
pro 1873/75 jährlich 4000 darunter 400 -^ für
einen in Aussicht genommenen Katasterbüreau -Assi-
stenten außerhalb Regulativs bewilligen,

angenommen . 8 . 34 wird nicht zur Berathung gezogen , weil
die Berichterstattung denselben noch nicht umsaßt . .Zu 8 - 35,
8 - 36 , 8 - 37 und Z. 38 wird die Abstimmung ausgesetzt.
Der zu 8 - 39 gestellte Antrag 56:

der Landtag wolle beschließen , Großherzogliche Staats¬
regierung zu ersuchen , wenn und so lange nicht erheb¬
liche Interessen des Dienstes entgegenstehen , die Ge¬
schäfte des Registrators und diejenigen des Copiisten nur
durch einen Beamten wahrnehmen zu lassen,

wird angenommen , die Abstimmung zu Antrag 55 jedoch
ausgesetzt.

Seitens der Staatsregierung wird zu Antrag 56 die
Erklärung abgegeben , daß die jetzige Einrichtung so lange
beibchalten werden solle , als sie zu Unzuträglichkeitcn nicht
führe.

Zu 8 - 40 sind 2 Anträge gestellt : Antrag 57 und
AL 58 . Letzterer wird zurückgezogen , erstercr dahingehend:

der Landtag wolle , unter Absetzung der für Schreib¬
hülfe beim Hypothekenamte geforderten 100 an
Geschäftskosten des Obergerichts jährlich 1550 -F
pro 1873 — 75 bewilligen,

dagegen angenommen . Es wird hierauf auch die Forderung
der Staatsregierung zu 8 - 40 zur Abstimmung gebracht , aber
abgelehnt . Die Abstimmung über die ZK. 41 , 42 , 43 und
44 wird ausgesetzt . Vom Ausschüsse sind zu 8 - 45 die
Anträge AL 63 und 64 gestellt . Der Antrag 63 wird von
demselben , wie folgt , abgeändcrt:

der Landtag wolle zu Gratisicationen an die Po¬
lizeianwälte jährlich 140 ^ pro 1873/75 be¬
willigen,

wogegen Antrag 64 vom Ausschüsse zurückgezogen wird.
Antrag AL 63 wird angenommen.

Zu den 88 - 46 , 47 , 48 , 49 , 50 , 51 , 52 , 53 , 54 , 55,
56 , 57 , 58 , 59 und 60 wird die Abstimmung ausgesetzt.
Ueber 8 » 61 fehlt der Ausschußbericht ; die Berathung über
denselben wird daher ausgesetzt . Zu den 88 . 62 , 63 und
64 wird die Abstimmung gleichfalls ausgesetzt.

Antrag 82 :

der Landtag wolle an außerordentlichen und unvorher¬
gesehenen Ausgaben 1822 «L 20 ° ^ pro 1873 ^ !
1577 20 ° ^ pro 1874 und 1625 ^ 20 ° !
pro 1875 , vorbehältlich kleiner Aenderungen zum
Zwecke der Abrundung , bewilligen,

zu Z. 65 wird angenommen . Es . werden sodann sämmtliche !
Positionen und Anträge , über welche die Abstimmung aus - !
gesetzt war , zur Abstimmung gebracht und angenommen . '

Schließlich wird auch Antrag .4L 83:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären^
daß die Bemerkungen 1 , 2 und 3 dem Voranschläge
nachgefügt werden , mit der Abänderung jedoch , dass
in der Bemerkung 3 zwischen den Wörtern „ welche"
und „ Gehalte " das Wort „ nur " gestrichen werde,

angenommen . Nachdem Letzteres geschehen war , erklärte Herr
Regierungscommiffair Heumann,  er bitte zu Protokoll zu
constatiren , daß der Landtag damit einverstanden sei, daß die
Staatsregierung in Betreff der Behandlung der sogenannten
gemischten Position in bisheriger Weise fortfahre.

Es wurde hierauf von einem Abgeordneten erklärt , er
halte dafür , daß vorläufig nur für die nächste Finanzpcriode
in bisheriger Weise fortzufahren sei.

Der Präsident bemerkte , wenn sich hiernach keine Mei¬
nungsverschiedenheit herausstelle , so müsse er anheimgeben,
wenn die Staatsregierung das angenommene Einverständniß
des Landtags constatiren lassen wolle , hierauf einen besonde¬
ren Antrag zu richten.

Der Abgeordnete Schomann  stellte hieraus folgenden
Antrag:

der Landtag wolle die Staatsregierung ersuchen,
darauf Bedacht zu nehmen , daß die Subalternbeamtcn
des Fürstenthums Birkenfeld in Betreff des Gehalts
den Subalternbeamten des Herzogthumö gleichgestellt
werden.

Derselbe wird abgelehnt.

Der Präsident theilt sodann Namens des Justizausschusses
mit , daß von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge
dem Landtage das Hausgesetz zur Kenntnißnahme mitgetheilt
worden sei, und daß dasselbe an den Justizausschuß zur wei¬
teren Veranlassung abgegeben sei . Der Ausschuß habe ge¬
glaubt , prüfen zu müssen , ob dasselbe mit dem Staatsgrund-
gesctze übereinstimme , oder ob etwa Bestimmungen darin ent¬
halten seien , die an die Zustimmung des Landtags gebunden
seien . Der Ausschuß habe aber nichts zu erinnern gefunden
und würde das Hausgesetz , das jetzt noch im Vorzimmer
des Sitzungs - Saales ausgelegt sei , wenn nicht etwa noch
aus dem Landtage Anträge gestellt würden , im Archive zu
reponiren sein.

Hierauf Schluß der Sitzung.

Nächste Sitzung Mittwoch den 11 . Decembcr 1872,
Vorm . 10 Uhr.
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Tagesordnung:

1. Bericht des Vcrwaltungsausschuffes über den Ent¬
wurf eines Gesetzes , betr . das Unterrichts - und Er¬
ziehungswesen im Fürstenthum Lübeck.

2 . Bericht des Verwaltungsausschusses über den Entwurf
eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld , betr.
die Gebühren in Verwaltungssachen.

3 . Bericht des Justizausschuffes zur zweiten Lesung des
Gesetzentwurfs , betr . Abänderungen des Civilstaats-
dicnergesetzes vom 28 . März 1867.

-4. Bericht des Justizausschusses über den selbständigen
Antrag des Abg . Ahlhorn  und Genossen , betr . Ab¬

änderung des Art . 29 des Civilstaatsdienergesetzes
vom 28 . März 1867.

5 . Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung des
Entwurfs einer Gesindeordnung für das Fürstenthum
Lübeck.

6 . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses , betr.
die vom Vorsitzenden des Provinzialraths des Für¬
stenthums Lübeck angebrachte Petition mehrerer Pro«
vinzialraths - Mitglieder , in Bezug auf die Wehrbar-

ntachung der Schcidebeftiedigungen gegen weidendes
Vieh.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 11 . December 1872.

Graepel . Köhler.
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über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Vierzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 11. December 1872 . Vormittags 10 Uhr.

Borfitzender: HZräfident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung wurde das vom Schrift¬
führer Köhler  verlesene Protokoll der dreizehnten Sitzung
genehmigt.

Eingegangcn waren:
1. Schreiben der Staatsregierung , betr. Einverständniß

mit den zum Gesetzentwurf für das Herzogthum
Oldenburg, betr. einige Bestimmungenüber Fort-
schreibungen und Umschreibungen, getroffenen Aendc-
rungen. (uck uotu.)

2. Petition des H. F. Wulff  und Genossen zu Holsten¬
dorf, zu bewirken, daß die politische Gemeinde Ahrens-
böck nicht eine  Schulgemeinde werde. (An den
Verwaltungsausschuß.)

3. Petition des ZiegeleibesitzersI . Schwarting  zu
Borgstede, wegen Ermäßigung der Eisenbahnfracht
für Ziegelcifabrikate. (An den Finanzausschuß.)

4. Petition des Rechnungsstellers Janßen  zu Abde¬
hausen, betr. Interpretation event. Abänderung des
Stempelgebührengesetzes vom 9. October 1868. (An
den Petitionsausschuß.)

Tagesordnung:
1. Bericht des Perwaltungsausschusses über den Ent¬

wurf eines Gesetzes, betr. Las Unterrichts- und Erziehungö-
wesen im Fürstcnthum Lübeck.

Dis Artikel 1 bis 3 des Entwurfs wurden angenommen.
Zu Artikel4 wurden die AusschußanträgeM. 2:

im Art. 4 H. 1 den zweiten Absatz zu streichen,
und 3:

im Art. 4 Z. 4 statt: »der Baucrvogt" zu setzen:
»ein Bauervogt",

angenommen und der Artikel mit Liesen Aenderungcn ange¬
nommen, worauf der Präsident die heute cingegangene Peti-
tion des H. F. Wulff  und Genossen für erledigt erklärte.

Zu Art. 5 wurde der AusschußantragM 5 :
im Art. 5 Z. 2 6. den dritten Absatz zu streichen,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Art. 6 bis 10 des Entwurfs wurden angenommen.
Zu Art. 11 wurde über den Antrag M. 7 der Mino¬

rität des Ausschusses, nachdem die letztere den K. 3 ihres
Antrags zurückgezogen und dieser folgende Fassung bekommen:

K. 1 wie Art. 11 des Entwurfs unter Streichung
des Worts : »evangelisch" im ersten Satz und des
ganzen zweiten Satzes.

K. 2. Den in der Minderheit in der Gemeinde
wohnenden Mitgliedern einer Confessio,, steht es frei,
sobald 25 schulpflichtige Kinder vorhanden sind, durch

. eine von ihnen zu gründende Schule für die Bildung
ihrer Kinder selbst zu sorgen, und hat in diesem Falle
die politische Gemeinte die Schullasten zu tragen.

Machen dieselben von diesem Rechte keinen Gebrauch
und sind sie verpflichtet, ihre Kinder an dem Unter»
richt in der Volksschule Theil nehmen zu lassen, so
umschließt diese Pflicht nicht den Religionsunterricht,

in namentlicher Abstimmung abgestimmt.
Für den Antrag stimmten die Abgeordneten:
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Nathan , Oeiken , Propping , Rüdebusch,
Russell , Schomann , Stukenborg , Windmüller,

Ahlhorn , Barnstedt , Borgmann , Bünnemeyer,
Bunnemann , von Galen , Graepel und von

Hammel.

Gegen denselben stimmten die Abgeordneten:

Müller , Schildt , Strodthoff , Tantzen , Wil¬
len , Wulff , Abels , Brockhaus , Cammann , Eilks,

Glüsing , Hoyer , Huchting , Köhler , Krahn und
Lengler.

Da sich mithin Stimmengleichheit ( 16 für und 16 gegen)

ergeben , ist die Abstimmung in nächster Sitzung zu wieder¬
holen , und wurde demgemäß die Abstimmung über den zum
Art . 11 gestellten Antrag HL 8 der Majorität des Aus¬

schusses :

im Art. 11 im ersten Satz das  Wort : »evangelisch"
zu streichen und nach dem Punkt einen neuen Absatz
zu machen,

sowie über den im Falle der Annahme dieses Antrags vom
Abg . Ahlhorn  eventuell gestellten Antrag , dem Artikel fol¬
genden Satz nachzufügen:

Auch sind die Eltern von Kindern anderer Confes-

sionen nicht Verpflichtet , dieselben am Religionsunter¬
richte Theil nehmen zu lassen,

wie über den ganzen Artikel ausgesetzt.

Der Art . 12 wurde gemäß Ausschußantrag HL 16 in
folgender Fassung:

K. 1 wie im Entwurf,

8 . -2 wie der erste Absatz des 8 - 2 im Entwurf,
H . 3 wie der zweite Absatz des § . 2 des Entwurfs,
8 . 4 . Bei Beschlüssen der Schulcommission über

die Zahl der Schulen und über den Ort , wo die¬
selben zu errichten , treten der Schulcommission die

übrigen Mitglieder des Gemcinderaths hinzu.

8 . 5 wie 8 - 3 des Entwurfs,
angenommen.

Die Artikel 13 bis 21 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

Zu Art . 22 wurde der Ausschußantrag ^ 12:
im Art . 22 § . 2 statt: »drei Jahre " zu setzen:
»sechs Jahre,«

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Der Art . 23 des Entwurfs wurde angenommen.

Zn Art . 24 wurde der Antrag des Abg . Wulff:
den Artikel zu streichen,

abgelehnt , und damit der Artikel angenommen.

Zu Art . 25 wurde der Antrag des Abg . Schomann:
hinter dem Worte : » erfolgt " und dem Worte : » Schul-
inspectors " je ein Komma zu setzen,

Protokolle . XVII. Landtag.

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Artikel 26 bis 31 des Entwurfs wurden ange - ,
nvmmen.

Zu Art . 32 wurde der Ausschußantrag ^ 15:
im Art . 32 8 ' 2 ist zwischen den Worten : »Lehrers«
und » Geltung " das Wort: »hinaus " einzuschieben,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Artikel 33 bis 35 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

Zu Art . 36 wurde der Ausschußantrag Hä 18:
8 . 3 laute:

Die sämmtlichen Alterszulagen werden aus der
Landescasse bezahlt,

angenommen und der Artikel mit der Aenderung ange¬
nommen.

Die Artikel 37 bis 39 des Entwurfs werden ange¬
nommen.

Zu Art . 40 wurde der Ausschußantrag HL 21:

im Art . 40 8 . 7 statt: »Gefängnißstrafe « zu setzen:
»Haft " ,

angenommen und der Artikel mit der Aenderung ange¬
nommen.

Die Artikel 41 bis 49 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

Zu Art . 50 wurde der Antrag des Abg . Wulff:

die 88 - 2 und 3 zu streichen und folgende Bestim¬
mungen aufzunehmen:

8 - 2 . Für jedes schulpflichtige (Art . 40 ) Kind
der Schulgemeinde ohne Unterschied des Alters

und der Schulclasse . welche das Kind besucht , ist
ein gleiches Schulgeld zu erheben . Dieses Schul¬

geld wird durch Vereinigung aller bisher ver¬
schiedenen Schulgebübren zu einem Satze festge¬
setzt und darf in keiner Schulgemeinde unter dem

Gesammtbetrage von jährlich 1 ^ bleiben.

ß . 3 . Die Bestimmung eines höheren Schul¬

geldes ist dem Gemeinderathe unter Beobachtung
des Art . 86 des Staaksgrundgesetzeö freigestellt,
bedarf jedoch der Genehmigung der Regierung,
welche Genehmigung zu der vom Gemeinderathe
jeder Zeit zu beschließenden Herabsetzung des
Schulgeldes bis auf 1 »P nicht erforderlich ist.

8 . 4 . Der Gemeindcrath soll zur Erleichte¬
rung minder vermögender Familien bei Geschwi¬
stern , welche von derselben Familie unterhalten
werden und dieselbe Schule zu gleicher Zeit be¬

suchen , eine Ermäßigung des Schulgeldes dahin
bewilligen , daß für das zweite und jedes folgende

7
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Kind nur 6 Sgr . entrichtet werden . Das Ge-
such um Bewilligung einer solchen Ermäßigung
ist vor Anfang des Schulsemesters beim Gemeinde¬
rath cinzubringen , widrigenfalls dasselbe unbe¬
rücksichtigt bleibt,

angenommen und der Artikel mit der Aenderung ange¬
nommen.

Zu Art 51 wurde der Antrag des Abg . Wulff : '
die KZ . 1 und 2 dieses Artikels zu streichen,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Artikel 52 und 53 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

Zu Art . 54 wurde der Ausschußantrag 24:
im Z. 2 nach dem Worte : „ Moore " statt des

Kommas einen Punkt zu setzen , und die darauf
folgenden Worte : „ Seen und sogenannten Jnstcr-

pareellen , imgleichen die zum Krongute gehörenden
Seen und Jnsterparcellen " zu streichen,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Artikel 55 bis 64 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

2 . Bericht des Verwaltungsausschusses über den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Fürstcnthum Birkenfeld , betr.
die Gebühren in Verwaltungssachen.

Die Artikel 1 bis 7 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

Zu Art . 8 wurde der Ausschußantrag 2:
im Artikel 8 sub o . die Worte : „ und der Ge¬

nossenschaften für Bewäffernngs - und Entwässerungs-
Anlagen " zu streichen und einen K. 2 mit folgendem
Wortlaute dem Art . 8 zuzufügen:

K. 2 . Frei von Gebühren und sonstigen Kosten
(einschließlich der Diäten und Transportkosten ) ,
jedoch mit Ausnahme der Vermessungsgebühren,
sind die Verhandlungen in Angelegenheiten der
Genossenschaften für Bewässerungs - und Ent¬
wässerungs -Anlagen,

und den übrigen Theil des Artikels als K. 1 zu
bezeichnen,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Artikel 9 bis 19 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

Zu der beigefügten Gebührentare wurden die Positionen

1 bis 14 angenommen.
Zu Position 15 wurde der Ausschußantrag 5:

Zu Pos . 15 ck. den Zusatz zu machen:
Diese Gebühr ist zu theilen , wenn mehrere Ver¬

kaufsacte an demselben Orte und an demselben

Tage vorgenommcn werden,
angenommen und die Position mit dieser Aenderung -ange¬
nommen.

Die Positionen 16 bis 28 wurden angenommen.

Der Auöschußantrag ckN 6:

zwischen Pos . 28 und 29 einzuschieben:
Obcrbchörden.

Für die Verhandlung über ein Frist-
gesuch

s ) Wenn der Betrag der Schuld

nicht über 25 »P ist 7 '/ - ^
k>) wenn der Betrag der Schuld

mehr als 25 ^ beträgt 15 ^
wurde angenommen.

Die Positionen 29 bis 33 wurden angenommen.

3 . Bericht des Justizausschuffcs zur zweiten Lesung
des Gesetzentwurfs , betr . Abänderungen des Civilstaatsdiener-
gesetzcs vom 29 . März 1867.

Zu dem vom Ausschüsse zur zweiten Lesung gestellten
Antrag 1 , betr . den Art . 28 , wurde vom Abg . Cam-
mann  der Antrag gestellt:

zwischen den Worten : „ dauert " und „ eine " daS Wort:
„und " zu streichen und dafür „ oder " zu setzen.

Der Antrag wurde angenommen , und dann der Artikel,

im klebrigen dem Ausschußantrage gemäß , in folgender
Fassung:

Es ist indessen ausnahmsweise eine besondere Vergü¬
tung nicht ausgeschlossen bei Jnterimsverwaltungen
vaeantcr Stellen und bei Vertretungen erkrankter oder
sonst an der Wahrnehmung ihres Dienstes verhinder¬

ter Staatödiener , soweit Liese Vertretung länger als
6 Wochen dauert oder eine erhebliche Geschäftsver¬

mehrung für den vertretenden Beamten mit sich bringt,
angenommen.

Im klebrigen wurde der Gesetzentwurf , wie er aus
erster Lesung hervorgegangen , auch in zweiter Lesung ange¬
nommen.

Der Ausschußantrag 2 wurde vom Berichterstatter

Namens des Ausschusses modificirt und dann folgendermaßen
angenommen:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,

daß aus Antrag des Betreffenden diejenigen Beträge,
welche nach dem gegenwärtigen Entwürfe nicht abzu¬
ziehen gewesen wären , unter besonderer Berücksichti¬
gung der Dürftigkeitsverhältnisse vom 1 . Januar 1868
zurückgezahlt werden.

4 . Bericht des Justizausschuffcs über den selbständigen

Antrag des Abg . Ahlhorn  und Genossen , betr . Abänderung
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des Artikel 29 des Civilstaatsdienergesctzes vom 28. März
1867.

Der Ausschußantrag, dem Art. 29 folgende Bestimmung
hinzuzufügen:

Diese Erlaubniß darf einem Angestellten zum Ein¬
tritt in den Borstand, den Verwaltungs- oder Aus¬
sichtsreich einer auf Erwerb gerichteten Gesellschaft,
sofern die Stelle mit einer Remuneration verbunden
ist, nicht ertheilt werden, es sei denn, daß der Eintritt
des Angestellten im eigenen Interesse des Staats von
einer staatlichen Ernennung abhängt,

wurde mit allen gegen eine Stimme angenommen, und er¬
klärte der anwesende Regierungs-Commiffair, Herr Gerichts-
affeffor Wesche, Namens der StaatSregierung:

Die Großherzogliche StaatSregierung ist bereit, die
für die Zukunft maßgebenden Grundsätze auch auf die
bisher bereits ertheilten Genehmigungen anzuwenden,
soweit eine Prüfung der fraglichen Fälle nicht die
Anwendung als eine Härte erscheinen läßt.

Z. Bericht des Jnstizausschusfes zur zweiten Lesung des
Entwurfs einer Gcsindeordnung für daö Fürstenthum Lübeck.

' Der Berichterstatter Scho mann  erklärte, der Ausschuß
habe nachträglich im Art. 13 die redaktionelle Aenderung
getroffen, daß nach dem Worte: „beabsichtigt" ein Komma
gesetzt und statt der Worte : »dasselbe Recht steht dem Ge¬
sinde zu" das Wort : »sowie" gesetzt werde.

Der Antrag des Abg. Nathan:
im Art. 25 K. 2 die Worte: »oder geringen Tät¬
lichkeiten" zu streichen,

wurde in namentlicher Abstimmung mit 20 gegen 12 Stim¬
men abgelehnt.

Gegen de» Antrag stimmten die Abgeordneten:
Oetken , Propping , Rüdcbusch , Schildt.

Scho mann , Stukenborg , Willen , Windmüller,
Wulff , Abels , Barnstedt , Borg mann , Brock¬
haus , Bunnemanu , Cammann , Eilks , Glüsing,
von Hammel , Köhler und Kr ahn.

Für denselben stimmten die Abgeordneten:
Nathan , Russell , Strodthoff , Tantzen,

Ahlhorn , Bünnemeyer , von Galen , Graepel,
Ho per , Huchting , Len gl er und Müller.

Sodann wurden die Ausschußanträge 1:
im Art. 18 H. 1 zwischen den Worten: »zurückbrin-
geu" und „durch" das Wort : „oder" zu streichen und
statt dessen das Wort : »sowie» zu setzen,

und M 2:
im klebrigen den Gesetzentwurf so, wie er aus der
ersten Lesung hervorgegangen ist, mit den hervorgc-
hobeneu redactionellcn Aenderungcn auch in der zwei¬
ten Lesung anzunehme»,

angenommen.

6. Mündlicher Bericht des Berwaltungsausschnffes,
betr. die vom Vorsitzenden des Provinzialraths des Fürsten--
thums Lübeck cingebrachte Petition mehrerer Provinzialraths-
mitgliedcr in Bezug aus die Wehrbarmachung der Scheidc-
befricdigungen gegen weidendes Vieh.

Nachdem der vom Regierungs-Commiffair, Herrn Ober-
Negierungsrath Hofmeister,  gestellte Antrag:

die Petition der StaatSregierung zur etwaigen Be¬
rücksichtigung zu übergeben,

abgelehnt war, wurde der Ausschußantrag:
die Petition der StaatSregierung mit dem Ersuchen
zu übergeben, dieselbe wolle veranlassen, daß die
Verpflichtung der Wehrbarmachung der Scheidebefrie-
digungen gegen weidendes Vieh im Fürstenthum Lü¬
beck baldmöglichst gesetzlich geregelt werde,

angenommen.
Der Präsident bestimmte die Frist zur Enbringung von

Anträgen zur zweiten Lesung zu den Gesetzentwürfen, betr.
1. die Wahlen zum Provinzialrath des Fürstenthums

Lübeck,
2. das Unterrichts- und Erzichungswesen im Fürstenthum

Lübeck,
3. die Gebühren in Verwaltungssachen im Fürstenthum

Dirkenfeld,
4. die Abänderungen des Civilstaatsdiencrgesetzes,

bis Freitag Mittag.
Nächste Sitzung: Donnerstag, den 12. Deccmber, Vor¬

mittags 10 Uhr.
Tagesordnung:

1. Abstimmung über die Anträge zu 8- 1k des Gesetz¬
entwurfs, betr. das Unterrichts- und Erziehungswesen
im Fürstenthum Lübeck.

2. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Gesetzentwurf
wegen Aufbesserung der Beamtengehalte.

3. Bericht des Finanzausschusses, betr. die KrongutS-
eassc- Rechnungen des Herzogthums Oldenburg für
die Jahre 1867, 1868, 1869 und 1870.

4. Mündlicher Bericht des Geschäftsordnungs-Ausschusses
über den Entwurf eines Gesetzes, betr. Aenderung
des Gesetzes, betr. die Einrichtung der Provinzialräthe
in den Fürstcnthümern Lübeck und Dirkenfeld.

5. Bericht des Gcschäftsordnungs- Ausschusses über den
Entwurf eines Gesetzes, betr. Abänderung der Ge¬
schäftsordnung des Landtags.

6. Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes über die
Petition der Vergantungsprotokollisten im Amtsbezirk
Cloppenburg, wegen Erhöhung ihrer Gebühren für
die Abhaltung öffentlicher Verkäufe.

7. Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes, betr. die
Beschwerde des Gemeinderaths der Gemeinde Lohne
über Beschlüsse des Amtsraths zu Vechta und einen
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Bescheid des Großherzoglichen Staatsministeriums
wegen Chaussecanlagen.

8. Mündlicher Bericht des Pctitionsausschuffes über die
Petition des G. Harbers  zu Westerstede, als Di¬
rektors der Mobiliar - Feuerversicherungs- Gesellschaft
»Gegenseitigkeit« , bctr. Aenderung des Art. 6 §. 2

des Gesetzes vom 9. Oktober 1868, betr. die Stem-
pelgcbühren.

9. Mündlicher Bericht des Petitionsauöschuffcs über die
Petition des RechnungsstellersI . H. Janßen  zu
Abbehausen, bctr. Abänderung des Gebührengesetzes
vom 28. Juni 1858.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 12. December 1872.

Graepel. Propping.
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über
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des

XVII. Laudtags des Großherzogthums Oldenburg.
Fünfzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 12. December 1872. Vormittags 10 Uhr.

- — - — - --

Borfitzender : Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung wird das Protokoll der
vierzehnten Sitzung vom Schriftführer Propping  verlesen;
dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
1. Schreiben der Staatsregierung , betr. die Erbauung

eines Torfschuppens bei den Infanterie - Casernen.
Geht an den Finanzausschuß.

2. Petition von 14 Besitzern der Schulcommünen Hol¬
stendorf, Schwochel und Lebatz- Grebenhagen gegen
die Vereinigung dieser Commünen mit dem Flecken
Ahrcnsböck zu einer Schulgemeinde.

Wird im Vorzimmer zur etwaigen Einsicht auö-
gelcgt werden; ist im klebrigen als erledigt zu
betrachten, weil die Frage bei der ersten Lesung des
betr. Gesetzentwurfs bereits zur Bcrathung gelangt ist.

3. Petition des Lehrers C. Heckmann  zu Vechta und
Genossen, betr. zeitgemäße Erhöhung der Gehalte der
Volksschnllehrer.

Desgleichen.
4. Petition des Schulvorstandes der Bürgerschule zu

Berne, betr. Erhöhung des aus der Staatscasse ge¬
währten Zuschusses zu den Kosten der Schule.

Geht an den Finanzausschuß.
Tagesordnung:
1. Abstimmung über die Anträge zu Art. 11 des Gesetz¬

entwurfs, betr. das Unterrichts- und Erziehungswesen im
Fürstenthum Lübeck.

Der Antrag der Minderheit des Ausschusses(Antrag 7
des Berichts).-

dem Art. 11 folgende Fassung zu geben:
§. 1 wie Art. 11 des Entwurfs unter Streichung

des Worts : »evangelisch" im ersten Satz und des
ganzen zweiten Satzes.

8. 2. Den in der Minderheit in der Gemeinde
wohnenden Mitgliedern einer Confessio» steht cs frei,
sobalv 25 schulpflichtige Kinder vorhanden sind, durch
eine von ihnen zu gründende Schule für die Bildung
ihrer Kinder selbst zu sorgen, und hat in diesem Falle
die politische Gemeinde die Schullasten zu tragen.

Machen dieselben von diesem Rechte keinen Gebrauch
und sind sie verpflichtet, ihre Kinder an dem Unter¬
richt in der Volksschule Theil nehmen zu lassen, so
umschließt diese Pflicht nicht den Religionsunterricht,

wurde in namentlicher Abstimmung mit 16 gegen 14 Stim¬
men abgelehnt.

Es stimmten gegen den Antrag die Abgeordneten:
Schildt , Strodthoff , Tantzen , Wilken , Wulff,

Abels , Brockhaus , Cammann , Eilks , Glüsing,
Hop er , Huchting , Köhler , Krahn , Henglcr,
und Müller.

Für denselben stimmten die Abgeordneten:
Propping , Russell , Schomann , Stukenborg,

Windmüller , Ahlhorn , Barnstedt , Borgmann,
Bünnemcper , Bunnemann , von Galen , Graepel,
von Hammel und Nathan.

Die Abgeordneten Oetken und Nüdebusch  waren
abwesend.
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Nachdem darauf der eventuelle Verbefferungsantrag des
Abg . Ahlhorn:

Es ist dem Art . 1t folgender Satz nachzufügen:
auch sind die Eltern von Kindern anderer Con-
fessionen nicht verpflichtet , dieselben am Religions¬
unterricht thcilnehmen zu lasten,

angenommen worden , wurde der Antrag der Mehrheit des
Ausschusses:

im Art . 11 im ersten Satz das Wort : »evangelisch"
zu streichen und nach dem Punkt einen neuen Absatz
zu machen,

mit dem Verbefferungsantrag des Abg . Ahlhorn  ange¬
nommen.

Sodann wurde der Art . 11 der Vorlage mit den be¬
schlossenen Acnderungen angenommen.

2 . Bericht des Finanzausschusses , bctr . den Gesetzent¬
wurf wegen Aufbesserung der Beamten -Gehalte.

Der vom Berichterstatter Abgeordneten Russell  modi-
ficirte Antrag des Ausschusses:

die Artikel 1 und 2 des Entwurfs zu streichen und
dafür als Art . 1 zu setzen:

Bom 1 . Januar 1873 an wird zu dem Dicnst-
einkommcn sämmtlicher activer CivilstaatSdiener,
soweit dasselbe aus Geld oder Gebühren in Geld
besteht und im Falle der Pensionirung bei der
Ermittelung des Ruhegehalts in Anrechnung
kommt , ein Zuschlag ausbezahlt:

u ) von 20 Procent beim Diensteinkommen unter
500 °-P

und

b ) von 15 Procent beim Diensteinkomnien von
500 »P und darüber.

Dieser Procentzuschlag ist als Gehalt aufzu-
saffeu , und wird derselbe auch , wenn das Dienst¬
einkommen ganz oder theilweise aus Gebühren
besteht , immer aus der Staatskasse bestritten,

wurde einstimmig angenommen.
Ferner wurde der zum Art . 3 gestellte Ausschußantrag

M 2:
der Landtag wolle beschließen:

1 . daß anstatt » Art . 3 " „ Art . 2 " zu setzen ist;
2 . daß die Worte : »die Erhöhung bezw . der Zu¬

schlag der Art . 1 und 2 kommen nicht in An¬
wendung bei den " zu streichen find , und dafür
gesetzt werde:

der Prvcentzuschlag des Art . 1 kommt nicht
in Anwendung bei den Gehalten der " ,

und

3 . daß anstatt des zweiten Absatzes „ die Erhöhung : c. "
bis „ würde " zu setzen ist:

Es kommt der Procentzuschlag ferner nicht
zur Geltung bei denjenigen Gehalten , welche

' den Marimalsatz des Regulativs übersteigen,
hinsichtlich des Mehrertrags , der auch von
dem Procentzuschlag für Las übrige regulativ-
mäßige Gehalt in Abzug zu bringen ist.

Diese Bestimmung findet aber keine An¬
wendung auf Gehalte , welche außerhalb Regu¬
lativs besonders vom Landtage bewilligt wor¬
den sind.

angenommen und darauf Art . 3 mit den beschlossenen Aende»
rungen angenommen.

Der Ausschußantrag JL 4:
der Landtag wolle dem Gesetzentwurf folgende Be¬
stimmung als Art . 3 hinzufügen:

Sofern nicht der Landtag die Fortdauer dieses
Gesetzes beschließt , tritt dasselbe mit dem 1 . Ja¬
nuar 1879 außer Kraft , jedoch sollen dann die
CivilstaatSdiener den Procentzuschlag , auf den
sie bereits einen Anspruch auf Grund dieses Ge¬
setzes erworben haben , als Gehalt neben den
regulativmäßigen Bezügen behalten,

wurde gleichfalls angenommen , und endlich der Ausschuß¬
antrag .W 5:

der Landtag wolle die Staatsrcgierung dringend er¬
suchen , auf Verminderung der Beamten , soweit der
Staatsdienst es irgend gestattet , Bedacht nehmen zu.
wollen,

angenommen.

3 . Bericht des Finanzausschusses , betr . die Kronguts-
caffe - Rechnuugen des Herzogthums Oldenburg für die Jahre
1867 , 1868 , 1869 und 1870.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle die Krongutscaffe -Rcchnuugen für
die Jahre 1867 , 1868 , 1869 und 1870 als unbe¬

anstandet an die Grvßherzogliche Staatsrcgierung zu¬
rückgelangen lassen,

wurde angenommen.
4 . Mündlicher Bericht des Geschäftsordnungs - Aus¬

schusses über Len Entwurf eines Gesetzes , betr . Aendcrung
des Gesetzes , betr . die Einrichtung der Provinzialräthe in
den Fürstenthümern Lübeck und Birkenfeld.

Der vom Berichterstatter Bünuemcyer  Namens des
Ausschusses gestellte Antrag:

der Landtag wolle dem vorgelegten Gesetzentwurf:
der im Art . 35 des Gesetzes vom 23 . November
4852 , betr . die Einrichtung der Provinzialräthe
in den Fürstcnthümern Lübeck und Birkcnfeld,
bestimmte Tagegelder - Satz von 1 ^ ^ wird auf
2 erhöht,

seine Zustimmung geben,
wurde angenommen.

Vicepräsident Ahlhorn  übernimmt den Vorsitz.
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5 . Bericht des Geschäftsordnungs -Ausschusses über den

Entwurf eines Gesetzes , betr . Abänderung der Geschäfts¬
ordnung des Landtags.

Nachdem die im Entwurf sul ) 1 , 2 , 3 und 4 bean¬

tragten Acnderungen gemäß Auöschußantrag 4 angenom¬
men worden , wurde der Ausschußantrag HL 3 :

der Landtag wolle den beantragten Zusatz sud 5 ab¬

lehnen und beschließen , dem 69 der Geschäfts¬
ordnung nach dem Absatz 1 einen Zusatz dahin zu

geben :
Handelt es sich um Anträge auf Bewilligung von
Geldern , so ist der Antrag auf die geringere
Summe zuerst zur Abstimmung zu bringen ; wird
dieser angenommen , so müssen die Anträge auf
Bewilligung von höheren Summen ebenfalls noch
soweit zur Abstimmung kommen , bis die folgende
größere Summe abgclehnt wird . Wird jedoch
die geringere Summe abgelehnt , so sind da¬
mit alle Anträge auf höhere Summen ebenfalls
abgclehnt,

angenommen , wodurch der Antrag 2 des Ausschusses weg¬
fällig wurde.

Ein vom Abgeordneten Tanßen zum 8 - 79 gestellter
Verbesserungsantrag:

im 8 - 79 Abs . 2 werden die Worte : „ ausnahms¬

weise , jedoch nicht bei Gesetzentwürfen - , gestrichen,

Wurde angenommen und damit der Ausschußantrag HL 4
Wegfällig.

Sodann wurde der Ausschußantrag HL 5:

der Landtag wolle beschließen , daß im K. 81 hinter
dem Worte : ,' Ausschußbericht " eingefügt werde : „ in¬
sofern nicht von Ucberweisuug des Gesetzentwurfs an
einen Ausschuß abgesehen ist, --

mngenommen.

Zum 8 - 108 der Geschäftsordnung stellt der Abgeord¬

nete Wulff den genügend unterstützten Verbesserungs¬
antrag :

der Landtag beschließe nach Annahme des Ausschuß-
Antrages HL 6 aä 7 wie folgt anfzunehmen:

7 . im 8 - 108 wird anstatt -,2Vü " gesetzt „ 3 " und
anstatt „ l ' /t " gesetzt „ 1 '/ - " -

Nachdem der Ausschußantrag HL 6:
der Landtag wolle dem Antrag nä 7 seine Zustim¬
mung versagen,

-abgelehnt und der Ausschußantrag HL 7:
der Landtag wolle dem Antrag nä 7 seine Zustim¬
mung ertheilen,

angenommen worden , wurde der Verbesserungsantrag deö

Abgeordneten Wulff  abgclehnt.
Der Rcgierungscommissair , Geheimer Ministerialrat !)

Selkmann , stellt darauf den Antrag:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die beschlossene Abänderung des bestehenden Diä¬
tensatzes schon ans den gegenwärtig versammelten
Landtag zur Anwendung komme.

Dieser Antrag wird gleichfalls angenommen.
Darauf wird der Ausschußantrag HL 8:

der Landtag wolle Grvßherzogliche Staatsregierung
ersuchen , in Erwägung zu ziehen , ob die im K. 109 2 a,
der Geschäftsordnung gedachte Neisevergütung von
17 zu ermäßigen sei,

angenommen.

6 . Mündlicher Bericht des Pctitionsausschusses über die

Petition der Vergantungsprotocollistcn im Amtsbezirk Clop¬
penburg wegen Erhöhung ihrer Gebühren für die Abhaltung
öffentlicher Verkäufe.

Berichterstatter : Abgeordneter Bünnemeyer.
Der Ausschußantrag HL 1:

der Landtag wolle den Uebcrgang zur Tagesordnung
beschließen,

wurde angenommen ; dagegen der Antrag HL 2 deS Aus¬
schusses:

der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsregie¬
rung ersuchen , eine Revision der Auctionator - und
Vcrgantungsordnüng vom 14 . Mai 1844 vornehmen
zu lassen,

abgclehnt.

7 . Mündlicher Bericht des Petitionsansschusses , betref¬
fend die Beschwerde deS Gemcinderaths der Gemeinde Lohne
über Beschlüsse des Amtsraths zu Vechta und einen Bescheid

VeS Großhcrzoglichen Staatsministeriums wegen Chaussee¬
anlagen.

Berichterstatter Abg . B ü n n ein c y e r.
Die Ausschußanträge:

HL 1.

der Landtag wolle über die Beschwerde des Gemein-
dcraths der Gemeinde Lohne zur Tagesordnung über¬
gehen , und

HL 2.

der Landtag wolle in Veranlassung der Petition
Großherzogliche Staatsregicrnng ersuchen , das Gesetz
vom 27 . Juli 1870 , betr . Abänderung der Gemcindc-
ordnuug für das Herzogthum , Abschnitt XII . über
die Amtsverbände einer Revision zu unterziehen , und
dem Landtage eine Gesctzesvorlage zngchen zu lassen,
»ach welcher die Vertheilung der Lasten auf die ein¬
zelnen Gemeinden , namentlich bei Chaussecbauten , der
Billigkeit entspreche,

wurde angenommen.

8 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über
die Petition des G . Harbers  zu Westerstede , als Directors

der Mobiliar - Feuerversicherungsgesellschaft „ Gegenseitigkeit " ,
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betr . Aenderung des Ar !. 6 § . 2 des Gesetzes vom 9 . Ok¬
tober 1868 , betr . die Stempelgcbührcn.

Berichterstatter : Abgeordneter Bünncmeyer.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle beschließen , die Petition der Groß¬
herzoglichen Staatsrcgierung zur geeigneten Berück¬
sichtigung zu übergeben,

wurde angenommen.
Der Präsident Graepel  übernimmt wieder den Vorsitz.
9 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über

die Petition des Rechnungsstellers I . H . Janßen  zu Ab-
bchauscn , betr . Abänderung des Gebühren - Gesetzes vom
28 . Juni 1858.

Berichterstatter : Abgeordneter Bünne meyer.
Der Ausschußantrag M . 1:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wurde angenommen ; dagegen der Ausschußantrag M 2:
der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsrcgierung
ersuchen , die in Aussicht gestellte Revision des Ge¬
bührengesetzes vom 28 . Juni 1858 baldthunlichst vor¬
nehmen zu lassen,

abgelehnt.
Mit Zustimmung des Landtags bestimmte der Präsi¬

dent , daß die zweite Lesung des Gesetzentwurfs wegen Auf¬
besserung der Beamtengchalte schon morgen auf die Tages¬
ordnung gestellt werden solle und wurde vom Präsidenten
weiter bestimmt , daß Anträge zur zweiten Lesung dieses Ge¬
setzentwurfs bis heute Abend einzubringen seien.

Ferner beschloß der Landtag , daß der Bericht des Fi¬
nanzausschusses , betreffend den Voranschlag der Einnahmen

und Ausgaben des Fürstenthums Lübeck für die Jahre 1873,
1874 und 1875 schon morgen auf die Tagesordnung ge¬

stellt werde , obwohl die Vcrtheilung des Berichts theilweise
erst heute erfolgt sei.

Nächste Sitzung : Freitag , den 13 . December 1872,.
Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung:

1 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , wegen Aufbesse¬
rung der Beamtengehalte.

2 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . ' das Dicnst-
einkommcn der Volksschullehrcr im Fürstenthum Bir-
kenfeld.

3 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . die Einfüh¬
rung einer Gebäudesteuer für das Fürstcnthum Dir-
kenfeld.

4 . Bericht des Finanzausschusses , betr . den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums Lü¬
beck pro 1873/75.

5 . Mündlicker Bericht des Finanzausschusses , betr . die

Emission einer 2 . Serie Actien der Oldenburgischen
Landesbank im Betrage von 2500 Stück L 200

6 . Bericht des Justizausschusses über den Gesetzentwurf,
betr . polizeiliche Bestimmungen zum Schutze der
Fischerei.

7 . Mündlicher Bericht des Justizausschusses über den

Entwurf eines Gesetzes , betr . neue Bestimmungen
zum Gesetze für das Herzogthum Oldenburg , betr . die
Gebühren in bürgerlichen Rechts - und Strafsachen
vom 28 . Juni 1858.

8 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die
Veräußerung der bei Eutin belegencn Neumühlc.

9 . Mündlicher Bericht des Pctitionsausschusses über die
Petition des Lehrers G . Niemöller  zu Cappeln»
den Termin seiner definitiven Anstellung betreffend.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung vom 13 . December 1872.

Graepel. Tantzen.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVll. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Sechszehnte Sitzung.

Oldenburg , den 13. December 1872.  Bormittags 10 Uhr.

Borfitzender: Präsident Graepel.

Schriftführer Tantzen  verliest daS Protokoll über die
vorige Sitzung, welches genehmigt wird.

Eingegangen sind:
1. Schreiben der Staatsregierung vom 10. Decbr. d. I . ,

betr. Umrechnung der Grund- und Gebäudesteucr für
das Herzogthnm Oldenburg.

Geht an den Finanzausschuß.
2. Petition des RechnungsstcllerS Tön nies  zu Gander¬

kesee, betr. Erlassung der von den Mitgliedern der
Mobiliar- Feuerversicherungs- Gesellschaft zu Gander¬
kesee jährlich zu zahlenden1 '/? Stempelsteuer.

Wird , da dieselbe Frage bereits in gestriger
Sitzung verhandelt und erledigt ist, nach Mitteilung
des Präsidenten zur Stellung etwaiger Anträge auf
einige Tage im Vorzimmer offen gelegt und, falls
Anträge nicht erfolgen, als erledigt anzuschen sein.

3. Schreiben des Regicrungs-Commissairs Cammerraths
Heumann,  betr . einen Schreibfehler indem  Gesetz¬
entwurf wegen Abänderung desWittwcncasse-GesetzeS
vom 15. Juni 1861.

Der Präsident erklärt, er werde den Schreibfehler„Her¬
zogthum" statt „Großherzogthum" , der sich in der lieber-
schrift des Gesetzentwurfs vorfinde, br. w. corrigiren, falls
der Landtag sich damit einverstanden erkläre. Von der Ver¬
sammlung wurde hiergegen nichts erinnert.

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs wegen Aufbesse¬

rung der Beamten-Gchalte.
Protokolle . XVII. Landtag.

Da der Bericht wegen Kürze der Zeit an die einzelnen
Abgeordneten nicht hatte vertheilt werden können, so läßt der
Präsident denselben vom Schriftführer Tantzen  verlesen.
Nachdem solches geschehen war, wird der Gesetzentwurf, wie
er aus der ersten Lesung hervorgcgangen war , unverändert
auch in zweiter Lesung angenommen.

2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. das Dienst¬
einkommen der Bolksschullehrer im Fürstenthum Birkenfeld.

Hierzu war Seitens der Staatsregierung der Antrag
gestellt:

Len 8- 2 des Art. 4 des Entwurfs in der Fassung
der Regierungsvorlagewieder herzustellcn und so an-
znnchmen.

Derselbe wird abgclehnt und darauf, wie vom Aus¬
schüsse beantragt, der Entwurf in der Fassung angenommen,
in welcher er aus der ersten Lesung hervorgegangen war.

3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Ein¬
führung einer Gebäudestcuer für das Fürstenthum Birkcnfeld.

Der Entwurf wurde in zweiter Lesung unverändert dem
Ausschußantrag entsprechend angenommen.

4. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Vor¬
anschlag der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums
Lübeck pro 1873/75.

(Berichterstatter: Abg. Nathan .)
-O Einnahmen.

Zu 8- 1, 8- 2, 8- 3, 8. 1, 8- 5, §. 6, 8- 7, 8- 8
und 8- 9 waren vom Ausschüsse keine Erinnerungen erhoben.
Dieselben werden zusammen zur Abstimmung gebracht und
angenommen.

8
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Zu Z . 10 war der Antrag .->L 10 gestellt:

der Landtag wolle genehmigen , daß von vorstehenden

Einnahmeposten jährlich für die Finanzperivde 1873/75

zur Sustcntation des Großherzoglichen Hauses

13,600 3 S/ ' in Abzug gebracht werden.

Derselbe wird angenommen . Zu den 88 - 11 , 13 und

14 wird die Abstimmung ausgesetzt , lieber 8 - 12 wird die

Berathung ausgesetzt , weil der Bericht darüber noch fehlt.

Zu § . 15 stellt der Abg . Wulff  folgenden genügend

unterstützten Antrag:
der Landtag wolle an Grundsteuer aus dem alten

Fürftcnthnm nach den Gesetzen vom 2l . Decembcr

1854 und 19 . April 1861 pro 1873 — 10,200 «P

genehmigen , und Großherzogliche Staatsrcgiernng er,
suchen , sich mit dem Erlaß der Landstcuer aus den

neuen Gcbietstheilen pro 1873 als eine Entschädigung

für die in den Jahren 1870/72 zu viel gezahlte

Steuer einverstanden zu erklären.

Derselbe wird jedoch abgclehnt und der 8 - 15 nach der

Vorlage angenommen.
Zu den 88 - 16 , 17 , 18 , 21 , 22 , 23 , 21 , 25 wird die

Abstimmung im Einzelne » ausgesetzt und sodann über die

ausgesctzten Paragraphen von 11 bis 25 abgestimmt . Die¬

selben werden angenommen , wobei bemerkt wird , daß die

88 - 19 und 20 nach Maßgabe des Berichts außer Acht
bleiben.

8 . Ausgaben.
Zu den 88 - 1 , 2 , 3 , 4 , 5 und 6 wird die Abstimmung

ausgesetzt . Zu Z. 7 brachte der Abgeordnete Wulff  fol¬

genden genügend unterstützten Antrag ein:

der Landtag beschließe , die Staatsregierung zu er¬

suchen , die Gratificationen für die Gemeindediener

zu erhöhen.

Derselbe wird angenommen . Desgleichen 8 - 7 der

Vorlage.
Zu 8 - 8 ist folgender Antrag vom Ausschuß gestellt:

der Landtag wolle zu 8 . 8 u , Gehalte , pro 1873 —

10,708 -^ 9 pro 1874 — 10,908 -F 9 ^ und pro

1875 — 11,058 ^ 9 sich zwar zustimmend erklären,

jedoch das dringende Ersuchen an die StaatSregierung

richten , den zweiten Gerichtsactuar in Schwartau und

den zweiten Amtsboten im Amtsgericht Ahrensböck

so ' bald thunlich anderweitig zu verwenden.

Derselbe wird angenommen . Ebenso wird der Antrag

31 zu § . 9 angenommen:
der Landtag wolle die Geschäftskosten pro 1873 mit

5501 3 ^ und pro 1871/75 mit 5507

27 F/ ' zwar genehmigen , jedoch die Staatsregierung

ersuchen , die bezcichneten Gratificationen für die Folge

wegfallen zu lassen.

Zu den 88 - H , 12 , 13 , 14 , 15 , 16 und 17 wird die

Abstimmung ausgesetzt.

Zu 8 - 18 stellt der Abgeordnete Wulff  folgenden An¬

trag:
der Landtag wolle zur Beförderung der Landwirkh-

schaft Pro 1873/75 jährlich 500 bewilligen und

Großherzogliche Staatsregierung ersuchen , sich mit der

Erhöhung der hier fraglichen Ausgabeposition um

jährlich 260 einverstanden erklären.

Derselbe wird angenommen . Diese Position ist damit l

erledigt . j

Zu den 88 - 19 , 20 , 21 , 22 und 23 wird die Abstim - l

mung ausgesetzt.
Zu Z. 24 ist Antrag 33 gestellt . Der Präsident i

erklärt , daß damit der Antrag der Staatsregierung in An - '

läge 38 für erledigt zu betrachten sei . !

Der Abgeordnete W ul ff stellt hierauf den Verbesserung «- j

antrag : >

der Landtag wolle die zu dieser Position geforderten »

3072 21 mit der Bedingung bewilligen , daß i

die Staatsregierung über diese Sache ein Rechtsgut - l

achten vom uävovutuZ Imoi cinziehe und nach dessen

Ausfall verfahre.

Nachdem der Abg . Wulff  die letzten Worte seines An¬

trags : » und nach dessen Ausfälle verfahre " gestrichen hatte,

acceptirt der Ausschuß denselben und zog Antrag 33 zu - j
rück . Der Antrag wird darauf zur Abstimmung gebracht s

und angenommen . ^

Zu den 88 - 25 , 26 , 27 , 28 , 29 . 30 , 3l , 32 , 33 , 34 l

und 35 wird die 'Abstimmung ausgesetzt.

Zn § . 36 ist Antrag 44 gestellt:

der Landtag wolle an Gehalten der Forstverwaltungs - s

und Forstschutz - Beamten für das Jahr 1873 — 7780 « ^

13 ^ 6 für 1874 — 7880 ^ 13 ^ 6 - L i

und für das Jahr 1875 — 7930 13 6 / L- ,

bewilligen , jedoch darunter die für einen Forstwärter i

jährlich in Aussicht genommenen 200 unter der

Bedingung , daß die Försterstelle in Liensfeld cingehe.
Derselbe wird angenommen.

Zu den 88 - 37 , 38 , 39 , 40 , 4l , 42 , 43 , 44 , 45 , 46,

47 , 48 , 49 , 50 , 5t , 52 und 53 wird die Abstimmung aus¬

gesetzt . Zu K. 52 u . fehlt die Berichterstattung ; die Bera¬

thung darüber fällt daher aus . Es werden sodann die Para¬

graphen , über welche die Abstimmung ausgesetzt war , zusam¬

men zur Abstimmung gebracht und angenommen.

Schließlich wird Antrag ^ 62:

der Landtag wolle beschließen , daß die dem Voran - '

schlage nachgefügten Bemerkungen 1 und 2 in der

vorliegenden Fassung angenommen werden , in der

dritten jedoch das Wort „ nur " zwischen » welche"
und „ Gehalte " gestrichen werde,

zur Abstimmung gebracht und angenommen , worauf Regie-

rungs -Commissair Heu mann  erklärte , daß die Staatsregie-
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ning davon ausgehe , daß sie mit dev Verrechnung der ge¬

mischten Position wie bisher verfahre.
5 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die

Emission einer zweiten Serie Actien der Oldenburgischen

Landesbank im Betrage von 2500 Stück L 200 « ^ .

(Berichterstatter : 2!bg . Nathan .)

Der Antrag des Ausschusses , dahin lautend:

der Landtag wolle dem im Schreiben der Staatsre¬

gierung vom 18 . November gestellten Anträge in

folgender veränderter Fassung:
daß das Grundkapital um weitere 500,000 ^

erhöht werde , welche ebenfalls durch 2500 auf

den Namen lautende Actien L 200 ^ aufzu-

nehmen seien , auf welche ebenfalls zunächst 40 °/»

eingezahlt werden sollen , und auf welche im

Uevrigen alle für die ersten 2500 Actien gel¬

tenden Bestimmungen Anwendung zu finden

haben . Diese neuen Actien sollen den Inhabern

der älteren Actien nach dem Verhältnisse ihres

Besitzes an diesen zum Course von 106 °/o zur

Verfügung gestellt werden , und soll davon der

UebercourS mit 4 <>/o in den Reservefond der

Landesbank und 2 "/» in die Landcscasse des

Herzogthums Oldenburg fließen;

seine Zustimmung unter der Bedingung ertheilen,

daß bis zum 1 . Juli 1873 über die Emission der

neuen Actien von den Actionären Beschluß gefaßt
werde,

wird angenommen . Es ist damit der Antrag der Staats-

regierung abgelehnk.

6 . Bericht des Justizausschusses über den Gesetzent¬

wurf , betr . polizeiliche Bestimmungen zum Schutze der Fi¬

scherei.

(Berichterstatter : Abg . Windmüller . )

Eine Verhandlung findet nicht statt , weil die Staats¬

regierung den Gesetzentwurf zurückzieht.

7 . Mündlicher Bericht des Justizausschusses über den

Entwurf eines Gesetzes , betr . Neue Bestimmungen zum Gesetz

für das Herzogthum Oldenburg , betr . die Gebühren in bür¬

gerlichen Rechts - und Strafsachen , vom 28 . Juni 1858.

(Berichterstatter : Abg . Scho mann .)

Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine Zustim¬

mung ertheilen,

wird angenommen.

8 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr.

das Schreiben des Staatsministeriums vom 23 . November

1872 über die in Aussicht genommene Veräußerung der bei

Eutin belegenen Neumühle.

(Berichterstatter : Abg . Nathan .)

Der Ausschuß beantragt:

der Landtag wolle zu der in Aussicht genommenen

Veräußerung der Neumühle seine Zustimmung er-

thcilcn.

Dieser Antrag wird angenommen.
9 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes über

die Petition des Lehrers G . Niemöller  zu Cappeln , den

Termin seiner definitiven Anstellung betreffend.

(Berichterstatter : Abg . Bünnemepcr .)

Der Ausschußankrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬

nung übcrgchen,
wird angenommen , und ist damit die Tagesordnung er¬

ledigt.
Der Präsident verkündigt sodann noch , cs seien Anträge

zur zweiten Lesung bis morgen Abend einzubringeu zu fol¬

genden Gesetzentwürfen:
1 . betr . Aenderung des Gesetzes , betr . Einrichtung der

Provinzialräthe in den Fürstcuthümcrn Lübeck und

Birkenfeld;
2 . betr . Abänderung der Geschäftsordnung des Land¬

tags;
3 . betr . neue Bestimmungen zum Gesetze für das Hcrzog-

thum Oldenburg , betr . die Gebühren in bürgerlichen

Rechts - und Strafsachen , vom 28 . Juni 1858.

Hierauf Schluß der Sitzung.

Nächste Sitzung : Montag , den 16 . Dccembcr 1872,

Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung:
1 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . das Unter¬

richts - und Erziehungswcsen im Fürstenthum Lübeck.

Antrag des Abg . Wulff  zu Art . 10 z . 1 und

Anträge des Abg . B unn eman  n zu Art . 5 H. 3,

zu Art . 25 und eventuell zu Art . 25 tz. 3.

2 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Neue Be¬

stimmungen zum Gesetze vom 3 . April 1855 , betr.

das Unterrichts - und Erzichungswesen im Herzogthum

Oldenburg.
Antrag des Abg . Bunnemann  zu Art . 65 und

Anträge der Staatsregierung zu Art . 37 § . 1

Ziff . 1 und zu Art . 42 K. 2.

3 . Selbständiger Antrag des Verwaltungsausschusses,

betr . einen Zusatz zum Art . 7 § . 3 des Gesetzes

vom 3 . April 1855 , betr . das Unterrichts - und Er-

ziehungöwesen im Herzogthum Oldenburg.

4 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den

Gesetzentwurf für daö Fürstenthum Lübeck , betr . die

Aufhebung der Stempelabgaben und der Halbprocent-
stcuer.

5 . Mündlicher Bericht des Justizauöschusscs über den

Gesetzentwurf für das Fürstcnthum Lübeck , betr.

Aenderungen des Gesetzes vom 15 . August 1861/

betr . die Gebühren in bürgerlichen Rechts - und Straf¬

sachen.
8 *
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6 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . den
8 . 30 der Ausgaben im Voranschlag des Herzogthums

pro 1873/75,

desgleichen
weiterer Bericht über die 88 - 1 , 7 , 78 , 92 — 95
daselbst.

7 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den

Gesetzentwurf für Las Herzogthum Oldenburg , betr.
Bcsoldungsverhältnisse der Eiscnbahnverwaltung.

8 . Bericht des Verwaltungsausschusscs zum Gesetzent¬
wurf über die Rcgulirung und Ablösung der Forst¬
berechtigungen im Fürstenthum Birkcnfeld.

Vvrgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 16 . December 1872.

Graepel . Köhler.



rotoko
über

die Verhandlungen
des

XV». Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
Siebenzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 16. December 1872 . Vormittags 10 Uhr.

- - -

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung wurde das vom Schrift¬

führer Köhler  verlesene Protokoll der 16 . Sitzung , nachdem

der Abgeordnete Nathan  Namens des Finanzausschusses er¬

klärt halte , daß in den zu HL 5 der vorigen Tagesordnung

gefaßten Beschluß sich ein Schreibfehler eingeschlichcn , inso¬

fern es statt „ Oldcnburgischen Slaatscasse " heißen müsse

»Landescasse deS Herzogthums " , genehmigt.

Eingegangen waren:

1 . Schreiben der Staatsregierung , betr . einen Gesetz¬

entwurf für das Herzogthum Oldenburg , betr . die

Vermessung der Schiffe . ( An den Justizausschuß .)

2 . Desgl . , betr . den Voranschlag der Staatsgutscapita-

liencasse pro 1373/75 . ( An den Finanzausschuß .)

3 . Petition der Schnlcommüne zu Groß - Steinrade , betr.

Vereinigung mit anderen Schnkcominünen . ( Ist be¬

reits durch das betr . Gesetz erledigt . )

Tagesordnung:

I . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den

Gesetzentwurf für das Herzogthum , betr . Besoldungsverhält¬

nisse der Eiscnbahnverwaltung.

Berichterstatter : Abgeordneter Ahlhorn.

Auf Wunsch der Großherzoglichen Staatsregierung

wurde dieser Gegenstand zunächst in Berathung genommen.

Zu Art . 1 wurden dem Ausschußantrage HL 1 gemäß

die Aenderungen:
unter I . statt 2 Mitglieder zu setzen : 1 Mitglied von
1200 - 1800

und

unter III . statt 1 Revisor von 360 — 800 zu

setzen : 1 Revisor von 400 —900 4-/

angenommen , und der Artikel mit diesen Aenderungen ange¬
nommen.

Die Art . 2 und 3 des Entwurfs wurden angenommen.

Der Ausschußantrag HL 2:

Großherzogliche Staatsregicrung wird ersucht , mit der

Anstellung von Eisenbahnbeamten nicht weiter vor¬

zugehen , als solches im Interesse des Dienstes drin¬

gend geboten ist,

wurde angenommen.

2 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . das Unter¬

richts - und Erzichungswesen im Fürstenthum Lübeck.

Der Antrag des Abg . Bunnemann:

dem Art . 6 tz. 3 folgenden Zusatz zu geben:

In den Fällen , wo der Pastor zu erscheinen ver¬

pflichtet ist , muß vorher eine Verständigung über

die Zeit stattft 'nden,

fand nicht die genügende Unterstützung und kam nicht zur

Berathung.

Der Antrag des Abg . Russell:

den Schlußsatz des Art . 11 folgendermaßen zu fassen:

Auch sind Eltern anderer Confession nicht verpflichtet,

ihre Kinder am Religionsunterricht Theil nehmen zu

lassen,

wurde angenommen.

Zum Ausschußantrage HL 1 wurden die Anträge des

I Abg . Schomann:
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s .) hinter dem Worte : „ sobald » die Worte : „ und so
lange " und nach „ eingerichtet werden " zu setzen:
„beziehungsweise eingerichtet bleiben " ,

b ) nach dem Worte : » soll " zu setzen : „ auf Antrag der
Majorität der gesetzlichen Vertreter der Kinder"

angenommen , und dann der Ausschußantrag in folgender
Fassung:

dem Art . 11 ist folgende Bestimmung hinzuzufügen:
Sobald und solange die Zahl der zu einer Con-
fession gehörenden Schulkinder , nach dem Durch¬
schnitt der letztverstosseuen 5 Jahre über 25 be¬
tragen hat , soll auf Antrag der Majorität der
gesetzlichen Vertreter der Kinder für Liese Con-
sesfion eine Confessious -Schule eingerichtet wer¬
den , beziehungsweise eingerichtet bleiben , und
hat die politische Gemeinde die Schullastcn zu
tragen,

angenommen.

Zu Art . 25 wurde der Antrag des Abg . Bunnemann:
das Wort „ Wahl " in der Ueberschrift des Artikels
zu streichen und dem Z . 4 folgende Fassung zu geben:

Die Volksschullehrcr werden von der Regierung
ernannt . Es soll jedoch , wenn eine Lehrersteüe
in einer Gemeinde definitiv zu besetzen ist, vorher
die gutachtliche Erklärung der bctr . Schulcommis¬
sion eingezogen werden;
die § § . 2 , 3 , 4 , 5 zu streichen,

nicht genügend unterstützt und kam nicht zur Berathung.
Dasselbe war bei dem eventuell gestellten Anträge des¬

selben Abgeordneten:

im Art . 25 ß . 3 die Worte : » nach vorhergcgangener
Probelektion unter Leitung des Schulinspectors " zu
streichen,

der Fall.

Der Antrag der Staatsregierung:
den Art . 36 8 - 3 in der Fassung der Regierungs¬
vorlage anzunehmen,

wurde abgclehnt.

Zu Art . 40 wurde der Antrag des Abg . Wulff:
im Art . 40 8 - 1 die Worte : „ mit der Confirmation
d . i. " zu streichen,

ab gelehnt.

Zu Art . 50 8 - 2 wurde der Ausschußantrag 2:
zwischen „ 1 und » bleiben « das Wort „ jährlich"
einzuschalten,

angenommen:

Der Antrag der Staatsregierung:
den Art . 54 Z . 2 in der Fassung der Regierungs¬
vorlage anzunehmen,

wurde abgelehnt.

Im Uebrigen wurde der Gesetzentwurf , wie er aus er ---
ster Lesung hervorgegangen , auch in zweiter Lesung ange¬
nommen.

3 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . neue Be¬
stimmungen zum Gesetze vom 3 . April 1855 , betr . das
Unterrichts - und ErziehuugSweseu im Herzogthum Oldenburg.

Der Antrag der Staatsregierung:
die Regierungsvorlage zu Art . 37 unter 8 - 1 Ziffer 1
(für die Hauptlehrer ) und zu 3 . Alterszulagen wie¬
derherzustellen,

wurde abgelehnt.

Der Antrag des Abg . Ahlhorn:

dem Art . 37 8 - 2 hinzuzufügen:
Auch ist das Oberschulcollegium ermächtigt , bei
allen Schulstellen , die außer freiem Garten nicht
mit wenigstens so viel Land dotirt sind , daß dessen
Reinertrag in den Katastern mit wenigstens 8
eingetragen ist , eine Erhöhung von 30 — 40
ein treten zu lassen,

wurde in namentlicher Abstimmung mit 30 Stimmen ange¬
nommen.

Für denselben stimmten sämmtliche Abgeordnete mit
Ausnahme von Huchting und Rüdebusch,  welche beur¬
laubt waren.

Der Antrag der Staatsregierung:
die Regierungsvorlage zu Art . 42 8 . 2 wiederher¬
zustellen,

wurde abgelehnt.

Zu Art . 65 fand der Antrag des Abg . Bunnemann:
den Art . 65 aufzuheben und an dessen Stelle fol¬
gende Bestimmungen zu setzen:

Wo eine Verbindung des Schuldienstes mit dem
Organisten - und Küsterdienste besteht , soll das
Einkommen aus dem Organisten - oder Küster¬
dienste nicht auf die Besoldung der Lehrer

(Art . 37 ) eingerechnet werden . In denjenigen
Gemeinden , in welchen der Unterricht durch den
Küstcrdienst bei Leichenbeglcitunzen erheblich be¬
einträchtigt wird , kann auf den Antrag des Schul¬
vorstandes von dem Oberschulcollegium den Leh¬
rern die Verpflichtung zur Bestellung eines Ver¬
treters für diese Functionen auferlcgt werden,

nicht die genügende Unterstützung und kam nicht zur Bera¬
thung.

Im Uebrigen wurde der Gesetzentwurf , wie er aus erster
Lesung hervorgegangen , auch in zweiter Lesung angenommen,
Worauf der Präsident folgende Petitionen:

1. von 44 Lehrern aus den Aemtern Ovelgönne , Brake
und Elsfleth,
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2 . von Einwohnern aus Horumersiel und Umgegend,

3 . von 34 Lehrern aus Butjadingen , betr . Gehaltser¬

höhungen rc.

für erledigt erklärte.

Schließlich wurde der Ausschußantrag -4L 13 : ^

der Landtag beschließe , Großherzogliche Staatsregie¬

rung zu ersuchen , ein ähnliches Gesetz wie der Ge¬

setzentwurf für das Fürstenthum Lübeck , für das Un¬

terrichts - und Erziehungswesen für das Hcrzogthum

Oldenburg einführen zu wollen,

über welchen bei erster Lesung die Abstimmung ausgesetzt

worden , angenommen.

4 . Selbständiger Antrag des Verwaltungsausschusses,

betr . einen Zusatz zum Art . 7 § . 3 des Gesetzes vom 3 . April

1855 , betr . das Unterrichts - und Erziehungswesen im Her¬

zogthum Oldenburg.

Berichterstatter : Abg . Hoher:

Der Ausschußantrag:
-dem Art . 7 3 am Schluffe der Bestimmungen hin-

zuzufügcn .-
der erste Beamte des Amts ( Ziffer 1) kann sich in

einzelnen Geschäften , welche nicht am Orte des Amts¬

sitzes vorgenommen werden , um Kosten zu ersparen,

durch den Gemeindevorsteher der Gemeinde , in welcher

die Schule liegt , vertreten lassen,

4vurde angenommen.

5 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den

Gesetzentwurf für das Fürstenthum Lübeck , betr . die Aufhe¬

bung der Stempelabgaben und der Halbprocentsteucr.

Berichterstatter : Abg . Nathan.

Gemäß dem Ausschußantrage wurden die Art . 1 — 3

des Entwurfs angenommen.

6 . Mündlicher Bericht des Justizausschusses über den

Gesetzentwurf für das Fürstenthum Lübeck , betr . Acnderungen

des Gesetzes vom 15 . August 1861 , betr . die Gebühren in

bürgerlichen Rechts - und Strafsachen.

Berichterstatter : Abg . Schomann.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle den Gesetzentwurf an dlocr an¬

nehmen,

wurde angenommen.

7 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betref¬

fend die § z . 1, 7 , 30 , 78 , 92 — 95 der Ausgaben im Vor¬

anschläge des Herzogthums pro 1873/75.

Berichterstatter : Abg . Russell.

Die Ausschußanträge:

M 1 : der Landtag wolle zu § . 1 der Ausgaben des

Voranschlags für Gehalte beim Staatsmini¬

sterium noch jährlich 200 für 1873/75

bewilligen,

M 2 : der Landtag wolle zu Z. 7 des Voranschlags

für Gehalte der Mitglieder der Acmter re.

noch für 1873 und 1874 je 340 « j? und

für 1875 — 315 bewilligen,

der Landtag wolle an Zuschuß zur Kanalbau-

casse ( § . 30 ) für 1873 — 34,860 für

1874 — 28,255 --F und für 1875 —

28,205 ^ bewilligen , und

M 3 : der Landtag wolle zu 8 . 78  für Gehalte , Ver¬

gütungen und Geschäftskosten -Aufwand der

Hypothekenämter noch jährlich 100 ^ für

1873/75 bewilligen,

wurden angenommen.

Der Vicepräsident Ahlhorn  übernahm den Vorsitz.

Die Ausschußanträge:
100 : der Landtag wolle für die Rectorschule in

Delmenhorst ( 8 92u .) für die Finanzperiode

1873 — 75 jährlich 222 »-^ 8 ^ bewilligen;

M 101 : der Landtag wolle als Zuschuß für die

Bürgerschule in Elsfleth ( 8 - 93s .) für die

Finanzperiode 1873 — 75 jährlich 200

bewilligen;

M 102 : der Landtag wolle als Zuschuß für die

Bürgerschule in Brake ( Z. 94 5.) für die

Finanzperiode 1873 — 75 jährlich 500

bewilligen , und

M . 103 : der Landtag wolle als Zuschuß für die

Bürgerschule in Berne ( 8 . 95 A.) für die

Finanzperiode 1873/75 jährlich 200

bewilligen;
wurden angenommen.

Im Einverständniß mit der Großherzoglichcn Staats¬

regierung wurde die Petition vom Vorstände der Bürger¬

schule in Berne , betreffend Erhöhung des Zuschusses , auf die

Tagesordnung gestellt und der Ausschußantrag ( Berichter¬

statter : Abg . Ahlhorn ) :

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬

nung übergehen,

angenommen.
Der Präsident Graepel  übernahm den Vorsitz wieder.

8 . Bericht des Vcrwaltungsausschusscs zum Gesetz¬

entwurf über die Regulirung und Ablösung der Forstbcrech-

tigungcn im Fürstenthum Birkenfeld.
Berichterstatter : Abg . Barnstedt.

Die Art . 1 bis 3 wurden angenommen.

Zu Art . 4 wurde der Ausschußantrag .4L 2:

im Art . 4 Ziff . 1 hinter dem Worte „ verpflichtet"

den Zusatz einzuschalten : „ sofern nicht nach Herkom¬

men , Verträgen oder sonstigen Privatrcchtstiteln ein

Anderes gilt,"



64

angenommen , und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Art . 5 bis 45 wurden angenommen.

Zu Art . 46 wurden die Ausschußanträge:

HL 7 : Zeile 3 die Ziffer 102 zu streichen;
HL 8 : daselbst die Ziffer 168 zu streichen;
HL 9 : daselbst hinter dem Worte „dieselben " die

Morte : „ seit dem Erlaß des Strafgesetzbuchs
für das deutsche Reich " cinzuschalten und
die dann folgenden Worte : „ bisher über¬
haupt " zu streichen;

Hü . 10 : Am Schluffe des Artikels nachzufügen:
An die Stelle der angedrohtcn Zuchthaus¬
und Gefängnißstrafe tritt überall Haststrafe,

angenommen , und der Artikel mit diesen Acnderungen ange¬
nommen.

Der Ausschußantrag HL 12:

dem Art . 46 folgen zu lassen:
Art . 46 a.

die Strafverfolgung verjährt in drei Monaten,

wurde angenommen.

Die Art . 47 bis 70 wurden angenommen.

Zu Art . 71 wurde der Ausschußantrag HL 14:

im § . 1 Ziff . 1 „ ordentlichen " zu streichen,

angenommen , und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Art . 72 und 73 wurden angenommen.

Zu Art . 74 wurde der Ausschußantrag HL 17:

im § . 3 Ziff . 2 . steht " statt „ besteht " zu fetzen,

angenommen , und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Art . 75 bis 102 wurden angenommen.

Der Präsident bestimmte die Frist zur Einbringung von
Anträgen zur zweiten Lesung folgender Gesetzentwürfe bis
zum Abend des heutigen Tages:

1 . betr . einen Zusatz zum Art . 7 § . 3 des Gesetzes vom
3 . April 1855;

2 . betr . die Aufhebung der Stempelabgaben und der

Halbprocentsteuer im Fürstenthum Lübeck;

3 . betr . Aenderungen des Gesetzes vom 15 . August 1861
für das Fürstenthum Lübeck;

4 . betr . die Besoldungsverhältnisse der Eisenbahn - Ver¬
waltung;

5 . betr . Regulirung und Ablösung der Forstberechtigungcn
im Fürstenthum Birkcnfeld.

Als inzwischen cingegangen wurde vom Präsidenten
mitgetheili:

1 . Schreiben der Staatsregierung , betr . die Sturmfluth
an den Ostseeküsten . ( An den Finanzausschuß ) .

2 . Desgl . betr . die Alterszulagen der Volksschullehrer.
(An den Verwaltungsausschuß ).

Nächste Sitzung : Dienstag , den 17 . December 1872„
Vorm . 10 Uhr.

Tagesordnung:

1 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬
thum Birkenfcld , betr . die Ausübung der Jagd^
Antrag des Abg . Huchting  und Genossen.
Anträge der Staatsregierung zu Art . 20 § . 1 , 3.

Art '. 25 8. 3.

2 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬
thum Birkenfeld , betr . die Gebühren in Verwaltungs¬
sachen.

3 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten --
thum Lübeck , betr . die Aufhebung der Stcmpelab-
gaben und der Halbprocentsteuer.

4 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten -,
thum Lübeck , betr . Acnderungen des Gesetzes vom
15 . August 1861 , betr . die Gebühren in bürgerlichen
Rechts - und Strafsachen.

5 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für daS Hcrzog-
thum Oldenburg , betr . die Besoldungsverhältnisse der
Eisenbahnverwaltung.

6 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , über den
Voranschlag der Eisenbahnen , betr . die Einnahmen
und Ausgaben der Betriebscaffe der Oldenburg -Bre¬
mer , Oldenburg -Wilhelmshavener , Oldenburg -Leerer„
Sande - Jever und Hude - Braker Bahn.

7 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . den
Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben der
Staatsgutscapitalien - Casse des Herzogthums Olden¬
burg für die Finanzperiode 1873/75.

8 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die
Landescasse - Rechnungen des Fürstcnthums Birkenfeld-
von den Jahren 1867/69.

9 . Desgl . betr . die Krongutscasse - Rechnungcn des Für¬
stenthums Lübeck pro 1867/69.

10 . Desgl . betr . die Krongutscasse - Rechnungcn des Für¬
stcnthums Birkenfeld pro 1867/69.

11 . Desgl . über die Petition des Landwirthschaftslehrers
Gohrbrandt  zu Woltersmühle bei Ahrensböck.

12 . Bericht deS Finanzausschusses , betr . die § § . 13 u . 17'
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des Voranschlags der Ccntral-Einnahmen und Aus¬
gaben.

13. Desgl. betr. die §§. 23, 31 der Einnahmen und die
§§. 98, 102, 111, 113 und 148 der Ausgaben
des Hcrzogthums Oldenburg.

14. Desgl. betr. den §. 12 der Einnahmen und §. 52a.
der Ausgaben des Fürstenthums Lübeck.

15. Desgl. betr. den§. 8 der Einnahmen und die§§. 13,
34, 61, 64 der Ausgaben des Fürstenthums Birken¬
feld.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 17. December 1872.

Graepel. Propping.

Protokolle. XVII.  Landtag. 9



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XW. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
Achtzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 17. December 1872 . Vormittags 10 Uhr.

- , > >- - > l » -

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Das Pretokol! der 17. Sitzung wird vom Schriftführer
Pro ppiiig verlesen und vom Landtag genehmigt.

Eingegangen ist eine Petition des Eemeinderaths zu
Lohne, bete, die Erbauung der Oldenburger Südbahn von
Oldenburg oder Hude über Vechta nach Lemförde.

Geht an den Petitionsausschuß.
Tagesordnung.
1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fnrsten-

thum Birkenfeld, betr. die Ausübung der Jagd.
Die Anträge der StaatSregiernng auf Herstellung des

Art. 20 Z. 1 und Art. 20 8- 3 in der von der Staats¬
regierung vorgelegten Fassung wurden abgclehnt, und wurde
damit der Antrag der Staatsregierung zu Art. 25 §. 3
wegfällig.

Darauf wurde der Gesetzentwurf, so wie er aus erster
Lesung hervorgegangcn, in namentlicher Abstimmung mit 16
gegen 12 Stimmen angenommen.

Für die Annahme stimmten die Abgeordneten:
Propxing , Russell , Scho mann , Stukenborg,

Abels , Barnstedt , Brockhaus , Bünnemeycr,
Bunncmann , Cammann , Eilks , Graepel , Köhler,
Lengler , Müller und Octken,

Dagegen stimmten die Abgeordneten:
Schildt . Strodthoff , Tantzen , Wilken , Wulff,

Borg mann , von Galen , Glüsing , Ho per , Huch¬
ting , Krahn und Nathan.

Abwesend waren die Abgeordneten Rüde dusch, Wind-
müller , Ahlhorn und von Hammel.

Der von den Abgeordneten Huchting  und Genossen
zur zweiten Lesung gestellte Antrag auf Ablehnung des Gesetz¬
entwurfs war damit erledigt.

2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten-
thnm Birkenfeld, betr. die Gebühren in Verwaltungssachen.

Der Gesetzentwurf wird so, wie er aus erster Lesung
hervorgegangen, auch in zweiter Lesung angenommen.

3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten-
thnm Lübeck, betr. die Aushebung der Stcmpelabgaben und
der Halbprocentsteucr.

Desgleichen.
4. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬

thum Lübeck, betr. Aenderungcn des Gesetzes vom 15. Aug,
1861, betr. die Gebühren in bürgerlichen Rechts- und Straf¬
sachen.

Desgleichen.
5. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog¬

thum Oldenburg, betr. die Besoldungsverhältnisse der Eisen-
bahnverwaltnng.

Desgleichen.
Der Bericht des Finanzausschusses über den Voranschlag

der Eisenbahnen, betr. die Einnahmen und Ausgaben der
Betriebscaffe der Oldenburg-Bremer, Oldenburg-Wilhelms-
havcner, Oldenburg-Leerer, Sande-Jever und Hudc-Braker
Bahn , wurde auf Ersuchen des Regierungs- Commiffairs
Assessors Wesche,  von der heutigen Tagesordnung ab-
gcsetzt.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.
den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben der Staats-
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gutscapiraliencaffe des Herzogtums Oldenburg für die Fi-
nanzperiode 1873/75.

Berichterstatter : Abg . Russell.

Sämmtliche Paragraphen der Einnahmen und Ausgaben

des vorgelegtcn Voranschlags wurden angenommen und so¬
dann die 8ud 1 und 2 beigesügten Bemerkungen ange¬

nommen.
7 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , bctr.

die Landescaffe -Rechnungcn des Fürstentums Birkenfeld von

den Jahren 1867 — 1869.
Der Ausschußantrag 1:

der Landtag wolle , dem Anträge der Großherzoglichen

Staatsregierung in dem Schreiben vom 4 . Novem¬

ber d . I . entsprechend , zu der Ueberschreitung des

Voranschlags für die Finanzperiode 1867/69 um

8961 -F 24 5 / L, nachträglich seine Zustimmung

erteilen,

wurde angenommen und sodann der Auöschußantrag .4 § 2:

der Landtag beschließe , die Landcscaffercchnungen des

Fürstentums Birkenfeld für 1867/69 im Uebrigen

zwar als unbeanstandet an Großherzogliche Staats¬

regierung zurückgelangen zu lassen , jedoch dabei das

Ersuchen zu stellen , in Erwägung zu ziehen , ob es

wegen der vorgekommenen erheblichen Einnahme-

Rückstände und Nachlässe nicht veranlaßt sei , auf eine

promptere und strengere Einforderung der Jntraden

der Landescasse Bedacht zu nehmen,

ebenfalls angenommen.
8 . Bericht des Finanzausschusses , betr . die KrongutS-

caffe- Rechnungen des Fürstenthums Lübeck pro 1867 — 1869.

Der Auöschußantrag:
der Landtag wolle die Krongutscasse - Rechnnngcn des

Fürstentums Lübeck pro 1867/89 als unbeanstandet

an Grvßherzogliche Staatsregierung zurückgelangcn
lassen,

wurde angenommen.
9 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die

Krongutscaffe -- Rechnungen des Fürstentums Birkenfeld pro
1867 — 1869.

Berichterstatter : Abg . BrockhauS.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,

daß die Krongutscafse - Ncchnungen des Fürstentums

Birkenfeld für 1867 , 1868 und 1869 an Großhcr-

zogliche Staatsregicrung als unbeanstandet zurückge-
saudt werden,

wurde angenommen.

10 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition des Landwirthschaftslehrcrs Gohrbrandt  zu Wol¬

tersmühle bei Ahrensböck.

Der vom Berichterstatter Abg . Ahlhorn  Namens des

Finanzausschusses gestellte Antrag:

der Landtag wolle die Petition der StaatSregieruug
dringend empfehle » und zugleich das Ersuchen an die¬

selbe stellen , die erforderlichen Mittel noch bei diesem

jetzt versammelten Landtage zu beantragen,

wurde angenommen.
11 . Bericht des Finanzausschusses , betr . die 88 - 13

und 17 des Voranschlags der Ceiitral - Einnahmcn und Aus¬

gaben.
Mit Zustimmung der Staatsregierung beschloß der Land¬

tag , den Bericht des Finanzausschusses über den Einnahme-

Paragraphen 4 und die Ausgabe - Paragraphen 1 und 19,

welcher nicht aus die heutige Tagesordnung gestellt war , mit

zu erledigen.

Der zu § . 4 der Einnahmen gestellte Ansschußantrag:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,

daß zur Erbauung eines Torfschuppeus einschließlich

der Kosten des Bauplatzes pro 1873 bis 3900 »P

verwendet und aus den Erträgnissen der früheren Mi-

litairgebäude entnommen , dagegen die zu erzielenden

Kaufgelber für das zu Bauplätzen auszugebende Areal

der alten Reitbahn im Anschläge von 4500 -K pro

1873 unter den gedachten Erträgnissen wieder in Ein¬

nahme gestellt , demnach unter Hinzusetzung der über¬

schüssigen 600 ^ die zu § . 4 pro 1873 bereits in

Einnahme genehmigten 15,230 «F in 15,830 ^ ge¬
ändert werden,

wurde angenommen.
Ferner wurde der zu § . 1 der Ausgaben gestellte Aus¬

schußantrag :
der Landtag wolle genehmigen , daß die zu 8 1 be¬

willigten Beträge in 1800 «L pro 1873 , 900 «L

pro 1874 und 17,800 pro 1875 geändert wer¬

den,

angenommen.
Der zu Z . 13 der Ausgaben gestellte Auöschußantrag:

der Landtag wolle an gesetzlichem Zuschuß zur Wittwen-

casse für 1873/75 jährlich 8000 «F bewilligen,

wurde angenommen.
Zu H. 17 der Ausgaben beantragte der Ausschuß:

der Landtag wolle zu allgemeinen Gehaltsverbesserun«

gen auf Grund dessälligen Gesetzes bezw . besonderer

Bewilligung 3390 -S pro 1873 , 3405 «P pro 1874

und 3420 «A pro 1875 bewilligen.

Dieser Antrag wurde angenommen.

Der zu 8 - 19 der Ausgaben vom Ausschüsse unter 5.

gestellte Antrag wurde vom Berichterstatter des Ausschusses,
Abg . Brockhaus,  im Einverstänanissc mit der Staats¬

regierung dahin abgcändcrt:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,

daß die zu 8 - 19 bewilligten Beträge in 7185 «F

pro 1873 , 6760 ^ pro 1874 und 6595 -L pro
1875 geändert werden.

9 *
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Der Antrag wurde angenommen.
12 . Bericht des Finanzausschusses , bctr . die 88 . 23,

31 der Einnahmen und die ZZ. 98 , 102 , 111 , 113 , 118
der Ausgaben des Herzogthums Oldenburg.

Mit Zustimmung der Staatsregierung beschloß der Land¬
tag , daß der Bericht desselben Ausschusses über den § . 71
der Ausgaben , welcher nicht auf die Tagesordnung gestellt
war , mit erledigt werden solle.

Die Ausschußanträge zu 8 - 23 des Einnahme - Vor¬
anschlags:

1-
der Landtag wolle pro 1873 — 259,000 «D , pro
1871 — 252,500 -P , pro 1875 — 255,000 in
Einnahme genehmigen,

und

.-VS' 2.
der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsregierung
ermächtigen , die Einkommensteuer pro 1874 und 1875
bis auf einen zwölfmonatlichen Betrag zu ermäßigen,

wurden angenommen.

Sodann wurde der Antrag des Ausschusses zu 8 - 31
des Einnahme - Voranschlags:

der Landtag wolle ans Caffenüberschüffen pro 1873
485,000 in Einnahme genehmigen,

angenommen.

Zu tz. 71 des Ausgabe - Voranschlags beantragte der
Ausschuß:

der Landtag wolle an Gehalt beim Appellationssenat
des Oberappellationsgerichts für 1873/75 jährlich noch
100 ^ bewilligen.

Dieser Antrag wurde angenommen.

Der vom Ausschuß zu Z. 98 der Ausgaben gestellte
Antrag 1:

der Landtag wolle an Altcrsznlagcn der evangelischen
Volksschullehrer für die Finanzpcriode 1873/75 jähr¬
lich 10,200 -f bewilligen,

wurde angenommen.

Ferner wurde der zu Z. 102 der Ausgaben gestellte
Ausschußantrag .VL 2:

der Landtag wolle an Beihülfen für einzelne Schul¬
gemeinden für die Finanzperiode 1873/75 jährlich
3000 bewilligen,

angenommen.

Ein vom Regicrungs - Commiffair Assessor Wesche zu
diesem Paragraphen des Ausgabe - Voranschlags gestellter
Antrag:

zu 8 > 102  des Voranschlags für Oldenburg 6000 -P
zu bewilligen,

wurde abgelchnt.

Der zum 8 - 111 der Ausgaben gestellte Ausschußantrag
M 3:

der Landtag wolle an Alterszulagen der katholischen
Bolksschullehrer für die Finanzperiode 1873/75 jähr¬
lich 3700 bewilligen,

wurde angenommen.
Zum 8 - 113 des Ausgabe -Voranschlags stellte der Aus¬

schuß den Antrag - VL 4:
der Landtag wolle an Bcihülfen für einzelne Schul¬
gemeinden für die Finanzperiode 1873/75 jährlich
1800 ^ bewilligen.

Vom Regierungs - Commissair Assessor Wesche wurde
zu diesem Paragraphen beantragt:

zu 8 - 113 des Voranschlags für Oldenburg 3300 H
zu bewilligen.

Nachdem der Ausschußantrag -4L 4 angenommen , wurde
der Antrag der Staatsregierung abgclehnt.

Zum § . 14l der Ausgaben stellte der Ausschuß die An¬
träge -1L 5:

der Landtag wolle an Geschäftskosten pro 1873 noch
1000 H und pro 1874/75 jährlich noch 1600 ^
nachbewilligen,

und ÜVL 6 :

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß bei der Umrechnung das Steuercapital sämmt-
licher Grundstücke um 6 , ^ »3»2s °/ ° ermäßigt , mithin
auf die Sätze gebracht werde , welche die anliegende
Tabelle für das Hectar jeder Bonitätsclasse angiebt,
und daß von dem so ermäßigten Steuercapital 9 "/»
Grundsteuer vom 1. Januar 1876 an erhoben wer¬
den , jedoch unter der Bedingung , daß nach diesem
Modus nicht mehr als 129 ^ Grundsteuer mehr er¬
hoben werden , als nach dem ersteren Modus , wo das
Steuercapital von 3,072,941 maßgebend ist und
davon 8/,o °/o berechnet werden.

Beide Anträge werden angenommen.
Sodann wurde der zum 8 - 148 der Ausgaben des Hcr-

zogthums vom Finanzausschuß gestellte Antrag:
der Landtag wolle zu allgemeinen Gehaltsverbefferun-
gen auf Grund desfälligen Gesetzes bezw . besonderer
Bewilligung

46,557 -P 19 ^ für 1873,
46,917 -x 19 ^ für 1874,
47,379 . P 4 für 1875

bewilligen,
angenommen.

13 . Bericht des Finanzausschusses , bctr . den § . 12
der Einnahmen und 8 - 52 der Ausgaben rcS Fürstenthums
Lübeck.

Der Ausschußantrag 1 :
der Landtag wolle zu § . 12  der Einnahmen au
Sporteln jährlich pro 1873/75 — 14,700 ^ in
Einnahme stellen,

wurde angenommen.
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Der Landtag war einverstanden , daß die M . 19 und

20 in Folge der zu Z. 12 der Einnahmen beschlossenen Po¬

sition wegfällig werden.

Zu H. 52 stellt der Ausschuß den Antrag:
der Landtag wolle zu K. 52 der Ausgaben für Ge¬
halts -Verbesserungen pro 1873 — 8623 ^ 16°
pro 1874 — 8673 ^ 16 ° ^ und pro 1875 —

8725 ^ 16 ° K'" in Ausgabe genehmigen.

Der Abg . Wulff  stellte zu demselben Paragraphen den

genügend unterstützten Antrag:
der Landtag wolle sich zwar zustimmend erklären , daß
zu 8 - 52 der Ausgaben pro 1873 — 8623
16 ° pro 1874 — 8673 ^ 16 ° und pro
1875 — 8725 ig ° in Ausgabe gestellt wer¬
den , jedoch die Staatsregierung dringend ersuchen , so
bald wie möglich darauf Bedacht zu nehmen , baß die
Verwaltung des Fürsteuthums Lübeck in einer billigeren
und einfacheren Weise organisier werde.

Nachdem dieser Antrag abgelehnt , wurde der Ausschuß¬

antrag angenommen.

14 . Bericht des Finanzausschusses , betr . den 8 - 8 der

Einnahmen und die 88 - 13 , 34 , 61 , 64 der Ausgaben des

Fürsteutbums Birkenfelb.

Der Berichterstatter , Abg . Brockbaus,  stellte folgende

Anträge:
Antrag ^ 1:

der Landtag wolle an Grund - und Gebäudesteuer

je 30,700 ^ pro 1873 und 1874 und 32,200
pro 1875 in Einnahme genehmigen.

Dieser Antrag wurde angenommen.
Zu 8 - 13  der Ausgaben:

Antrag 2:
der Landtag wolle an Zuschuß zum Generalarmen-

fonds jährlich 500 pro 1873/75 bewilligen.
Desgleichen.
Zu 8 - 34 der Ausgaben:

Antrag BZ 3:
der Landtag wolle an Geschäftskosten beim Kataster¬
wesen 1750 pro 1873 , 1330 pro 1874 und

950 ^ pro 1875 bewilligen.
Desgleichen.
Zu § . 61 der Ausgaben:

Antrag ^ ö. 4:
der Landtag wolle an Zuschuß zum Landschulwesen
7600 ^ pro 1873 , 7900 pro 1874 und 8000

pro 1875 bewilligen.
Desgleichen.

Zu § . 64 der Ausgaben den abgeänderten
Antrag 5:

der Landtag wolle zu allgemeinen Gehaltsverbefferun-
gen auf Grund dcsfälliaeu Gesetzes bezw . besonderer

Bewilligung 10,159 -F pro 1873 , 10,214 pro

1874 und 10,261 pro 1875 bewilligen.
Desgleichen.

Der Präsident bestimmt , daß Anträge zur zweiten Lesung
bis heute Abend 8 Uhr einzubringen sind:

1. zum Gesetzentwurf , betr . den Voranschlag der Central-
Einnahmen und Ausgaben,

2 . zu den Gesetzentwürfen , betr . die Voranschläge der
Einnahmen und Ausgaben

g . des Herzogthums Oldenburg,
l) . des Fürstenthums Lübeck, und
v . des Fürstentbums Birkcnfcld.

Nächste Sitzung : Mittwoch , den 18 . Deccmber 1872,
Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung:
1. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den

Voranschlag der Eisenbahnen , betr . die Einnahmen
und Ausgaben der Betricbscaffe.

2 . Bericht des Verwaltungsausschusscs , betr . den Gesetz¬
entwurf für das Herzogthum Oldenburg , enthaltend
Aendcrunzen des Gesetzes vom 14 . März 1870 , betr.
die Zwangsarbeitsanstalt zu Vechta,

nebst nachträglichem Bericht über Zusätze zu die¬

sem Gesetzentwurf.
3 . Bericht des Verwaltungsausschusses über den Gesetz¬

entwurf für das Fürstenthum Lübeck , betr . die Be¬

nutzung der Zwangsarbeitsanstalt zu Vechta,
nebst nachträglichem Bericht über Zusätze zu die¬
sem Gesetzentwurf.

4 . Bericht des Jnstizausschuffes über den Gesetzentwurf

für das Herzogthum Oldenburg , betr . die Messung
der Schiffe.

5 . Bericht des Justizausschnsses über das Schreiben

Großherzoglichcr Slaatsregierung vom 4 . Nov . d. I,
betr . die Wahrnehmung der mit der Stelle eines
Landesherrlichen Bevollmächtigten beim Bischöflichen
Officialate verbundenen Geschäfte eines Anwalts der

geistlichen Güter durch einen richterlichen Beamten re.
6 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬

thum Lübeck , betr . die Wahlen zum Provinzialrath.
7 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Aenderung

des Gesetzes über die Einrichtung der Prooinzialräthe
in den Fürstenthümern Lübeck und Birkenfeld.

8 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Abänderun¬

gen der Geschäftsordnung des Landtags.
9 . Zweite Lesung der ans Antrag des Abg . Ahlhorn

beschlossenen Abänderung des Art . 29 des Eivilstaats-
dl'encrgesetzcs vom 28 . März 1867.

10 . Zweite Lesung des auf Antrag des Verwaltungsaus-
schuffeS beschlossenen Zusatzes zum Art . 7 8 . 3 des
Gesetzes vom 3 . April 1855 , betr . das Unterrichks-

und Erziehungswescn im Herzogthum Oldenburg.
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11 . Bericht des Petl 'tionsausschusscs über die Beschwerde

des Kirchenraths der Kirchengemeinde zu Eutin , betr.

die Anstellung und Besoldung eines dritten Predigers
daselbst.

12 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition desTheod . Micsing  zu Hengelage , betr.

öffentliche Verpachtung einer Weggelvö - Erhebungsstelle.

13 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition des penffonirten Lehrers Müller  zu Horu¬
mersiel.

14 . Desgl . über die Petition des penffonirten Lehrers

Ribken  zu Sage , betr . Erhöhung seines Ruhege¬
halts.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung vom 18 . Dccember 1872.

Graepel. Tantze « .



Protoko
über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Neunzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 18. December 1872 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Der Schriftführer Tantzen  verliest das über die
18. Sitzung aufgenommeneProtokoll, welches genehmigt
wird.

Es werden folgende Eingänge angczeigt:
1. Schreiben der Staatsregierung vom 16. December

d. I , betr. Nachbewilligung von 1000 -S zu §. 85
und von 500 °S zu §. 105 des Boranschlags des
Herzogthums Oldenburg pro 1873/75.
(Geht au den Finanzausschuß.)

2. Schreiben des StaatSministcriums vom 16. Decbr.
d. I . , betr. Anzeige, daß die zu Art. 8 des Gesetz¬
entwurfes, betr. die Gebühren in Verwaltungssachcn
für das Fürstenthum Lübeck beschlossenen Aenderun-
gen die Zustimmung der Staatsregierung erhalten
hätten
(Gehl uä uotu.)

Tagesordnung:
1. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den

Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben der Bctriebscasse
der Oldenburg-Bremer, Oldenburg-Wilhelmsbavener, Olden¬
burg-Leerer, Sande-Jever und Hude-Braker Eisenbahnen für
die Finanzperiode 1873/75.

Berichterstatter: Abg. Ahlhorn.
Der Voranschlag wurde in den einzelnen Positionen

zur Berathung gestellt und sodann mit den in Antrag 1 des
Ausschusses, welcher laut t:

„der Landtag wolle den vorgclegten Voranschlag mit
folgenden Aendernngcn genehmigen:

1. daß unter Ausgaben, Z. 1 Gehalte der Eisenbahn-
Direetion statt „jährlich 8060 gesetzt werde
„jährlich 7160

2. daß der ß. 57 um 900 erhöht werde und Liese
900 ^ mit dazu verwandt werden, um Las Dienst-
ciukommen der Subalternbeamtcn zu erhöhen,

3. daß in der Anmerkung zum Voranschläge im ersten
Absätze, in der 4. Zeile von oben, das Wort „nur"
gestrichen werde- ,

beantragten Aenderungen angenommen.
Es wurden sodann ferner noch die Anträge 2 und

3 des Ausschusses angenommen, wovon 2 dahin geht:
Ferner wolle der Landtag genehmigen, daß die Ein¬
nahmen für Erlaubnißkartenzum Betreten der Bahn
in die Unterstützungscasse fließen,

und Antrag LV» 3 lautet:
der Landtag wolle folgenden Ueberschreitungen des
Voranschlags der Betricbscaffe pro 1870/72 seine
nachträgliche Genehmigung erthcilen:

u) daß zur Vergrößerung des Güterschuppens in Del¬
menhorst 1485 ^ 14 vorab aus den Betriebs-
Überschüssen entnommen sind,

b) daß die nicht zur Verwendung gekommenen Mittel
zu Z. - 34 zur Summe von 8780 ^ 14 ^ 4 ^ ,
zu Z. 46 zur Ergänzung deS Wagenbestandesmit
verwandt sind.

Die fragliche Vorlage ist damit erledigt.
2. Bericht des DerwaltnngsauSschnsses, betr. den Ge¬

setzentwurf für das Herzogthnm Oldenburg, enthaltend Aen-
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derungcn des Gesetzes vom ! 1 . Mär ; 1870 , bctr . die Zwangs¬
arbeitsanstalt zu Vechta , nebst nachträglichem Berichte über
Zusätze zu diesem Gesetzentwürfe.

Berichterstatter : Abg . Barnstedt.
Der Gesetzentwurf wird im Einzelnen zur Derathung

gestellt und werden sodann die Art . 1 — 7 incl . angenommen.
Sodann wurden auch die nachträglich beantragten Zu¬

sätze nach Maßgabe der betreffenden Ausschußanträge ange¬
nommen und zwar

1. dem Art . 4 im Eingänge die Bezeichnung „tz. 1«
vorzusetzcn,

2 . demselben Artikel nachzufügen:
ß . 2 . Bei Personen , welche gemäß §. 1 Absatz 1 und
2 in die Zwangsarbcitsanstalt verwiesen gewesen
sind und vor Ablauf von 2 Jahren nach ihrer Ent¬
lassung in denselben Fehler , wegen dessen sie ver¬
wiesen waren , zurückfallen , genügt zur abermaligen
Verweisung eine einmalige Verwarnung und Be¬
drohung gemäß Absatz 2 des tz. 1 innerhalb jener
2 Jahre und der Rückfall vor Ablauf von 2 Jah¬
ren nach dieser Bedrohung;

ferner:
dem Art . 4 , künftig Art . 4 § . 1 des Gesetzes für
das Hcrzogthum vom 14 . März 1870 als Ziff . 9
hinzuzufügcn:

Personen , welche wegen einer strafbaren Hand¬
lung zur Untersuchung , jedoch wegen gestörter
Geistesthätigkeit nicht zur Strafe gezogen sind,
wenn sie von dem Gemeinderath und dem Ver-
waltungsamte ( Stadtmagistrat ) für das Gemein¬
wesen durch ihre Polizei - oder ordnungswidrige
Lebensweise gefährdend erklärt werden , auch der Gc-
meinderath mit der Verweisung einverstanden ist,
und nicht von den gesetzlichen Vertretern innerhalb
einer vom Staatsminifteriuin , Departement des
Innern , zu bestimmenden Frist für ein anderes , an¬
gemessenes und das Gemeinwesen sicherndes Unter¬
kommen gesorgt ist;

endlich:
3 . zu Art . 10 des Gesetzes vom 14 . März 1870,

g.) im 8 - 1 nach den Worten : „des Art . 4 " einzu¬
schalten : 1 Ziff . 1 — 8 einschließlich,

ll ) statt des nach dem vorgelegten Gesetzentwürfe weg-
fallenden A. 2 folgende Bestimmung aufzunehmcn:
8 . 2 . Eine gemäß Art . 4 tz . 1 Ziff . 9 verwiesene
Person verbleibt so lange in der Anstalt , als der
Zustand der Geistesstörung dauert . - Sie muß jedoch
entlassen werden , wenn von dem Gemeinderath,
beziehentlich ihrem gesetzlichen Vertreter die Ent¬
lassung beantragt und nachgewiesen wird , daß ein
anderes angemessenes und das .Gemcinwescn sichern¬
des Unterkommen gefunden ist . "

3 . Bericht des Vcrwaliungsausschusses über den Gesetz¬
entwurf für das Fürstenthiim Lübeck , betr . die Benutzung der
Zwangsarbeitsanstalk zu Vechta,  nebst nachträglichem Be¬
richte über Zusätze zu diesem Gesetzentwürfe.

Berichterstatter : Abg . Barnstedt
Da die Vorlage einen vollständigen Gesetzentwurf bildet,

so werden die beantragten Zusätze an den betreffenden Stellen
des Entwurfs sogleich mit zur Berathung gestellt.

Es werden die Art . l und 2 des Entwurfs ange¬
nommen , desgleichen die zu Art . 3 beantragte Abänderung:

1 . dem Art . 3 im Eingänge die Bezeichnung „ K. 1„
vorzusetzcn,

2 . demselben Artikel nachzufügen:
8 . 2 . Bei Personen , welche gemäß § . 1 Absatz
1 und 2 in die Zwangsarbcitsanstalt verwiesen ge¬
wesen sind und vor Ablauf von 2 Jahren nach
ihrer Entlassung in denselben Fehler , wegen dessen
sic verwiesen waren , zurnckfallen , genügt zur aber¬
maligen Verweisung eine einmalige Verwarnung
und Bedrohung gemäß Absatz 2 des § . 1 inner¬
halb jener 2 Jahre und der Rückfall vor Ablauf
von 2 Jahren nach dieser Bedrohung.

Sodann wird der fernere Zusatz:
dem Art . 3 . künftig Art . 3 § . 1 , des Gesetzentwurfs
für das Fürstenthum als Ziff . 8 hinzuzufügen:

Personen , welche wegen einer strafbaren Handlung
zur Untersuchung , jedoch wegen gestörter GeisteS-
thätigkeit nicht zur Strafe gezogen sind , wenn sie
von dem GemeinLcrathe und dem Verwaltungsamte
(Stadtmagistrate ) für das Gemeinwesen durch ihre
Polizei - oder ordnungswidrige Lebensweise gefähr¬
dend erklärt werden , auch der Gemeinderath mit
der Verweisung einverstanden ist und nicht von den
gesetzlichen Vertretern innerhalb einer , von der Ne¬
gierung zu bestimmenden Frist für ein anderes an¬
gemessenes und das Gemeinwesen sicherndes Unter¬
kommen gesorgt ist,"

angenommen , desgleichen Art . 3 mit den beschlossenen Aen-
derungen.

Sodann werden auch die Art . 4 , 5 , 6 , 7 und 8 ange¬
nommen.

Der zu Art . 9 des Entwurfs beantragte Zusatz:
u ) im H. 1 nach den Worten : „ des Art . 3 " einznschal-

ten : „ § . 1 Ziff . 1 — 7 einschließlich,"
d ) als K. 2 eine gleiche Bestimmung wie zum Art . 10

des Oldcnburgischeu Gesetzes als 8 - 2 vorgeschlagcn
ist , aufzunehmcn , und zwar mit den Worten:

„8 > 2. Eine gemäß Art . 3 8- 1 Ziff. 8 verwie¬
sene Person u. s. w.,„

o) den jetzigen 8 - 2 des Art . 9 als Z. 3 zu bezeichnen,
wird angenommen ; desgleichen Art . 9 mit der soeben be¬
schlossenen Aenderung.
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Schließlich werden die Art. 10, 11, >2 , 13 und 14
angenommen.

4. Bericht des Justizansschusscsüber den Gesetzent¬
wurf für das Herzogthum Oldenburg, betr. die Messung der
Schiffe.

Berichterstatter: Abg. Schomann.
Art. 1 und Art. 2 des Entwurfs werden angenommen.
Viceprästdent Ahlhorn  übernimmt den Vorsitz.
5. Bericht des Justizausschusses über das Schreiben

Großherzogl. Staatsregicrung vom 4. Nov. d. I . , betr. die
Wahrnehmung der mit der Stelle eines Landesherrlichen
Bevollmächtigten beim Bischöflichen Officialate verbundenen
Geschäfte eines Anwalts der geistlichen Güter durch einen
richterlichen Beamten.

Berichterstatter: Die Abg. Graepel und Schomann.
Der Antrag der Mehrheit des Ausschusses:

der Landtag beschließe:
in Erwägung:

1. daß nach Art. 105 des revidirten Staatsgrund-
gesetzcs mit einem richterlichen Amte ein einträg¬
liches, nicht richterliches Nebenamt nur auf Grund
gesetzlicher Bestimmung verbunden werden kann,

2. daß eine gesetzliche Bestimmung in Betreff der
Verbindung der mit einem festen Gehalte von
500 dotirten Stelle des Anwalts der geist¬
lichen Güter bei dem Bischöflichen Officialate zu
Vechta mit einem richterlichen Amte bis dahin
nicht getroffen ist,

3. daß der von der Großherzoglichen Staatsregie¬
rung im Schreiben vom 4. Nov. 1872 gestellte
Antrag:

der Landtag wolle sich damit einverstanden
erklären, daß für die Wahrnehmung der mit
der Stelle eines Landesherrlichen Bevollmäch¬
tigten beim Bischöflichen Officialate verbun¬
denen Geschäfte eines Anwalts der geistlichen
Gmer aus dem von den kirchlichen Fonds
dafür zu zahlenden Gehalte auch einem richter¬
lichen Beamten eine die unter I. 9. des Ge¬
haltsregulativs festgesetzte Functionszulage über¬
steigende Vergütung gegeben werden könne,

der Vorschrift des Staatsgrundgesetzesnicht ent¬
sprechend ist,

über diesen Antrag zur Tagesordnung überzugehen,
wird zunächst zur Abstimmung gebracht und mit allen gegen
nur eine Stimme angenommen.

Der Antrag der Minderheit ist damit erledigt.
Präsident Graepel  übernimmt wieder den Vorsitz
VI. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬

thum Lübeck, betr. die Wahlen zum Provinzialrath.
Der Gesetzentwurf wird dem Ansschußanirage cntspre-

Protokolle . XVII. Landtag.

chend in zweiter Lesung unverändert, wie er in erster Lesung
beschlossen war, angenommen.

7. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Aendc-
rung des Gesetzes über die Einrichtung der Provinzialräthe
in den Fürstcnthümern Lübeck und Birkenfeld.

Der Entwurf wird in zweiter Lesung unverändert an¬
genommen.

8. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Abände¬
rungen der Geschäftsordnung des Landtags.

Der Entwurf wird, wie er aus erster Lesung hervorge¬
gangen war, auch in zweiter Lesung angenommen.

9. Zweite Lesung der auf Antrag des Abg. Ahlhorn
beschlossenen Abänderungen des Art. 29 des Civilstaatsdiener-
gesctzes vom 28. März 1867.

Die fragliche Abänderung wird, wie sie in erster Le¬
sung genehmigt war , auch in zweiter Lesung angenommen.

10. Zweite Lesung des auf Antrag des Verwaltungs¬
ausschusses beschlossenen Zusatzes zum Art. 7 §. 3 des Ge¬
setzes vom 3. April 1855, betreffend das Unterrichts- und
Erziehungswesen im Herzogthum Oldenburg.

Der fragliche Zusatz zum Gesetze vom 3. April 1855
wird in zweiter Lesung unverändert angenommen.

11. Bericht des Petitionsausschusses über die Beschwerde
des Kirchenraths der Kirchengemcinde zu Eutin, betr. die An¬
stellung und Besoldung eines dritten Predigers daselbst.

Berichterstatter: Abg. Bunnemann.
Der Abg. Wulff  hatte hierzu folgenden Antrag einge¬

bracht:
der Landtag beschließe auf den Antrag des Provin¬
zialraths des Fürstenthums Lübeck, betr. die Be¬
schwerde des Kirchenraths der KirchengemeindeEutin
cinzngehen und denselben zur weiteren Berichterstat¬
tung an den Ausschuß zurückzugeben. '

Derselbe kommt jedoch nicht weiter in Betracht, da ihm
die nothwendige Unterstützung fehlt.

Es wird zunächst der Antrag der Minderheit zur Ab¬
stimmung gebracht. Derselbe lautet:

der Landtag wolle wegen Competenzmangcls über die
Beschwerde des Kirchenraths der Kirchengemeinde
Eutin zur Tagesordnung übergehen,

und wird in namentlicher Abstimmung mit 15 gegen 14
Stimmen abgelehnt.

Für den Antrag stimmten die Abgeordneten:
Russell , Schomann , Stukenborg , Barnstedt,

Borgmann , Brockhaus , Bünnemeyer , Bunne¬
mann , v. Galen , Graepel , von Hammel , Köhler,
Krahn und Propping.

Dagegen stimmten die Abgeordneten:
Schildt , Strodthoff , Tantzen , Willen,

Windmüller , Wulff , Abels , Ahlhorn , Eilks,
Glüsing , Huchting , Lengler , Müller , Nathan,
und Oetken.

10
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Ebenso wird darauf der Antrag der Majorität in na¬

mentlicher Abstimmung mit 15 gegen 14 Stimmen abgclehnt;

derselbe lautet:
der Landtag beschließe über die Beschwerde des Kir-

chenraths der Kirchengemeinde Eutin , weil der Jn-

stanzenzug nicht innegehalten , zur Tagesordnung über¬

zugehen.

Für denselben stimmten die Abgeordneten:

Schiidt , Strodthosf , Taugen , Wilken,Wind¬

müller , Abels , Ahlhorn , Eilks , Glüsing , Grae-

pel , Huchting , Lengl er , Müller und Oe Ikon.

Gegen denselben stimmten die Abgeordneten:

Schomann , Stukenborg , Wulfs , Barnstedt,

Borg mann , Brockhaus , Büunemcper , Bunne-

manu , von Galen , von Hammel , Köhler , Krahn,

Nathan , Propping und Russell.

Bei beiden Abstimmungen fehlten die Abg . Rüdebusch,

Cammann und Hoher.

XII . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition des Thcod . Miesing  zu Hengelage , betr . öffent¬

liche Verpachtung einer Weggelds - Erhebungsstelle.

Berichterstatter : Abg . Ahlhorn.

Der Ausschußamrag , welcher dahin ging:

in Erwägung,
daß vor der letzten Verpachtung eine öffentliche

Verpachtung der Weggelds - Erhebungsstelle statt-

gesunden hat , damals aber gar keine Concurrenz

stallgesunden hat , —

in fernerer Erwägung,

daß gedachter Miesing  sich erst als Pächter

einstellte , als gedachter Chausscebaum schon ver-

- pachtet war , und

in letzter Erwägung,
daß nach der Erklärung des Rcgierungs - Com-

missairs nach Ablauf der Pacht eine öffentliche

Verpachtung stattfinden soll,

beantragt der Ausschuß:
der Landtag wolle über die Petition des Th . Mie¬

sing  zu Hen „ elage zur Tagesordnung übergehen,

wird angenommen.
XIII . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über

die Petition das penstonirlen Lehrers Müller  zu Horu¬

mersiel.
Berichterstatter : Abg . Ahlhorn.

Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle über die Petition des Lehrers

Müller  zur Tagesordnung übergehen,

wird angenommen.

XIV . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über

die Petition dcS penfionirten Lehrers Ripken  zu Sage,

betr . Erhöhung seines Ruhegehalts.

Berichterstatter : Abg . Ahlhorn.

Der Ausschußantrag lautet dahin:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬

nung übergehen.

Derselbe wird angenommen.

Der Präsident verkündet sodann noch , daß Anträge zur

zweiten Lesung der verschiedenen Gesetzentwürfe , betr . die

Zwangsarbeitsanstalt zu Vechta bis zum 20 . d. M -, Mit¬

tags , einzubringen seien , dagegen seien Anträge zur zweiten

Lesung zu dem Gesetzentwürfe für das Herzogthum , betreffend s

Vermessung der Schiffe , bis heute Abend einzubringen . l

Hierauf Schluß der Sitzung . i

Nächste Sitzung Donnerstag , den 19 . Decembcr d. J >, g

Vormittags 11 Nhr . I

Tagesordnung:
1 . Zweite Lesung des Voranschlags der Central - Ein-

nahmen und Ausgaben des Großherzogthums Pro

1873/75.

2 . Zweite Lesung des Voranschlags der Einnahmen und

Ausgaben des Herzogthums Oldenburg pro 1873/75.

Antrag des Abg . Rüde  b u sch zu § . 26 der Ausgaben.

Bericht des Ausschusses zu den § § . 85 und 105

der Ausgaben.

3 . Zweite Lesung des Voranschlags der Einnahmen und

Ausgaben des Fürstenthums Birkenfeld pro 1873/75.

Antrag des Abg . Brockhaus  zu § . 16 der Aus¬

gaben.

4 . Zweite Lesung des Voranschlags der Einnahmen und

Ausgaben des Fürstenlhums Lübeck Pro 1873,75.

Antrag des Abg . Nathan  zu § 18 der Ausgaben.

Anträge des Ausschusses zu 8 . 53 der Ausgaben.

5 . Bericht des Finanzausschusses über die Landescasse-

Rechnungen des Herzogthums Oldenburg pro 1867/69.

6 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr die

Ccntralcasse - Rechnungen des Großherzogthums pro

1867/69.

7 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die

Veränderungen im Bestände des Staats - und Kron-

guts.
8 . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses über

das Schreiben Großherzog !. Staatsregieruug vom

16 . d. M . , betr . die Gesetzentwürfe für die 3 Pro¬

vinzen über das Unterrichtswcsen.

9 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzogthum

Oldenburg , betr . neue Bestimmungen zu dem Gesetze

vom 28 . Juni 1858 , betr . die Gebühren in bürger¬

lichen Rechts - und Strafsachen.

10 . Bericht des Verwaltungsausschusses , betr . eine Peti¬

tion des Lehrers Dunk er  in Sarkwitz , Namens der

Lehrcrconfcrenz im Amte Schwartau wegen Gehalts¬

erhöhung.

11 . Mündlicher Bericht deS Finanzausschusses , betr . die

Petition der Gymnasiallehrer zu Oldenburg , Jever
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und Eutin , um Erhöhung der Gehalte nach dem
Preußischen Normaletat.

12. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Gemeindevorstehers Wiese zu Löningen,
bctr. Bewilligung von höheren Zuschüssen zu einer
Gemeinde-Chaussee.

13. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Joh . Schwarting  zu Borgstede, betr.
Frachtermäßigung für Ziegelfabrikate auf den Olden-
burgischen Eisenbahnen.

14. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition der Vertreter der Gemeinden Kronweilcr, Nie-
dcrbrombach, Burbach rc., betr. den Ausbau des
Zufuhrweges zur Eisenbahnstation Kronweilcr.

15. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Gefangenwärters Reimerö  zu Noh¬
felden, bctr. Aufbesserung seines Gehalts.

16. Bericht des Verwaltungsausschusses über eine Pe¬
tition der Einwohner von Horumersiel, betr. den
Nothstand der Volksschule.

Vorgelcsen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 19. December 1872.

Graepel . Köhler.
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über

die Verhandlungen
des

XW. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Zwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 19. December 1872 . Vormittags 11 Uhr.

- -

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung verlas der Schriftführer
Köhler  das Protokoll der !9. Sitzung, welches genehmigt
wurde.

Eingegangen waren:
1. Schreiben der Staatsregicrung, bctr. Einverständniß

mit dem seitens des Landtags zu dem Gesetze, betr.
den Normaletat der Stärke und Verpflegung der
Gendarmerie, beschlossenen Zusatze, (uck actu.)

2. Desgl., betr. folgende Gesetzentwürfe:
a) das eheliche Gülcrrecht,
b) das Erbrecht,
v) die Thcilbarkeit der Grundbesstzungen,
ä) die Einführung dieser drei Gesetze.

(Geht au einen noch besonders zu wählenden Aus¬
schuß.)

Der Präsident constatirte sodann das Einverständniß des
Landtags mit der Absicht der Großherzoglichen Staatsrcgie-
rung, den Landtag bis zum 10. Februar 1873 zu vertagen.

Tagesordnung:
I . Zweite Lesung des Voranschlags der Central- Eiu-

nahmen und Ausgaben des Großhcrzogthums pro 1873/75.
Der Voranschlag wurde in zweiter Lesung angenom¬

men.
II . Zweite Lesung des Voranschlags der Einnahmen

und Ausgaben des Herzogthums Oldenburg pro 1873/75.
Bericht des Ausschusses zu den 85 und 105 der

Ausgaben.
Der Antrag des Abg. Rüde dusch:

der Landtag wolle an Zuschuß für die zweite Ge¬

nossenschaft zum Ausbau von Rieselwiesen im Hunte-
thale, Huntlosen, Westerburg, Sandhatten , Streek
für 1873/75 jährlich 4000 ^ unter der Bedingung
bewilligen, daß weitere Anträge auf Unterstützung
jener Genossenschaft zum Ausbau von Rieselwiescn
aus der Staatskasse überall beim Landtage nicht ge¬
stellt werden,

wurde in namentlicher Abstimmung mit 23 gegen9 Stimmen
abgclehnt.

Gegen den Antrag stimmten die Abgeordneten:
Tantzen , Abels . Ahlhorn , Brockhaus , Bunnc-

mann , Cammann , Eilks , von Galen , Glüsing,
Graepel , v. Hammel , Huchting , Köhler , Kr ahn,
Lcngler , Müller , Nathan , Oetken , Propping,
Russell , Schildt , Schomann und Stukenborg.

Für denselben stimmten die Abgeordneten:
Willen , Windmüller , Wulfs , Barnstedt,

Borgmann , Bünnemeyer , Hoyer , Rüde dusch  und
S t r odthof f.

Auf Vorschlag des Ausschusses wurde im Einverständ-
niß mit der Staatsregierung und dem Landtage die Be-
rathung und Beschlußfassung über die ZZ. 85 und 105 der
Ausgaben vorläufig ausgesetzt, und sodann der Voranschlag
in zweiter Lesung angenommen.

III . Zweite Lesung des Voranschlags der Einnahmen
und Ausgaben des Fürstenthums Dirkenfcld pro 1873/75.

Der Antrag des Abg. Brockhaus:
der Landtag wolle zur Beförderung der Landwirth-
schaft pro 1873/75 jährlich 600 S , darunter 150 «^
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Remuneration für einen Wiesenbautechniker, , bewilli¬

gen , und Großherzogliche Staatsregicrung ersuchen,

sich mit der Erhöhung dieser Ausgabeposition um

jährlich 100 einverstanden zu erklären,

wurde abgelehnt.
Der Voranschlag wurde in zweiter Lesung angenommen.

IV . Zweite Lesung des Voranschlags der Einnahmen

und Ausgaben des Fürstenthums Lübeck pro 1873/75.

Der Antrag des Abg . Nathan:

der Landtag wolle beschließen , zu tz. 18 der Ausgaben

werde anstatt 500 ^ die von der Staatsregierung

beantragte Summe von 240 ^ wieder in Ausgabe

gestellt,
wurde angenommen.

Die Ausschußanträge M 1:

der Landtag wolle beschließen , den zu Z . 53 bereits

bewilligten Betrag von 10,933 4 " / >2 ^ ans

t 9,933 F 4 " / , 2 zu erhöben,
Md -4L 2:

der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsrcgie-

rung ermächtigen , mit dem Hufner Kröger  zu Nien¬

dorf wegen Aufhebung der Verpflichtung desselben

zur Unterhaltung der Steindecke am Nieudorfer

Strande ein angemessenes Abkommen zu treffen,

wurden , nachdem der Antrag des Abg . Wulff:

der Landtag beschließe , die Anträge / 4L 1 und 2 des

Finanzausschusses abzulehnen und die Staatsregierung

zu ersuchen , über die geforderte nun erst vorgelcgte

Summe das Gutachten des Provinzialraths des

Fürstenthums Lübeck nach Artikel 17 des Gesetzes,

betr . die Einrichtung der Provinzialräthe in den Für-

stcnthümern Lübeck und Birkcnfeld cinzuziehen,

nicht unterstützt worden und nicht zur Berathung kam , an¬

genommen.
Sodann wurde der Voranschlag mit den getroffenen

Aenderungen in zweiter Lesung angenommen.

V . Erste Lesung des Finanzgesetzes für die Jahre 1873,
1874 und 1875.

Im Einverständniß mit der Großherzoglichen Staats¬

regierung wurde dieser Gegenstand auf die Tagesordnung

gesetzt.
Der Artikel 1:

Nachdem die Voranschläge der Einnahmen und Aus¬

gaben
für das Großherzogthum Oldenburg,

L . für das Herzogthum Oldenburg,

0 . für das Fürstenthum Lübeck,

O . für das Fürstenthum Birkenfeld,

wie solches die Anlagen ergeben , für die Jahre 1873,

1874 und 1875 festgestcllt sind , so soll darnach ver¬

fahren werden,
und der Artikel 2:

Wegen Uebertragung der in den einzelnen Ausgabe-

Rubriken festgestellten Summen von einem Jahre aus

das andere , sowie wegen Einhaltung der in den ein¬

zelnen Paragraphen der Anlagen zusammengesaßten

Ausgabe - Rubriken und Verwendung von Ersparungen

sind die Bestimmungen , welche bei Feststellung der

Voranschläge gctrdffen worden , maßgebend,

wurden gemäß dem Ausschußantrage angenommen.

VI . Bericht des Finanzausschusses über die Landcscaffe-

rechnungen des Herzogthnms Oldenburg pro 1867/69.

Berichterstatter : Abg . Abels.

Die Ansschnßanträge
.4L 1:

der Landtag wolle zu der Ueberschreitung der Extra¬

ordinarien der Landescasse in der Finanzperiode

1867/69 im Betrage von 95,846 ^ 24 7 / L-,

soweit erforderlich seine Zustimmung ertheilcn,
und -4L 2:

der Landtag wolle die Landeseasscrechnungcn für daS

Herzoglhum Oldenburg für die Finanzperiode 1867/69

als unbeanstandet an die Großherzogliche Staatsrc-

gierung zurückgelangen lassen,

wurden angenommen.

VII . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr.

die Centralcasserechnungcn des Großherzoglhums pro 1867/69.

Berichterstatter : Abg . Brockhaus.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle beschließen , die von Großherzog¬

licher Staatsregierung mit Schreiben vom 22 . Oc-

tober d. I . vorgelegten Centralcasscrechnungen des

Großherzogthums für die Jahre 1867 und 1868,

sowie das ebenfalls vorgelegre Gcneralconto über die

Einnahmen und Ausgaben der Centralcasse des Groß¬

herzogthums für das Jahr 1869 mit den erwachsenen

Rcvifionsverhandlungen rc. als unbeanstandet an

Großherzogliche Staatsregierung zurück gelangen zir

lassen,

wurde angenommen.
VIII . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr.

die Veränderungen im Bestände des Staats - und Kron-

guts.
Berichterstatter : Abg Russell.

Die Ausschußanträge
-4L 1:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,

daß für die Finanzperiode 1873/75 die Bestimmungen

des Artikels 181 8 - 2 des Staatsgrundgesetzes auch

auf das Krongut in Anwendung komme,
und 2:

der Landtag wolle zu den in der Zeit vom 1. Ja¬

nuar 1870 bis 1 . Octobcr 1872 nach den vorge¬

legten Verzeichnissen im Bestände des Staats - und
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Kronguts der drei Provinzen des Großherzogthums
vorgckommenen Veräußerungen und Erwerbungen,
soweit erforderlich , seine Zustimmung nachträglich er-

theilen,

wurden angenommen.

IX . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses

über das Schreiben Großherzoglicher Staatsregierung vom
16 . d. M . , bctr . die Gesetzentwürfe für die drei Provinzen
über das Untcrrichtswcsen.

Berichterstatter : Abg . Hoyer:

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle seine in sechs Lesungen gefaßten
Beschlüsse hinsichtlich der Alterszulagen aufrecht er¬
halten,

wurde angenommen , und war damit der Antrag der Staatö¬
regierung :

der Landtag wolle beschließen , zum Gesetzentwürfe,
betr . das Oldenburger Schulgesetz , den Art . 42 § . 2,
zum Gesetzentwürfe betr . das Schulgesetz des Fürsten¬
thums Lübeck den Art . 36 § . 3 und zum Schulge¬
setze des Fürstenthums Birkenfeld , den Art . 4 § . 2
nach der Regierungsvorlage wieder herzustellen,

abgelehnt.

X . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog-
thum Oldenburg , betr . Neue Bestimmungen zu dem Gesetze
vom 28 . Juni 1858 , betr . die Gebühren in bürgerlichen
Rechts - und Strafsachen.

Der Gesetzentwurf wurde , wie er aus erster Lesung
hervorgegangen , auch in zweiter Lesung angenommen.

XI . Bericht des Verwaltungsausschusses , betr . eine Pe¬
tition des Lehrers Dunk er  in Sarkwitz , Namens der Leh-
rer - Conferenz im Amte Schwartau , wegen Gehaltser¬
höhung.

Berichterstatter : Abg . Krahn.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wurde angenommen.

XII . Mündlicher Bericht deS Finanzausschusses , betr . die

Petition der Gymnasiallehrer zu Oldenburg . Jever und Eutin,
um Erhöhung der Gehalte nach dem Preußischen Normal-
Etat.

Berichterstatter : Abg . Russell.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle beschließen : in Erwägung , Laß bei
Feststellung des Regulativs von 1870 die Gehalte
der Gymnasiallehrer besonders aufgebcffert worden,
in Erwägung , daß diese Gehalte durch den beschlosse¬
nen Procentzuschlag erheblich erhöht wurden und in

Erwägung , daß eine Revision des Regulativs sich

noch nicht empfiehlt , über die Petition zur Tagesord¬

nung überzugehcn,
wurde angenommen.

XIII . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über

die Petition des Gemeindevorstehers Wiese  zu Löningen , betr.
Bewilligung von höheren Zuschüssen zu einer Gemeinde-
Chaussee.

Berichterstatter : Abg . Ahlhorn.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesordnung
übergehen,

wurde angenommen.
XIV . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über

die Petition des Joh . Schwarting  zu Borgstcde , betr.
Frachtermäßigung für Ziegclfabrikate auf den Oldenburgi-
schen Eisenbahnen.

Berichterstatter : Abg . Ahlhorn.
Nachdem der Ausschußantrag:

der Landtag wolle die Petition der Staatsrcgierung
zur geeigneten Berücksichtigung übergeben,

zurückgezogen worden und der Landtag von einer Berathung
desselben abgesehen hatte , wurde der Antrag des Abgeordne¬
ten Russell:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

angenommen.
XV . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition der Vertreter der Gemeinden Kronweiler , Nieder¬
brombach , Burbach re . , betr . den Ausbau des Zufuhrweges
zur Eisenbahnstation Kronweiler.

Berichterstatter : Abg . Brockhaus:
Der Ausschußantrag:

der Landtag beschließe , die Petition der Großhcrzog-
lichen Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung
zu empfehlen mit der Anheimgabe , die zum Ausbau
des fraglichen Zufuhrweges erforderliche » Mittel , so¬
weit dieselben auf die Landescaffe des Fürstenthums
Birkcnfeld zu übernehmen sein möchten , beim Wicder-

zusammcntritt des Landtags im Februar 1873 zur
Bewilligung zu beantragen,

wurde angenommen.

XVI . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über

die Petition des Gcfangenwärtcrs Reimers  zu Nohfelden,
bctr . Aufbesserung seines Gehaltes.

Berichterstatter : Abg . Brockhaus.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wurde angenommen.

XVII . Bericht des Vcrwaltungsausschuffcs über eine

Petition der Einwohner von Horumersiel , betr . den Noch - ,
stand der Volksschule.
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Berichterstatter : Abg . Ho per.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle die Petition der Staatsregicrung

zur geeigneten Berücksichtigung dringend empfehlen,

wurde angenommen.

Der Präsident bestimmte , daß Anträge zur zweiten Le¬

sung des Finanzgesctzes im Laufe des Tages einzubringen

seien.
Nächste Sitzung Freitag den 20 . December 1872 , Vor¬

mittags 11 Uhr.

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Entwurfs deö Finanzgesctzes für

1873/75 mit dem darauf bezüglichen Schreiben des

Landtags.

2 . Berichte des Finanzausschusses , betr . die Staatsguts-

Capitaliencasse des Fürstenthums Lübeck und des Für¬

stentums Birkenfeld:

3 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs über die Regu¬

lirung und Ablösung der Forstbercchtigungen im Für¬

stentum Birkenfcld . Antrag der Staatsregierung zu

Art . 4.

4 . Zweite Lesung deS Gesetzentwurfs für das Herzogthum

Oldenburg , betr . die Vermessung der Schiffe.

5 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die

Petition mehrerer Eingesessenen zu Roffhausen , Lange¬

werth , Schortens und Sande , betr . die Verlegung

der Chaussee , welche von Sanderbusch zum sog . Kolk

führt.

6 . Mündlicher Bericht des Vcrwaltungsausschuffes über

die Petition verschiedener Lehrer der höheren Bürger¬

schule zu Brake , Elsfleth , Berne , Delmenhorst und

Rodenkirchen , betr . Rcgulirung der Gehalte.

7 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die

Petition des Rechnungüstellers Janssen  zu Abbe¬

hausen , betr . Interpretation evcnt . Abänderung deS

Stcmpclgebührengesetzcs vom 9 . October 1868.

8 . Event . Wahl von Ausschüssen für die nach der Ver¬

tagung zu berathendeu Gesetzvorlagen.

9 . Wahl des ständigen Landtagsausschuffes.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 20 . December 1872.

Graepel . Proppirrg
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über
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XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Cinun - zwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 20. December 1872 . Vormittags 11 Uhr.

- 1 l" ! -

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Der Schriftführer Propping  verliest das Protokoll
der 20. Sitzung; dasselbe wird vom Landtage genehmigt.

Eingänge:
1. Schreiben der Großherzogl. Staatsregierung, betr. die

Wahl von Conserenzmitglicdcrn zur Ausgleichung der
über die Schulgesetze der 3 Landestheile entstandenen
Differenzen.

Der Präsident schlägt vor , die Wahl der Conferenz-
mitglieder nach Erledigung der Tagesordnung vorzunehmen;
die Versammlung stimmt diesem Vorschläge zu.

2. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,
betr. die Zustimmung desselben zu der beschlossenen
Aendcrung des Civilstaalsdiencrgesetzesvom 28. März
1867. (Geht aä aota.)

3. Desgl., betr. Einverständniß desselben zu der beschlos¬
senen Aendcrung des Gesetzentwurfs wegen Abände¬
rung der Regierungsbekanntmachung vom 22. April
1845, betr. Berechnung der für Dienstreisen der
Aemter zu leistenden Vergütung. (Geht aä uota.)

4. Desgl., betr. die Vorlage des Entwurfs einer Wasser¬
ordnung für das Fürstenthum Lübeck. (Geht aä nota.)

5. Beschwerde des Dircctors der „Deutschen Volksbank"
zu Eutin, Carl Baurmeister  in Eutin im Straf-
gcfängniß, über das Obergericht zu Eutin, Len Ober¬
gerichtsrath Es march und den Staatsanwalt von

Wedderkop,  wegen Freiheitsberaubungund uner¬
hörter Rechtskränkung.

Wird demnächst an den Petitionsausschnß abgegeben.
Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Entwurfs des Finanzgcsetzcs für

1873/75 mit dem darauf bezüglichen Schreiben des Land¬
tags.

Der Landtag beschloß im Einverständniß mit der Staats¬
regierung, diesen Gegenstand von der heutigen Tagesordnung
abzusetzen.

2. Berichte des Finanzausschusses, betr. die Slaats-
gutscapitaliencasse des Fürstcnthums Lübeck und des Fürsten¬
thums Birkenfcld.

Der die Staatsgutscapitalicncasse des Fürstenthums Lü¬
beck betreffende Ausschußantrag:

der Landtag wolle sich zustimmend erklären, daß die
Staatsregierung gemäß Schreibens vom 27. Nov.
1872, Anl. 81, verfahren dürfe,

wurde angenommen.
Ebenso wurde der Ausschußantrag:

der Landtag wolle zu Erwerbungen von Staatsgut,
namentlich Waldenclaven, sowie zu Ablösungen von
auf Staatswaldungen haftenden Berechtigungen für
die Finanzperiode 1873/75 die Summe von 2000 «^
zur Verwendung aus der Staatsgutscapitaliencasse
des Fürstenthums Birkenfcld bewilligen,

angenommen.
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3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs über die Regu¬
lirung und Ablösung der Forstberechtigungen im Fürstcnthum
Birkcnseld.

Nachdem der Antrag der Staatsregierung:
der Art. 4 werde in der Fassung des Entwurfs der
Staatsregicrung wieder hergestellt,

abgelehnt worden, wurde der Gesetzentwurf, so wie er aus
der ersten Lesung hervorgegangen, auch in zweiter Lesung
angenommen.

4. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog-
khum Oldenburg, betr die Vermessung der Schiffe.

Beide Artikel des Gesetzentwurfs werden auch in zweiter
Lesung unverändert angenommen.

5. Mündlicher Bericht des Petitionsausschussesüber
die Petition mehrerer Eingesessenen zu Roffhausen, Lange¬
werth, Schortens und Sande , betr. die Verlegung der
Chaussee, welche von Sandcrbusch zum s. g Kolk führt.

Berichterstatter: Abg. Bunnemann.
Der Ausschuß beantragt:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung em¬
pfehlen.

Der Abg. Cammann stellte den Verbefferungsantrag:
der Landtag beschließe, Großherzogliche Staatsregie¬
rung zu ersuchen, dem im Februar k. I . wieder zu¬
sammentretenden Landtage über die, mit der Beseiti¬
gung des Verkehrshindernisses in der einen oder an¬
deren geeigneten Weise verbundenen Kosten eine Vor¬
lage zu machen.

Dieser Antrag wird angenommen, und ist damit der
Allsschußantrag erledigt.

6. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses
über die Petition verschiedener Lehrer der höheren Bürger¬
schulen zu Brake, Elsfleth, Berne, Delmenhorst und Roden¬
kirchen, betr. Regulirung der Gehalte.

Berichterstatter: Abg. Hoher.
Der Ausschuß hatte den Antrag gestellt:

der Landtag beschließe, die Petition der Großherzog¬
lichen Staalsregierung zur geeigneten Berücksichtigung
zu übergeben.

Der Abg. Scho mann stellte dazu den Verbcsserungs-
antrag auf Uebergang zur Tagesordnung.

Nachdem dieser Antrag des Abg. Schomann abge¬
lehnt, wurde der Ausschußantrag mit 16 gegen 10 Stimmen
angenommen.

7. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über
die Petition des Rechnungsstcllers Janssen zu Abbehausen,

Protokolle. XVII.  Landtag.

betr. Interpretation, event. Abänderung des Stempelgcbührcn-
gesetzes vom 9. Oktober 1868.

Der vom Berichterstatter des Ausschusses, Abg. Bün-
nein eh er , gestellte Antrag:

der Landtag wolle in Erwägung, daß die Staatsre-
gierung eine Revision des Gebührengcsetzes vom
9. October 1868 in Aussicht gestellt hat , beschließen,
daß die Petition der Großherzoglichen Staatsregie¬
rung zur geeigneten Berücksichtigung zu übergeben sei,

wurde angenommen.
8. Event. Wahl von Ausschüssen für die nach der

Vertagung zu berathcnden Gesetzvorlagen.
Der Landtag beschloß, die Ausschüsse schon vor der

Vertagung zu wählen und zwar für die vier Gesetzentwürfe,
betr. eheliches Güterrecht, Grnnderbrecht, Theilbarkeit der
Grundbesitzungen und Einführung dieser Gesetze einen Aus¬
schuß von 12 Personen und für den Gesetzentwurf, betr.
Revision der Gemeindeordnung einen Ausschuß von 9 Per¬
sonen. Ferner wurde auf Antrag des Abg. Krahn be¬
schlossen, daß der beim Beginn der Session gebildete Ge¬
schäftsvertheilungsausschuß beauftragt sein solle, bis morgen
Vorschläge für die Besetzung dieser Ausschüsse zu machen.

9. Wahl des ständigen Landtagsausschusses.
Es wurden gewählt:

1. Zum Vorsitzenden der Abg. Ahlhorn mit 18 von
32 abgegebenen Stimmen.

2. Zu Mitgliedern die Abg. Huchting mit 29, Mül¬
ler mit 28, Lengler mit 25, Nathan und Rus¬
sell mit je 21 Stimmen.

Sodann wurde zur Wahl von 6 Conferenzmilgliedern
zur Ausgleichung der über die Schulgesetze der 3 Landestheile
entstandenen Differenzen geschritten.

Gewählt wurden:
1. der Abg. Graepel mit 15 von 26 abgegeb. Stimmen.
2. „ Hoher „ 19 „ 32 „ "
3. „ „ Huchting 22 „ 31
4. » „ Tantzen 17 „ 29 " „
5. „ „ Nathan „ 16 „ 30
6. „ ., Lengler „ 24 29 v . „

Nächste Sitzung: Sonnabend, den 21. Decbr. 1872,
Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung:
1. Bericht über das Ergebniß der heute stattfindenden

Conferenzcn.
2. Zweite Lesung des Finanzgesetzes mit dem darauf be¬

züglichen Schreiben des Landtags.
3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog¬

thum Oldenburg, betr. Abänderung des Gesetzes, betr.
die Zwangsarbeitsanstalt zu Vechta.

II
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4 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürstcn-

thum Lübeck , betr . die Benutzung der Zwangsarbeits¬

anstalt zu Vechta.

5 . Mündlicher Bericht des Justizausschusses über die

Petition von städtischen Beamten der Stadt Olden¬

burg , betr . die Theilnahme an der Beamten -Wittwen-

casse.
6 . Bericht des Geschäftsvertheilungsausschusses über die

Besetzung der zu ernennenden Ausschüsse und Wahl

der Mitglieder.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung vom 21 . Deceinber 1872.

Graepel. Tantzen.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XXII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Zweiundzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 21. December 1872. Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Der Schriftführer Tantzen verliest das Protokoll über
die cinundzwanzigste Sitzung, welches genehmigt wird.

Es sind cingegangen:
1. Schreiben deS Staatsministeriums vom 20. De-

cembcrd. I ., wonach die Staatsrcgierung zu den zu
dem Gesetzentwurf wegen der Besoldungsverhältniffe
der Eisenbahnverwaltung beschlossenen Aendcrungen
ihre Zustimmung ertheilt.

2. Petition des Stadtmagistrats zu Vechta, betr. den
Bau einer Eisenbahn über Vechta re. nach Lemförde.
(Ist demnächst an den Finanzausschuß abzugeben.)

Der Präsident theilt sodann mit, daß in Betreff des
von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge erlassenen
und dem Landtage zur Kenntnißnahmevorgelegten Haus-
gesetzes, welches nach dem in der 13. Sitzung erstatteten Be¬
richte des Präsidiums seither zur Stellung etwaiger Anträge
aus dem Landtage im Vorzimmer offen gelegen, bis jetzt
keine Anträge cingegangen seien, und das genannte Hausgesetz
daher jetzt im Archive zu rcponiren sei.

Vicepräsident Ahlhorn  übernimmt den Vorsitz.

Tagesordnung:
1. Bericht über das Ergebniß der am 20. December

stattgehabtcn Confercnz zwischen den vom Landtage gewählten
Abgeordneten und der Staatsregierung.

(Berichterstatter: Abg. Graepel .)

Die vom Berichterstatter zur Annahme empfohlenen
Compromißvorschläge werden einzeln zur Abstimmung ge¬
bracht und Antrag M 1, dahin gehend:

der Artikel 42 §. 2 des Gesetzentwurfs, betr. Neue
Bestimmungen zum Gesetze vom 3. April 1855, betr.
Las Unterrichts- und Erziehungswesen im Herzogthum
Oldenburg, laute:

Die zweite, dritte und vierte Zulage wird aus
der Landescasse bezahlt, und ist die Bewilligung
vom Oberschulcollegium beim Staatsministerium
zu beantragen,

in namentlicher Abstimmung mit 25 gegen 6 Stimmen an¬
genommen.

Für den Antrag stimmen die Abgeordneten:

Willen , Windmüller , Wulff , Abels , Ahl¬
horn , Barnstedt , Brockhaus , Ca mm ann , Dunne-
mann , Glüsing , Graepel , Hoper , Huchting,
Köhler , Krahn , Lengler , Müller , Nathan , Oet-
kcn , Propping , Nüdebusch , Schildt , Schomann,
Strodthofs und Tantzen.

Gegen denselben stimmen:
Borgmann , Bünnemeyer , von Galen , von

Hammel , Russell und Stukenborg.

Antrag 2:

11 *
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der Art. 4 K. 2 des Gesetzentwurfs für das Fürften-
thum Birkenfeld, betr. das Diensteiukommen der Volks-
schnllehrer, laute:

Die zweite, dritte und vierte Zulage wird aus
der Landescasse bezahlt, und ist diese Bewilligung
von der Regierung beim Staatsminifteriuni zu
beantragen,

wird gleichfalls angenommen. Ebenso auch Antrag 3:
der Art. 36 K. 3 des Gesetzentwurfs, betr. das
Unterrichts- und Erziehnngswcscn im Fürstenthnm
Lübeck, laute:

Die erste Zulage wird von der betreffenden Ge¬
meinde, die zweite, dritte und vierte Zulage wer¬
den aus der Landescasse bezahlt.

Antrag M. 4, dahin lautend:
der Landtag ermächtige die Staatsregierung , zur
theilweisen Bestreitung der Kosten des im Voranschlag
für das Fürstenthum Birkenfeld pro 1873/75 zuK. 18
der Ausgaben vorgesehenen Ausbaus der Jdarthal-
straße bis 6000 -H>anzuleihen,

wird sodann gleichfalls angenommen.
Präsident Tracpel  übernimmt den Vorsitz wieder, und

wird zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung überge¬
gangen.

2. Zweite Lesung des Finanzgesetzes mit dem darauf
bezüglichen Schreiben des Landtags.

Das Finanzgesetz wird im Ganzen zur Abstimmung ge¬
bracht und angenommen.

Es wird darauf auch das Schreiben des Landtags, nach¬
dem einige Berichtigungen in demselben vorgenommen waren,
angenommen.

3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Hcrzog-
thum Oldenburg, betr. Abänderung des Gesetzes, betr. die
Zwangsarbeitsanstalt zu Vechta.

(Berichterstatter: Abg. Barnstedt .)
Der Gesetzentwurf wird, wie er in erster Lesung an¬

genommen war, auch in zweiter Lesung angenommen.
4. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬

thum Lübeck, betr. die Benutzung der Zwangsarbeitsanstalt
zu Vechta.

Auch dieser Gesetzentwurf wird, wie er aus erster Lesung
hervorgegaugen, unverändert angenommen.

5. Mündlicher Bericht des Justizausschuffes über die
Petition von städtischen Beamten der Stadt 'Oldenburg, betr.
Theilnahme an der Beamten-Wittwencaffe.

(Berichterstatter: Abg. Strodthoff .)

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur etwaigen Berücksichtigung em¬
pfehlen,

wird angenommen.
6. Es wird sodann zur Wahl zweier Ausschüsse ge¬

schritten, und 1. in den Ausschuß zur Prüfung der Gesetz¬
entwürfe über das eheliche Güterrecht, das Erbrecht und die
Ther'lbarkeit der Grundbesitzungen gewählt die Abgeordneten:

Tantzen mit 27 Stimmen,
Camman n „ 28 „
Müller „ 27
von Galen „ 26
Bünne meyer „ 25
Schvmann 27 "

Schildt ,, 27
Graepel „ 28 f.
Strodthoff -- 23
Russell -- 27 „
Wilken 25

Glüsing » 27 ,,

in den Ausschuß zur Berathung der Gemcindeordnung
werden gewählt:

Ahlhorn mit 28 Stimmen,
Huchting -- 26 „
Abels 27 „

Hoyer ,, 26
Borgmann -- 28
Stukenborg 27
Windmüller -- 28
Oetken „ 26 „
Barnstedt » 27 ,,

Der Abg. Huchting  stellt hierauf den Antrag, da das
Präsidium nur bis zum 2l . December d. I . gewählt sei,
sofort eine Neuwahl vorzunehmcn.

Die Versammlung tritt hierauf ein, indem auf Anfrage
des Präsidenten Niemand widerspricht, und wird das seit¬
herige Präsidium durch Acclamation wiederum gewählt.

Nachdem der Präsident hierauf den Eingang eines Schrei¬
bens des Staatsministeriums vom 20. Decemberd. I ., wo¬
nach die Staatsregierung dem Gesetzentwurf wegen Auf¬
besserung der Beaimengchalte ihre Zustimmung ertheilt, an¬
gezeigt hatte , thcilt derselbe mit, daß die Abgeordneten
aus den Fürstenthümern: Wulff , Krahn , Nathan,
Köhler , Lengler und Brockhaus,  für die Zeit nach
der Vertagung um Bewilligung eines vierzehntägigen Urlaubs
gebeten hätten.

Der Urlaub wird darauf bewilligt.
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Nachdem der Präsident damit die Tagesordnung für

erledigt erklärt , erhob sich Herr Staatsminister von Rös¬
sing , Ercellenz , und theilte den Inhalt der anliegenden
Großherzoglichen Verordnung vom 18 . d. M . mit , wonach

der Landtag bis zum 15 . März d . I . verlängert , gleichzeitig
aber auch vom 22 . d. M . bis zum 10 . Februar k. I . ver¬
tagt wird.

Hierauf Schluß der Sitzung.

Vorgelesen , festgestellt und unterzeichnet in der Sitzung des Gesammtvorstandes am 21 . December 1872,
Abends 6 Uhr.

Graepel . Ahlhorn Propping . Tantze « . Köhler



Anlage
zum Protokoll der 22. Sitzung des Landtags am 21. Decemder 1872.

dir MicolanS Friedrich Peter , von Gottes Gnaden Großherzog von Olden¬
burg, Erbe zu Norwegen, Herzog von Schleswig-Holstein, Stormarn, der Dithmarschen und
Aldenburg, Fürst von Lübeck und Mrkenfcld, Herr von Jever und Kniphausen etc.

verordnen hierdurch was folgt:

Die Dauer des gegenwärtig versammelten Landtags wird bis zum 15. Märzk. Z.

verlängert.
Zugleich wird der Landtag im Einverständniß mit demselben vom 22. d. M. bis zum

10. Februark. Z. vertagt.
Urkundlich unserer eigenhändigen Namensunterschrift und beigedruckten Großherzoglichen

Znsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 18. December 1872.

(I.. 8.) Peter.

von Berg.

Verordnung,
betreffend die Verlängerung und Vertagung des Landtags.

von Buttel.



über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Dreiundzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 10 . Februar 1873 . Vormittags 10 Uhr.

- >, > >n,l >» -

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Präsidenten er¬
gab der Namensaufruf die Anwesenheit von folgenden 24
Abgeordneten : Abels , Ahlhorn , Barnstedt , Borg¬
mann , Bünnemeyer , Bunnemann , Cammann,
Eilks , von Galen , Graepel , von Hammel,
Hoyer , Huchting , Müller , Oetkcn , Propping,
Russell , Schildt,  Schomann , Strodthoff , Stu¬
kenborg , Tantzen , Wilken und Windmüller.

Beurlaubt waren die Abgeordneten  Brockhaus , Köh¬
ler , Krahn , Lengler , Nathan und Wulff.

Abwesend die Abgeordneten  Glüsing und Nü be¬
busch.

Im Einverständniß mit der Grvßherzoglichcn Staats-
regierung wurde beschlossen, die Sitzung als eine ordent¬
liche zu betrachten.

Eingegangen waren:

1. Schreiben der Grvßherzoglichen Staatsregierung , betr.
Ueberrechnung der im § . 113 des Voranschlags pro
1870/72 für Assistenzlehrcr ausgeworfenen Summen
von einem Jahr auf das andere , und betr . eine Ab¬
änderung zu K. 97  des Voranschlags des Hcrzogthums
pro 1873/75.

An den Finanzausschuß.

2 . Desgl , betr . die Entwürfe einer revidirten Gemcinde-
vrdnung .für das Herzogthum Oldenburg und eines
Gesetzes , betr . Einführung der revidirten Gemeinde-
ordnung.

An den dafür gewählten Ausschuß.
Protokolle . XVII. Landtag.

3 . Desgl . , betr . die Berechnung der definitiven Dienst¬
jahre des Lehrers C. A. F . Meyer  zu Harrierwurp.

An den Finanzausschuß.
4 . DeSgl . , betr . die Anstellung eines Hochbautechnikers.

An den Finanzausschuß .-
5. Desgl ., betr . die außerrcgulativmäßigen Vermessungs¬

beamten des Herzogtums und die Mittel zur Be¬
soldung derselben.

An den Finanzausschuß.
6. Desgl ., betr . Nachbewilligung zu Cap . I . ß . 1 des

Voranschlags der Ausgaben der Betricbscasse der
Oldcnburgischcn Eisenbahnen pro 1873/75 zur An¬
stellung eines zweiten Mitgliedes der Eisenbahudirec-
tion bis 1400

An den Finanzausschuß.
7. Desgl ., betr . Uebernahme einer Zinsgarantie von

4 '/ ->-—5 °/<> für 30,000 zur Förderung einer Eisen¬
bahn von Westerstede nach Ochholt.

8 . Desgl ., betr . den Entwurf eines Gesetzes für das
Herzogthum Oldenburg , betr . die Reorganisation der
Jeverschen Ersparungscaffe.

An den Verwaltungsausschuß.
9 . Petition von 932 Grundbesitzern und 536 Pächtern

Jeverlands , eingereicht durch den landwirthschaft-
lichen Verein daselbst , um Beibehaltung des Jever¬
schen Erbrechts auf Grund der Verordnung vom
20 . Mai 1806.

An den Ausschuß für das Erbrecht.
Desgl . des Lehrers Böckmann  zu Mühlen , Ge-

12
10.
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meinde Stcinfeld, betr. die Berechnung seiner Dicnst-
sahre.

An den Finanzausschuß.
11. Desgl. von Einwohnern zu Klein- Garnholt, Groß-

Garnholl, Garnholterdamm, Wapeldorf, Lehe und
Dringenburg, betr. Unterstützung aus der Staatskasse
zur Anlegung einer Chaussee von Heubült über Wapel¬
dorf, Lehe, Dringenburg:c. an die Zwischenahn-Wcster-
stedcr Chaussee.

An den Finanzausschuß.
12. Desgl. des Th. Thie sing  zu Hengelage, betr. Ver¬

pachtung des Weggeldcs zu Hengelage.
notu.

13. Desgl. des Stadtmagistrats und Gemeinderathszu
Wildeshausen, betr. Ablehnung der zwischen Preußen
und Oldenburg abgeschlossenen Convention wegen der
Bahnlinie Quakenbrück-Osnabrück und Erbauung einer
Bahn Hude-Lemförde.

14. Desgl. der Gemeinde Pakens-Hookstel, betr. die Zu¬
ziehung von Angehörigen anderer Confesstonen zur
kirchlichen Baulast, mit Bezug auf die Ministerial-
verordnung vom 14. Januar 1851 8. 10 und den
Art. IV. 3 des Gesetzes der evangelisch- lutherischen
Kirche vom 31. Januar 1865.

An den Petitiousausschuß.
Der Präsident theilt mit, daß von früheren Vorlagen

noch unerledigt seien:
1. Schreiben der Staatsregierung, betr. die Consolidation

verschiedener Anleihen des Herzogthums Oldenburg.
2. Desgl., betr. Verwendung der mit den Bauschsummen

für die Verwaltung der Zölle aus der Neichscasse ge¬
währten Aversionalsumme für die höheren Ausgaben
an den Grenzen für das Jahr 1872 zur Verbesserung
des Diensteinkommens der Aufseher und Amtsdiener.

3. Desgl. , betr. Bewilligung einer Bauschsumme zu
Z. 85 für die evangelische Kirche und zu 8- 105 für
die katholische Kirche zum Voranschlag des Herzog¬
thums Oldenburg für 1873/75.

4. Petition eines Comitss zu Westerstede, betr. Erbauung
einer Zweigbahn Westerstede-Ocholt.

5. Desgl. des Stadtmagistrats und Gemeinderaths zu
Vechta, betr. eine Eisenbahn Vechta-Lemförde.

6. Desgl. des Gemeinderaths zu Lohne, betr. eine Eisen¬
bahn Vechta-Lemförde.

Ein Urlaubsgesuch des Abg. Rüdebusch  wurde bis
zum 24. Februard. I . bewilligt.

Es wurde beschlossen:
1. in Betreff der zu erwartenden Vorlagen zu wählen:

u) einen Eisenbahnausschußaus 9 Personen, dem
die Eingänge 7 und 13 zu übergeben sind
und ebenso die noch nicht erledigten Petitionen
-4Z 4 bis 6, welche bis setzt dem Finanzaus¬
schüsse überwiesen waren,

d) einen Ausschuß aus 7 Personen für das Marken-
gesctz.

2. den Ausschuß für das Gütcrdecht als Justizaus¬
schuß, den Ausschuß für die Gcmeindeordnung als
Verwaltungsauöschuß zu betrachten, und wurde den
Ausschüssen das Recht gegeben, bei die Fürstenthümer
betreffenden Vorlagen ein Mitglied aus den Abgeord¬
neten der Fürstenthümer mit beratender und be¬
schließender Stimme zu cooptiren.

Nächste Sitzung: Mittags 12 Uhr.
Tagesordnung:

Wahl der Ausschüsse für das Eisenbahnwesenund
für das Markengesetz.

Vorgelescn, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 4. März 1873.

Graepel. Proppirrg.



über

die Verhandlungen
des

XM. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Vierundzwairzigste Sitzung.

Oldenburg , den 10. Februar 1873 . Mittags ^ 12 Uhr.

-- - " XM . " - —-

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Der Präsident eröffnet die Sitzung and theilt nachricht¬
lich mit, daß cingegangcn sind:

1. Ein Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums,
betr. die Ernennung des Appellationsraths Hüll-
mann  zum Negierungsbevollmächtigtcn.

Geht aä uotu.
2. Desgl. , betr. die Zustimmung der Großherzoglichen

Staatöregierung zu der vom Landtage beschlossenen
Fassung des Gesetzentwurfs, betr. das Diensteinkom-
men der Volksschullehrcr im Fürstenthum Birkenfeld.

.'Vcl ueta.
3. Desgl., betr. die Zustimmung Großherzoglicker Staais-

regierung zu den vom Landtage beschlossenen Aende-
rungen des Gesetzentwurfs für das Fürstenthum Bir¬
kenfeld, betr. die Gebühren in Verwaltungssachen.

acta.
4. Desgl. , betr. die Zustimmung Großherzoglicher

Staatsregicrung zu den Aendernngen des Gesetzes
über das Unterrichts- und Erzichungswesen im Für¬
stenthum Lübeck.

aota.
5. Desgl., betr. die Zustimmung Großherzoglicher Staats¬

regierung zu den Aenderungen des Entwurfs eines
Gesetzes über die Rcgulirung und Ablösung der
Forstberechtigungen im Fürstenthum Birkenfeld.

uvta.

6. Desgl., betr. die Zustimmung Großherzoglicher Staats¬
regierung zu den Abänderungen des Gesetzentwurfs,
betr. die Todeserklärung von Personen, welche an
dem in den Jahren 1870 und 1871 gegen Frankreich
geführten Kriege Theil genommen haben.

aetu.
7. Desgl., betr. die Zustimmung Großherzoglicher Staats¬

regierung zu den, nach den Landtagsbcschlüssen ge¬
troffenen Abänderungen der Geschäftsordnung des
Landtags.

aeta.
Ferner theilt der Präsident mit, daß im Justizausschuß

der Abg. Graepel  und im Vcrwaltungsausschußder Abg.
Ahlhorn  zu Vorsitzenden gewählt sind.

Die sodann vorgenvmmcnc Wahl ergab, daß in den
Elsendahnausschuß die Abgeordneten Ahlhorn , Eilks,
Propping , Russell , Graepel und von Hammel
mit je 23, die Abg. Huchting und Hoper  mit je 22
und der Abg. Wind Müller  mit 20 Stimmen gewählt
wurde».

In den Markcnausschuß wurden der Abg. Borgmann
mit 24, die Abg. Strodthoff , Barnstedt , Bünne-
meper  mit 23, die Abg. Rüdebusch und Stukenborg
mit 22 und der Abg. Bunnemann  mit 21 Stimmen ge¬
wählt.

Die nächste Sitzung wird angesagt werden.
Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 4. März 1873.

Graepel . Tantzen.

12*



über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Fünfundzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 4. März 1873.  Vormittags 11 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Schriftführer  Propping verliest das Protokoll über
die 23. Sitzung, desgleichen Schriftführer Tantzen  das
Protokoll über die 2t . Sitzung. Beide Protokolle werden
genehmigt.

Sodann verkündet der Präsident folgende Eingänge:
Abseiten der Staatsregierung:

1. Zwei vertrauliche Schreiben vom 7. Februard. I.
in Betreff der projectirten Eisenbahnen von Ihrhove
nach Neuschanz und von Oldenburg nach Quakenbrück
und nach Osnabrück.

Beide Vorlagen sind an den eigens zu deren
Begutachtung gewählten Eisenbahnausschuß abgegeben.

2. Schreiben der StaatSregierung bei Vorlegung des
Entwurfs eines Markengesetzes.

An den Markenausschuß abgegeben.
3. Schreiben vom7. Febr. d. I ., betr. die Anwendung des

Artikels3 Ziffer4 der Vereinbarung vom4. Decem-
ber 1887 mit dem Präsidium des Norddeutschen Bun¬
des auf die Oldenburgischen Staatsangehörigen, deren
Anstellung im Reichs- Post- und Telegraphendienste
verfassungsmäßig dem Kaiser zusteht.

An den Finanzausschuß verwiesen.
4. Schreiben vom 10. Febr. d. I . , betr. die Verschie¬

bung des Ausbaues eines Zusuhrweges zur Eisenbahn¬
station Kronweiler.

Geht aä aota.
5. Schreiben, betr. Aufnahme eines Zuschusses von jährlich

700 für die Bürgerschule zu Varel in den Vor¬
anschlag pro 1873/75.

Ist bereits an den Finanzausschuß abgegeben.
6. Desgl., betr. Bewilligung von jährlich 7000 «K zur

Anlegung einer Chaussee zwischen Elsfleth und Brake,
sowie eines Zuschusses von je 5000 «P pro 1874
und 1875 zur Herstellung einer Kunststraße zu Ham-
melwardcrmoor und die Uebernahme der Kunststraße
von Elsfleth nach Neuen als Staatsweg.

An den Finanzausschuß.
7. Desgl. , betr. einen Nachtragsetat der Stoatsguts-

Capitaliencaffe des Herzogthums Oldenburg für
1873/75.

An den Finanzausschuß.
8. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,

betr. die Wahrnehmung der Geschäfte des Registra¬
tors und des Copiisten beim Obergerichte zu Birken¬
feld durch einen  Beamten.

Geht uä uots.
9. Desgl., die Ernennung des Oberbauraths Bure  sch

zum Regierungs-Commissar betreffend.
XU uots.

10. Desgl. , betr. Bewilligung einer Gehaltszulage für
den Hafenmeister Kloppenburg  zu Elsfleth.

Geht an den Finanzausschuß.
11. Desgl., betr. die Uebernahme der Kunststraße von

Kopperhörn nach dem Bahnhöfe zu Wilhelmshaven
als StaatSweg.

An den Finanzausschuß.
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12 . Desgl . , betr . die Erhöhung des Gehalts des dritten

Lehrers am Progymnasium zu Birkenfeld.
An den Finanzausschuß.

13 . Desgl ., betr . Abtretung des beim Ziegelhof belegenen

TheilS der zum vorbehaltenen Krongut gehörigen vor¬
mals von Harten ' schen  Weiden an die Kirchcn-

gemcinde Oldenburg zur Anlegung eines neuen Kirch¬
hofs.

An den Finanzausschuß.
11 . Desgl . , betr . Erbauung einer Arbeitcrwohnung auf

dem zum Staatsgut gehörenden Vorwerk Blerer-

sand III . resp . Ucbernahme einer solchen.
An den Finanzausschuß.

15 . Desgl ., betr . den Verkauf und Abbruch des ehemals

Frepe ' schen  Hauses an der Mühlenstraße in Olden¬

burg zur Durchführung einer Straße nach dem Post-

Hause.
An den Finanzausschuß.

16 . Desgl . , betr . die Veräußerung des zum Staatsgut

gehörigen Hausplaßes und Gartens der Cavillerci zu
Jever.

Ist an den Finanzausschuß abgegeben.

17 . Desgl . , betr . Bewilligung einer Beihülfe von jährlich

1009 --F für die von dem Dircctor G oh rb ra nd t ge¬

leitete landwirthschaftliche Lehranstalt zu Woltersmühle

im Fürstenthnm Lübeck.
An den Finanzausschuß.

18 . Desgl , betr . die Chaussee von Sande nach Ostiem,

soweit die Eisenbahn auf dem Chausseekörper liegt.

Geht mit der Petition des Gemeinderaths zu Schor¬

tens , welche denselben Gegenstand betrifft , zur etwai¬

gen Berücksichtigung an den Petitionsausschuß.
19 . Desgl . , betr . Erhöhung der im A. 53 des Voran¬

schlags für das Fürstenthum Birkenfclv ausgeworfc-
nen Summe zu persönlichen Zulagen für die Geistlichen

von 800 auf 1600
An den Finanzausschuß.

20 . Desgl . , betr . Ergänzung der Voranschläge der drei

Landcscassen wegen der Altcrszulagen der Volksschul¬

lehrer.
An den Finanzausschuß.

21 . Desgl . , betr . den Entwurf eines Gesetzes für das

Fürstenthum Lübeck, betr . die Einführung kürzerer

Verjährungsfristen.
Soll zur Verhandlung im Plenum auf die nächste

Tagesordnung gesetzt werden.
22 . Desgl . , betr . nachträgliche Aufnahme von 1000 H

in den Voranschlag des Herzogthums behufs Herstel¬

lung einer Chaussee von Hammelwarden und Olden¬

brok nach einer neu einzurichtenden Haltestelle der

Eisenbahn zwischen Brake und Elsfleth.
An den Eisenbahnausschuß.

23 . Desgl ., betr . Bewilligung eines Zuschusses zur Fort¬

führung und Vollendung des Grimm ' schen  deutschen
Wörterbuches.

An den Finanzausschuß.
24 . Desgl ., betr . Bewilligung von 600 «K zum H. 44

des Voranschlags des Herzogthums behufs Anstellung

eines fünften Lehrers an der Navigationsschule zu

Elsfleth.
An den Finanzausschuß.

25 . Desgl . , betr . den Erwerb eines Grundstücks re. für

die Ackerbauschule zu Cloppenburg.
An den Finanzausschuß.

26 . Desgl - , betr . Zuschüsse zu Chausseebauten an ein¬

zelne Gemeinden im Amte Stollhamm im Betrage
von 15,000 --P jährlich für die Jahre 1873/75.

An den Finanzausschuß.
L . An Petitionen  waren eingegangen:

27 . Petition der Rechnungsstcller in den Aemtern Berne,

Elsfleth und Brake , betr . Abänderung des Gebühren-

gcsetzeS vom 28 . Juni 1858.
Geht an den Petitionsausschuß.

28 . Desgl . aus Wiarden , betr . die Vertheilung der
Armenlast.

An den Verwaltungsausschuß.
29 . Desgl . von Eingesessenen zu Fikcnsolt , Mansie und

Lindern, , betr . Zuschuß aus der Staatskasse zum Bau

einer Chaussee von Westerstede nach Ocholt.
An den Eisenbahnausschuß.

30 . Desgl . des Carl Baurmeister  in Eutin , betr.

Ergänzung von Beschwerdepunkten zu seiner Beschwerde
vom 17 . December v. I . über das Obergericht zu

Eutin re. wegen Freiheitsberaubung w.
An den Petitionsansschuß.

31 . Desgl . der pensionirtcn Beamten des Fürstenthums
Birkenfeld , betr . Ausdehnung des Gesetzes über Er¬

höhung der Besoldung der Beamten aus den Ruhe¬

gehalt der dermaligen Pcnsionaire.
An den Finanzausschuß.

32 . Desgl . des Lehrers Johanning  zu Bakum , betr.

Feststellung seiner definitiven Anstellung.
An den Finanzausschuß.

33 . Desgl . des Magistrats und Gemcinderaths zu Els,

flcth , betr . den Tarif für See - Transitgüter auf der

Eisenbahn zwischen Brake , Elsfleth und Bremen.
An den Eisenbahnausschuß.

34 . Fünf verschiedene Petitionen aus dem Fürstenthum
Lübeck, betr . die Wehrbarmachung der Scheiden länd¬

licher Grundstücke , abseiten verschiedener Landbesitzer

und des landwirthschaftlichen Vereins zu Ahrensböck.

Der Präsident thcilt mit , daß in Folge einer

Eingabe über diesen Gegenstand Seitens des Provin¬

zialraths zu Eutin bereits in der Landtagssitzung vom
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11 . Deccmbcr v . I . über diesen Gegenstand verhan¬
delt worden sei . Er schlägt daher vor , diese Peti¬
tionen der Staatsregierung zur Nachricht und etwai¬
gen Berücksichtigung vorzulegcn.

Da Seitens des Abg . Wulfs  hiergegen Wider¬
spruch erhoben war , so wird der Antrag des Präsi¬
denten zur Abstimmung gebracht und angenommen.

35 . Petition des Vorstandes der Wegegenossenschaft zu
Süderschwei , betr . Bewilligung eines Zuschusses aus
der Landescasse zu den Kosten der Chanssirung des
Südcrschweier Genossenschaftsweges.

Geht an den Finanzausschuß.
36 . DeSgl . des pensionirten Lehrers Winters  zu Harrier¬

wurp , betr . Erhöhung seiner Pension.
An den Finanzausschuß.

37 . Desgl . mehrerer Katenbesitzcr zu Bosau und Haffen-
dorf im Fürstenthum Lübeck , betr . baldige Erlassung
eines Gesetzes für das Fürstentum Lübeck wegen
Aufhebung der Genossenschaften im Grundbesitz.

An den Petitionsausschnß.
38 . Desgl . der Bevollmächtigten für die Bauerschaften

Ehren , Winkum , Röpke und Angelbeck , betr . Mar¬
kenangelegenheiten.

An den Petitionsausschuß.

39 . Desgl . des Vorstandes des bürgerlichen Vereins zu
Wildeshausen , betr . Ablehnung des Baues der Eisen¬
bahnlinie Oldenburg - Osnabrück.

An den Eisenbahnausschnß.

40 . Desgl . des Vorsitzenden des Amtsraths zu Jever bei
Mittheilung eines ProtokollauszngeS , betr . die Erklä¬
rung des Amtsraths über die Reform des Grund¬
erbrechts.

An den Justizausschuß.

41 . Desgl . des Gastwirths Knoop  zu Haffkrug im Für¬
stenthum Lübeck, betr . Entschädigung für aufgehobene
ausschließliche Gewerbeberechtigungen.

An den Petitionsausschuß.

42 . Desgl . des Gemeinderaths der Gemeinde Damme,
betr . die Richtung der zu erbauenden Eisenbahn von
Oldenburg nach Osnabrück.

An den Eisenbahnausschuß.

43 . Desgl . des Schmiedcmeisters Stcinfeldt  zu Schwar¬
tau um Ueberlaffung von 19 lüR . Land von dem
Amtsgarten daselbst.

An den Finanzausschuß.

44 . Desgl . des Stadtmagistrats zu Oldenburg , betr . Len
Gesetzentwurf über die Gemeindeordnung für das
Herzogthum Oldenburg.

An den Verwaltungsausschuß.
45 . Petition der Vertreter der Gemeinde Wiefelstede und

der Stadt - und Landgemeinde Oldenburg , betr . Staats-

zuschnß zum Bau einer Chaussee von Oldenburg nach
Wiefelstede.

An den Finanzausschuß.

46 . Desgl . deS Lehrers P . G . Kettels  zu Haffkrug
im Fürstcuthum Lübeck , betr . Beihülfe , um seine an
der Ostsee belegencn und von der Sturmfluth am
13 . November v . I . rninirte , zur Kuhweide und Heu¬
gewinnung dienende Wiese wieder in cultursähigen
Stand setzen zu können.

An den Finanzausschuß.

47 . Sieben Petitionen verschiedener Einwohner zu Haff¬
krug im Fürstentham Lübeck um Bewilligung von
Darlehen aus der Staatscasse gegen niedrigen Zins¬
fuß . um ihre durch die Sturmfluth vom 13 . No¬
vember v . I . zerstörten Wohnungen wieder Herstellen
zu können.

Dieselben werden an den Finanzausschuß verwiesen.
48 . Petition der Parzcllenbesitzer der Vorwerke Ahrens-

böck, Hohenhorst , Süsel und Gronenberg , betr . die Er¬
lassung eines Gesetzes wegen anderweitiger Veranla¬
gung der Grundsteuer in den neu erworbenen Gebiets-
thcilen des Fürstenthums Lübeck.

Wird wegen des Schlußpetit -üms an den Pctitions-
ausschuß abgegeben.

49 . Desgl . des Stadtmagistrats zu Varel , betr . den Ent¬
wurf der revidirten Gemcindeordnung.

Geht an den Verwaltungsausschuß.

50 . Desgl . der Elemcntarlehrer der Stadt Birkcnfeld,
betr . Abänderung deS Artikels 7 des Gesetzes vom
10 . Januar 1873 , betr . das Diensteinkommen der
Volksschullehrer im Fürstenthum Birkenfcld.

An den Petitionsausschnß.

51 . Desgl . des Erbpächters Maas  zu Gnissau und Con-
sorten , betr . Entschädigung für aufgehobene Real-
gercchtsame.

An den Petitionsausschuß.

52 . Desgl . des Gemeindevorstandes und Gemeinderaths
der Gemeinde Jade , betr . Herstellung einer Chaussee
von der Heubült - Süderschweiburger Chaussee bei
Altendeich über Jaderbollenhagen und Kreuzmoor nach
Jaderlangstraße und weiter gegen Großenmeer.

An Len Finanzausschuß.

53 . Desgl . des rc . Witte  Namens mehrerer Comites,
betr . die Erbauung einer Chaussee von Varel nach
Linswege.

An den Finanzausschuß.

54 . Desgl . mehrerer Schulachtsgenossen zu Tettens , wegen
Aenderung des Gesetzes vom L2 ./27 . April 1858
behufs gerechterer Vertheilung der Schullasten.

An den Petitivnsausschuß.
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55 . Desgl . des Gcmeindevorstandes und Gemeinderaths
zu Großenmeer , betr . eine Verbindung der Jadcr-
Schweiburger Chaussee mit der Oldenburg - Braker
Chaussee über Jaderlangstraße und Salzendcich.

An den Finanzausschuß.
56 . Desgl . des Gemeinderaths zu Schortens , betr . die

neben der Eisenbahn entlang führende Chaussee zwi¬
schen Sande und Ostiem.

An den Petitionsauöschuß.
Der Präsident theilt sodann mit , daß der Eiscnbahnaus-

schuß den Abg . Huchting und der Markenausschuß den
Abg . Bünnemcyer zum Vorsitzenden gewählt habe.

Tagesordnung:
1. Mündlicher Bericht des Justizauöschuffes über den

Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg,
betr . die Theilbarkcit der Grundbesitzungen.

(Berichterstatter : Abg . Tantzen .)
Art . 1 des Gesetzentwurfs wird angenommen , desgleichen

Antrag M . 2 des Ausschusses:
im Art . 2 zwischen die Worte : „ Einweisung " und
»bestehen " die Worte : „ die Stelle " cinzuschiebcn.

Sodann wird Art . 2 mit dieser Aenderung zur Abstim¬
mung gebracht und angenommen.

Desgleichen Art . 3 und Art . 4 der Vorlage.
2 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die

Veräußerung des zum Staatsgut gehörigen Hausplatzes und
Gartens der Cavillcrei zu Jever.

(Berichterstatter : Abg . Russell . )

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle damit sich einverstanden erklären,
daß die beiden Parzellen Flur 7 , Parzellen 312 und
315 , an die Stelle von 170 -.§ > Krvngutrcapitalien
treten,

wird angenommen.

3 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . einen
Zuschuß für die Bürgerschule in Varel.

(Berichterstatter : Abg . Ahlhorn .)
Der Antrag des Ausschusses , welcher dahin geht:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß nachträglich in den Voranschlag pro 1873/75
jährlich 700 >F > als Zuschuß für die Bürgerschule in
Varel unter nachfolgenden Bedingungen ausgenommen
werden:

1 . daß die Stadt Varel die Bürgerschule wirklich
als ein städtisches Institut übernimmt,

2 . daß aus städtischen Mitteln jährlich mindestens
1400 ^ für die Bürgerschule verwandt wer¬
den , und

3 . daß das Schulgeld für Auswärtige nicht höher
bestimmt werde , als für die Eingesessenen der
Stadt Varel,

wird angenommen.

4 . Bericht des Finanzausschusses , betr . die Erhöhung
der Bauschsummcn für die evangelische und katholische Kirche.

(Berichterstatter : Abg . Ahlhorn .)
Es wird Seitens der Staatsregierung folgender Antrag

hierzu cingebracht:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß für die Finanzperiode 1873/75 zu KZ . 85 und
105 des Voranschlags

a ) für die evangelische Kirche des Herzogthums
die Banschsumme um 1000 »P,

d ) für die katholische Kirche um 500
zur Bewilligung von Gehaltszuschlägcn in der Weise,
wie solche den Staatsdienern gewährt worden , erhöht
werde , jedoch ncl n . unter der Bedingung , daß von
der Bauschsumme jährlich mindestens 1000 ^ für
den Prediger - Pcnsionsfond erspart und zurückgelegt
werden.

Dieser Antrag wird angenommen und fallen damit die
übrigen weg.

5 . Mündlicher Bericht des Fmanzausschuffes , betr . die
Verbesserung des Diensteinkommens der Steueraufseher und
Amtsdiener.

(Berichterstatter : Abg . Propping .)
Nachdem sich der Herr Rcgiernngs -Commissair mit dem

Ausschußantrage , welcher dahin geht:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die mit den Bauschsummen für die Verwaltung
der Zölle re . aus der Reichscaffe gewährte Aversional-
summe für die höheren Ausgaben an den Grenzen
im Betrage von 3437 '/ü auch für das Jahr 1872
zur Verbesserung des Dienstcinkommens der Aufseher
und Amtsdicner verwandt werde,

einverstanden erklärt hatte , wird derselbe angenommen.
6 . Bericht des Finanzausschusses , betr . die Anstellung

von Vermessungsbeamten außerhalb des Regulativs.
(Berichterstatter : Abg . Russell .)

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle der Staatsregicrung die Ermäch¬
tigung bis zum 1 . Januar 1879 ertheilen , an die
Stelle abgehender oder in regulativmäßige Stellen
einrückendcr außerregulativmäßiger Vermessungsbeam-
tcn des Herzogthums neu Angestellte mit der Maß¬
gabe eintretcn zu lassen , daß diejenigen Mittel , welche
vom Landtage für außerrcgulativmäßige Vermessungs¬
beamte bewilligt sind , auch für die neu eintretenden
außerregulativmäßi 'gen Beamten verwendet werden
können,

wird angenommen.

7 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das
Schreiben der Staatsregierung vom 18 . Februar 1873 , betr.
die Veräußerung von Krvngut.

(Berichterstatter : Abg . Propping . )
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Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle zu der in Frage stehenden Ver¬
äußerung deS bei Oldenburg nördlich der Eisenbahn
in der Nähe des Ziegelhofs belogenen Theils der zum
vorbehaltenen Krongut gehörigen vormals von Har¬
ten ' sch en  Weiden , sowie eines schmalen Streifens

südlich der Eisenbahn derselben Weiden an die Kirchcn-
gcmeinde Oldenburg zum Zwecke der Anlegung eines
neuen Kirchhofes seine Zustimmung aussprechen,

wird angenommen.
Darauf Schluß der Sitzung.
Nächste Sitzung wird angesagt werden.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 1t . März 1873.

Graepel . Köhler.



die Verhandlungen
des

XM. Landtags des Großhcrzogthnms Oldenburg.
Sechsun - zwanzigste Sitzung.

Oldenburg, den 11. März 1873 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Der Schriftführer Köhler  verliest das Protokoll der
letzten Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
1. Ein Schreiben der Staatsregierung, betr. den Neubau

eines Gymnasialgebäudes zu Oldenburg und den
Verkauf des Amtsgerichsgebäudes daselbst.

Geht an den Finanzausschuß.
2. Mehrere Petitionen aus dem Fürstenthum Lübeck(des

Vorstandes des landwirthschaftlichen Vereins zu Wol¬
terskrug, der Vertreter der Bauerschaften Hors¬
dorf u. s. w. und der Vertreter der Dorfschaften
Havekost, Holstendorfu. s. w.) , betr. die Land¬
befriedigungen.

Sind der Staatsregierung zur Benachrichtigung
und zur etwaigen Berücksichtigung zu übergeben.

3. Petition der Gemeindevertretungen zu Altenhuntorf
und Bardenfleth, betr. eine Revision des Ablösungs«
gesctzes vom 11. Februar 1851.

Geht an den Verwaltungsausschuß.
4. Desgl. des Stadtmagistratszu Oldenburg, betr.

Erhöhung des aus der Landescaffe für die Finanz¬
periode 1873/75 bewilligten jährlichen Zuschusses für
die Realschule zu Oldenburg von 1500 -F auf
4000 «L.

Geht an den Finanzausschuß.
Protokolle . XVII. Landtag.

5. Desgl. des Gemeinderaths der Gemeinde Ganderkesee,
betr. den Entwurf der revidirten Gemeindeordnung.

Geht an den Verwaltungsausschuß.
ö. Desgl: des Stadtmagistrats und Stadtraths zu Jever,

betr. denselben Gegenstand.
Geht an den Verwaltungsausschuß.

7. Desgl. des Stadtmagistrats zu Brake, betr. Bewilli¬
gung eines Zuschusses von 40°/„ der Baukosten der
zum Anschluß an die künftige Staatschaussee ElSfleth-
Hammelwarden- Brake im Bezirke der Stadt Brake
herzustellenden Kunststraße.

Geht an den Finanzausschuß.
8. Mehrere Petitionen aus dem Amte Jever (des Ge¬

meinderaths zu Neuende und des Stadtmagistrats zu
Jever) , betr. Beseitigung des Verkehrshindernisses
auf der neben der Eisenbahn entlang führenden
Chaussee zwischen Sande und Ostiem.

Geht an den Petitionsausschuß.
9. Petition des Stadtmagistrats zu Varel, betr. Ab¬

änderung der Bestimmungen des Art. 84 des Ent¬
wurfs einer revidirten Gemeindeordnung dahin, daß
die Stadt Varel aus dem Amtsverbande entlassen
werde.

Geht an den Verwaltungsausschuß.
10. Desgl. des LehrersF. Meyer  zu Hoppstädten, betr.

Gehaltserhöhung der Volksschullehrer.
Geht an den Verwaltungsausschuß.

13
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Tagesordnung:

1 . Crste Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬

tum Lübeck , betr . die Einführung kürzerer Verjährungs¬
fristen.

Eine Berichterstattung durch einen Ausschuß findet nicht

statt . Der Präsident stellt die Anfrage , ob ein Antrag auf

Annahme oder Ablehnung des Gesetzentwurfs im Ganzen

gestellt werde . Da dieses nicht geschieht , wird zur Special-
berathung übergegangen und Art . 1 des Entwurfs ange¬
nommen.

Zum Art . 2 s . stellt der Abg . Russell  den genügend

unterstützten Antrag:

der Landtag wolle beschließen:
den Schlußsatz:

desgleichen wegen Erstattung der zu viel gezahl¬
ten öffentlichen Abgaben und ständigen Lei¬
stungen,

zu streichen.

Dieser Antrag wird angenommen und darauf Art . 2
mit der beschlossenen Aenderung angenommen.

Ferner werden die Art . 3 — 7 incl . angenommen.

Der Präsident bestimmt , daß Anträge zur zweiten Lesung

dieses Gesetzentwurfs bis Freitag Abend einzubringen find.

Sodann wird ein vom Abg . Ahlhorn  gestellter , ge-

nirgend unterstützter Antrag:

die Staatsrcgierung wird ersucht , in Erwägung zu
ziehen , ob cs nicht wünschenswcrth sei , auch für das

Herzogthum auf kürzere Verjährungsfristen Bedacht
zu nehmen,

angenommen.

2 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . den

Bau eines Arbeiter -Wohnhauses auf dem Vorwerke Blexer¬

sande III.
Berichterstatter : Abg . Russell.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß unter den im Schreiben des Großherzvglichen
Staatsministeriums vom 20 . d . M . erwähnten Be¬

dingungen dem Pächter des Vorwerks Blerersande III.
die erbetene Zusicherung von Seiten des Staates

wegen event . Uebernahme des zu erbauenden Arbeiter-
Wohnhauses ertheilt werde,

wurde angenommen.

3 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die

dem Direktor der landwirthschaftlichen Lehranstalt zu Wolters¬

mühle , Gohrbandt,  zu gewährende Unterstützung.
Berichterstatter : Abg . Nathan.

Der Antrag der Minorität des Ausschusses:

der Landtag wolle beschließen , den ständigen Landtags¬
ausschuß gemäß Art . 173 8 I Z . 1 des Staats¬

grundgesetzes zu beauftragen , über die von der Staats¬
regierung in dem rubricirten Schreiben für den Direk¬

tor Gohrbandt  beantragte Unterstützung für die

Finanjperiode 1873/75 , nachdem der Provinzialrath
des Fürstenthums Lübeck sich gutachtlich hierüber ge¬
äußert hat , das Weitere zu bestimmen,

wird in namentlicher Abstimmung mit 28 gegen 3 Stimmen
abgelehnk.

Gegen den Antrag stimmen die Abgeordneten:

Abels , Ahlhorn , Barnstedt , Borgmann,
Bünnemeyer , Bunnemann , Eilks , von Galen,
Glüsing , Graepel , von Hammel , Hoyer , Huch¬

ting , Köhler , Krahn , Müller , Oetken , Propping,
Rüdebusch , Russell , Sch ildt , Scho mann , Strodt-

hoff , Stukenborg , Tantzen , Wilken , Windmül¬
ler und Wulff.

Für denselben stimmen die Abgeordneten:

Brockhaus , Lengler und Nathan.

Der Abg . Cammann  ist beurlaubt.

Darauf wird der Antrag der Majorität:

der Landtag wolle seine Zustimmung dazu erthcilen,
daß dem Direktor der landwirthschaftlichen Lehranstalt
zu Woltersmühle , Gohrbandt  daselbst , unter an¬

gemessenen , von dem Staatsministerium festzustellen¬
den Bedingungen eine jährliche Beihülfe von 1000 -F

zur Fortführung und Verbesserung dieser Anstalt für

die Finäuzperiode 1873/75 aus der Landescasse des
Fürstenthums Lübeck bewilligt und bei dem § , 18 des

Voranschlags der Ausgaben nachträglich berechnet
werde,

angenommen.

4 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die

Petition des Schmiedcmeisters Steinfeldt  zu Schwartau
um Ueberlaffung von circa 19 IHR . Land von dem Amts¬

garten daselbst.

Der vom Berichterstatter des Ausschusses , Abgeordneten
Nathan,  gestellte Antrag:

der Landtag wolle beschließen , die Petition des

Schmiedcmeisters Steinfeldt  zu Schwartau , betr . j
Urberlassung von ca . 19 lllR . Land von dem Amts - i

garten daselbst , der Staatsrcgierung zur Berücksichti¬
gung zu übergeben , !

wurde angenommen . !
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5 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , bctr . die

Anstellung eines zweiten Mitgliedes der Eisenbahn -Direction.

Der Berichterstatter , Abg . Ahlhorn,  stellt Namens

des Ausschusses den Antrag:

der Landtag wolle zu Cap . 1 ß . 1 des Voranschlags

der Ausgaben der Detriebscasse der Oldenburgischcn
Eisenbahnen pro 1873/75 zur Anstellung eines zweiten

Mitgliedes der Eisenbahn - Direction außerhalb des

Regulativs bis zu 1400 bewilligen.

Dieser Antrag wird angenommen.

Der Viceprässdent Ahlhorn  übernimmt den Vorsitz.

6 . Mündlicher Bericht des Eisenbahnausschuffes über

eine Petition des Magistrats und Gemeinderaths zu Elsfleth,

betr . die Benachtheiligung der Stadt Elsfleth durch eine Ver¬

fügung der Großherzoglichen Eisenbahn -Direction , wonach für
die Beförderung der See -Transit - Güter im Verkehr zwischen

Brake und Elsfleth einerseits und Bremen sowie Bremen-

Neustadt andererseits nicht die in den Taristabellen angeführ¬

ten normalen Tarifsätze zur Anwendung kommen , sondern

pro Centner eine Fracht von 1 Sgr . für die ganze Strecke

zu berechnen ist , soweit die normalen Sätze sich nicht niedri¬

ger stellen.
Berichterstatter : Abg . Graepel.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle beschließen , die Petition der Groß¬

herzoglichen Staatsregierung zur geeigneten Berück¬

sichtigung zu übergeben,

wird angenommen.

Präsident Graepel  übernimmt wieder den Vorsitz.

7 . Bericht des ' Eisenbahnausschuffes , betr . die Ueber-

uahme einer Zinsgarantie für 30,000 zur Förderung

einer Eisenbahn von Westerstede nach Ocholt.

Zum Antrag 1 des Ausschusses stellt der Abg . Ahl¬

horn  folgende genügend unterstützte Verbesserungsanträge:

1 . Es werde im Anträge 1 unter 1 gesetzt statt 472 °/»

Zinsen — 5Zinsen,

2 . im Antrag 1 unter 2 werde gesetzt:

daß,  wenn eine Verzinsung der 15,000 «P

Prioritäten mit 5 °/o , der anderen 45,000

mit 4 '/2 °/o eingetreten ist , der fernere Ucberschuß

erst dazu verwandt werde , dem Staate das etwa

in den ersten Jahren Zugeschossene zu ersetzen.

Der Antrag der Minderheit des Ausschusses:

der Landtag wolle den Antrag der Großherzoglichcn

Staatsregierung , daß staatsseitig zur Förderung einer

Eisenbahn von Westerstede nach Ocholt für 30,000 -F

eine Zinsgarantie von 47s °/o bis 5 °/a gewährt werde,

ablehnen,

wird darauf in namentlicher Abstimmung mit 24 gegen 7

Stimmen abgelehnt.

Gegen den Antrag stimmen die Abgeordneten:

Abels , Ahlhorn , Barnstedt , Brockhaus,

Bünnemeper , von Galen , Glüsing , v . Hammel,

Hoper , Huchting , Köhler , Krahn , Lengler,

Müller , Nathan , Propping , Nüdebusch , Rus¬

sell , Schildt , Schomanu , Strodthoff , Tantzen,
Wilken und Wulff.

Für denselben stimmen die Abgeordneten:

Borgmann , Bunnemann , Eilks , Graepel,

Oetken , Stukenborg und Windmüller.

Der Abg . Camman  n ist beurlaubt.

Die unter 4 und 2 aufgeführten Verbesserungsanträge

des Abg . Ahlhorn  werden angenommen , und wird sodann

der Mehrheitsantrag , welcher mit den angenommenen Ver-

beffcrungsanträgen des Abg . Ahlhorn  nunmehr lautet:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,

daß . staatsscitig zur Förderung des Baues einer

Eisenbahn von Westerstede nach Ocholt für 30,000^

eine ZiuSgarantie von 4 '/2 °/<> gewährt werde , unter

folgenden Bedingungen:

1 . daß , wenn die Prioritätsaktien 5 °/ « Zinsen er¬

halten haben , zunächst der Ueberschuß zum Ersatz

der in Folge der Zinsgarantie geleisteten Zah¬

lungen bestimmt werde , bevor die Stammactien

in den Genuß von Zinsen treten,

2 . daß , wenn eine Verzinsung der 15,000 «P

Prioritäten mit 5 °/o , der andern 45,000 «L mit

4 -/2 °/o eingetreten ist , der fernere Ueberschuß erst
dazu verwandt werde , dem Staate das etwa in

den ersten Jahren Zugeschoffcne zu ersetzen,

3 . daß der Staat völlig sicher gestellt werde . Laß

die Bahn nach Anordnung und unter Aufsicht

des Staats erbaut werde , und auch die nöthigen

Betriebsmittel angeschafft werden , um den Betrieb

nach Anweisung und unter Aussicht des Staats

oder von diesem auf Kosten des Comites oder

der zu bildenden Aktiengesellschaft fortführcn zu
können,

angenommen , womit der Antrag der Staatsrcgierung er¬

ledigt ist.

Bei der Berathung dieser Vorlage referirtc der Abg.

Ahlhorn  über eine Petition verschiedener Eingesessenen aus
13*
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Lindern, Mansie, Torsholt und Westerloy, welche damit er¬
ledigt ist.

Nächste Sitzung: Donnerstag, den 13. März 1873,
Nachmittags3 Uhr.

Tagesordnung:
Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den Ent¬
wurf einer revidirten Gemeinde- Ordnung für das
Herzogthum Oldenburg.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 13. März 1873.

Graepel. Tantze«.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Siebenundzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 13. März 1873 . Nachmittags 3 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Graepek.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Präsidenten
wurde das vom Schriftführer Tnutzen  verlesene Protokoll
der 26. Sitzung genehmigt.

Eingcgaiigen waren:
1. Schreiben der Staatsregierung, betr. Entwurf eines

Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, wegen Ab¬
änderung des Gesetzes vom 28. Juni 1858, betr.
die Gebühren in bürgerlichen Rechts- und Straf¬
sachen.

(Soll im Einverständniß mit der Großherzoglichen
Staatsregierung in xlsuo berathen werden.)

2. DeSgl., betr. Erporterleichtcrungen für Bau- und
Brennholz auf'der EisenbahnstationBirkenfeld.

(g,ä uotu.)
3. Desgl., betr. Nachbewilligung von 1000»F zu §. 132

des Voranschlags der Ausgaben des Herzogthums
zum Neubau der Vorwerksgebäude zu Mittelgarms.

(An den Finanzausschuß.)
4. Desgl. zu Z. 53 des Ausgaben- Voranschlags des

Fürstcnthums Lübeck für 1873 zur Zahlung einer
Entschädigung an die Mühlenbesitzer zu Eckhorst und
Stockelsdorf.

(An den Finanzausschuß.)
5. Petition des Gemeindcraths zu Sande, betr. Beseiti¬

gung des Verkchrs- HindcrnisseS auf der neben der
Eisenbahn entlang führenden Chaussee zwischen Sande
und Ostiem.

(An den Petikionsausschuß.)
6. Desgl. mehrerer in Ruhestand befindlicher Civilftaats-

diener zu Oldenburg um verhältnißmäßige Erhöhung
ihrer Pension.

(An den Finanzausschuß.)
Tagesordnung:
Bericht des Verwaltuugsausschusses, betr. den Entwurf

einer revidirten Gemeindevrdnung für das Herzogthum Olden¬
burg.

Berichterstatter: Abg. Barnstedt.
Der Ausschußantrag 1:

auf die Berathung des Entwurfs im Einzelnen ein¬
zugehen,

war erledigt, da kein Antrag auf Ablehnung oder Annahme
en dlve des Entwurfs gestellt wurde.

Zu Art. 1 wurde der Ausschußantrag In . :
in dem8- 3 Zeile8 und 12 »Ortsgenossenschaften"
statt»Ortsverbände" zu setzen,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange.-
nommen.

Art. 2 des Entwurfs wurde angenommen.
Nachdem der Antrag des Abg. Propping:

Art. 3 Z. 1 werde zwischen die Worte »Dienststan¬
des" und „alle" gesetzt: »und der Nichtangehörigen
deS Deutschen Reiches",

mit Zustimmung des Landtags zurückgezogen worden, wurde
der AuöschußantragM 4:

Art. 3 8. 5 zwischen den Worten»dieselbe« und»in"
einzuschalten: »falls eine Vereinbarung nicht statt-
gefnndeu hat«,
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angenommen und der Artikel 3 mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Art. 4 des Entwurfs wurde angenommen.
Zu Art. 5 wurden die Anträge des Abg. Russell:

der Landtag wolle nach 8. 2 folgende Bestimmung
als 8> 3 aufnehmen:

Die Hofbeamte, Civilstaatsdicner, Geistliche, An¬
wälte, Organisten, Küster, Schullehrer und sämmt-
liche im Dienste der Gemeinde stehende Personen
erwerben vermöge ihrer Anstellung das Gemeinde-
bürgcrrecht in derjenigen Gemeinde, in welcher
sie ihren Wohnsitz genommen haben,

und des Abg. Propping:
Art. 5 8- 3 werde in der fünften Zeile zwischen die
Worte „sind" und „durch" gesetzt: »in den Stadt-
gcmcinden durch den Vorstand, in den Landgemeinden",

abgelehnt und der Artikel in der Fassung deS Entwurfs an¬
genommen.

Art. 6 des Entwurfs wurde angenommen.
Zu Artikel 7 wurden, nachdem der Ausschußantrag
12:

Art. 7 8- 3 Z- 7 statt „wird" zu setzen: „kann"
und am Schluffe des 8> 3 „werden" nachzufügen,

zurückgezogen worden, die Ausschußanträge:
HL 9 : 8- 2 Abs. 2 Z. 4 die Worte: „oder eines

anderen unbesoldeten" zu streichen,
Ho. 10: daselbst Z. 5 statt „6 Jahre " zu setzen:

„4 Jahre ",
HL 11: Z. 2 Abs. 3 Z. 2 statt „schriftlich beim Vor¬

stände einzubringen" zu setzen: „beim Vor¬
stande schriftlich einzubringen oder zu Proto¬
koll zu geben",

angenommen und der Artikel mit diesen Aenderungen ange¬
nommen.

Art. 8 des Entwurfs wurde angenommen.
Zu Art. 9 wurde der Ausschußantrag HL 15:

Art. 9 8- 4 Z. 2 die Worte „das Bedürfniß der
Gemeinde erfordert oder" zu streichen,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Art. 10 des Entwurfs wurde angenommen.
Zu Art. 11 wurden die Ausschußanträge

Hs 18 : §. 1 Z. 5, 6 und 7 statt:
„2000 Einwohner aus 6,
in Gemeinden von 2000 —3000 aus 9,
„ „ „ 3000—4000 „ 12",

zu setzen:
"1000 Einwohner aus 6,
in Gemeinden von 1000—2000 aus 9,
„ „ „ 2000—4000 „ 12",

und HL 19 : 8- 1 Abs. 2 Z. 2 statt "6 Mal" zu setzen:
„4 Mal ",

angenommen und der Artikel mit diesen Aenderungen ange¬
nommen.

Zu Art. 12 wurde der Antrag des Abg. Russell:
Ziffer 1 statt „Behörden" zu setzen: „Verwaltungs¬
behörden",

und der Antrag der Minorität des Ausschusses 2l:
Art. 12 Ziffer 2 hinter „Gemeinden" nachzufügen:
„mit Ausnahme der Armenväter",

angenommen und der Artikel mit diesen Aenderungen ange¬
nommen.

Zu Art. 13 wurde der Antrag der Majorität des Aus¬
schusses HS 26:

die 88 - 2 und 3 des Art. 13 zu streichen und dafür
zu setzen:

8- 2. Bei jeder Wahl werden zugleich mitge¬
wählt:
1. zum Ersatz der innerhalb einer Wahlperiode

ausgeschiedenen Mitglieder Ergänzungsmitglic-
der, die jedoch nur bis zum Ablauf der Zeit
in Thätigkeit bleiben, auf welche der Aus¬
geschiedene gewählt war,

2. für die vor einer neuen Wahl etwa abgegan¬
genen oder zur Zeit verhinderten Mitglieder
Ersatzmänner, und zwar in Gemeinden unter
2000 Einwohner 3 , in Gemeinden über
2000 Einwohner 6, von denen in den zuerst
gedachten Gemeinden2, in den zuletzt gedach¬
ten 4 den nach Art. 10 gualificirten Grund-
resp. Hausbesitzern angehören müssen.

Sowohl die ausgcschiedenen wirklichen Mitglieder,
als auch die ausgeschiedenen Ersatzmänner können
als Ersatzmänner wieder gewählt werden«,

abgelehnt, dagegen der Ausschußantrag HL 24:
8> 1 Z. 2 „auf 4 Jahre " statt „auf 6 Jahre " und
„alle 2 Jahre " statt „alle 3 Jahre " zu setzen,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Art. 14 des Entwurfs wurde angenommen.
Zu Art. 15 wurde der Ausschußantrag^ 29:

im Art. 15 Z. 6 die Worte : „und zugleich anzu-
gebcn ist, wo und zu welcher Zeit am Wahltage oder
vor demselben die Stimmzettel (Art. 15) in Empfang
genommen werden können", zu streichen,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Zu Art. 16 wurden die Ausschnßanträge
HL 31: im Art. 16 §. 1 Abs. 1 Z. 5 die Worte:

„auf denen die Zahl der zu wählenden Per¬
sonen und wie viele derselben den zu wäh¬
lenden Grund- bezw. Hausbesitzern angehören
müssen, zu bemerken ist«, zu streichen,
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und M. 32: Art. 16 H. 1 am Ende nachzufügen: »Falls
kein Protokollführer zur Hand ist und auch
keinem Mitgliede der Versammlung die Proto¬
kollführung übertragen werden kann, hat der
Vorsitzende dies im Protokoll zu bemerken
und dann selbst das Protokoll zu führen",

angenommen und der Artikel mit diesen Aenderungen ange¬
nommen.

Zu Art. 17 wurde der Ausschußantrag 34:
am Schluffe des Art. 17 ß. 1 nachzufügen:

„Der Vorsitzende und die Urkundspersonen haben
bei Abgabe der Stimmzettel die Wahlberechtigung
jedes Abstimmenden durch Unterstreichen des
Namens desselben in den Stimmlisten zu contro-
liren«,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Die Art. 18, 19 und 20 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

Zu Art. 21 wurde der Antrag des Abg. Prop-
ping:

im Artikel 21 die Worte: „überhaupt— ist" zu
streichen,

abgclehnt, der Artikel in der Fassung des Entwurfs ange¬
nommen und war damit der Antrag der Minorität des Aus¬
schusses 37:

Art. 21 zu streichen,
erledigt.

Zu Artikel 22 wurde der Antrag des Abg. Prop-
hing:

K. 1 Ziffer 3u. werde hinzugefügt: »(in den Städ¬
ten I. Elaste in Gemeinschaft mit dem Vorstande)»,

abgelehnt, dagegen der Ausschußantrag 38:
Art. 22 Z, 1 Z. 2 statt»über die" zu setzen: „über
alle",

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Art. 23 wurde dem Ausschußautraĝ 39 gemäß in
folgender Fassung angenommen:

„Artikel 23.
8. 1. In den Stadtgemeiuden wählt die Ge¬

meindevertretungihren Vorsitzenden und dessen Stell¬
vertreter selbst aus ihrer Mitte. In den Städten
II. Claffe kann die Gemeindevertretung zum Vor¬
sitzenden auch den Vorsteher wählen.

tz. 2. In den Landgemeindenführt der Vor¬
steher resp. dessen Stellvertreter den Vorsitz in der
Gemeindevertretung.

Z. 3. In den Stadtgemeinden sind die Mit¬
glieder des Stadtmagistrats berechtigt und auf Ver¬
langen der Gemeindevertretung verpflichtet, bei den

Berathungen der Gemeindevertretung anwesend zu
sein und die erforderlichen Ausschlüsse zu geben."

Art. 24 des Entwurfs wurde angenommen.
Zu Art. 25 wurde der Ausschußantraĝ 41:

Art. 25 §. 1 Abs. S zu streichen und dafür zu
setzen:

»Bei Stimmengleichheit wird in der folgenden
Sitzung die Berathung und Abstimmung wieder¬
holt. Ergiebt sich dann nochmals Stimmen¬
gleichheit, so entscheidet die Stimme des Vor¬
sitzenden«,

angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Art. 26 des Entwurfs wurde angenommen.
Zu Art. 27 wurde der Ausschußantrag 44:

Art. 27 Z. 6 statt»7 Tage" zu setzen»14 Tage",
angenommen und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Art. 28 und 29 des Entwurfs wurden angenommen.;
Zu Art. 30 wurden die Anträge der Mojorität des

Ausschusses
M 49, nachdem er Namens der Majorität folgende

Fassung bekommen:
Art. 30 K 2 nachzufügen am Ende:

»Diejenigen, welche einen Kleinhandel,
eine Gast- oder Schenkwirthschafttrei¬
ben, können nicht Bürgermeister sein",

undM 53: Art. 30 8- 4 Z. 6 »6 Jahre" statt „12
Jahre" undZ. 7 »3 Jahre" statt»6 Jahre"
zu setzen,

angenommen und desgleichen die Ausschußanträge
56: Art. 30 8- 5 Abs. 3 Z. 3 die Worte: „Er¬

hält auch diese die Bestätigung nichtu. s. w."
bis zu Ende des Paragraphen zu streichen,

M. 58: Art. 30 8- 8 den zweiten Absatz: „Bei einer
Wiederwahl bedarf cS nur der Hinweisung
auf den geleisteten Eid" als 8- 9 zu bezeich¬
nen und demnach alle folgenden Paragraphen
um eine Ziffer vorzurücken,

60: Art. 30 8- 15 (im Entwürfe 14) Z. 6 hin¬
ter»Berathung" zu setzen: «und Abstimmung"
und den letzten Satz: »Die Abstimmung bleibt
eine gesonderte" zu streichen,

undM 61: Art. 30 8- 15 (im Entwürfe 14) am Ende
zu streichen: »(Art. 23 §. 3)",

worauf der Artikel mit diesen Aenderungen angenommen
wurde.

Zu Art. 31 wurde der Antrag der Majorität des Aus¬
schusses 62:

Art. 31 8- 1 Abs. 2 Z. 4 statt„auf 12 Jahre" zu
setzen: „auf 6 Jahre",

abgelehnt.
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Der Verbefferungsantragdes Abg. Russell:
im Ausschußantrag HL 63 die Worte: „einen Klein¬
handel" zu streichen,

wurde angenommen und dann der Ausschußantrag 63
in folgender Fassung:

Art. 31 8. 1 Abs. 3 statt „so wie Hülfsbeamte und
Diener der Gemeinde" zu setzen: „Hülfsbeamte und
Diener der Gemeinde, sowie Diejenigen, welche eine
Gast- oder Schenkwirthschaft treiben",

angenommen.
Endlich wurden die Auöschußanträge

HL 66: Art. 31 §. 2 Abs. 3 („Erhält auch diese
u. s. w«) zu streichen,

und HL 69: Art. 31 8- 5 am Schlüsse nachzufügen:
„Auch können sie eine billige Vergütung
von dem Vorsteher verlangen, wenn der¬
selbe ihnen einzelne größere Geschäfts¬
zweige zur selbständigen Verwaltung über¬
trägt",

angenommen und dann der Art. 31 mit sämmtlichen Aende-
rungen angenommen.

Nächste Sitzung: Sonnabend, den 15. März, Vormit¬
tags 10 Uhr.

Tagesordnung:
Fortsetzung der heutigen.

Vörgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 15. März 1873.

Graepel . Propping.



die Verhandlungen
des

XVil. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Achtundzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 15. März 1873 . Vormittags 10 Uhr.

Borfitzender : Präsident Graepel.

Schriftführer Propping  verliest das Protokoll über
die 27. Sitzung. Dasselbe wird genehmigt.

Eingegangen sind:
1. Ein Schreiben der StaatSregierung vom 13. März

d. I . , betr. Anzeige, daß der Regierungsaffeffor
vonBu ttel  zum Regierungs-Commissair ernannt sei.

Geht uä uetu.
2. Petition des Gastwirths Freese  und Genossen zu

Jever, wegen Revision des Gewerbegesetzes in Betreff
der von den concessionirtenWirthschafts-Gewerben zu
zahlenden Recognitionen.

Geht an den Finanzausschuß.
Der Präsident theilt sodann mit, daß nach Höchster

Verordnung vom 12. März d. I . die Dauer des Landtags
bis zum 5. April d. I . verlängert sei.

Hierauf Uebergang zur Tagesordnung.
Fortsetzung der Berathung des Entwurfs einer revidir-

len Gemeindeordnung für das Herzogthum Oldenburg.
(Berichterstatter: Abg. Barnstedt .)

Art. 32 des Entwurfs wird angenommen.
Der zu Art. 33 gestellte Antrag der Minorität:

Art. 33 Ziff. 8 Zeile 2 die Worte : »und die Schlich¬
tung von Streitigkeiten zwischen Dienstherrschaften
und Gesinde« zu streichen,

wird abgelchnt, Antrag 74 der Majorität:
Art. 33 Ziff. 8 Zeile 2 statt »die Schlichtung von"
zu setzen: »das Sühneverfahren bei«,

dagegen angenommen; desgleichen Art. 33 mit der beschlosse¬
nen Aenderung.

Protokolle . XVII. Landtag.

Zu Art. 3ö stellte der Abg. Russell  den Antrag:
im 8. 2 das Wort »präclusivischen" zu streichen.

Dieser Antrag wird zur Abstimmung gebracht und an¬
genommen, desgleichen sodann die Art. 34, 35 mit der be¬
schlossenen Aenderung, 36, 37 und 38.

Zu Art. 39 sind die Anträge 76 u. und 77 vom Aus¬
schuß gestellt. Zu Antrag 76 s. stellt der Abg. Ahlhorn
den Verbefferungsantrag:

es werde gesetzt statt »Städten I . Classe vom Stadt¬
magistrate" : »in der Stadt Oldenburg vom Stadt¬
magistrate".

Es wird derselbe abgelehnt und darauf Antrag 76 u. :
Art. 39 8- I Zeile 4 hinter „Gemeindevertretung"
zu setzen: „in den Städten I. Classe vom Stadt-
magistrate«,

angenommen. Ebenso wird Antrag 77:
Art. 39 8- I Zeile 5 statt »6 Jahre " zu setzen:
„4 Jahre «,

angenommen; darauf gleichfalls Art. 39 mit den beschlossenen
Aenderungen.

ES wird sodann Art. 40 zur Abstimmung gebracht und
angenommen.

Zu Art. 4t hatte der Ausschuß Antrag 80 gestellt:
Art. 41 Z. 1 Zeile 6 statt „monatliche" zu setzen:
»dreimonatliche".

Dieser Antrag wird angenommen, wie auch darauf der
Art. 41 mit der beschlossenen Aenderung; desgleichen Art. 42
und Art. 43.

14
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Zu Art . 44 ist dcr Antrag 83 gestellt:
Art . 44 Abs . 2 Z . 2 » sowie außerordentliche Ab-

holzungen - zu streichen.
Dieser Antrag wird angenommen , wie auch Art . 44

mit dieser Acnderung ; desgleichen sodann die Artikel 45
und 46.

Die Majorität des Ausschusses batte zu Art . 47 Z . 1

folgenden Antrag gestellt:
Art . 47 Z . 1 Ziff . 3 Zeile 4 zwischen »Gebäude¬

steuer -- und „ eingesetzt " einzuschalten : „ und von ihren
in der Gemeinde vorhandenen Grundstücken u . s. w.

zur staatlichen Einkommensteuer " und dann am Schluffe
der Ziffer 3 nachzufügen : » oder zu letzterer nach dem
Einkommensteuergesetze angesetzt sein würben " .

Derselbe wird in namentlicher Abstimmung mit 16 gegen

14 Stimmen angenommen.
Mit » ja » stimmen:

ELlks , Glüsing , Huchting , Köhler , Krahn,
Lenglcr , Oetken , Nüdebusch , SchilLt , Strodt-
hoff , Skukenborg , Tantzcn , Windinüller , Wulf f,
Abels , Barnstedt.

Mit » nein - stimmen:

von Galen , Graepcl , von Hammel , Hop er,

Müller , Nathan , Propping , Russell , Scho-
mann , Wilkcu , Ahlhorn , BrockhanS , Bünne-

ineper und Bunne mann.

Borg mann und C am mann Und beurlaubt.
tz. 1 des Art . 47 wird sodann mit der beschlossenen

Acnderung angenommen.
Zu 8 - 2 daselbst ist der Antrag 88 gestellt:

Art . 47 tz. 2 ganz zu streichen und dafür zu setzen:
»G. 2 . Außer den staatsgrundgesctzlich festgcstell-
ten Ausnahmen sind auch alle Gebäude und

Grundstücke , welche unmittelbar zu Zwecken des
Staates , der Gemeinde , öffentlichen Genossen¬

schaften , des öffentichen Verkehrs , des öffentlichen
Unterrichts , der Kunst und Wissenschaften und

der öffentlichen Wohlthätigkeit dienen , der Ge¬

meindebesteuerung nicht unterworfen , sofern sie

nach ihrer dauernden Bestimmung keinen Ertrag

geben . Befinden sich in einem solchen Gebäude
Dienst - und Micthwohnungen , die für den Haupt¬
zweck des Gebäudes nicht unentbehrlich sind , so

kann dasselbe nach Maßgabe des Miethwcrthes

dieser WohnungSräume zu den Gemeindeumlagen
herangezogen werden " .

Derselbe wird in namentlicher Abstimmung mit 28 gegen
1 Stimme angenommen.

Mit » ja " stimmen:

von Galen , Glüsing , Graepel , von Hammel,
Hoher , Huchting , Köhler , Krahn , Müller , Na¬

than , Oetken , Propping , Nüdebusch , Russell,

Schildt , Schomann , Strodtboff , Stukenborg,

Tantzen , Willen , Windmüller , Wulff . Abels,
Ahlhorn , Barnstedt , Dünnemeper , Bunnemann
und Eilks.

Mit „ nein -- stimmt Brockhaus.

Die Abg . Borg mann und Cammann  sind beur¬
laubt ; Lengl er  fehlt.

Antrag 89:
Art . 47 K. 3 n . nachzufügen:

»wobei jedoch die Forenseu <K. 1 Ziff . 3 ) von
dem Einkommen ihrer in der Gemeinde vorhan¬
denen Grundstücke nach dem Maße , nach welchem

diese nach dem Einkommensteuergesetze angesetzt

sein werden , beitragspflichtig sind,"
wird mit 15 gegen 14 Stimmen angenommen , worauf An¬
trag 90 :

Ars . 47 H. 3 a . Z . 3 statt » Steuersätze ( Gesammt-

steuer ) " zu setzen »directen Staatssteucrn (Einkom¬
men - und Grund - und Gebäudesteuer ) " ,

zur Abstimmung gebracht und angenommen wird.

Sodann wird Antrag 91:

daselbst Z . 6 zwischen »derselben ", und »zum Grunde"
cinzuschalten » oder einen besonderen Nepartitions-
modus " ,

angenommen , dagegen Antrag 91 o . :
Art . 47 § . 3 den Satz .nachzufügen:

»Wo durch die bestehenden Gesetze bereits ein

bestimmter Modus der Vereinbarung vorgeschrie-
ben ist , behält es bei demselben sein Bewenden

(z . B . in der Wcgeordnung , Wasserordnung , dem

Schulgesetze ) -- ,
abgclehnt.

Darauf wird 8 - 3 mit den beschlossenen Acnderungen.

wie auch K . 4 angenommen.

Zu Art . 48 ist Antrag 93 gestellt:
Art . 48 Zeile 6 statt dcr Worte : » sind zunächst die

Betheiligten heranzuzichen - zu setzen : » können zunächst

. die Betheiiigtcn herangezogen werden - .

Derselbe wird angenommen ; desgleichen Art . 48 mit
der beschlossenen Acnderung.

Antrag 95 , welcher dahin geht:

Art . 49 8 . 1 Abs . 2 Z . 4 statt »7 Tage - zu setzen
»14 Tage - ,

wird ebenfalls angenommen , desgleichen Art . 49 mit dieser
Acnderung.

Nachdem sodann Art . 50 und Antrag 98:

Art . 50 § . 4 Z . 1 zwischen „kann " und » zu " ein¬
zuschalten » ausgenommen in Nothfällen " ,

angenommen waren , geschieht solches auch in Betreff des

Art . 51 mit der beschlossenen Aenderung und in Betreff der
Art . 52 , 53 und 54.
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Der zu Art. SS vom Ausschuß gestellte Antrag 101:
Art. 55 Z. 2 statt: «werden vom Vorstand auf
Kosten der Säumigen beschafft" zu setzen: „kann der
Vorstand aus Kosten der Säumigen beschaffen lassen",

wird abgelehnt und Art. 55 unverändert angenommen. Das
Gleiche geschieht in Betreff des Art. 56 des Entwurfs und
deS Ausschußantrags 103, welcher lautet:

zu Art. 57 Abs. 1 Z. 7 statt «7 Tage" zu setzen:
„14 Tage".

Es wird darauf Art. 57 mit dieser Acnderung, sowie
die Art. 58, 59 und 60 des Entwurfs angenommcn.

Zu Art. 61 ist der Antrag 105 gestellt:
'Art. 61 §. 1 Z. 5 statt »2 Monate» zu setzen«3
Monate».

Derselbe wird zur Abstimmung gebracht und angenom¬
men, ebenso Antrag 106:

Art. 61 A. 3 Z. 9 zwischen die Worte „Revision"
und »und» die Worte : «durch einen oder mehrere
von derselben gewählte Monenten" und zwischen die
Worte «und" und «Feststellung" das Wort „zur»
einzuschalken,

und Antrag 107:
Art. 61 Z. 3 Z. 11 statt «6 Monate nach Ablauf
des Rechnungsjahres" zu setzen«vor dem 31. Decbr.
jeden Jahres ».

Darauf wird Art. 61 mit den beschlossenen Aenderungen
angenommen. Das Gleiche geschieht in Betreff dcr Art. 62
bis 67 incl.

Zu Art. 68 stellt Graf von Galen  folgenden An¬
trag:

Nach den Schlußworten des Absatzes1 «die gebildet
wird« zu setzen:

a) ans dem für den Gemeindedezirk angestellten
Pfarrer , bezw. dessen Stellvertreter, als Vor¬
sitzenden. Derselbe leitet die Geschäfte unter
Anwendung der für den Gemeindcrath gelten¬
den Geschäftsordnung, führt den Schriftwechsel
und ertheiit die Anweisungen innerhalb des
Voranschlagesnach den Beschlüssen der Armen-
Commissio»,

Ich ans dem Vorsteher (Bürgermeister) ?
In den Städten sollen re., wie im Entwurf,

v) wie im Entwurf aä d,
ä) wie im Entwurf aä e.

Derselbe wird abgelehnt und darauf die3 Ausschußanträge
zu Art. 68:

Art. 68 o. Z. 3 hinter »Armenbezirke» einzuschalten:
„oder Zweige der Armenpflege",

daselbst Zeile 4 statt «6 Jahre " zu setzen: „4
Jahre ",

Art. 68 ä. Zeile 1 statt „und" zu setzen: «bezie-
hungsweise",

angenommen, ebenso Art. 68 mit den fraglichen Abände¬
rungen.

Art. 69 des Entwurfs wird unverändert angenommen,
zu Art. 70 dagegen der AnsschußantragM . 115.

Art. 70 tz. 2 dahin zu ändern, daß die erste Hälfte
des Satzes („die Unterstützung rc. bis Begräbnisses")
wegfällt und es demnach heißt:

„K. 2. Die Unterstützung darf niemals über das
Nothdürftige hinausgehen und kann." :c. bis zu
Ende,

angenommen, desgleichen Art. 70 mit dieser Aenderung.
Zu Art. 71 ist vom Ausschuß Antrag 1r7 gestellt:

Art. 71 tz. 5 Abs. 3 statt des ersten Wortes „Hatte"
zu setzen: „Hat".

Nachdem derselbe angenommcn ist, wird auch Art. 71
mit dcr beschlossenen Aenderung und sodann auch Art. 72
des Entwurfs angenommen.

Es werden darauf die zu Art. 73 gestellten Ausschnß-
anträge 119 a.. und 120, welche lauten:

Art. 73 Abs. 1 Z. 4 und 5 die Worte »unbeschadet
der Sicherstellung seines Lebensunterhaltes" zu strei¬
chen,

und Antrag 120:
Art. 73 Abs. 1 Z. 7 den Satz : «sofern keine Noth-

, erben vorhanden sind, und derselbe nicht überschuldet
ist" zu streichen,

zur Berathung gebracht und beide nacheinander angenommcn,
desgleichen darauf auch Art. 73 mit diesen Aenderungen.

Als sodann noch Antrag 122:
Art. 74 Z. 6 zu setzen«spätestens binnen 48 Stun¬
den" statt «sobald als möglich", und Z. 7 «in dieser
Frist» stakt «möglichst bald",

zur Abstimmung gebracht und angenommen worden war,
wird auch Art. 74 mit der beschlossenen Aenderung und die
Art. 75 bis 82 unverändert angenommen.

Nachdem dann noch Antrag 127:
Art. 83 Abs. 1 Z. 5 zwischen«Verwaltungsbehörde"
und „und« einzuschalten: «die Kirchenältesten(in den
evangelischen Gemeinden) ",

und Art. 83 mit dieser Aenderung angenommen war, wurde
die Sitzung wegen vorgerückter Tageszeit geschloffen.

Die Fortsetzung des heutigen Gegenstandes der Tages¬
ordnung findet nächsten Dienstag, Vormittags 10 Uhr, statt.
Nächste Sitzung jedoch Montag , den 17. März d. I ., Vor¬
mittags 10 Uhr.

Tagesordnung:
1. Bericht des Markenausschnffes über den Entwurf eines

Markengesetzes.
2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

außerregulativmäßige Erhöhung des Gehaltes des
dritten Lehrers am Progpmnasium zu Birkenfeld.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
14*
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Erhöhung der im 8- 53 des Voranschlags der Aus¬
gaben für das Fürstenthum Birkcnfeld zu persönlichen
Zulagen der Geistlichen vorgesehenen Mittel.

ch. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Verwendung von 100 -.F für Vollendung des
Grimm ' sehen deutschen Wörterbuches.

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. eine
Gehaltszulage für den Hafenmeister Kloppen bürg
zu Elsfleth.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Anstellung eines fünften Lehrers an der Navigations¬
schule zu Elsfleth.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Erwerbung eines Grundstücks für die Ackerbauschule in
Cloppenburg.

8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. meh¬
rere Petitionen um Zuschüsse zu Chaussecbauten.

9. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

Alterszulagcn der Volksschullehrcr in den drei Lan-
destheilen.

10. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
HH. 113 und 97 des Voranschlags deö Herzogthums,
betr. die Assistenzlehrcr.

11. Mündlicher Bericht des Petitionsausschnsses über die
Petition des Erbpächters und Gastwirths Maas zu
Gnissau re., betr. Entschädigung für aufgehobene Real-
gercchtsame.

12. Mündlicher Bericht des Pktitionsauöschusses über die
Petition der Elementarlehrer der Stadt Birkenfeld
wegen Abänderung des Art. 7 des Gesetzes vom
10. Januar d. I . , betr. das Diensteinkommen der
Volksschullehrcr.

13. Mündlicher Bericht des Petitionsausschussesüber die
Petition des Gastwirths Knoop  zu Haffkrug, betr.
Entschädigung für aufgehobene ausschließliche Gewerbe¬
berechtigungen.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 17. März 1873.

Graepel. Köhler.
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die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Neunundzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 17. März 1873 . Vormittags 10 Uhr.
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Vorsitzender: Präsident Graepel ; zeitweilig Vieepräsident Ahlhorn.

Der Präsident macht die Mittheilung, daß der Abg.
Cammanii  durch den Tod abbernfen morden und fordert
die Versammlungauf, sich zum ehrenden Andenken desselben
zu erheben.

Die Versammlung erhebt sich.
Der Schriftführer Köhler  verliest das Protokoll der

letzten Sitzung, dasselbe wird genehmigt.
Eingcgangen ist eine Petition des Lehrers Alp ers zu

Liencn bei Elsfleth , betr. Anrechnung von Dieustjahren.
Geht an den Finanzausschuß.

Tagesordnung:
1. Bericht des Markenausschnsses über den Entwurf

eines Markengesetzes.
Auf Antrag der Staatsrcgierung wird dieser Gegenstand

bis weiter von der Tagesordnung entfernt.
2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

außerregulativmäßigeErhöhung des GehaltS des dritten
Lehrers am Progymnasium zu Birkenfeld.

Der Regierungsommissair, MinistcrialaffefforWesche,
zieht die Borlage Namens der Staatsrcgierung zurück, wo¬
mit dieser Gegenstand erledigt ist.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Erhöhung der im 8- 53 des Voranschlags der Ausgaben
für das Fürstenthum Birkenfeld zu persönlichen Zulagen der
Geistlichen vorgesehenen Mittel.

Berichterstatter: Abg. Brockhaus.
Der Präsident erklärt, daß er zunächst den Antrag der

Mehrheit des Ausschusses und darauf den Antrag der Staats¬
regierung zur.Abstimmung bringen würde. Der Minderheits¬

antrag würde, da er als Verbesserungsantrag nicht anzusehcn
sei, damit wegfällig werden.

Da aus der Versammlung Widerspruch gegen diese
Fragestellung erhoben wird, veranlaßt der Präsident die Ent¬
scheidung des Landtags. Dieser tritt dem Borschlage des
Präsidenten bei.

Nachdem darauf der Antrag der Majorität des Aus¬
schusses:

der Landtag wolle beschließen:
1. Großhcrzogliche Staatsregierung zu ersuchen,

über den in dem Schreiben vom 22. Februar
d. I . gestellten Antrag ans Erhöhung der im
Z. 53 des Voranschlags der Ausgaben für das
Fürstenthum Birkenfeld vorgesehenen Summe von
800 bis zu 1600 zunächst den Provinzial¬
rath des Fürstenthnms Birkenfeld zu hören und
dessen gutachtliche Erklärung an den ständigen
Landtagsansschuß gelangen zu lassen;

2. den ständigen Landtagsausschuß auf Grund des
Art. 173 8 . 1 Ziss. 1 des Staatsgrundgesetzes
zu beauftragen, über den hier in Frage stehen¬
den Antrag , nach vorheriger Begutachtung des¬
selben durch den Provinzialrath , statt des dann
nicht versammelten Landtages Beschluß zu fassen,

abgelehnt worden, wurde ebenfalls der Antrag der Staats¬
regierung:

in dem Voranschlag der Ausgaben für das Fürsten¬
thum Birkenfeld zu persönlichen Zulagen für die
Geistlichen aller Confcssionen die im 8 - 53 ausge-
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worfene Summe von 800 schon jetzt eventuell
bis zu 1600 ^ zu erhöhen,

abgelehnt.
4. Mündlicher Bericht des Finanzansschnffes, betr.

die Verwendung von 100 für Vollendung desGrimm ' -
schen Deutschen Wörterbuches.

Berichterstatter: Abg. Russell.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle die Auszahlung von 109 ^ aus
den für außerordentliche und unvorhergesehene Aus¬
gaben im Voranschlag der Centralcasse des Groß¬
herzogthums bestimmten Mitteln für 1873 an die
Nci'chs-Hauptcafse in Berlin für die Vollendung des
Grimmischen  Deutschen Wörterbuches nachträglich
genehmigen,

wird angenommen.
Vicepräsidcnt Ahlhorn  übernimmt den Vorsitz.
5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

eine Gehalszulagc für den Hafenmeister Kloppen bürg  zu
Elsfleth.

Der Namens des Ausschusses vom Berichterstatter, Abg.
Russell,  gestellte Antrag:

der Landtag wolle seine Zustimmung dazu ertheilen,
daß dem Hafenmeister Kloppen bürg  zu Elsfleth
eine weitere Zulage von 50 -.P über das Regulativ
aus der Elsflether Hafencasse bewilligt werde,

wird angenommen.
6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

die Anstellung eines fünften Lehrers an der Navigationsschule
zu Elsfleth.

Berichterstatter: Abg. Russell.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle den Antrag Großherzoglicher Staats¬
regierung, 'für einen fünften Lehrer an der Navigations¬
schule zu Elsfleth bis 600 °H> zum §. 84 des Vor-
anschlags nachzubewilligen, ablehnen,

wird angenommen, und ist damit der Antrag der Staats¬
regierung erledigt.

Präsident Gracpel  übernimmt wieder den Vorsitz.
7. Mündlicher Bericht deS Finanzausschusses, betr.

die Erwerbung eines Grundstücks für die Ackerbauschule in
Cloppenburg.

Der vom Berichterstatter des Ausschusses, Abg. Rus¬
sell,  gestellte Antrag:

der Landtag wolle dazu seine Zustimmung ertheilen:
1. daß zur Erwerbung eines Grundstückes und der

erforderlichen Baulichkeiten für die Ackerbauschule
in Cloppenburg als Eigenthum des Staats eine
Summe von 2000 °F aus der Landescasse auf¬
gewandt werden, jedoch unter der Bedingung, daß
von dem für die Anstalt bewilligten Zuschüsse der
Landescasse 80 ^ als Zinsvergütung für jene

Summe im Jahre 1875 in Abzug gebracht wer¬
den;

2. daß mit den Gemcindcverbändcn, welche Gelder
zur Erwerbung und Einrichtung des Grundstückes
hergeben, bei Einzahlung au bas Curatorium die
Vereinbarung getroffen werde, daß ihnen, im
Falle die Ackerbauschule entgehen sollte, daö für
die Benutzung derselben angeschaffte und einge¬
richtete Grundstück also nicht mehr seinem Zwecke
entsprechend benutzt werden könnte, nach dem
Vcrhältniß des Wertstes, den dasselbe dann habe,
ein Ersatz ihres Zuschusses zu Theil werden solle,
wenn nicht etwas Anderes vereinbart würde, und
demnach zuerst dem Staate , und wenn dieser es
ablchnt, der Stadt Cloppenburg das Recht zu-
stehen solle, das Grundstück nach dem Tarat
zu übernehmen, wenn aber beide diese Ueber-
nahme ablehnen würden, die Besitzung zum öffent¬
lichen Verkauf zu bringen und in beiden Fällen
der so bestimmte Werth nach Lerhältniß des ge¬
leisteten Zuschusses zu dem Erwerbe zwischen dem
Staat und den Gemeindcverbänden zu vertheilen sei,

wird angenommen.
8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

mehrere Petitionen um Zuschüsse zu Chauffeebauten.
Der Brrichterstatter, Abg. Ahlhorn,  berichtet:

1. über eine Petition von dem Vorstände der Süderschweier
Wcggenossenschafk, welcher um einen Staatszuschuß
zur Pflasterung dieses Genoffenschafröweges bittet.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle über die Petition zur Ta¬
gesordnung übergehen,

wird angenommen.
2. über eine Petition mehrerer Eingesessenen zu Klcin-

Garnholt, Groß-Garnholt, Garnholterdamm, Wapel¬
dorf, Lehe und Dringenburg um eine Unterstützung
auö der Staatscasse zur Anlegung einer Chaussee von
Heubült über Wapeldorf, Lehe, Dringenburg, Garn¬
holterdamm re. an die Zwischenahu-WesterstederChauffee,

3. über eine Petition des Gemcinderaths zu Jade , betr,
die Erbauung einer Staatsckianffec von Jaderaltendeich
über Jaderbollenhagen nach der Großcnmeerer Ge-
meindcgrenze re.,

4. über eine Petition des Gemeinderaths zu Großenmeer,
betr. den Bau einer Staatschanffee als Fortsetzung
der unter 3 genannten nach Meerkirchen,

5. über eine Petition von dem Vorsitzenden mehrerer
Comiteeö zu Varel re., um einen Staatözuschuß zu
dem Bau einer Chaussee von Varel über Altjührden,
Conneforde, Spohle und Petersfelde nach Linswege-

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle beschließen, die Petitionen
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2 bis 5 inclusive der Staatsregierung zur Be¬
rücksichtigung zu übergeben, unter der Boraus¬
setzung, daß von diesen Chausseen keine als
Staatschauffee übernommen werde, wohl zum
Bau derselben angemessene Scaatözuschüsse in
Aussicht gestellt werden,

wird angenommen.
6. über eine Petition von den Vertretern der Gemeinde

Wiefelstede und Statt - und Landgemeinde Oldenburg,
welche um einen Staatszuschuß zum Bau einer Chaussee
von Oldenburg nach Wiefelstede bitten.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle die Petition der Staatsre-
gierung zur Berücksichtigung empfehlen,

wurde ebenfalls angenommen.
9. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

Alterszulagcn der VolksschuUehrer in den drei Landestheilen rc.
Berichterstatter: Abg. Ahlhorn.

Die vom Ausschuß gestellten Anträge
1 :

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß der Position Z. 98 des Voranschlags des Her-
HerzogthumS Oldenburg nachträglich für 1873 —
3100 «ss' und für 1874/75 jährlich 3350 „L hinzu-
gesetzt werden,

M 2:
der Landtag wolle genehmigen, daß dem ß. 111 des¬
selben Voranschlags für 1873 — 1140 und für
1874/75 je 1200 ^ hinzugesetzt werden,

> M 3:
der Landtag wolle genehmigen, daß dem §. 27 des
Voranschlags des Fürstenthums Lübeck für 1873 —
2120für  1874 — 2340 ^ und für 1875 —
2160 ^ hinzugesetzt werden,

BZ 4:

der Landtag wolle beschließen, daß dem §- 6l des
Voranschlags des Fürstenthums Birkcnfeld für 1873
— 1300 -.A für 1874 — 1550 «/i „,,d für 1875 —
1600 hinzugesetzt werden,

Bä 5:
der Landtag wolle genehmigen, daß dem Z. 102 des
Voranschlags des Herzogthums für 1873/75 nach¬
träglich 3000 hinzugesetzt werden,

BL 6:
der Landtag beschließe, daß dem K. 113 desselben
Voranschlags nachträglich für 1873/75 jährlich 1500 «/?
hinzugesetzt werden,

7:
der Landtag beschließe, daß dem 8. 27 des Vor¬
anschlags des Fürstenthums Lübeck für 1873 —
4655 und für 1874/75 jährlich 1405 hinzu¬
gesetzt werden,

werden angenommen.
Wegen vorgerückter Tageszeit hierauf Schluß der Sitzung.
Nächste Sitzung: Dienstag, den 18. März 1873, Vor¬

mittags 10 Uhr.
Tagesordnung:

1. Fortsetzung der Berathung des Entwurfs einer revi-
dirten Gemeindcordnung für das Herzvgthum Olden¬
burg.

2. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffcö, betr.
den Entwurf eines Gesetzes für das Herzvgthum Ol¬
denburg, betr. die Reorganisation der Jevcrschen Er-
sparungscaffe.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
88 - 113 und 97 des Voranschlags d.eö Herzogthums,
betr. die Assistcnzlehrer.

4. Mündlicher Bericht des Petikionsausschusses über die
Petition des Erbpächters und Gastwirths Maas zu
Gnissauw., betr. Entschädigung für aufgehobene Real¬
gerechtsame.

5. Mündlicher Bericht des PetitionsauSschusses über die
Petition der Elemenkarlehrer der Stadt Birkenfeld,
wegen Abänderung des Art. 7 des Gesetzes vom 10.
Januar d. I ., betr. das Diensteinkommen der Volks-
schullehrer.

6. Mündlicher Bericht des PetitionsauSschusses über die
Petition des Gastwirths Knoop zu Haffkrug, betr.
Entschädigung für aufgehobene ausschließliche Gewerbe¬
berechtigungen.

Vorgelefen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 18. März 1873.

Graepel . ' Tantzen



über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Dreißigste Sitzung.

Oldenburg , den 18. März 1873 , Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Präsidenten ver¬
las der Schriftführer Tantzcn  daö Protokoll der 29.
Sitzung; welches genehmigt wurde.

Eingegangen war:
Eine Petition des H. Timme  zum Grüncnhof bei Fries¬

oythe, betr. die Wege im Amte Friesoythe.
(An den Petitionsausschuß).

Der Neg.-Com. Assessor Wesche theilte mit,  daß die
Großherzogliche Staatsregierung die vfficielle Anzeige vom
Tode des Abg. C am mann  empfangen habe.

Tagesordnung:
I. Fortsetzung der Berathung des Entwurfs einer revi-

dirten Gemeindeordnung für das Herzogthum Oldenburg.
Der Art. 84 des Entwurfs wurde angenommen.
Der Abg. Barnstedt  berichtete hierbei über eine vom

Stadtmagistrate in Varel eingegangene Petition , betr. den
Wunsch der Stadt Varel , ans dem Amtsverbande entlassen
zu werden.

Zu Art. 85 wurde der Ausschnßantrag HL 430:
Art. 85 HF 6 Z. 2 »Sieche« zu streichen,

angenommen, und der Artikel mit dieser Aendernng ange¬
nommen.

Beim Art. 86 wurden zum 8. 1 die Ausschußanträge
HL 133:

Z. 5 und 8 statt »1000« jedesmal »600« zu
setzen.

HL 132:
Nach den Worten: »der Amtsrath besteht« zu strei¬

chen: »1. aus den Vorsteher» der Gemeinden des
AmisverbandeS, 2.",

und HL 134:
Z. 7 statt »aus seiner Mitte" zu setzen: »aus den
Gemcindebürgern",

angenommen, und der §. 1 mit diesen Aenderungen ange¬
nommen.

Zum Z. 2 wurden die Ausschnßanträge:
HL t35:

H. 2 Abs. 1 den zweiten Satz : »Jedes aus
der Gemeindevertretung (Stadtrathe) ausscheidende
Mitglied hört ans, Mitglied des Amtsraths , bezw.
Ersatzmann zu sein und muß dafür ein anderes ge¬
wählt werden" zu streichen,

und HL 136:
daselbst Abs. 2 Z. 2 zwischen»Amts-- und »eines
Abgeordneten« einzuschalten»sowie Amtsdaucr, Ein¬
führung und Verpflichtung",

angenommen, und Z. 2 mit diesen Aenderungen angenommen.
Z. 3 wurde laut AusschußantragsHL. 137 in folgender

Fassung angenommen:
„Z. 3. Der Amtsrath wählt unter Leitung des
Verwaltungsamts seinen Vorsitzenden und einen
Stellvertreter desselben aus seiner Mitte.

Der Vorsitzende des Amtsvorstandes ist auf
Ersuchen des Amtsraths verpflichtet, bei den Be¬
rathungen des Amtsraths anwesend zu sein, um
die erforderlichen Aufschlüsse zu geben, und über¬
nimmt dann die Leitung der Verhandlungen."
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tz. 4 wurde i » der Fassung des Entwurfs angenommen.
Art . 87 des Entwurfs wurde angenommen.

Zum Art . 88 wurde der Ausschußantrag
HL 140:

Art . 88 8 - 1 am Schluffe hinznznfügen:

Aus besonderen Gründen kann Ln einzelnen Fäl¬

len ein besonderer R .epartitionsmoLuö mit Ge¬

nehmigung des Staatsministeriums , Departement

des Innern , beschlossen werden,

angenommen.
Der Antrag des Abg . Russell:

der Landtag wolle den ersten Satz im K. 2 „ Sofern

— lassen " streichen und an dessen Stelle setzen:

„Sofern es sich um Kosten für Einrichtungen

und Anlagen handelt , welche in besonders ge¬

ringem , oder besonders hervorragendem Maße

einzelnen Gemeinden des Amtsverbandes zu Gute

kommen , und soweit die Unterhaltungölast dieser

Einrichtungen und Anlagen in Betracht kommt,

hat der Amtsrath für diese Gemeinden eine der

Billigkeit entsprechende , nach Quoten zu bcmessende

Minder - oder Mehrbelastung cintrctcn zu lassen " ,

wurde zurückgezogen und dann der Antrag des Abgeordneten

Tautzen:
Im Art . 88 werde statt „ kann der Amtsrath re . " bis

„zu lassen " gesetzt : „ Hat der Amtsrath für diese Ge¬

meinden eine nach Quoten zu bemeffende Minder - oder

Mehrbelastung festzusetzen « ,

angenommen.
Der Antrag der Majorität des Ausschusses HF 140d . :

Art . 88 H. 2 nach dem ersten Absätze , welcher mit

„ersetzt werden « schließt , cinzufügen:
«Beschlüsse über allgemeine und gemeinnützige

Anlagen , Einrichtungen und Maßregeln ( Art . 85

Z . 2 ) bedürfen einer Majorität von der Mit¬

glieder des Amtsraths " ,

wurde zugleich mit dem Anträge des Abg . Tantzcn:

„diesen Zusatz im Art . 86 8 - 4 dem Absätze 1 nach¬

zufügen«

iu namentlicher Abstimmung mit 19 gegen 11 Stimmen an¬
genommen.

Für den Antrag stimmten die Abgeordneten:

von Hammel , Hoher , Leugler , Propping,

Russell,  Sch ildt . Scho mann , Stukenborg , Tnutzen,

Wilken , Windmüller , Abels , Ahlhorn , Bvrg-

mann , Bünnemeper , Bunnemann , Eilks , von

Galen , Gracpcl.

Gegen denselben stimmten die Abgeordneten:

Huchting , Krahn , Müller , Nathan , Octkcn,

Rüdebusch , Strodthoff , Wulfs , Barnstedt , Brock¬

haus und Glüsing.

Der Abgeordnete Köhler  war abwesend.

Protokolle . XVII. Landtag.

Schließlich wurde der Art . 88 mit den beschlossenen Acn-

derungen angenommen.
Die Art . 89 dis 93 incl . des Entwurfs wurden an¬

genommen.

Zu Art . 94 wurden die Ausschußanträge:
HL 142:

Art . 94 8 - 31 ). Z . 2 „ und im öffentlichen Interesse

nöthigen " zu streichen,
HL 143:

Art.  94 § . 3 e . Z . 1 „ oder das Staatswohl gefähr¬

dende " zu streichen,

und HL 144:

Art . 94 am Schluffe nachzufügen:

„lieber die Nützlichkeit und Zweckmäßigkeit der

innerhalb ihrer Compctenz von den Gemeinde¬

organen getroffenen Maßregeln steht im Uebrigen

bei Ausübung ihres Beanstandungsrcchtcs den

Aufsichtsbehörden eine Cognition nicht zu « ,

angenommen , und der Artikel mit diesen Acndcrungen an¬

genommen.
Art . 95 des Entwurfs wurde angenommen.

Zu Art . 96 wurde der Antrag des Abg . Propping:

im Art . 96 den 8 - 1 zu streichen und an dessen Stelle

zu setzen:

„8 - 1 - Wenn in Communalangelegenheiten, . wo¬

bei die Mitwirkung der Cvmmunalvertretung ge¬

setzlich erforderlich ist , dieselbe ihre Mitwirkung

verweigert oder der von Seiten der nächst vor-

gesetzien Aufsichtsbehörde ergangenen Aufforderung

ungeachtet in Unthätigkeit verharrt , so geht die

Entscheidung auf die Aufsichtsbehörde über «,

abgclehnt , dagegen der Ausschußantrag HL 146 u:

Art . 96 § . 1 Z . 3 zwischen »wird « und »die Ent-

scheicung « einzuschalten : « und auch die nächst Vor¬

gesetzte Aufsichtsbehörde eine Verständigung nicht hat

erreichen können " , und dann Zeile 4 „ nächst Vor¬

gesetzte « zu streichen,

angenommen , und der Artikel mit diesen Aenderungen an¬

genommen.

Die Art . 97 , 98 und 99 des Entwurfs wurden an¬

genommen.
Der Art . 100 wurde gemäß Ausschußantrag HL 149

gestrichen.
Die Abstimmung über den Antrag der Majorität des

Ausschusses HL 150:

den Art . 101 zu streichen,

ergab Stimmengleichheit und ist die Abstimmung in nächster

Sitzung zu wiederholen.

Zu Art . 102 tpurde der Ausschußantrag HL 151 u:

Art . 102 Z . 1 statt „ bleibt überlassen " zu setzen:

„haben " .
15
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angenommen, und der Artikel mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Art. 103 wurde, nachdem der Ausschußantrag HL 152:
Art. 103 Ziffer 4 Z. 2 zu streichen:

»und der Apotheker wegen Gewährung von Ra¬
batt für Rechnungen, welche aus einer Armen-
caffe bezahlt werden»,

abgelehnt worden, in der Fassung des Entwurfs angenommen.
Die Auöschußanträge:

154:
die im Berichte aufgeführten Petitionen aä 1, 2, 4
und 5, und außerdem die Petitionen des Stadkmagi-
strats zu Jever, deS Stadtmagistrats zu Varel , des
Gemeinderaths zu Ganderkesee, über welche mündlich
berichtet, durch die Anträge des Ausschusses als er¬
ledigt anzusrhen,

und Hst. 155:
über die Petition der Vertreter des Stadtgebiets
zu Delmenhorst zur Tagesordnung überzugehen,

wurden angenommen.
Zu dem Gesetze, betr. die Einführung der revidirten

Gemeinde-Ordnung, wurde der Ausschußantrag HL 156:
Art. 1 als Tag den 1. Mai einzufügen und also
den Art. anzunehmen,

angenommen.
Zum Art. 2 wurde der Antrag des Abg. Tantzen:

im Art. 2 die Worte „für die Zeit ihrer Anstellung
oder Wahl» zu streichen und dafür zu setzen: "bis
zum 1. Mai 1874, bis wohin Neuwahlen vorzuneh¬
men sind",

angenommen, und war damit der AusschußantragHL 157:
Art. 2 z. 1 dahin zu ändern:

„die Beamten, Hülfsbeamten und Diener der
Gemeinden, Ortsgemcinden und Ortsverbände,
mit Ausnahme der Ortsvorsteher, bleiben vom
Tage ihrer Anstellung oder Wahl an während der
in der revidirten Gemeindeordnung  für
ihr Amt vorgcschricbencn Zeit in ihren bisherigen
Stellungen. Sind sie seit ihrer Anstellung oder
Wahl schon über diese Zeit hinaus im Amte, so
ist bald thunlichst und spätestens bis zum 1. Mai
1874 eine Neuwahl vorzunehmen»,

erledigt.
Der Ausschußantrag:

HL 158:
Art. 2 H. 2 zwischen»sind» und „Neuwahlen» zu
setzen:

„spätestens bis zum 1. November 1873,»
wurde angenommen, und dann der Art. 2 mit den beschlosse¬
nen Aenderungen angenommen.

Die Art. 3, 4, 5 und 6 des Entwurfs wurden an¬
genommen.

Der Präsident bestimmte die Frist zur Einbringung von
Anträgen zur zweiten Lesung bis Sonntag Abend.

II . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffes, betr.
den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg,
betr. die Reorganisation der Jeverschen Ersparungscasse.

Berichterstatter: Abg. Ahlhorn.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle dem vorgelegten Gesetzentwurf seine
Zustimmung ertheilen,

wurde angenommen.
III . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

HZ. 113 und 97 des Voranschlags des Herzogthums, betr.
die Assistenzlehrer.

Berichterstatter: Abg. Ahlhorn.
Die Auöschußanträge:

HL 1 :
der Landtag wolle genehmigen, daß die in Z. 113 des
Voranschlags pro 1870/72 ausgcworfencn Summen
vyn einem Jahr aus das andere überrechnet werden
dürfen;

und HL 2:
der Landtag wolle genehmigen, daß es im H. 97 des
Voranschlags pro 1873/75 nicht heiße für die beiden
Assistenzlehrer, sondern allgemein, für Assistenzlehrer

wurden angenommen.
IV. Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffesüber

die Petition des Erbpächters und GastwirthS Maas  zu
Gnissau rc., betr. Entschädigung für aufgehobene Realgcrecht-
same.

Berichterstatter: Abg. Bünuemeyer.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle beschließen, die Petition der
Großherzoglichen Staatsregkerung zur etwaigen Berück¬
sichtigung zu übergeben,

wurde angenommen.
V. Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffesüber die

Petition der Elementarlehrerder Stadt Birkenfcld wegen Ab¬
änderung des Art. 7 des Gesetzes vom 10. Januar d. I .,
betr. das Diensteinkommen der Volksschullehrcr.

Berichterstatter: Abg. Bünne me her.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle, über die Petition zur Tages¬
ordnung übergehen,

wurde angenommen.
VI. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über

die Petition des Gastwirchs Knoop  zu Haffkrug, betr. Ent¬
schädigung für aufgehobene ausschließliche Gewerbeberechti¬
gungen.

Berichterstatter: Abg. Bünnemeyer.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle beschließen, die Petition der Groß-



herzoglichen Staatsrcgierung zur etwaigen Berücksichti¬
gung zu übergeben,

wurde angenommen.
Der Präsident bestimmt die Frist zur Einbringung von

Anträgen zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die
Reorganisation der Jeverschen Ersparungscasse bis zum Mitt¬
woch Abend.

Nächste Sitzung Donnerstag, den 20. März 1873,
Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung.
1. Wiederholung der Abstimmung über den Antrag 150

(Art. 101) des Berichts, betr. den Entwurf einer
revidirten Gemeindeordnung für das Herzogthum Ol¬
denburg.

2. Bericht des Justizausschusses über den Entwurf eines
Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. das
Erbrecht, sowie über die Uebergangsbestimmungen zu
diesem Gesetzentwurf.

Borgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 20. März 1873.

Graepel . Propping.



über

die Verhandlungen
des

XW. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
ErmrnddreißigsLe Sitzung.

Oldenburg , den 20. März 1673 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer
Propping  das Protokoll über dir 30ke Landtagösitzung;
dasselbe wird für genehmigt erklärt.

Eingegangen war:
eine Petition der Gensdarmen des FürstenchumS Dir-
kenfeld, betr. den Proccntznschlag. ans Service- und
Kleirgelder.

Geht "an den Finanzausschuß.
Der Präsident theilt sodann mit, das Begräbniß des

verstorbenen Abg. C am mann  finde am nächsten Sonnabend
statt, und dürfte es wohl angemessen erscheinen, eine Depu¬
tation des Landtags hierzu zu entsenden. Die Versammlung
erklärt sich hiermit einverstanden und überläßt die Auswahl
der Deputation dem Präsidenten.

Sodann Uebergang zur Tagesordnung:
I . Wiederholung der Abstimmung über den Antrag 150

(Art. 101) des Berichts, betr. Len Entwurf einer revirirten
Gemeindeordnung für das Herzogthnm Oldenburg.

Es ist namentliche Abstimmung beantragt, da über die
Zulässigkeit derselben vom Abg. Russell  Zweifel erhoben
wird , so befragt der Präsident die Versammlung, welche
letztere sich für die Zulässigkeit entscheidet.

Es wird darauf Art. 101 mit 17 gegen 13 Stimmen
abgclehnt.

Es stimmen mit „ja" die Abgeordneten:
Krahn , Propping , Rüdebusch . Russell,

Schümann , Strodthoff , Willen , Wulff , Brock¬
haus . Dünn cm eher , Glüsing , Hoyer und Huch¬
ting.

Mit ..nein" stimmen die Abgeordneten:
Köhler , Lengler , Müller , Nathan . Oetken,

Schilvk , Stukenborg . Tantzen , Windmüller,
Abels . Ahlhorn . Barnstedt , Borgmann , Bunne¬
mann , Eilks , von Galen und Graepel.

II . Bericht des Justizauöschufses überden Entwurf eines
Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. das Erbrecht,
sowie über die (Übergangsbestimmungen zu diesem Gesetz¬
entwürfe.

Berichterstatter: Abg. Schomanu.
Art. 1 wird angenommen, desgleichen Antrag 2 des

Ausschusses:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß folgende Bestimmung mit in das Gesetz ausge¬
nommen werde:

„Erbverträge können nur in öffentlicher Urkunde
abgeschlossen werden",

nachdem Seitens der Staatsrcgierung deren Einverständniß
mit diesem Zusatze erklärt war.

Zu Art. 2 §. 1 des Gesetzentwurfs wird Seitens der
Staatsregieruug folgender Abänderungsautrag eingebracht:

der K. 1 werde im ersten Absätze, wie folgt, gefaßt:
,.An den Grunderbstellen(Art. 3) findet ein be¬
vorzugtes Erbrecht eines Miterben nach Maßgabe
der nachstehenden Vorschriften— das Grnndcrbrecht
— in Ermangelung anderer letztwilliger Verfügun¬
gen statt:

u) unter Len Abkömmlingen dcS Erblassers,
b) . wenn derselbe ohne Hinterlassung eines Ehe-
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gatten verstorben ist, unter seinen Eltern und
Voreltern, Voll- oder Halbgeschwistern, sowie
den Kindern seiner Voll- oder Halbgeschwister."

Nachdem auf geschehene Anfrage von Seiner Ercellenz,
dem Herrn Minister-Prässdenten von Rössing , die Erklä¬
rung abgegeben war, daß die Staatsregicrung das Zustande¬
kommen des Gesetzes von der Annahme dieses Antrages ab¬
hängig machen muffe, wurde zunächst der Antrag 3 der
Mcfforität des Ausschusses:

der Landtag wolle im K. 1 die Worte "der Jntcstat-
erbfolge" bis „Halbgeschwistern" (incl.) streichen und
statt derselben setzen:

„Ermangelung anderer lctztwilliger Verfügungen
unter den Abkömmlingen",

in namentlicher Abstimmung mit 27 gegen 4 Stimmen ab¬
gelehnt.

Mit „ja" stimmen die Abgeordneten:
Abels , Ahlhorn , Brockhaus , EilkS.
Mit „nein" stiiiimeu die Abgeordneten:
Lengler , Müller , Nathan , Oe tken , P ropp ing,

Rüdebusch , R u ssell , Schildt , Schomann , Strodt-
hoff , Stukenborg , Tantzen , Wilken , Windmüller,
Wulff , Barnstedt , Borgmann , Bünnemeyer,
Bunnemann , von Galen , Glüsing , Graepel , von
Hammel , Hoyer , Huchting , Köhler und Krahn.

Da der Minoritätsantrag vor der Abstimmung zurück¬
gezogen wurde, so kam nunmehr der oben angeführte Antrag
der StaatSrcgierung zur Abstimmung. Derselbe wurde in
namentlicher Abstimmung mit 30 gegen 1 Stimme ange¬
nommen.

Mit „ja" stimmen die Abgeordneten:
Müller , Nathan , Oetken , Propping , Rüdc-

busch, Russell , Schildt , Schomann , Strodthoff,
Stukenborg , Tantzen , Wilken , Windmüll .er,
Wulff , Ahlhorn , Barnstedt , Borgmann , Brock-
haus , Bünncmeyer , Bunnemann , Eilks , von
Galen , Glüsing , Graepel , von Hammel , Hoper,
Huchting , Köhler , Krahn und Lengler.

Mit „nein" stimmt rer Abg. Abels.
Die Ausschußanträge5 und 6, welche lauten:

dem 8- 1 in einem besondern Absätze folgende Be¬
stimmung hinzuzufügen:

„Zu den Abkömmlingen werden Adoptivkinder
nicht gerechnet",

im ß. 2 die Worte : „An einem ideellen Theile einer
Grundcrbstelle" zu streichen und statt derselben zu
setzen:

„Wenn eine Grundcrbstelle im ungetheilten Mit-
cigenthnm mehrerer Personen steht, so»,

werden darauf angenommen, desgleichen sodann auch Art. 2
mit de» beschlossenen Aenderungen.

Zu Art. 3 sind vom Ausschüsse die Anträge 8, 9"' und
10 gestellt.

Antrag 8:
im §. 1 des Art. 3 in dem letzten Satze die Worte
„vorübergehenden" bis „verloren" zu streichen und
statt derselben zu setzen:

„cingetretenen Mangel einer Behausung die Eigen¬
schaft einer Grundcrbstelle nicht eher verloren,
als bis der Besitzer die dauernde Absetzung von
der Gebäudestcuer in den Katastern bei der zu¬
ständigen Behörde beantragt hat,"

wird angenommen, ebensoZ. 1 mit dieser Äenderung.
Antrag 9, welcher lautet:

die Worte des Z. 2 zu streichen und an deren Stelle
folgende Bestimmung zu setzen:

„Die Bildung, Veränderung oder Auflösung einer
Grundcrbstelle erfolgt nur durch Verfügung des
Eigenthümers,"

wird in namentlicher Abstimmung einstimmig angenommen
(mit 31 Stimmen).

Antrag 10:
den Z. 3 als solchen zu streichen und den Inhalt des¬
selben als Absatz dem Z. 2 hinzuzufügen,

wird angenommen.
Die zu Art. 4 gestellten Ausschußanträge 12—18

werden sodann der Reihe nach gleichfalls angenommen. Die¬
selben lauten:

Antrag 12:
im Z. 1 des Art. 4 statt „Art. 3 K. 3 " zu setzen:
„Art. 3 ß. S " .

Antrag 13:
im K. 1 die Worte „Befugnisse" und „ausgeübt" zu
ersetzen Lurch die Worte „Verfügungen" und „ge¬
troffen" .

Antrag 14:
das Wort „stückweise" im Z. 1 zu streichen.

Antrag 15:
im tz. 1 hinter „Veräußerung" einzuschalten„oder
letztwillige Bestimmung".

Antrag 16:
im ersten Satze des Z. 2 das Wort „in„ zu streichen
und statt desselben das Wort „zu" zu setzen.

Antrag 17:
im tz. 2 die Worte „dies hat zu geschehen" u. s. w.
bis „eingetragen ist" (inel.) zu streichen.

Antrag 18:
Streichung des ganzen Z. 3.

Endlich wird auch Art. 4 mit den beschlossenen Aen¬
derungen angenommen.

Zu Art. 5 sind die Ausschußanträge20—22 gestellt.
Dieselben lauten:
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Antrag 20:
dem Z. 1 des Art. 5 folgende Fassung zu geben:

»dem Eigenthümer wird für alle Beziehungen
dieses Gesetzes derjenige gleichgeachtet, welcher als
Erbpächter, Grundhcuermannu. s. w. ein erb¬
liches Nutzungsrecht hat".

Antrag 21:
im §. 2 statt des citirtenZ. 3 — Z. 2 zu setzen.

Antrag 22:
die daselbst gebrauchten Worte: »Befugnisse" — »aus-
übcn" zu streichen und an deren Stelle zu setzen:
„Verfügungen treffen".

Sie werden nach einander zur Abstimmung gebracht und
angenommen, desgleichen Art. 5 mit den beschlossenen Aen-
derungcn.

Antrag 24:
im 8- 3 des Art. 6 statt Art. 3 Z. S zu setzen:
Art. 3 ß. » ,

wird angenommen, desgleichen auch Art. 6 mit dieser Aen-
derung. Art. 7 wird dagegen abgelehnt.

Nachdem sodann Antrag 27 des Ausschußberichts:
im 8- 1 unter a. die Worte»Jever" und „mit Aus¬
nahme der Gemeinde Dötlingen" zu streichen,

desgleichen Antrag 28:
den 8- 4 zu streichen,

angenommen sind, geschieht solches auch in Betreff des Art. 8.
mit den beschlossenen Aenderungen, da Antrag 29

Streichung des letzten Satzes desZ. 2 und des ganzen
8- 3,

vom Ausschüsse zurückgezogen ist.
Antrag 31

dem Art. 8 in einem besonderen Paragraphen nach¬
folgende Bestimmung hinzuzufügen: »Unter den zum
Grunderbrccht Berufenen geht die eheliche Verwandt¬
schaft der unehelichen vor«,

wird abgelehnt.
Es wird hierauf zu Art. 9 geschritten und Antrag1

im nachträglichen Berichte dahingehend:
im Art. 9 tz. Id . Ziff. 1 die Worte »ohne die Ge¬
meinde Scefcld" zu streichen,

angenommen.
Sodann wird der von den Abgeordneten Schildt und

Tantzen dahin abgeänderte Antrag:
im Art. 9 8- 5b - unter Ziff. 1 statt: »zwanzig" —
»fünfzehn" und unter Ziff. 2 statt»vierzig— »dreißig"
zu setzen.

soweit er Ziffer 1 berührt, zur Abstimmung gebracht und mit
22 gegen9 Stimmen angenommen.

Mit »ja" stimmen die Abgeordneten:
Oetken , Propping , Rüdebusch , Schildt,

Schomann , Strodthoff , Tantzen , Willen , Wind¬
müller , Wulff , Abels , Ahlhorn , Borgmann,

Brockhaus , Eilks , Graepel , Hoyer , Huchting,
Köhler , Krahn , Lengler und Nathan.

Es stimmen mit »nein" :
Russell , Stukenborg , Barnstedt , Bünnemeper,
Bunnemann , von Galen , Glüsing , von Hammel,
und Müller.

Sodann wird der Antrag von Schildt und Tantzen,
soweit er Ziffer2 berührt, zur Abstimmung gebracht und mit
21 gegen 10 Stimmen abgelehnt.

Mit »ja" stimmen die Abgeordneten:
Schildt , Tantzen , Windmüller , Abels , Ahl¬

horn , Brockhaus , Eilks , Huchting , Köhler  und
Oetken.

Mit „nein" stimmen:
Propping , Nüdebusch , Russell , Schomann,

Strodthoff , Stukenborg , Wilken , Wulff , Barn¬
stedt , Bergmann , Bünnemeper , Bunnemann,
von Galen , Glüsing , Graepel , von Hammel,
Hoper , Krahn , Lengler , Müller und Nathan.

Hierauf wird der Antrag des Abg. von Galen
im Art. 9 Z. 1b . unter Ziff. 2 statt »vierzig" —
»fünfzig« zu setzen,

zur Abstimmung gebracht und mit 24 gegen7 Stimmen ab¬
gelehnt.

Es stimmen mit »ja« die Abgeordneten:
Rüdebusch , Russell , Strodthoff , Stukenborg,

Wilken , von Galen und von Hammel.
Mit »nein« stimmen:
Schildt , Schomann , Tantzen , Windmüller,

Wulff , Abels , Ahlhorn , Barnstedt , Borgmann,
Brockhaus , Bünnemeper , Bunnemann , Eilks,
Glüsing , Graepel , Hoyer , Huchting , Köhler,
Krahn , Lengler , Müller , Nathan , Oetken
und Propping.

Nachdem nunmehr noch Art. 9 §. 1 mit den beschlosse¬
nen Aenderungen zur Abstimmung gebracht und in nament¬
licher Abstimmung mit 26 gegen5 Stimmen angenommen
war, wird die Sitzung geschlossen.

Bei der letzten Abstimmung stimmten mit „ja- die Ab¬
geordneten:

Schildt , Schomann , Strodthoff , Tantzen
Wilken , Windmüller , Wulff , Barnstedt , Borg¬
mann , Brockhaus , Bünnemeper , Bunnemann,
v. Galen , Glüsing , Graepel , v. Hammel , Hoyer,
Köhler , Krahn , Lengler , Müller , Nathan , Oet¬
ken, Propping , Rüdebusch und Russell.

Mit »nein" stimmten:
Stukenborg , Abels , Ahlhorn , Eilks und

Huchting.
Der Präsident theilt sodann mit, daß der Abgeordnete

Wulff  um einen vicrzehntägigcn Urlaub gebeten habe, und
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fragt die Versammlung, ob sie ihm einen solchen bewilligen
wolle. Der Urlaub für Wulff  wird bewilligt.

Nächste Sitzung: Freitag, den 21. März d. I ., Vor¬
mittags 10 Uhr.

Tagesordnung:
1. Fortsetzung der Berathung des Entwurfs eines Ge¬

setzes für das Herzogthum Oldenburg, bctr. das Erb¬
recht, und die Uebergangsbestimmungen zu diesem
Gesetzentwurf.

2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬
thum Lübeck, betr. die Einführung kürzerer Verjäh¬
rungsfristen.

3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog¬
thum Oldenburg, betr. die Reorganisation der Jever-
scheu Ersparungscasse.

>1. Bericht des Petitionsausschuffes über die Petition der
Parzellenbesitzer der Vorwerke Ahrensböck, Hohenhorst,
Süsel und Gronenberg, betr. die Erlassung eines Ge¬
setzes wegen anderweitiger Veranlagung der Grund¬

steuer in den neu erworbenen Gebietstheilen des Für-
stenthums Lübeck.

Z. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die
Petition des H. F. Böhmcker  und Genossen
zu Bosau und Hassendorf, betr. die Aufhebung der
Genossenschaften im Grundbesitz.

6. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die
Petition des Carl Baurm erster  zu Eutin, betr.
Rechtsschutz.

7. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die
Petition der Bevollmächtigten für die Bauerschaften
Ehren, Winkum, Röpke und Angelbeck, betr. Ver¬
zögerung einer Entscheidung in Markenangelegen-
heitcn.

8. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die
Petition der Tettenser Schulachtsgenossen wegen Aende-
rung des Schulgesetzes behuf gerechterer Vertheilung
der Schullasten.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 21. März 1873.

Graepel. Köhler.
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die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Zweiunddreißigste Sitzung.

Oldenburg , den 21. März 1873 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Der Präsident eröffnen die Sitzung, und wurde das
vom Schriftführer Köhler  verlesene Protokoll der 31. Sitzung
genehmigt.

Eingegangeu war eine Petition des Amtsschlicßers I.
D . Boedeker  zu Delmenhorst, betr. Gehaltszuschlag.

An Len Finanzausschuß.
Tagesordnung:
1: Fortsetzung der Berathung des Entwurfs eines Ge¬

setzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. das Erbrecht,
und die Uebergangsbcstimmungen zu diesem Gesetzentwurf.

Laut AusschußantragsHL 33 wurden die 88- 2 und 3
des Art. 9 angenommen.

Der Antrag des Abg. Russell:
im Ausschußantrag der Majorität 6 des nach¬
träglichen Berichts hinter dem Worte „Damme" zu
setzen: „Varel und den Städten Oldenburg und Varel»
und die übrigen Worte von "Und — Schweiburg"
zu streichen,

wurde angenommen, nachdem der Antrag des Abg. Ahl¬
horn:

im Ausschußantrag der Majorität HL 6 des nach¬
träglichen Berichts hinter „Damme" zu setzen: „Stadt
und Amt Varel",

zurückgezogen worden war.
Der fernere Antrag des Abg. Ahlhorn:

im Auöschußantragder Majorität 6 des nach¬
träglichen Berichts werden die 3 letzten Zeilen: „mit
Ausnahme der Stadt - und der Landgemeinde Varel
und der Gemeinden Jade und Schweiburg" gestrichen,

war durch die Annahme des Nussell ' schen  Antrags er¬
ledigt.

Nachdem der Antrag des Abg. Barnstedt:
im Ausschußantrag der Majorität HL 34 ist unter
a. vor „Acker-, Haus- und Küchcngeräth" das Wort
»dem" zu streichen, desgleichen vor „Lcinenzcug" das
Wort „dem", desgleichen vor „Betten" das Wort
„den",

angenommen worden, wurden die Ausschnßanträge der Majori¬
tät HL 34 und HL 6 des nachträglichen Berichts mit den
getroffenen Aenderungen in folgender Fassung:

dem Art. 9 folgende Bestimmung als § . 4 hinzuzu-
fügen:

In den Aemtcrn Westerstede, Oldenburg, Delmen¬
horst, Wildeshausen, Friesoythe, Cloppenburg,
Löningen, Vechta, Damme, Barel und den Städ¬
ten Oldenburg und Varel' kann der Grundcrbe
einer zur Landwirthschaft benutzten Stelle den
Beschlag derselben gegen den abzuschätzenden vollen
Werth beanspruchen.

Dieser Beschlag besteht:
u) auS dem für die Bewirthschaftiing der Stelle

gehaltenen. Vieh, dem dafür bestimmten
Geschirr, Acker-, HauS- und Küchengeräth,
Leinenzeug und Betten,

b) aus den vorhandenen Früchten und dem
vorhandenen Dünger,

angenommen.
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Die Ausschußanträgc:
M 35:

in einem besonderen Paragraphen Folgendes zu be¬

stimmen :
»Die Entscheidung von Streitigkeiten wegen der

Abschätzung gehört ohne Rücksicht auf den Werth

des Streitgegenstandes in erster Instanz zur Zu.

ständigkeit des Amtsgerichts derjenigen Gemeinde,
in deren Mutterrvlle sich der Artikel der Grund-

erbstclle befindet " ,
und

36:

felgenden ferneren Paragraphen aufzunehmen:
»Der Grunderbe muß den Miterbcn ihren An-

thei ! vom schuldenfreien Wcrthe des von ihm

gemäß § . 4 beanspruchten Beschlages nach halb¬
jähriger Kündigung anszahlcn und bis dahin vom

Todestage des Erblassers an landesüblich ver¬
zinsen " ,

wurden angenommen.

Zu Art . 10 war der eventuell gestellte Antrag der
Minorität des Ausschusses 37:

im vierten Absätze des H. 1 die Worte : „ und ebenso
unter den Kindern desselben Bruders , sowie derselben

Schwester " zu streichen.

erledigt , da die Voraussetzung , daß das Grunderbrccht nur
unter Abkürzungen stattfinde , nicht eingewoffen.

Dagegen wurde der Antrag der Majorität des Aus¬
schusses 4t in der von derselben im Antrag M 39 be¬

antragten Fassung:

dem Art . 10 folgende Fassung zu geben:

»8 - 1 . Sind mehrere Grunderbstellen nach¬

gelassen , so tritt das Grunderbrecht nur an einer
dieser Stellen ein .«

„tz . 2 . Wenn jedoch die nachgelassenen Grund-
erbstellen theils dem Vorzüge der älteren Geburt,

theils dem Vorzüge der jüngeren Geburt unter¬
liegen , und nicht nach beiden Rechten derselbe

Miterbe zum Grunderben berufen ist , so findet
das Grunderbrecht an je einer Stelle aus beiden

Nechtsgebieten statt , so daß der nach dem Vor¬
züge der älteren Geburt Berufene eine .nach Majo¬

rat vererbende Stelle und der nach dem Vorzüge

der jüngeren Geburt Berufene eine nach Minorat
vererbende Stelle erhält ."

„Z . 3 . Wird ein Miterbe zum Grnnderben

in einem Rechtsgebiete berufen , in welchem meh¬
rere zum Nachlaß gehörige Grunderbstcllen vor¬

handen sind , so hat er die Stelle zu wählen , an
welcher er das Grunderbrecht ausüben will.

Das Alleineigenthum der erwählten Grunderb-

Protokolle . XVII. Landtag.

stelle wird erworben durch die Erklärung der
Wahl . «

„tz 4 . Werden in Gemäßheit des Z . 2 zwei

Grunderbstcllen nach Grunderbrecht vererbt , so

ist behufs Ermittelung ihres schuldenfreien Werthcs
(Art . 8 ß - 3 ) der Betrag der nachgelassenen,

aus dem übrigen Vermögen nicht gedeckten Schul¬

den von dem abgcschätzten Werthe dieser  Stellen
nach Verhältniß desselben in Abzug zu bringen «,

in namentlicher Abstimmung mit 22 gegen 8 Stimmen an¬
genommen.

Mit „ ja « stimmten die Abgeordneten:

Tantzcn , Willen , Wulff , Abels , Ahlhorn,
Barnstedt , Borgmann , Brockhaus , Eilks , Glü¬

sing , Graepel , Hoher , Huchting , Köhler , Leng-
ler , Nathan , Oetken , Prvpping , Rüdebusch,

Schildt , Schomann und Strodthoff.

Mit „ nein « stimmten die Abgeordneten:

Bünnemeyer , Bunnemann , von Galen , von

Hammel , Krahn , Müller , Russell und Stuken¬
borg.

Der Abg . Windmüllcr  war abwesend.

Der Ausschußantrag V-ü. 42:

der Landtag wolle Großhcrzogliche Staatsregierung
ersuchen , dafür Sorge zu tragen , daß die obervor¬
mundschaftlichen Behörden angewiesen werden , die
Vormünder , welche in Gemäßheit des Art . 10 des

Gesetzes , betr . das Erbrecht für ihre Pupillen eine

Grunderbstelle zu wählen haben , zu veranlassen , daß

sic diese Wahl sobald als möglich nach dem Eintritt

des Erbfalls vornehmen,

wurde angenommen.

Die Art . tl und 12 des Entwurfs wurden ange¬
nommen.

Der Art . 13 wurde gemäß Ausschußantrags der Ma¬
jorität M . 44 in folgender Fassung:

„Wenn Grundbesitz auf Abkömmlinge , Ehegatten,
Eltern oder Voreltern , Voll - oder  Halbgeschwister
oder Kinder von Voll - oder Halbgeschwistern des

Erblassers zu Miteigenthum vererbt ist, so hat die

Erbtheilung , wenn nicht eine andere Theilungs-
weise letztwillig angeordnet , oder von sämmtlichen

Miterbcn vereinbart ist , in der ^ Weise zu ge¬
schehen , daß der Grundbesitz nach vorgängigcr

Abschätzung des gegenwärtigen Werths zunächst
unter den Miterben aufgesetzt , und wenn minde¬
stens die Schätzungssumme geboten ist, dem Höchst-

bietcnden zugeschlagen , andernfalls aber zum öffent¬

lichen Verkauf gebracht wird . Eine Grunderb¬

stelle , sowie eine sonstige in demselben Artikel

der Mutterrolle befaßte , behausete Besitzung ist
16
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unter den Miterben ungeteilt für sich zum Auf¬
sätze zu bringen."

»Vormünder und Euratom ! sind an vor¬
stehende Bestimmungen nicht gebunden,"

angenommen, nachdem vorher der Antrag der Minorität des
Ausschusses-4Z 45:

den Art. 13 in obiger Fassung nur bis zu den Wor¬
ten »zu bringen" anzunehmcn,

abgelehnt worden war.
Der Art. 1t des Entwurfs wurde angenommen.
Schließlich wurde der Ausschußantrag 47:

daS Gesetz folgendermaßen zu spstematisircn.
I . Allgemeine Bestimmungen.

Artikel 1.
II . Von dem Grunderbrecht.

Artikel2—11.
III . Von der Tbeilnng des nicht nach Grnnd-

crbrecht vererbten Grundbesitzes.
Artikel 12.

IV. Von der Form der Erbverträge.
Artikel 13.

V. Schlußbestimmungen.
Artikel 14.

angenommen.
Bei dem Entwurf , bctr. die Nebergangsbestimmungeu

zum Gesetze, betr. Las Erbrecht, wurde zu Art. 12 der An¬
trag der Großherzoglichen Staatsrcgierung:

im Art. 12 Z. 2 statt »kann eine Stelle" zu setzen:
»kann eine Grunderbstelle»,

angenommen und der Artikel mit dieser Aeudcrung ange¬
nommen.

Der Art. 13 des Entwurfs wurde angenommen.
Der Ausschußantrag Va. 49:

„den Uebergangsbestimmungen noch folgende mit Art.
14 und 15 zu bezeichnende zwei Artikel hinznzufügcn:

Art. 14.
Im Verwaltungswege sind die geeigneten Ver¬

fügungen zu treffen, um vor dem — (Tag des
Inkrafttretens des Gesetzes) — die Grundbesitzer
auf das Inkrafttreten des Gesetzes besonders hin-
zuwcisen und denselben zur etwaigen Abgabe ihrer
Willenserklärungennach Art. 4 tz. 1 des Gesetzes
Veranlassung zu geben. Zur Entgegennahme
dieser Willenserklärungenkönnen auch besondere
Commiffaire bestellt werden.

Für dieses Verfahren und die vor dem (Tag
des Inkrafttretens des Gesetzes) geschehenen Ein¬
tragungen der Stellen sind Gebühren nicht zu
berechnen."

Art. 15.
»Eine bisher einem Grunderbrccht(Anerbrecht,

Sitzerbrecht) unterliegende Stelle, welche am —

(Tag des Inkrafttretens des Gesetzes) einem Pu¬
pillen,vder Cnranden gehört , gilt vorbehaltlich
der Bestimmung dcS Art. 5 ß. 2 des Gesetzes,
betr. das Erbrecht als eine Grnuderbstclle im
Sinne dieses Gesetzes bis zum Ablauf von drei
Monaten nach dem Tage, mit welchem sie in
das Eigenthum eines Disposikionssähigen gekom¬
men ist,"

wurde angenommen.
Der Präsident bestimmte die Frist zur Einbringung von

Anträgen zur zweiten Lesung des Gesetzes, betr. das Erbrecht,
wie desjenigen, betr. die Theilbarkeit des Grundbesitzes, bis
zum Mittwoch Abend.

2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfsfür das Fürsten¬
thum Lübeck, betr. die Einführung kürzerer Verjährungsfristen.

Nachdem der Antrag der Großhcrzoglichen Staatsregie¬
rung :

die Bestimmung des Act. 2 s des Entwurfs in der
Fassung der Regierungsvorlage wieder herzustellen,

abgelehnt worden, wurde der Gesetzentwurf, wie er in erster
Lesung beschlossen, in zweiter Lesung angenommen.

3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog-
thum Oldenburg, betr. die Reorganisation der Jcverschen
Ersparungscaffe.

Entsprechend dem Ansschußantragwurde der Gesetzent¬
wurf in zweiter Lesung unverändert angenommen.

4. Bericht des PetitionsansschusseS über die Petition
der Parcellenbesitzer der Vorwerke AhrenSböck, Hohenhorst,
Süsel und Gronenberg, betr. die Erlassung eines Gesetzes
wegen anderweitiger Veranlagung der Grundsteuer in Len
neu erworbenen Gebietsthcilen des Fürstenthums Lübeck.

Berichterstatter: Libg. Krahn.
Der Ansschußantrag:

die Petition der Großherzoglichen Staatsregierung zu
übergeben, mit dem Ersuchen, dieselbe möge in Er¬
wägung ziehen, ob nicht auch das Gesetz vom8. April
1851, bctr. Entschädigung für die aufgehobenen Frei¬
heiten und Begünstigungen im Beitrage zu Staats¬
und Gemcindclasten, in den durch das Gesetz vom
25. März 1870 dem Fürstenthnm Lübeck incorporirten
GebietStbcilen eiuzuführen sei; hinsichtlich der übrigen
Anträge der Petition jedoch zur Tagesordnung übcr-
zugehen,

wurde angenommen.
5. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die

Petition des H. F. Böhmcker  und Genossen zu Bosau
und Haffendors, betr. die Aufhebung der Genossenschaften im
Grundbesitz.

Berichterstatter: Abg. Tantzen.
Der Ausschußantrag:

der Landtag beschließe, Großherzogliche Staatsregle-
rung- zur Erwägung anheim zu geben, ob es erser-
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derlich erscheint, die in der Petition hervorgehobcne»
Verhältnisse durch ein Gesetz zu regeln, im übrigen
ober über die Petition zur Tagesordnung überzu¬
gehen,

wurde angenommen.
6. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die

Petition des Carl Baurmeister  zu Eutin , betr. Rechts¬
schutz.

Berichterstatter: Abg. Russell.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tages¬
ordnung übergeben,

wurde angenommen.
7. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die

Petition der Bevollmächtigten für die Bauerschaften Ehren,
Winkum, Nöpke und Angelbeck, betr. Verzögerung einer
Entscheidung in Markcnangelegenhciten.

Berichterstatter: Abg. Russell.
Der Ausschnßantrag:

in Erwägung, daß nach Erklärung des Herrn Re-
gicrungö-Commiffairs, welcher die Beschwerde wegen
Verzögerung der Entscheidung als begründet aner¬
kannte, die Petenten, wie sie angezcigt, mit ihren
gegnerischen Markcngenossen sich verglichen, wolle der
Landtag beschließen, daß die Petition für erledigt zu
erachten sei.

wurde angenommen.
8. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die

Petition der Tettenser Schulachtsgcnossen wegen Aenderung
des Schulgesetzes bchuf gerechterer Vertheilung der Schullasten.

Berichterstatter: Abg. Bün»  eine per.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle mit Bezugnahme auf den vom
Landtage in der Sitzung am 16. Decembcr v. I.
zum Lübecker Schulgesetze gefaßten Beschluß:

..die Großherzogliche Staatsregierung zu ersuchen,
ein ähnliches Gesetz- wie der Gesetzentwurf für
das Fürstenthum Lübeck für das Unterrichts- und
Erziehungswesen für das Herzogthum Oldenburg
einführen zu wollen,"

die Petition der Großherzoglichen Staatsrcgierung zur
etwaigen Berücksichtigung übergeben,

wurde angenommen.
Der Abg. Schomann  berichtete:

u) über eine Zustimmungserklärungdeö Amtsraths zu
Jever zu 20 Petitionen von Gemeinden Jeverlands,

d) über eine Petition verschiedener Wittwen in Deichs-
Hausen,

sämmtlich das Erbrecht betreffend.
Es wurde beschlossen, die Petitionen durch die Berathung

des betr. Gesetzentwurfs als erledigt anzusehen.
Ein Antrag des Abg. Abels  um Gewährung eines

14tägigen Urlaubs wurde zurückgezogen.

Nächste Sitzung: Montag den 24. März d. I ., Nach¬
mittags 4 Uhr.

Tagesordnung:
1. Bericht des Markenausschusses über den Entwurf eines

Markgcsetzes.
2. Bericht des Finanzausschusses über den Entwurf eines

Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. die
Consolidation verschiedener Anleihen des Herzogthums
Oldenburg.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Anlegung einer Chaussee von Elsfleth nach Brake und
zu Hammclwardermoor.

4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Herstellung einer Chaussee zu der zwischen Elsfleth
und Brake anzulegenden Eisenbahn-Haltestelle.

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. den
Bau von Chausseen im Amte Stollhamm.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Uebernahme der Kunststraße von Koppcrhörn nachdem
Bahnhofe Wilhelmshaven re. als Staatsweg.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. acht
Petitionen aus dem Fürstenthum Lübeck um Anleihen
aus der Landescaffe zu einem niedrigen Zinsfuß zum
Wiederaufbau ihrer durch die Sturmfluth vom 13.
November v. I . zerstörten Häuser re.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 24. März 1873.

Graepel . Propping.

16 *
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über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
DreiunddreißLgste Sitzung.

Oldenburg , den 24. März 1873 . Nachmittags 4 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Der Schriftführer Propping  verliest das Protokoll
der lenken Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
t . Petition des Amtsbotcn Hcincn  zu Friesoythe, betr.

Bewilligung der den Subalternbeamten zucrkanntcn
Theuerungszulage von 20»/» und Anrechnung der
Dauer seiner Militairdienstfahre als pensionsberech¬
tigte Zeit.

Geht an den Finanzausschuß.
2. Desgl. des Gcmcindevorstandes zu Golzwarden, Na¬

mens des Gemeinderaths daselbst, betr. Uebcrnahme
der Golzwarder Chauffeestrecken von Golzwarderwurp
bis Golzwarden und von Golzwarden bis an die
Braker Grenze als Staatschaufsee.

Desgleichen.
Der Präsident erklärt unter Zustimmung des Landtags,

es erscheine angemessen, daß der Landtag Ihrer Königlichen
Hoheit der Großherzogin zu dem am 26. d. M. eintretendcn
Geburtstage seine Glückwünsche darbringen lasse, und schlägt
vor, das Präsidium damit zu beauftragen.

Der Landtag tritt diesem Vorschläge bei.
Tagesordnung:
1. Bericht des Markenausschusses über den Entwurf

eines Markgesetzcs.
Nachdem der Antrag des Abg.,von Galen:

der Landtag wolle beschließen, auf den vorgelcgten
Entwurf nicht einzutretc/ und das Gesetz abzulehnen,

abgelchnt worden, wurde der Ausschußantrag oXL 2:

der Landtag wolle im Art. 1 tz. 2 vor dem Schluß¬
worte: „treffen" die Worte : „in bisheriger Weise«
einfügen,

angenommen und darauf Art. 1 des Entwurfs mit der be¬
schlossenen Aendcrung angenommen.

Art. 2 wird angenommen.
Zu Art. 3 stellte der Ausschuß den Antrag 5:

Streichung der Worte im Z. 1 : „zur freien Ver¬
fügung».

Dieser Antrag wird angenommen und sodann Art. 3
mit der beschlossenen Aenderung angenommen.

Der Ausschußantrag 7:
der Landtag wolle beschließen, den Art. 4 in folgen¬
der Fassung anzunehmen:

„So lange der dem Staat begleichende Antheil
an der Mark nicht ausgeschieden ist, verbleibt
es bezüglich der Benutzung der Mark, auch Sei¬
tens der Neubauer, bei dem Herkommens

wurde angenommen und damit der Art. 4 des Entwurfs be¬
seitigt.

Zum Art. 5 beantragte der Reg.- Com. Ministenälrath
Jansen  Namens der Staatsregierung:

dem Art. 5 ß. 2 folgenden Zusatz nachzufügen:
„Bei dieser Ausscheidung ist mit thunlichster Be¬
rücksichtigung der Interessen der Markgenossen zu
verfahren."

Berichterstatter Bünne meyer  stellt Namens des Aus¬
schusses den Antrag:
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im Ausschußantrag 8 zwischen de» Worten „Mark¬
genoffen« und „zu- das Wort „wesentliche« zu setzen..

Der AusschußantragM 8:
der Landtag wolle im Art. 5 tz. 2 hinter dem Worte:
„Bodengattungen" die Worte einfügen:

„in zweckmäßiger Weise, ohne das Interesse der
Markgenoffen zu verletzen,«

wird mit der vom Berichterstatter Bünnemeyer  beantrag¬
ten Abänderung angenommen, womit der Antrag der Staats¬
regierung abgelehnt ist. Sodann wird Art. 5 mit der be¬
schlossenen Aenderung angenommen.

Art. 6 wird angenommen.
Ferner wird der vom Ausschuß zu Art. 7 gestellte An¬

trag M 11:
der Landtag wolle den Z. 2 als 8- 1 voranstellen
und den Z. 1 als 8- 2 Nachfolgen lassen,

angenommen.
Der vom Neg.-Com. Ministerialrath Jansen  gestellte

Antrag:
der Antrag 12 uliusu 2 wird in folgender
Fassung zur Annahme vorgeschlagen:

Alle aus dem Berkaufe von Markentheilen
dem Staat zufließenden Einnahmen sind zunächst
zur Hebung und Förderung der bereits vorhan¬
denen oder noch zu begründenden Colonate (An¬
bauer, Neubauer re.) in deren wirthschaftlichen
Entwickelung, und insoweit sic nicht dazu erfor¬
derlich sind, zur Erwerbung von Grundstücken,
zur Förderung der Colonisation, zur Arrondirung
von Forsten, sowie zu allgemeinen landwirtbschaft-
lichen Meliorationszwecken zu verwenden,

wird abgelehnt und darauf der Ausschußantrag 12:
der Landtag wolle dem Z. 1 des Entwurfs als 8- 2
folgende Fassung geben:

8 2. Die nach §. 1 nicht zur Verwendung
kommenden staatlichen Markenantheilekönnen zur
vorübergehenden Benutzung ausgegeben oder als
nutzbares Staatsgut verwandt oder verkauft
werden.

Alle auS den Markenantheile» dem Staat zu-
fließendcn Einnahmen sind zunächst zur Hebung
und Förderung der bereits vorhandenen oder noch
zu begründenden Colonate (Anbaucr, Neubauer re.)
in deren wirthschaftlichen Entwickelung, und in¬
soweit sie hierzu nicht erforderlich sind, zu all¬
gemeinen landwirthschaftlichcn Meliorationszwecken
zu verwenden,

angenommen und Art. 7- mit den beschlossenen Aenderungen
angenommen.

Zum F. 1 deS Art. 8 stellt der Abg. Russell  den
Verbesserungsantrag:

der Landtag wolle die Worte : „jedoch darf der Be¬
trag derselben die Hälfte seines bei der Theilung der
Mark zu erwartenden Antheils nicht übersteigen, streichen.

Dieser Antrag wird abgclehnt und darauf Art. 8 des
Entwurfs angenommen.

Die Art. 9—12 incl. werden angenommen.
Ferner werden die zum Art. 13 gestellten Ausschuß¬

anträge:
16:

der Landtag wolle im 8- 1 die Worte : „auch gegen
etwaige andere Bestimmungen derselben« streichen,

äL 17:
der Landtag wolle im 8- 2 die Worte : „zwar« und
«jedoch kann . anordnen» streichen,

18:
dem §. 3 hinzuzufügen:

„widrigenfalls die Zustellung aus ihre Kosten
erfolge«,

19:
und dem 8 - 4 den Zusatz geben:

«Wird der Anordnung der Theilungsbehörde nicht
entsprochen, so kann diese den Betheiligten Be¬
vollmächtigte bestellen, welche bis zur anderweitig
beschafften Vertretung für legitimirt zu betrach¬
ten sind«,

M 20:
Streichung des 8- 5,

angenommen und sodann Art. 13 mit den beschlossenen
Aenderungen angenommen.

Zu Art. 14 wurde der Ausschußantrag ^ 22:
Streichung der Worte im Artikel 14 : „der Größe
und«,

angenommen und Artikel 14 mit dieser Abänderung ange¬
nommen.

Endlich wurden die Art. 15—22 incl. angenommen.
Der Präsident bestimmt, daß Anträge zur zweiten Lesung

dieses Gesetzentwurfs bis Donnerstag Abend einzubringen sind.
2. Bericht des Finanzausschusses über den Entwurf

eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. die
Consolidation verschiedener Anleihen des Herzogthums Olden¬
burg.

Nachdem der Antrag der Minderheit des Ausschusses:
der Landtag beschließe, den Gesetzentwurf, betr. die
Consolidation eines Theils der Schulden des Herzog¬
thums Oldenburg, im Ganzen abzulehnen,

abgelchnt worden, werden die Art. 1, 2 und 3 des Entwurfs
angenommen.
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Zum Art. 4 hatte der Ausschuß den Antrag 3.
der Landtag beschließe, in dem Art. 4 den Anfangs¬
satz bis „werden" zu streichen und dafür zu setzen:

„Zur Tilgung der im Art. 4 aufgeführten Schul¬
den sollen auch nach ihrer ganz oder theilweise
erfolgten Consvlidirung jährlich mindestens
30,000 voranschlagemäßig vorgesehen, und
soll diese Summe zur Tilgung verwandt werden,
wenn und so weit nicht der Landtag je nach der
Finanzlage des Hcrzogthnms ein Anderes be-

' schließt,"
gestellt.

Der Regierungs-Commiffair, Cammcrrath Heumann,
bringt dazu den Verbesserungsantrag:

statt des Anfangssatzeö im Art. 4 bis zu dem Worte:
„werden" zu setzen:

»Zur Tilgung der im Art. 1 aufgcführten Schul¬
den solle» auch nach ihrer ganz oder theil¬
weise erfolgten Consvlidirung jährlich mindestens
30,000 ^ von der Staatsrcgicrung in den
jedesmaligen Voranschlag der Ausgaben derLan-
dcscasse des Herzogthums ausgenommen, und soll
Liese Summe zur Tilgung verwandt werden,
wenn und soweit nicht bas jeweilige Finanzgesetz
ein Anderes bestimmt",

welcher angenommen wird , nachdem der Berichterstatter
Brockhaus  den AusschußantragM 3 zurückgezogen hatte.

Sodann wird Art. 4 mit der beschlossenen Aenderung
und die Art. 5 und 6 angenommen.

Endlich wurde der Ausschußantrag 6:
der Landtag beschließe, dem Gesetzentwurf als Art. 7
folgende Bestimmung nachzufügen:

»Sofern nicht der Landtag die Fortdauer dieses
Gesetzes beschließt, tritt dasselbe mit dem 1. Ja¬
nuar 1882 außer Wirksamkeit,"

angenommen.
Der Präsident bestimmt auch hier, daß Anträge zur

zweiten Lesung dieses Gesetzentwurfs bis Donnerstag Abend
einzubringen sind.

3. Mündlicher Bericht des Finanzansschusses, betr. die
Anlegung einer Chaussee von Elsfleth nach Brake und zu
Hammelwardermoor.

Berichterstatter: Abg. Russell.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß

1. vom Staate eine Chaussee zwischen Elsfleth und
Brake mit einer von der Gemeinde Hammelwar¬
den zu leistenden Beihülfe von 60°/« der An¬
lagekosten erbauet werde,

2. zur Herstellung einer Kunststroße zu Hammel-
wardermoor ein Zuschuß von 20°/» der wirk¬
lichen Anlagekostcu, jedoch höchstens bis zu
10,000 aus der Staatscasse gezahlt werde,

3. in den Voranschlag der Ausgaben des Herzog¬
thums für 1873/75 nachträglich aufzunchmen sei

u) als tz. 61 u. zur Anlegung einer Chaussee
zwischen Elsfleth und Brake für 1875 —
7000 «F-,

d) als §. 65 u. Zuschuß zur Herstellung einer
Kunststroße zu Hammelwardermoor für
1874 und 1875 je 5000

4. die von der Bauerschaft Lienen hergestellte Kunst¬
straße von Elsfleth nach Lienen zur ferneren,
Unterhaltung als Staatsweg übernommen werde,

wird angenommen, und ist damit der Antrag der Staats-
rcgierung erledigt.

Der Berichterstatter "Russell  berichtet über eine Peti¬
tion des Stadtmagistrats zu Brake, betr. einen Zuschuß von
40°/o der Baukosten der zum Anschluß an die künftige Staats¬
chaussee Elsfleth-Hammelwarden-Brake im Bezirk der Stadt
Brake herzustellenden Kunststraße.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wird angenommen.
4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

Herstellung einer Chaussee zu der zwischen Elsfleth und Brake
anzulcgenden Eisenbahn-Haltestelle.

Der Berichterstatter, Abg. Russell,  beantragte Na¬
mens des Ausschusses:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß als Zuschuß zu einer von Len Gemeinden Ham-
mclwardcn und Oldenbrok herzustellcndcnChaussee
mit 14füßiger Klinkerbahn, welche zur Verbindung
der beiden in der Gemeinde Hammelwarden zu bauen¬
den Chausseen dient und in der Strecke von Weser¬
deich bis an die anzulegende Eisenbahn-Haltestelle vom
Staate , in der übrigen Strecke von der Gemeinde
Hammelwarben zu unterhalten ist, in den Voranschlag
der Ausgaben des Herzogthums für 1873/75 unter
§. 65 b., und zwar für 1873 und 1874 je 4000 «L
ausgenommen werde.

Dieser Antrag, mit welchem die Staatsregierung sich
einverstanden erklärt hatte, wird angenommen.

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. den
Bau von Chausseen im Amte Stollhamm.

Berichterstatter: Abg. Russell.
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Der Ansschußantrag HL 1:

Der Landtag wolle unter den Bedingungen:
u) daß der Ausbau des ganzen mitgetheilten Chauffee-

banplans für das Amt Stollhamm, mit Ausnahme
der Chaussee in der Gemeinde Stollhamm, inner¬
halb 12 Jahren gesichert sei,

d) daß der Bau und die demnächstige Unterhaltung
der Chausseen unter Leitung und nach Anweisung
der Großherzoglichen StaatSregierung ausgesührt
werde, und

o) daß die Großherzogliche Staatsregierung zu be¬
stimmen habe, i» welcher Neihefolge die einzelnen
Cbauffeestrcckcn gebaut werden sollen,

genehmigen:
1. daß den Gemeinden im Amte Stollhamm eine

Beihülfe von 40°/° der wirklichen Baukosten,
jedoch nicht mehr als 40"/» der Anschlagssumme
von 439,000 ^ für sämmtliche Chausseen, in
der Weise zngesichert werde, daß für die Aus¬
führung des Chausseebauplansim Ganzen all¬
jährlich bis zur Vollendung nur 15,000 als
Zuschüsse zur Ausgabe kommen, und

2. daß zum K. 66 des Ausgaben-Voranschlags für
1873/75 zu diesen Zuschüssen für 1874 und 1875
je 15,000 -P nachgetragen werden,

mit welchem die Staatsregicrnng sich einverstanden erklärte,
wurde angenommen und sodann der Antrag 2 des Aus¬
schusses:

der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsregie¬
rung ersuchen, für die nächste Finanzperiode Staats¬
zuschüsse für Chaussecbaute» insbesondere für die Lan-
desthcile in Aussicht zu nehmen, welche in dieser
Finanzpcriodc wenige oder gar keine Berücksichtigung
gesunden haben,

ebenfalls angenommen.
6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

Uebernahme der Kunststraße von Kopperhörn nach dem Dahn¬
hofe Wilhelmshaven rc. als Staatsweg.

Der vom Berichterstatter, Abg. Ahlhorn,  Namens deS
Ausschusses gestellte Antrag:

der Landtag. wolle diesen Antrag ablehnen, jedoch mit
dem Ersuchen, der Wcgcgenossenschaft zu gestatten,
das halbe Chansscegeld zu erheben,

wird angenommen, und ist damit der Antrag der Staats¬
regierung erledigt.

Der Abg. Müller  stellt den dringlichen Antrag:

der Landtag beschließe:
Großherzogliche StaatSregierung zu ermächtigen,

aus den etwaigen Cassenüberschüssen dieser Finanz-
Periode zur Erbauung einer Gemeinde- Chaussee
von der Eisenbahn-Haltestelle Grüppenbühren bis
Harmenhausen und von Harmenhausen nach dem
Lösch- und Ladeplatz Bardenfleth an der Weser
einen Zuschuß von 40°/o zu gewähren, und zu¬
gleich die StaatSregierung zu ersuchen, dieselbe
wolle geeigneten Falls mit den betreffenden Ge¬
meinden darüber Unterhandlungen einleiten.

Nachdem der Abg. Müller  auf die Dringlichkeitöbe-
zeichnung dieses Antrags verzichtet, beschließt der Landtag
die Inbetrachtziehungdesselben, und ferner, daß derselbe dem
Finanzausschuß znm Bericht übergeben werden solle.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. 8
Petitionen aus dem Fürstenthnm Lübeck um Anleihen aus
der LandeScasse zu einem niedrigen Zinsfuß zum Wieder¬
aufbau von durch die Sturmfluth am 13. November v. I.
zerstörten Häusern rc.

Der Berichterstatter, Abg. Nathan,  berichtet über fol¬
gende Petitionen:

1. des Fischers und EigenkäthncrsH. Schott zu Haff¬
krug um eine Anleihe von 200 -S,

2. des Fischers und Eigenkäthners W. Brandt  da¬
selbst,

3. des Eigenkäthners und FischersA. H. Broockmann
daselbst

um gleiche Anleihen,
4. des Eigenkäthners und Fischers C. H. Prieß  da¬

selbst um eine Anleihe von 800 «P,
5. des Hamelan  zu Haffkrug- Gronenberg um eine

Anleihe von 1000 -F,
6. des Eigenkäthners, Fischers und Strandvogts H. F.

Broockmann  zu Haffkrug und
7. deö Arbeiters M. F. Töpfer  zu Neustadt

um gleiche Anleihen, und
8. des Lehrcrö P . G. Ketels  zu Haffkrug um eine

jährliche Unterstützung von 30 ^ auf 4 Jahre zur
Instandsetzung seiner durch die Sturmfluth mit See¬
gras rc. überschwemmten Wiese.

Der Ausschußantrag HL 1:
der Landtag wolle beschließen, die unter 1 bis 7 ge¬
nannten Petitionen der Staatsregierung zur etwaige»
Berücksichtigung zu übergeben,

wird angenommen und sodann der AusschußantragHL 2:
der Landtag wolle beschließen, über die Petition des
Lehrers Ketels  zu Haffkrug zur Tagesordnung über¬
zugehen,

ebenfalls angenommen.
Nächste Sitzung: Mittwoch, Len 26 . März d. I ., Vor¬

mittags 10 Uhr.



128

Tagesordnung:
Bericht des JustizauSschuffcs über den Gesetzentwurf
für das Herzogthum Oldenburg, betr. das eheliche
Güterrecht,

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung

Ahlhorn.

sowie
über den Gesetzentwurf wegen Einführung der Gesetze,
betr. das eheliche Güterrccht, betr. das Erbrecht und
betr. die Theilbarkeit der Grundbcsitznngcn.

am 26. März 1873.

Tantzen.
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XVil. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Vierunddreißigste Sitzung.

Oldenburg , den 26 . März 1873 , Vormittags 10 Uhr.
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Borfitzender : Bicepräfident Ahlhorn.

' Schriftführer Tantzen  verliest das Protokoll über die !
33. Ätzung. Dasselbe wird genehmigt.

Tagesordnung:
Bericht des Justizausschusses über den Gesetzentwurf für

las Herzogthum Oldenburg, bctr. das eheliche Güterrecht,
sowie

über den Gesetzentwurf wegen Einführung der Gesetze,
betr. das eheliche Güterrecht, bctr. das Erbrecht und betr.
die Theilbarkeit der Grundbesitzungen.

Berichterstatter: Abg. Graepel.
Der von der Minorität des Ausschusses gestellte An¬

trag 1:
daß auf die Berathung des vorgelegten Gesetzentwurfs
nicht cinzutreten sei,

wird in namentlicher Abstimmung mit 23 gegen 6 Stim¬
men abgelehnt.

Mit ,.ja" stimmen die Abgeordneten:
Borgmann , Bünnemcher , von Hammel,

Propping , Nüdebusch und Stukenborg.
Mit „nein" stimmen: ,
Willen , Windmüller , Abels , Ahlhorn , Barn¬

stedt, Brockhaus , Bunnemann,  Eilks , von Galen,
Graepel , Hoper , Huchting , Köhler , Krahn , Lcng-
ler , Müller , Nathan , Oetkcn , Russell , Schildt,
Schomann , Strodthoff und Tantzen.

Der Abg. Wulff  ist beurlaubt. Glüsing  fehlt.
Antrag 2 fällt damit als erledigt weg.
Es wird daraus in die Berathung des Gesetzentwurfs

Protokolle . XVII. Landtag.

! eingetreten, und zunächst Art. 1 angenommen, desgleichen
Antrag 4:

im Art. 2 die Worte : »soweit nicht" bis „bestimmt
ist" zu streichen und statt derselben zu setzen: »vor-
bchältlich der Bestimmungen im Art. 21".

Sodann wurde Art. 2 mit dieser Aenderung angenom¬
men; desgleichen auch Art. 3.

Zu Art. 4 sind die Anträge HL 7 und 8 gestellt. Die¬
selben lauten:

im ersten Absatz des Art. 4 die Werte : „zur Füh¬
rung des Haushalts " zu streichen und statt derselben
zu setzen: »zum Bedarf des Haushalts innerhalb ihres
häuslichen Wirkungskreises."

Antrag .XL 8 :
im ersten Absätze des Art. 4 die Worte : »soweit
nicht in denselben ein Anderes ausdrücklich bestimmt
worden ist" zu streichen und statt derselben zu setzen:
»soweit nicht mit dem Gläubiger ei» Anderes ver¬
einbart worden ist."

Beide Anträge werden angenommen; desgleichen Art. 4
mit den beschlossenen Aenderungen.

Antrag HL 10:
den Art. 5 wie folgt zu fassen:

»dem Ehemanne steht an dem eingebrachten Ver¬
mögen der Ehefrau daS Recht des Nießbrauchs
und der Verwaltung zu,"

wird angenommen. Ebenso Art. 6 und die Anträge ^ 12
und 13 des Ausschusses, welche lauten:

17



130

Antrag M. 12:
den xft 1 des Art. 7 anznnehmen,

Antrag .M 13:
den ß. 2 des Art. 7 zu streichen.

Es werden sodann die Anträge /»L. 11, 15 und 16 ange¬
nommen,

Antrag 11:
üu Art, 8 das Wort „hinsichtlich" zu streichen und
statt desselben zu setzen: „über Gegenstände",

Antrag 15:
nach dem Worte „Ehemanns" einzuschieben: „und nicht

, in gerechtfertigter Vertretung desselben. -
Antrag 16:

dem Art. tz den Satz nachznfiigen:
„die im Art. 3 H. 2 des Gesetzes vom heutigen
Tage, bekr. Las Erbrecht, gedachten Verfügungen
sind hiedurck nicht betroffen."

Die Abstimmung über Antrag l7 wird bis zur Erledigung
des Antrages -Ist ausgcsetzt und darauf Art. 9 angenommen;
desgleichen werden Antrag 19:

den Art. 10 wie folgt zu fassen:
„das Recht des Ehemannes auf den Nießbrauch
an dem eingebrachten Vermögen kann zur Be¬
friedigung seiner Gläubiger nicht herangezogen

' werden,"
und Antrag 20:

den Art. 11 zu streichen,
angenommen. Ebenso die Anträge 21 und 22. l

Antrag 2i : !
Len Eingang des §. 2 des Art. 12 bis zu den Wer - !
ten: »b. durch das Gericht" zu streichen und statt i
dessen zu setzen: . i

tz. 2. Die verfügten Maßregeln können durch das
Geruht wirser aufgehoben werden:

rr) in Folge Verzichts der Ehefrau,
6) auf Antrag" u, f. m.

Antrag 22:
den Art. 12 mit dieser Aenderuug anznnehmen,

Antrag 23:
den Art. 13 zu streichen,

wird angenommen; desgleichen Antrag 24:
im Art. 14 unter Inttr . b. statt „über den Ehemann"
zu setzen: „über die Person des Ehemannes" und die
Worte „oder über das Vermögen des abwesenden
Ehemannes" zu streichen,

und darauf Art. 14 mit der beschlossenen Aenderuug ange¬
nommen.

Nachdem dann noch Antrag 26:
den Art. 15 zu streichen,

angenommen worden war , wird die Debatte über die Art.
16 und 17 des Gesetzentwurfs eröffnet. Es sind hiezu ge¬
stellt die Anträge 27 — 32. Zunächst wird Antrag 31

von dem Antragsteller zurückgezogen und darauf Art. lg
abgelehnt, die Anträge 28 , 29 , 30 und 32 dagegen ange¬
nommen. Dieselben lauten:

Antrag 28:
lm Art. 17 K. 1 statt der Worte : „Im klebrigen
haftet der Ehemann" zu setzen: »der Ehemann haftet,«

Antrag 29:
den Art. 17 K. 1 mit dieser Acndcrnng anzunchmen,

Antrag 30:
den Art. 17 H. 2 unter Streichung des Entwurfs
wie folgt zu fassen:

„Dies gilt insbesondere auch von Len cingebrach-
ten Forderungen und Werthpapieren, sowie von
den durch den Ehemann auf den Namen der
Ehefrau belegten Capitalien. Wenn jedoch die
Ehefrau zu dieser Belegung nicht eingewilligt
oder ihre nachträgliche Genehmigung ertbeilt hat,
so ist dieselbe bei Rückerstattung des eingebrachten
Vermögens befugt, solche Forderungen oder
Wcrthpapiere zurnckznwcisen und statt derselben
den baaren Betrag zu fordern.«

Antrag 82 : -
dem Art. 17 als tz. 3 nachznfügen:

„Für die eingebrachten beweglichen Sachen, welche
bei Beendigung rer Rechte des Ehemannes nicht
rurückgegeden werden können oder durch Ab¬
nutzung eine wesentliche Wcrthverminderunger¬
litten haben, ist die Ehefrau persönlich berechtigt,
auch ohne Rücksicht ans ein Verschulden deS Ehe¬
mannes, Ersatz des Wcrthes bezw. der Werth-
vermmdcrnng zu fordern, jedoch kann sie diesen
Anspruch im Concnrse der Gläubiger des Ehe¬
mannes oder seines Nachlasses nicht geltend
machen.

Den Erben der Ehefrau gegenüber haftet der
Ehemann auch wegen Rückerstattung der einge-
brachten beweglichen Sachen nur nack der Be¬
stimmung des ß. 1."

Zn Art. 18 ist Antrag 33 gestellt:
im Art. 18 ß. 1 die Worte „soweit dasselbe nicht in
Grundbesitz besteht» zu streichen und sodann dem tz. 1
folgenden Absatz nachzufügen:

„Soweit das cingebrachte Vermögen in Grund¬
besitz besteht, findet diese Befugnis) nicht statt.
Wirb der Grundbesitz veräußert, so kann dieJn-
grossation zur Sicherung des Erlöses innerhalb
eines Jahres , von der Veräußerung angcrcchnet,
ohne Einwilligung des Ehemannes geschehen."

Derselbe wird angenommen und darauf auch Art. 18
mit dieser Aenderuug angenommen.

Hierauf werden die zu den Art. IS, 20 und 2t ge-
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stellten Anträge nach einander gleichfalls angenommen. Die¬
selben lauten

Antrag 35:
den Art. 19 des Entwurfs zu streichen und als sol¬
chen zu setzen:

„In dem Concurse der Gläubiger des Ehemannes
kann die Ehefrau die Erstattung ihres eingebrach-
ten Vermögens selbständig beanspruchen, unbe¬
schadet jedoch der fortdauernden Rechte des Ehe¬
mannes an dem, was sie aus der Masse erhält,
sofern ihm dieselben nicht gemäß Art. 12 Z. 1
entzogen worden sind."

Antrag 36:
den Art. 20 des Entwurfs zu streichen und als sol¬
chen zu setzen:

„Zu dem der Ehefrau zur eigenen Verwaltung
vorbchaltencn Vermögen gehören alle Sachen,
welche zur Bekleidung, zum Schmucke oder sonst
zum Gebrauche bloß für ihre Person bestimmt
sind.«

Antrag 37:
den Art. 21 zu streichen und als solchen zu setzen:

„K. 1. Die Ehefrau kann sich durch Vertrag ge¬
mäß der Art. 25 ff. Vermögen zur eigenen Ver¬
waltung Vorbehalten.

Z. 2. Außerdem gehört zu dem vorbehaltenen
Vermögen:

u) was die Ehefrau sich mit dem vorbehalte¬
nen Vermögen erwirbt;

d) was sie unter Widerspruch des Ehemannes
erwirbt;

o) was sie während der Ehe re. wie K. l e.
des Entwurfs.

Hierauf wird Antrag 38:
die Bezeichnung „tz. 1« und den H. 2 des Art. 22
zu streiche!!,

zur Abstimmung gebracht und angenommen; ebenso Art. 22
mit dieser Acnderung, Art. 23, Art. 23 und 25.

Nachdem dann Antrag 33:
dem Art. 8 als 8. 2 hinzuzusügcn: „Wenn eine
Ehefrau mit Einwilligung des Ehemannes selbständig
einen Erwerbszweig betreibt, so kann sic innerhalb
desselben über ihr eingcbrachtes Vermögen verfügen,"

angenommen war, wird auch der Art. 8 mit den getroffenen
Aendcrungen angenommen.

Antrag 33:
den Art. 26 des Entwurfs zu streichen und als sol¬
chen zu setzen:

„Vereinbarungen, welche' den Forschriften des
Art. 8 ß. 1, der Art. 9 und 23 zuwiderlaufcn,
sind nicht statthaft,"

wird zur Abstimmung gebracht und angenommen. Ebenso
die Art. 27—30 des Entwurfs.

Zu Art . 31 sind die Anträge 36 und 37 gestellt:
Antrag 36:

im ersten Absätze des tz. 2 des Art. 31 statt der
Worte : „von jedem Theile die gerichtliche Aufhebung
der Gemeinschaft beansprucht werden« zu setzen: „auf
Antrag eines jeden Theiles die Aufhebung der Ge¬
meinschaft vom Gerichte erkannt werden."

Antrag 37:
mit dieser Aenderung den Art. 31 anzunehmen.

Beide Anträge werden angenommen; desgleichen die zu
Art. 32 gestellten Anträge .4L 38 und 39, welche lauten:

Antrag 38:
den letzten Satz im K- 1 des Art. 32 zu streichen
und statt desselben zu setzen:

„Dabei kommt der Art. 17 zur Anwendung."
Antrag 39:

mit dieser Aenderung den Art. 32 anzunehmen.
Art. 33 wird angenommen. Ebenso

Antrag 51:
den tz. 2 des Art. 33 zu streichen und den Z. 3 als
8- 2 zu bezeichnen,

und Antrag 52:
mit dieser Aenderung den Art. 33 anzunehmen.

Die zu Art. 35 gestellten Anträge 53 — 57 werden
darauf nach einander angenommen. Dieselben lauten:

Antrag 53:
im Z. 1 des Art. 35 statt der Worte „in das che-
rechtüche Register" zu setzen: „in das bet jedem Amts¬
gerichte zu führende chcrechtliche Register (Art. 58)" .

Antrag 53.
im tz 2 Abs. 1 die Schlußworte: „und gemäß Art. 13
ß. l bekannt gemacht werden« zu streichen und statt
derselben zu setzen: «und mittelst cinwöchigen Anschlags
an dem für obrigkeitliche Bekanntmachungen bestimm¬
ten Orte in der Gemeinde, in welcher der Ehemann
wohnt oder seinen letzten'inländischen Wohnsitz gehabt
bat, auch mittelst einmaliger Einrückung in die Olden-
burgischen Anzeigen bekannt zu machen".

Antrag 55:
im K. 2 dem Absätze3 nachzüfügcn:

„Leben die Eheleute von einander getrennt, so
ist die Wiederholung der Eintragung erst binnen
6 Wochen nach ihrer Wiedervereinigungerfor¬
derlich".

Antrag 56:
den 8- 3 des Entwurfs zu streichen und als solchen
zu setzen: „Die vertragsmäßige oder gerichtliche Auf¬
lösung der Gemeinschaft ist in das chcrechtliche Re¬
gister einzutragen und gemäß ß - 2 bekauut zu machen.
Die Wirksamkeit derselben beginnt dritten Personen

17*
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gegenüber erst mit dem Zeitpunkte, in welchem die Ein¬
tragung und Bekanntmachung in vorgeschriebener Weife
geschehen und der dritte Tag nach dem Datum der
Oldenburgischen Anzeigen, in welchen die Eintragung
erfolgte, verstrichen ist" .

Antrag 37:
den Art. 33 mit den beschlossene» Aendenmgen an¬
zunehmen. ^

Nachdem darauf noch Antrag M 58 dahingehend: !
den Art. 36 des Entwurfs zu streichen und als sol- !
chen zu setzen: >

„Die Vorschriften der Art. 31, 33, 34 und 35 !
sind überhaupt maßgebend für alle Verträge, !
durch welche das eingebrachte Vermögen für die!
Verbindlichkeiten des Ehemannes haftbar gemacht'
wird.« !

angenommen war, wird die Sitzung geschloffen. i
Nächste Sitzung Donnerstag den 27. März d. I ., Vor- j

mittags 10 Uhr. ^
Tagesordnung: !

1. Fortsetzung der Berathung des Gesetzentwurfs für das i
Herzogtum Oldenburg, betr. das eheliche Güterrecht, ^

sowie !
des Gesetzentwurfs wegen Einführung der Gesetze, !

betr. das eheliche Güterrecht, betr. das Erbrecht und
betr. die Theilbarkeit der Grundbcsstzungen.

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Anstellung eines Hochbautcchnikers.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Stadtmagistrats zu Oldenburg, betr. die
Erhöhung des Staatszuschusscs für die Realschule
daselbst.

4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. den
Abbruch des ehemals Frehc' schen Hauses in Olden¬
burg.

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Nach-
bcivilligung von 1000 -F zu Z. 132 des Voranschlags
der Ausgaben des Herzogthums Oldenburg.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Ent¬
schädigung an die Mühlenbcsitzer zu Eckborst und
Stockelsdorf im Fürstenthum Lübeck.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschussesüber die
Petition der quiescirten Beamten des Fürstenthums
Birkenfeld, betr. die Ausdehnung des Gesetzes über
die Erhöhung der Bcamten-Gehaltc auf die Ruhe¬
gehalte der dermaligen Pensionäre.

8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition mehrerer in Ruhestand befindlicher Staats¬
diener um Erhöhung ihrer Pension.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 27. März 1873.

Ahlhorn . Köhler.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Grohherzogthnms Oldenburg.
FünfunddreißigsteSitzung.

Oldenburg , den 27. März 1873.  Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Präsidenten
wurde das vom Schriftführer Köhler  verlesene Protokoll
der 34. Sitzung genehmigt.

Der Präsident theilte den Dank Ihrer Königlichen Ho¬
heit der Frau Großherzogin für die Ihr seitens des Land¬
tags zum Geburtstag dargebrachtcn Glückwünsche mit.

Eingegangen waren:
1. Ein Schreiben der Großherzoglichcn Staatsregierung,

betr. nachträgliche Bewilligung von 4200 »P zu tz. 53
des Voranschlags der Ausgaben des FürstcnthumS
Lübeck zur Wiederherstellungder durch die Sturm-
fluth vom t3 . Nov. v. I . verursachten Beschädigun¬
gen an Bauwerken, Wegen re.

An Len Finanzausschuß.
2. Desgleichen, betr. den Entwurf eines Gesetzes für das

Herzogthum Oldenburg, wegen weiterer Aenderung
deS Gesetzes vom 28. Juni 1858, betr. die Gebühren
in bürgerlichen Rechts- und in Strafsachen.

Soll in pleno berathen werden.
3. Desgleichen, betr. den Abschluß eines StaatsvertrazeS

mit Bremen wegen Abänderung des Vertrages vom
4. Januar 1854 wegen Hoheits- und EigenthumS-
greuzen, sowie wegen der Strombauten und sonstigen
Verhältnisse auf und au der Weser in der Strecke
von der Moorlosen Kirche bis zur Ausmündung der
Lesum. — An den Finanzausschuß.

4. Bericht des ständigen Landtagsausschuffes über seine
Thätigkeit während der Finanzperiode 1870/72.

J-ä a-etu.

5. Selbständiger Antrag des Abg. Propping,  betr.
Staatszuschuß zu der Chaussee von Wiefelstede nach
Oldenburg.

An den Finanzausschuß.
Der Vicepräsident Ahlhorn  übernahm den Vorsitz.
Tagesordnung:
I. Fortsetzung der Berachung des Gesetzentwurfs für

das Herzogthum Oldenburg, betr. das eheliche Güterrechk,
sowie

des Gesetzentwurfs wegen Einführung der Gesetze, betr.
das eheliche Güterrccht, betr. das Erbrecht und betr. die
Theilbarkeit der Grundbesitzungen.

Zu Art. 37 wurden die Ausschußanträge:
HL 59:

im K. 1 Abs. 2 des Art. 37 zwischen die Worte
„hinaus" und „freiwillig" einzuschieben: „aus den
Auskünften,"

und HL 60:
den Z. 2 des Entwurfs zu streichen und als solchen
zu setzen:

„Wenn der Ehemann verarmt und sich selbst zu
unterhalten nicht im Stande ist, so muß die
Ehefrau auch mit dem Stamm ihres Vermögens
zunächst des eingebrachten Vermögens, für seinen
Unterhalt sorgen",

angenommen und der Artikel mit diesen Aenderungen«»ge¬
nommen.

Art. 38 des Entwurfs wurde angenommen.
Zu Art. 39 wurden die Ausschußanträge:
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HL 63:
den H, 1 des Art. 39 zn streichen,

HL 64:
im Z. 2 den Eingang: 2 die Ehefrau ist" zu
streichen und statt dessen zu setzen:

„tz. 1. Wird über den Ehemann oder über das
Vermögen des abwesenden Ehemannes eine Cu-
rate! verhängt, so ist die Ehefrau" w.,

und HL 63:
den Eingang des Z. 3 bis zu dem Worte: „führt"
zu streichen und statt dessen zu setzen:

„Wenn der Ehefrau die Curatei über den Ehe¬
mann oder das Vermögen des abwesenden Ehe¬
mannes übertragen wird und dieselbe" rc.,

nachdem der Berichterstatter, Abg. Graepel,  mitgctheilt,
daß im Abklatsch im Anträge HL 65 die Worte --über den
Ehemann oder" irrthümlich ausgelassen seien, angenommen
und der Artikel mit Liesen Aendcrungen angenommen.

Zu Art. 40 wurden die Ausschußanträge:
HL 67:

im K. 1 des Art. 40 die Anführung: „Art. 7 tz. 2--
zu streichen

und HL 68:
im H. 1 zwischen die Worte „Wohnorts" und „zu¬
ständig" kinzuschaltcn: „ohne Rücksicht auf den Werth
des Streitgegenstandesin erster Instanz--,

angenommen und der Artikel mit diesen Aenderunge» ange¬
nommen.

Zu Art. 41 wurde der Antrag der andern Minder¬
heit HL 71:

den §. 2 des Art. 41 zu streichen,
abgelehnt;

dagegen der Antrag der Mehrheit M 72:
den Art. 41 anzunchmen,

angenommen und war dadurch der Antrag der einen Min¬
derheit HL 70:

den Art. 4 t zu streichen,
erledigt.

Der Art. 42 wurde in der im Ansschußantrage HL 73
beantragten Fassung:

8- 1- Durch die Verheirathnng einer Minder¬
jährigen hört das Erfordernis ihrer Bevormundung
bezw. die natürliche Vormundschaft ihres Vaters nicht
auf.

Z. 2. Der Ehemann einer Minderjährigen erhält
das Recht der Verwaltung ihres eingebrachten Ver¬
mögens, wenn nicht andere Vereinbarungen getroffen
sind, erst mit dem Eintritt ihrer Volljährigkeit und
hat bis dahin nur die Auskünfte desselben, soweit
nicht ein Nießbrauch entgegensteht, zu beanspruchen,

angenommen.

Zu Art. 43 wurde der Antrag der Mehrheit des Aus¬
schusses HL 7S:

den Satz des Entwurfs als H. 1 zu bezeichnen und
als Z. 2 uachzusügen:

„Veräußerungen von beweglichen Sachen, welche
Lurch puvtL vonstituti xossessorii unter den
Eheleuten vorgenannten werden, erlangen gegen
einen Dritten erst dann rechtliche Kraft , wenn
seit der Jngroffation (8- 4 der Hppvthekenord-
nung) zwei Jahre verflossen sind--,

angenommen und war damit der Antrag der Minderheit des
Ausschusses 74:

den Art. 43 anzunchmen,
erledigt.

Zu Art. 44 wurden der Antrag des Abg. Bunne-
mann:

die Worte unter d. des 8« 4 des Art. 44 zu strei¬
chen und an deren Stelle folgende Bestimmung zu
setzen:

„beim Zusammentreffen mit Eltern, Voreltern,
Voll- oder Halbgeschwistern oder Kindern von
Voll- oder Halbgeschwiftern oder entfernten Sei-
tenverwandtenbis znm sechsten Grade einschließ¬
lich den lebenslänglichen Nießbrauch. Bei Ein¬
gehung einer zweiten Ehe hört der Nießbrauch
aus und erhält der überlebende Ehegatte den
vierten Theil

uud der eventuelle Antrag desselben Abgeordneten:
zu lr. im ß. 4 des Artikels 44 folgenden Znsatz zu
treffen:

„insoweit jedoch der Nachlaß aus Grundstücke»
besteht, den lebenslänglichen Nießbrauch. Bei
Eingehung einer zweiten Ehe hört der Nießbrauch
auf und erhält der überlebende Ehegatte den
vierten Theil des Werthcs--,

abgelehnt.
Der Antrag der Minderheit des Ausschusses HL 76:

im 8 1 des Art. 44 die Sätze unter lutr . w, b.
und o. zu streichen und dafür zu setzen:

u) beim Zusammentreffen mit Abkömmlingen den
vierten Theil, beim Zusammentreffen mit mehr
als drei Abkömmlingen aber einen Kindcsthcil;

d) beim Zusammentreffenmit Eltern , Voreltern,
Voll- oder Halbgeschwiftern oder Kindern vo»
Voll- oder Halbgeschwiftern den dritten Theil;

v) beim Zusammentreffen mit sonstigen Verwandten
bis zum sechsten Grade einschließlich die Hälfte;

ä) in allen andern Fällen das Ganze,
kam mit Zustimmung des Landtags getrennt zur namentlichen
Abstimmung.

Der erste Theil bis lütr . u. einschließlich wurde mit 19
gegen 14 Stimmen abgelehnt.



Mit „nein" stimmten die Abgeordneten:
Barnstedt , Borgmann , Brock Haus , Bün ne¬

uester , von Galen , Glüsing , Graepel , von Ham¬
mel,  Hop er , Köhler , Krahn , Lengler , Müller,
Propping , Rüdcbusch , Russell , Schomann , Stu¬
kenborg und Windmüller.

Mit "ja " stimiiiten die Abgeordneten:
Abels , Ahlhorn , Bunnemann , Erlks , Huch¬

ting , Nathan , Octken , Schildt , Strodthosf,
Tantzen und Willen.

Der Abg.  Wulff war beurlaubt.
Der zweite Theil , die Ditr. !).—6., wurden mit 18

gegen 12 Stimmen abgelehnt
Mit „nein" stimmten die Abgeordneten:
Barnstedt , Borg mann , Brockhaus , Bünns-

meyer , Glüsing , Graepel , von Hammel , Hoher,
Köhler , Krahu , Lengler , Müller , Propping,
Rüdcbusch , Schomann , Stukenborg , Windmüller
und Ahlhorn.

Mit „ja„ stimmten die Abgeordneten:
Bunne mann , Eilks , von Galen , Huchting,

Nathan , Octken , Russell , Schildt , Strodthosf,
Tantzen , Willen und Abels.

Sodann wurde der Art. 14 de-s Entwurfs gemäß An¬
trag der Mehrheit deS Ausschusses Hst. 78 angenommen.

Zn Art. 45 wurde der Antrag der Minderheit des Aus¬
schusses HL 79:

Len tz. 1 des Art. 45 zu streichen und als solchen
zu setzen: „Der Pflichttheil des überlebenden Ehe¬
gatten besteht in der Hälfte seines gesetzlichen Erb-
theils",

in namentlicher Abstimmung mit 19 gegen 11 Stimmen ab¬
gelehnt.

Gegen den Antrag stimmten die Abgeordneten:
von Galen , Glüsing , Graepel , von Hammel,

Hoher , Köhler , Krahn , Lengler , Müller , Nathan,
Propping , Nüdebusch , Russell , Schomann , Stu¬
kenborg , Windmüller , Barnstedt , Brockhaus und
Bünnemeyer.

Für denselben stimmten die Abgeordneten:
Eilks , Huchting , Oetken , Schildt , Strodt-

hoff , Tantzen , Wilken , Abels , Ahlhorn , Borg¬
mann und Bunnemann.

Der Antrag der Mehrheit des Ausschusses 81:
den Art. 45 anzunchmen,

wurde angenommen.
Die Artikel 46 und 47 des Entwurfs wurden ange¬

nommen.
Zu Art. 48 wurde der Antrag der Minderheit deS Aus¬

schusses 83:
im K. i des Art. 48 das Wort : „minderjährigen"
zu streichen,

in namentlicher Abstimmung mit 25 gegen 5 Stimmen ab¬
gelehnt.

Mit „nein" stimmen die Abgeordneten:
Glüsing , Graepel , Hoher , Huchting , Köhler,

Krahn , Lengler , Müller , Nathan , O etken , Prop¬
ping , Rüdebusch , Schildt , Schomann , Strodt-
hoff , Tantzen , Wilken , Wind müller , Abels,
Ahlhorn , Barnstedt , Borg mann , Brockst aus,
Bunnemann und Eilks.

Mit „ja" stimmten die Abgeordneten:
von Galen , von Hammel , Russell , Stuken¬

borg und Bünnemeyer.
Der Antrag derselben Minderheit 8t:

den 8 - 3 zu streichen und als solchen zu setzen:
„Der Nießbrauch endigt mit der Wiederverhei-

, rathung des überlebenden Ehegatten",
wurde abgelehnt, dagegen der Antrag der Mehrheit, event.
des ganzen Ausschusses UVS 86:

dem tz. 3 des Entwurfs den Satz nachzufügen:
--Außerdem endigt der Nießbrauch der Wittwe
durch die Wiedcrverheirathuug",

angenommen, und der Art. 43 mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Nächste Sitzung: Nachmittags 4 Uhr.
Tagesordnung: Fortsetzung.

Vorgelcsen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 28. März 1873.

Graepel. Propping



die Verhandlungen
des'

XVil. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Sechsrniddreisiigste Sitzung.

Oldenburg , den 27 . März 1873 . Nachmittags 4 Uhr.

Vorsitzender: Vicepräsident Ahlhorn.

Tagesordnung:
1. Fortsetzung der Berathung des Gesetzentwurfs für

das Herzogthum Oldenburg, betr. das eheliche Güterrecht,
sowie

des Gesetzentwurfs wegen Einführung der Gesetze, betr. das
eheliche Güterrecht, betr. das Erbrecht und betr. die Theil-
barkeit der Grundbesitzungen.

Art. 49 des Entwurfs wird angenommen.
Zum Art. 50 hatte der Ausschuß die Anträge

XL 89:
im 8- 1 des Art. 50 statt der Worte : »der vber-
vormundschaftlichcn Beaufsichtigung" zu setzen: »der
Aufsicht und den Anordnungen der Obervormund¬
schaft--,

XL 90:
Len K. 2 zu streichen,

XL 9t:
im 8- 3 die Worte : „durch die Umstände einer neuen
Ehe" zu streichen,

XL 92:
im 8- 3 die Schlutzworte des ersten Absatzes: »und
kann sowie den zweiten Absatz zu streichen und
dafür zu setzen:

»und kann der Wittwe auch die Stellung einer
Mißbräuchlichen Caution auferlegt und nöthigen-
falls die Verwaltung des Vermögens entzogen
werden. Im letzteren Falle sind ihr indeß die

Auskünfte des Vermögens nach Abzug der Kosten
der anderweitigen Verwaltung auszukehren--,

gestellt.
Diese Anträge wurden angenommen und sodann Art. 50

mit Len beschlossenen Aenderungcn angenommen.
Gemäß Ausschußantrag XL 94 wurde der Art. 5 t ge¬

strichen.
, Art. 52 wurde angenommen.

Der vom Ausschuß zum Art. 53 gestellte Antrag XL 96:
im Art. 53 statt der Worte : ins Herzogthum ein¬
ziehen-- zu setzen: »im Herzogthum ihren Wohnsitz
nehmen--,

wurde angenommen und darauf Art. 53 mit der beschlossenen
Aenderung angenommen.

Art. 54 wurde ebenfalls angenommen.
Zum Art. 55 stellte der Abg. Hoyer  den genügend

unterstützen Vcrbefferungsantrag:
der Landtag wolle beschließen, im Art. 55 8 t statt
»6 Wochen" »3 Monate« zu setzen,

welcher angenommen wurde.
Der Ausschußantrag 99:

im tz. 1 des Art. 55 den Satz : »Hierbei müssen die
Rechte, deren Erhaltung beansprucht wird , einzeln
und bestimmt bezeichnet werden-- zu streichen,

wurde ebenfalls angenommen und Art. 55 mit den beschlosse¬
nen Aenderungen angenommen.

Ferner wurde der zum Art. 56 gestellte Ausschußantrag
XL 101:

im Art. 56 die Worte : „einer größeren Verhaftung,
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als der Art. 11 bestimmt, unterworfen ist" zu streichen
und dafür zu setzen: »verhaftet ist",

angenommen und der Art. 56 mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Zum Art. 58 stellte der Abg. Barnstedt  den Antrag:
dem §. 2 folgenden Satz nachzusügen:

„Die Amtsgerichte können allgemein bestimmen,
daß diese Bekanntmachungen außer in die Oldcn-
burgischen Anzeigen auch noch in ein Lokalblatt
cingernck! werden. In diesem Falle ist alljähr¬
lich im Deeember bekannt zu machen, in welches
Blatt solche Einrückung erfolgen soll".

Derselbe wurde aber vom Antragsteller zurückgezogen
und darauf die Art. 57 und 58 angenommen.

Sodann wurde zur Berathung des Gesetzentwurfs wegen
Einführung der Gesetze, betr. das eheliche Gütcrrccht, betr.
das Erbrecht und betr. die Thcilbarkcit der Gruudbesitzungen,
übergegangen und Art. 1 des Entwurfs angenommen.

Zum Art. 2 wurde der Ausschußantrag 105:
den §. 4 des Art. 2 zu streichen,

angenommen und darauf der Antrag der Staatsrcgierung:
im Art. 2 deö Einführungsgesetzes nach §. 3 folgen¬
den neuen Paragraphen einznschalteu:

»Durch die Vorschrift des K. 1 werden ferner
nicht berührt die Bestimmungen unter 5 der
Negicrungsbekanntmachung vom 3. Mai/26 . Juni
18l7 , betr. Auszug aus dem Territorial - Aus-
gleichungs- und Cessionövertrage in Beziehung
auf die gemischten Kirchspiele Damme, Neuen-
kircheu, Twistrigen und Goldenstedt."

»Aus die dort bezeichueten, zu hiesigen Stellen
gehörigen, in der Provinz Hannover belegenen
Grundstücke finden die im Art. 1 befaßten.Ge¬
setze Anwendung",

ebenfalls angenommen und sodann Art. 2 mit den beschlosse¬
nen Aenderungen angenommen.

Die Art. 3—5 werden angenommen.
Zum Art. 6 wurde der Ausschußantrag 108:

den §. 1 des Art. 6 zu streichen und als solchen zu
setzen:

„Vertragsmäßige Rechte der Ehegatten bleiben
den bisherigen Rechten gemäß in Gültigkeit",

und ferner im K. 2 die Worte : »unter der im 8- 1
gedachten Beschränkung" zu streichen,

angenommen und Art . 6 mit der beschlossenen Aenderung
angenommen.

Art. 7 wurde angenommen, Art. 8 gestrichen.
Der AusschußantragM . 112:

dem Art. 9 folgenden Absatz nachzufügen:
„Für diese Eintragung , sowie auch für das im
Art. 6 Z. 2 gedachte gerichtliche Verfahren sind
Gebühren nicht zu berechnen",

Protokolle . XVII. Landtag.

wurde angenommen und sodann Art. 9 mit dieser Aenderung
angenommen.

Endlich wurde Art. 10 gestrichen und darauf Art. 11
angenommen.

Der Viceprästdent bestimmt, daß Anträge zur zweiten
Lesung dieser Gesetzentwürfe dis Sonntag Abend beim Präsi¬
denten einzureichen sind.

Präsident Graepel  übernimmt den Vorsitz.

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Anstellung eines Hochbautechnikers.

Der vom Berichterstatter, Abg. Ahlhorn,  gestellte Aus¬
schußantrag:

der Landtag wolle sich mit der Anstellung eines Hoch¬
bautechnikers außerhalb deö Regulativs und der für
diesen Zweck beabsichtigten Verwendung des vacant
werdenden Gehalts des abgehenden Hülfsbeamten der
Hochbaudirection einverstanden erklären,

wurde angenommen.
3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition des Stadtmagistrats zu Oldenburg, betr. die Erhö¬
hung des Staatszuschusses für die Realschule daselbst.

Berichterstatter: Abg. Ahlhorn  und Abg. Prop-
ping.

Der Antrag der Majorität des Ausschusses:
der Landtag wolle beschließen, die Petition der Groß-
herzoglichen Staatsrcgierung zu übergeben und in
Veranlassung der Petition die Großhcrzogliche Staats¬
regierung zu ermächtigen, die an die Bewilligung des
Staatszuschusscs von 1500 geknüpften Bedingun¬
gen dahin abzuändern, daß

zu 3 s . statt „bis zu 6 gesetzt werde: „bis
zu 12 -F ",

und
zu 3K. statt „um einen Beitrag bis zu 3 »F

jährlich erhöht werden darf« gesetzt werde:
»um einen Beitrag bis zu 9 ^ jährlich erhöht
werden darf",

im Uebrigen aber die Großhcrzogliche Staatsregierung
zu ersuchen, die Petition unberücksichtigtzu lassen,

wurde angenommen, womit der Antrag der Minorität:
der Landtag wolle beschließen, die Petition der Groß-
herzoglichen Staatsrcgierung zu übergeben und in
Veranlassung der Petition die Großherzogliche Staats-
regiernng zu ermächtigen, den Zuschuß für die Real¬
schule um jährlich 1500 -<K zu erhöhen, unter der
Bedingung, daß die unter 3 ». und k. der Bestim¬
mungen zu Z. 91  der Ausgaben des Herzogthums
cingcräumte Defnguiß zur Erhebung eines höheren
Schulgeldes für auswärtige Schüler in Wegfall komme,

abgelehnt war.
18



4 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . den
Abbruch des ehemals Frepc ' schen  Hauses zu Oldenburg.

Berichterstatter : Abg . Propping.
Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß der aus dem Abbruch des ehemals F re pe ' scheu
Hauses zu erzielende Erlös , sowie eine aus der Staats-
gutscapitalicncaffe zu entnehmende Summe von
1500 zur Durchführung einer Straße von der
Mühlcnstraße nach dem Posthause verwendet werde,

wurde angenommen.
5 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr.

Nachbewilligung von 1000 -F zu 8 . 132 des Voranschlags
der Ausgaben des Herzogthums Oldenburg in Betreff der
Vorwerksgcbäude zu Mittclgarms.

Der vom Berichterstatter Propping  Namens des Aus¬
schusses gestellte Antrag:

der Landtag wolle beschließen , zum 8 - 132 des Vor¬
anschlags der Ausgaben des Herzogthums an Bau¬

kosten 1000 «P , und zwar 500 pro 1873 und
500 ^ pro 1874 , nachzubewilligen in der Voraus - !
setzung , daß diese mehrbewilligten 1000 von den
Pächtern gleichfalls mit 2 '/ 2 V0 jährlich verzinst werden,

wurde angenommen.
6 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr.

Entschädigung an die Mühlenbcsitzer zu Eckhorst und Stockels¬
dorf im Fürstenthum Lübeck.

Berichterstatter : Abg . Nathan.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle beschließen , in Erwägung , daß die
vorliegende Frage zweifelhafter Natur ist und der
Provinzialrath des Fürstenthums Lübeck sich gutacht¬
lich noch nicht geäußert hat , die zur Zahlung einer
Entschädigung an die Mühlcnbesitzer zu Eckhorst und
Stockelsdorf zu 8 - 53 des Ausgaben - Voranschlags
des Fürstenthums Lübeck für 1873 beantragten 2000 «F
zur Zeit nicht zu genehmigen , . !

wurde angenommen , und ward damit der Antrag der Staats-
regicrung abgelehnt.

7 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition der quiescirten Beamten des Fürstenthums Birken¬
feld , betr . die Ausdehnung des Gesetzes über die Erhöhung
der Beamten - Gehalte auf die Ruhegehalte der dermaligen
Pensionaire.

Berichterstatter : Abg . Brockhaus.
Der Ausschußailtrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wurde angenommen.
8 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition mehrerer in Ruhestand befindlicher Staatsdiener um
Erhöhung ihrer Pension.

Der Berichterstatter , Abg . Russell,  beantragt Namens
des Ausschusses:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen.

Dieser Antrag wurde angenommen.
Nächste Sitzung : Freitag , den 28 . März 1873 , Mor¬

gens 10 Uhr.

Tagesordnung:
1 . Zweite Lesung des Entwurfs einer revidirten Ge¬

meindeordnung für das Herzogthum Oldenburg,
mit den Anträgen des Ausschusses , der Groß-
herzoglichen Staatsregierung , des Abg . Prvp-
ping  und des Abg . Ahlhorn.

2 . Erste Lesung der Gesetzentwürfe , betr . Abänderung
des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom
28 . Juni 1858 , betr . die Gebühren in bürgerlichen
Rechts - und in Strafsachen,

und

der mündliche Bericht des Petitionsausschusses über
die Petition der Nechnungssteller in den Aemtern
Berne , Elsfleth und Brake , betr . Abänderung des
Gebührengesetzes vom 28 . Juni 1858.

Vorgelescn , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 28 . März 1873.

Graepel . Tantze « .
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über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Siebenunddreißigste Sitzung.

Oldenburg , den 28. März 1873. Vormittags 10 Uhr.

- -— --

Verfitzender : Präsident Graepel.

Der Schriftführer Propping  verliest das Protokoll,
über die 35. Sitzung, desgleichen Schriftführer Tantzcn
das Protokoll über die 36. Sitzung. Beide Protokolle werden
genehmigt.

An Eingängen werden angezeigt:
1. eine Petition des Vorstandes und Ausschusses der

höheren Volksschule zu Rodenkirchen um Erhöhung
des Zuschusses des Staats für diese Schule.

Wird an den Finanzausschuß abgegeben.
2. folgender Antrag des Abgeordneten Bergmann:  .

„der Landtag wolle beschließen, die Regierung zu
ermächtigen, zu einer Chaussee von Edewecht
über Altenoythe, Friesoythe, Neuscharrel, Rams¬
loh, Strücklingen, Barßel, in Apen an die
Eisenbahn anschließend, einen Staatszuschuß bis
zu 50°/« aus etwaigen Kassenüberschüssen dieser
Finanzperiode zu verwenden".

Motive.
Die jämmerlichen, ja stellenweise lebensgefährlichen Ver¬

kehrsverhältnisse im Amte Friesoythe sind notorisch. Abhülfe
ist dringend Noch und kann eine solche in radikaler Weise
nur durch die bezeichnte Chausseeanlage geschaffen werden,
die einestheils sämmtliche Gemeinden unter sich, anderntheils
den Amtsbezirk in Apen und Zwischenahn mit der Olden¬
burg-Leerer Eisenbahn und somit mit der übrigen Welt in
Verbindung bringt.

Ebenso notorisch als die schlechten Verkehrsverhältnisse
ist die Armuth des Amts Friesoythe und ist deshalb ein
außergewöhnlich hoher Staatszuschuß umsomehr gerechtfertigt,

als das Amt Friesoythe zu allen bisher auf Staatskosten
oder mit Staats -Zuschuß gebauten Chausseen beigetragen
hat, selbst aber immer leer ausgegangen ist.

Die Versammlung beschließt die Jnbetrachtnahme dieses
Antrages und verweist denselben an den Finanzausschuß.

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Entwurfs einer revidirten Ge¬

meindeordnung für das Herzogthum Oldenburg, mit
den Anträgen des Ausschusses, der Großherzoglichcn
Staatsregicrung, des Abgeordneten Propping  Und
des Abgeordneten Ahlhorn.

Berichterstatter: Abgeordneter Barnstedt.
Der Antrag 2 des Ausschusses:

Artikel3 §. 5 Abs. 1 wie folgt zu fassen:
„Wird in Folge einer Veränderung von Gemeinde¬
bezirken eine Auseinandersetzungzwischen den
betheiligten Gemeinden nothwendig, so ist die¬
selbe nach vorgängiger Anhörung und versuchter
Verständigung im Verwaltungswege zu be¬
wirken",

wird angenommen, desgleichen der daraus zur Abstimmung
gebrachte Antrag der Staatsregierung zu Artikel9 des Ent¬
wurfs:

den Artikel9 8-4 in folgender Fassung anzunehmen:
„die Gemeinden sind zu allen Leistungen und
Einrichtungen verpflichtet, welche zur Erreichung
der Gemeindezwecke erforderlich sind oder ihnen
nach Gesetz und Herkommen obliegen und können
zur Erfüllung dieser ihrer Verpflichtungen im

18*
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Verwaltungswege angehalren werden, unbeschadet
des Art. 48 des Staatsgrundgesetzcs."

Sodann werden die Anträge 3, 4, 5, 6 und "7 des
Anschusses nacheinander angenommen, dieselben lauten:

Antrag 3:
Art. 30 K. 2 am Ende in dem in erster Lesung dem
Entwürfe hinzugefügten Satze der Worte : „einen
Kleinhandel" wieder zu streichen,

Antrag 4:
Art. 30 8- 4 Zeile 6 statt der Worte: „12 Jahre ",
welche in der ersten Lesung in »6 Jahre " verändert
sind, zu setzen: „8 Jahre " und
daselbst Zeile 7 statt der Worte: „6 Jahre ", welche
in der ersten Lesung in „3 Jahre" verändert sind,
zu setzen: „4 Jahre " ,

Antrag 5:
Art. 31 8. 1 Abs. 2 Zeile 4 statt der Worte: »12
Jahre " zu setzen: »8 Jahre ",

Antrag 6:
Art. 31 8- 5 am Schluffe in dem in erster Lesung
dem Entwürfe hiuzugefügten Satze zwischen„billige"
und »Vergütung" einzuschalten: „von der Gemeinde¬
vertretung festzusetzende",

Antrag 7:
Art. 44 den zweiten Absatz, wie folgt, zu fassen:

»Außerordentliche Benutzungen des Gemeinde-
Vermögens, welche die Substanz selbst angreifen,
insbesondere auch außcrforstmäßige Abholzungen
größerer Forsten bedürfen der Genehmigung des
Staatsministeriums, Departement des Innern ".

Es folgt hierauf in namentlicher Abstimmung die An¬
nahme des zweiten Antrags der Staatsregicrung mit 24
gegen 6 Stimmen. Dieser Antrag lautet:

1. den Art. 47 8 1 in der Fassung des Entwurfs an-
zuuehmen; ebenso

2. den Art. 47 §. 2 in der Fassung des Entwurfs an¬
zunehmen unter folgender Abänderung der Bestimmung
8uii Ziffer 2:

„die zum Staatsgut gehörigen Forsten, ferner
Inseln und noch nicht in den Besitz von Pri¬
vaten oder an das eigentliche Domanium über¬
gegangene uncultivirte Flächen (Gemeinheiten,
Marken, Moore w.) , es sei denn für Gemeinde¬
umlagen zur Deckung von Ausgaben, deren Ver¬
wendung als auch ihnen zum Vortheil gereichend,
vom Staatsministerium, Departement des In¬
nern, anerkannt ist",

3. den Art. 47 8- 3 in der Fassung des Entwurfs an¬
zunehmen mit folgender Abänderung snli s:

„s . Bei den für die übrigen Gemeindeausgabcn!
aufzubringenden Gemeindesteuern nach dem Ge-
sammtbctrage der sämmtlichen directen Staats-

sreuern(Einkommen- und Grund- und Gebäude-
steuer) : es 'bleibt jedoch auch für die Vertheilung
dieser Steuern gestattet, statt der sämmtlichen
Steuersätze (Gesammtsteuer) einzelne derselben
oder einen besonderen Rcpartitionsmodus zum
Grunde zu legen, wenn dafür besondere Gründe
vorlicgen und der desfällige Beschluß der Ge¬
meindevertretung die Genehmigung des Staats-
ministerinms, Departement des Innern , erhalten
hat."

Es stimmen mit „ja" die Abgeordneten:
von Hammel , Höver , Huchting , Köhler,

Krahn , Müller , Nathan , Oetken , Propping , Rü¬
debusch , Russell , Schomann , Stukenborg , Wil-
ken , Abels , Ahlhorn , Barnstedt , Borgmann,
Brockhaus , Bünnemeyer , Bunnemann , von Ga¬
len , Glüsing und Graepel.

Mit „nein" stimmen:
Len gl er , Schildt , Strödt Hofs, Tantzen , Wind¬

müller und Eilks.
Darauf wird Antrag 8 des Ausschusses:

Art. 55 Abs. 1, wie folgt, zu fassen:
„Gemeindelcistungcn, welche nicht rechtzeitig oder
ordnungsmäßig erfolgen, läßt der Vorstand auf
Kosten des Säumigen beschaffen",

gleichfalls angenommen.
Zu Art. 86 des Gesetzentwurfs sind zwei Anträge ge¬

stellt: Antrag 3 der Staatsregicrung und Antrag 9 des
Ausschusses.

Ersterer lautet:
den Art. 86 8- '4 in der Fassung des Entwurfs an-
zunehmen:

letzterer lautet:
den zweiten Absatz des Art. 86 8 4 ( „die Berufung
erfolgt" u. s. w. bis zu Ende „des Amtsraths ver¬
langt wird") 'dem ersten Absätze als §. 4 voranzu-
setzen und den ersten Absatz alö 8- 5 in folgender
Fassung Nachfolgen zu lassen:

»8- 5. Der Ämtsrach verhandelt nach den in
diesem Gesetze für die Geschäftsbehandlung der
Gemeindevertretung enthaltenen Bestimmungen.

Die Beschlüsse desselben über allgemeine und
gemeinnützige Anlagen, Einrichtungen und Maß¬
regeln (Art. 85 Ziff. 2) müssen zugleich über den
Repartitionsmodus für die dazu erforderlichen
Ausgaben und die etwaige Mehr- oder Minder¬
belastung der einzelnen Gemeinden (Art. 88 8-2)
das Erforderliche feststcllcn und mit diesen An¬
gaben nach Vorschrift des Art. 27 öffentlich aus¬
gelegt werden."

Beide Anträge werden angenommen.
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Zu Art . 88 § . 2 bringt der Abg . Ahlhorn  zu dem

Ausschußantrage .HL 10 folgenden Verbesserungsantrag ein:

daselbst zu setzen anstatt : „ kann der Amtsrath " —

«muß der AmtSrath " .

Der Abg . Schomann  bringt hierzu folgenden Ver¬

besserungsantrag ein:
die Worte: „kann der Amtsrath beschließen " zu strei¬

chen und statt derselben zu setzen : „ so ist der Amts¬

rath verpflichtet . '

Nachdem der Ahlhorn ' sche  Antrag zu Gunsten des

letzter» Antrags zurückgezogen war , wird dieser angenommen.

Zu Art . 94 ist Seitens der Staatsregierung der An¬

trag gestellt:
den Art . 94 § . 3 o . in der Fassung des Entwurfs

anzunehmen.

Hierzu wird von dem Berichterstatter Namens des Aus¬

schusses folgender Nerbesserungsantrag cingebracht:

dem Art . 94 am Schlüsse nachzufügen:

„Uebec die Nützlichkeit und Zweckmäßigkeit der

innerhalb ihrer Competenz von den Gemeinde

organen getroffenen Maßregeln steht im Uebrigcn

bei Ausübung ihres Beanstandungsrechts den

Aufsichtsbehörden eine Cognition nicht zu . "

Derselbe wird angenommen , desgleichen der Antrag der

Staatsregierung mit der beschlossenen Modifikation.

Der von den Abg . Propping und Hoher  zu Art . 96

gestellte Antrag:
im Art . 96 werde nach den Worten : „ zu handeln

hat " eingeschaltet : „ ( Art . 5 § . 4,  Art . 40 § . 1,

Art . 50 , Art . 51 § 1, Art . 6 ! § . 2 ) " ,

wird abgelehnt.
Nachdem hieraus noch Antrag M . 5 der Staatsrc¬

gierung :
den Art . 101 in der Fassung des Entwurfs anzu-

nchmen,

angenommen war,  kam der vom Abg . Ahlhorn  Namens

der Ausschuß -Majorität zu Art . 103 gestellte Antrag zur

Verhandlung . Derselbe geht dahin:

Art . 103 Ziffer 4 Zeile 2 die Worte zu streichen:

„und der Apotheker wegen Gewährung von Rabatt

für Rechnungen , welche aus einer Armencasse be¬

zahlt werden " ,

und wird in namentlicher Abstimmung mit 16 gegen 14

Stimmen angenommen.

Mit „ ja " stimmen die Abgeordneten:
Müller , Octken , Schildt , Stukenborg , Tan-

Hen , Wilken , Windmüller , Abels , Ahlhorn , Borg¬

mann , Bunnemann , Eilks , Glüsing , Graepel,

von Hammel und Huchting.

Mit „ nein " stimmen:

Köhler , Krahn , Lengler , Nathan , Prop¬

ping , Rüdebusch , Russell , Schomann , Strodt-

hosf , Barnstedt , Brockhaus , Bünnemeyer , von

Galen und Hoher.

Nachdem darauf noch die Ausschußanträge «HL 11 und

13 , welche lauten:

Antrag 11:

im Cinführungsgesetze Art . 2 H. 2 Zeile 2 zwischen

„die " und „ Mitglieder -- das Wort : „ gewählten " zu

streichen.

Antrag 13:

die jetzigen Artikel 101 , 102 , 103 als Artikel 100,

101 und 102 zu bezeichnen,

angenommen waren , werden die beiden Gesetzentwürfe (die

Gemeindeordnung und daS Einführungsgesetz ) in der Form,

in welcher sie aus erster resp . aus zweiter Lesung hervorge¬

gangen find , in namentlicher Abstimmung mit 24 gegen 6

Stimmen angenommen.

Es stimmen mit „ ja -- die Abgeordneten:

Lengler , Müller , Nathan , Propping , Rüde¬

busch , Russell , Schomann , Strodthoff , Stuken¬

borg , Wilken , Windmüllcr , Abels , Ahlhorn,

Barnstedt , Borgmann , Brockhaus , Dünne me her,

Glüsing , Graepel , von Hammel , Hoher , Huch¬

ting , Köhler und Krahn.

Mit „ nein " stimmen:

Oetken , Schildt , Tantzcn , Bunncmann , Eilks

und von  Galen.

Der Abgeordnete Wulff  ist beurlaubt.

Darauf Schluß der Sitzung.

Nächste Sitzung : Sonnabend , den 29 . März d . I .,

Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung:

1 . Erste Lesung der Gesetzentwürfe , bctr . Abänderung

des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom

28 . Juni 1858 , betr . die Gebühren in bürgerlichen

Rechts - und in Strafsachen
und

der mündliche Bericht des Petikionsausschusses über

die Petition der Rechnungsstellcr in den Aemtern

Berne , Elsfleth und Brake , bctr . Abänderung des

Gebührengesetzcs vom 28 . Juni 1858.

2 . Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung des

Entwurfs eines Gesetzes für das Hcrzogthum Olden¬

burg , betr . die Consolidation verschiedener Anleihen

des Herzogthums Oldenburg.

3 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition des Amtsboten Heine»  zu Friesoythe , betr.

Gehaltsaufbesserung und Anrechnung seiner Militair-

dienstjahre als pensionsberechtigte Dienstzeit.

4 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition des Ämtsschließers Bödeker  zu Delmenhorst,

betr . Zuschlag zu seinem Gehalte.
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5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition einiger Gendarmen des Fürstcnthums Bir¬
kenfeld, betr. den Procentzuschlag auf Service- und
Kleidgelder.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Gastwirths Freese und Genossen in
Jever' um Aufhebung der Recognition für dasWirth-
schaftsgewerbe.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Petition des Gemeindevorstandes zu Golzwarden um

Uebernahme der Golzwardcr Gemeinde-Chauffeestreckcn
als Staatschansscen.

8. Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes über die
Petition des KaufmannsH. Timme  zum Grünen¬
hof bei Friesoythe, betr. Anlegung eines Fußweges
an den Hauptwcgen im Amte Friesoythe, namentlich
an dems. g. Edewechter Damm.

9. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Theilnahme
der vom Kaiser verfassungsmäßig anzustellenden
Reichs-Post- nnd Tclegraphen-Beamtm an der OI-
denburgischen Beamten-Wittwen-Casse.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 29. März 1873.

Graepel . Köhler.

»



Protoko
über

die Verhandlungen
des

XXII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Achtunddreißigste Sitzung.

Oldenburg , den 29 . März 1873 , Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Präsidenten
imlas der Schriftführer Köhler  das Protokoll der 37ten
Sitzung, welches genehmigt wurde.

Eingegangen war ein Schreiben der Großherzoglichen
Staatsregierung, betr. Abänderung des am 4. Januar 1854
mit Bremen abgeschlossenen Vertrags wegen der Hoheits-
und Eigenthumsgrenzen, sowie wegen der Strombauten und
sonstigen Verhältnisse auf und an der Weser in der Strecke
von der Moorlosen Kirche bis zur Ausmündnng der Lesum
und die Mittheilung des Vertragsentwurfs.

An den Finanzausschuß.
Tagesordnung:
1. Erste Lesung der Gesetzentwürfe, betr. Abänderung

des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom 28. Juni
1858, betr. die Gebühren in bürgerlichen Rechts- und in
Strafsachen,

und
der mündliche Bericht des Petitionsausschusses über die

Petition der Rechnungssteller in den Aemtern Berne, Els¬
fleth und Brake, betr. Abänderung des Gebührengesetzes vom
28. Juni 1858.

Die Aenderung des Art. 40 wurde in der Fassung des
Entwurfs angenommen.

Zu Ziffer 71 wurde der Antrag des Abgeordneten
Schomann:

1. der Bestimmung unter l>. folgende Fassung zu geben:
„im Falle des nicht contradictorischen Verfahrens,
insbesondere auch im Concurs- und Vertheilungs¬

verfahren für die Angabe, wenn nicht darüber
contradictorisch verhandelt wird, die Hälfte der
Gebühr unter u ;"

2. unter o. die Worte: „noch einmal berechnet" zu strei¬
chen und an deren Stelle zu setzen:

„je nach der Schwierigkeit oder Weitläufigkeit
des Falls um die Hälfte bis zum vollen Satze
erhöht",

angenommen und die Ziffer mit dieser Aenderung ange¬
nommen.

Ziffer 72 des Entwurfs wurde angenommen.
Zu Ziffer 74 wurde seitens des Reg.-Com., Ministerial-

Affessors Wesche, bemerkt, daß sich im Abklatsch ein Druck¬
fehler befinde, indem es in der zehnten Werthclaffc„12 «An¬
statt „11 heißen müsse, und wurde die Ziffer sodann
angenommen.

Die Ziffern 75, 76, 78 und 79 des Entwurfs wurden
angenommen.

Zu der Uebergangsbeftimmung unter III. wurde der
Antrag der Großherzoglichen Staatsregierung:

hinter dem Worte: „Proceffe" einzuschieben: „und.
Concurse,"

nachdem der Reg.-Com., Ministerial-Asseffor Wesche, zu
Protokoll erklärt hatte, daß nach Ansicht der Großherzog¬
lichen Staatsrcgierung die Arrha bei bereits zur Zeit der
Publikation deS Gesetzes anhängigen Processen nach der bis¬
herigen Tare zu berechnen sei, angeyvmmen und die lieber«
gangsbestiminung mit dieser Aenderung angenommen.
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Der Antrag des Aba. Barnstedt:
unter III., Gebühren der Bevollmächtigten und Ver¬
treter, die Sätze unter Ziffer 81 und 82 wie folgt
zu ändern:

81, für die Führung einer streitigen Rechtssache:
in der ersten Werchclaffe 12'/s
in der zweiten „ 22 ','2 ,
in der dritten und einer höher» Werchclaffe

1
82, für Termine:
u) mit contradictorischer Verhandlung:

in der ersten Werthclaffe 10
in der zweiten Werchclaffe- 12 '/s
in der dritten und einer höher» Werthclaffe

IS ,
d) ohne conkradictorischc Verhandlung:

die Hälfte der Gebühren unter u,"
wurde angenommen.

Zu Ziffer 85 wurde der Antrag des Abgeordneten
Barnstedt:

den Satz unter 85 u. wie folgt zu ändern:
„85, für Curalclen in Eoncurseu, für vacante
Nachlasse, Abwesendeu. dgl. :

a) für die Curatelführung, nach Bestimmung
des Gerichts— 2 bis 5

Im Zusammenhang hiermit den zweiten Satz LeS
Artikels 50 des Gesetzes wie folgt zu ändern:

„In Eoncurseu, welche zur Zuständigkeit des
Obergerichts gehören, kann die Gebühr unter
85 a. der Tare bis auf 20 erhöht wer¬
den,"

angenommen, und die Ziffer mit der beschlossenen Aenderung
angenommen.

Ziffer 86 des Entwurfs wurde angenommen.
Schließlich wurde noch die Bestimmung:

»die neuen Sätze unter Ziffer 85 finden auch auf
die bereits anhängigen Concurse Anwendung, insofern
der Anspruch auf die Gebühr erst nach dem Inkraft¬
treten des Gesetzes entsteht",

und der Antrag der GroßherzoglichenStaatsregierung:
die sämmtlichen Bestimmungen in Ein Gesetz zusam¬
menzufassen,

angenommen.
Der Antrag des Abg. Schomanu:

der Landtag wolle Großhcrzogliche Staatsregierung
ersuchen, darauf Bedacht zu nehmen, daß die heute
beschlossene Erhöhung der Gebühren in bürgerlichen
Rechts- und in Strafsachen, auch für die Fürsten-
Ihiimer Lübeck und Birkenfeld Geltung erhalte, und
zu dem Zwecke nach vorheriger Anhörung der resp.
Provinzialräthe bei Dringlichkeit der Sache auf Grund

des Art. 137 des Staats-Grund-Gesetzes dem stän¬
digen Landtagsausschuffe baldmöglichst eine entspre¬
chende Vorlage machen,

wurde abgelehnt.
Nachdem die Petition der Rechnungsstellcrin den Äm¬

tern Berne, Elsfleth und Brake, betr. Abänderung des Ge¬
bührengesetzes vom 28. Juni 1858 und der desfälligc Antrag
des Petitionsansschuffes durch die Berathung des Gesetzes
für erledigt erklärt worden, bestimmte der Präsident die Frist
zur Einbringung von Anträgen zur zweiten Lesung des Ge¬

setzes bis Sonntag Abend.
2. Bericht deS Finanzausschusses zur zweiten Lesung

des Entwurfs eines Gesetzes für das Herzogthnm Oldenburg,
betr. die Consolidation verschiedener Anleihen des Herzog¬
thums Oldenburg.

Nachdem der Antrag der Ausschuß-Mehrheit:
dem Art. 7 folgende Fassung zu geben:

„Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1882
außer Wirksamkeit»,

angenommen worden, wurde der Gesetzentwurf im Ucbrigen
wie in erster Lesung beschlossen in zweiter Lesung ange¬
nommen.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschussesüber die
Petition deö Amtsbotcn He inen  zu Friesoythe, betr. Ge¬
haltsaufbesserung und Anrechnung seiner MilitairdienstjahreM
pensionsberechtigte Dienstzeit.

Berichterstatter: Abg. Brockhaus.
Der Ausschußantrag:

der Landtag beschließe, die Petition, soweit sich die¬
selbe auf Gehaltsaufbesserungbezieht, der Großherzog-
lichen Staatsregierung zur etwaigen Berücksichtigung zu
übergeben, im Ucbrigen aber über die Petition zur
Tagesordnung übcrzugchcn,

wurde angenommen.
4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition des Amtsschließcrs Bödcker  zu Delmenhorst, betr.
Zuschlag zu seinem Gehalte.

Berichterstatter: Abg. Brockhaus.
Der Ausschußantrag:

der Landtag beschließe, die Petition, soweit allgemein
eine Aufbesserung des Dienstcinkommens des Petenten
inHrage kommen könnte, der Großherzoglichen Staats-
regierur?g zur etwaigen Berücksichtigung zu übergeben,
soweit es sich aber um Bewilligung des gesetzlichen
Procentzuschlags handelt, über die Petition zur Tages¬
ordnung überzugehcn,

wurde angenommen.
5. Mündlicher Bericht- des Finanzausschusses über die

Petition einiger Gendarmen des Fürstcnthums Birkenfcld,
betr. den Procentzuschlag auf Service- und Kleidgeldcr.

Berichterstatter: Abg. Brockhaus.
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Der Ausschußantrag:
der Landtag beschließe , die Petition der Großherzog¬
lichen Staatsrcgierung mit dem Ersuchen , zu über¬
geben , die Service - und Kleidgelder , welche die
Gendarmen des Fürstenthums Birkenfeld zur Zeit be¬
ziehen , in Beziehung auf ihre Zulänglichkeit einer
Prüfung und , wenn erforderlich , einer andcrweiten
Festsetzung nach Maßgabe des wirklichen Bedarfs zu
unterwerfen,

wurde angenommen.

6 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Gastwirths Freese  und Genossen in Jever um
Aufhebung der Recognition für das Wirthschaftsgewerbe.

Berichterstatter : Abg . Russell.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wurde angenommen.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die
Petition des Gemeindevorstandes zu Golzwarden um Ueber-
nahme der Golzwarder Gemeinde Chausseestrecken als Staats-
Chausseen.

Berichterstatter : Abg . Russell.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung überg gen,

wurde angenommen.

8 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes über
die Petition des Kaufmanns H . Timme  zum Grünenhof bei
Friesoythe , betr . Anlegung eines Fußweges au den Haupt¬
wegen im Amte Friesoythe , namentlich an dem sog. Edewech-
ter Damm.

Berichterstatter : Abg . Bünnemeyer.

Der Ausschußantrag:

rer Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsrcgierung zur etwaigen Berücksichtigung über¬
geben,

wurde angenommen.

9 . Bericht des Finanzausschusses , betr . die Theilnahme
der vom Kaiser verfassungsmäßig anzustellcnden Reichs-
Post- und Telegraphen - Beamten an der Oldenburgischen
Beamten -Wittwen -Casse.

Berichterstatter : Abg . Russell.

Der anwesende Staatsminister von Berg  zog den
Antrag der Großherzoglichen Staateregierung zurück und
stellte Namens derselben folgenden neuen Antrag:

der Landtag wolle die Staatsregierung ermächtigen,
mit dem Präsidium des Bundes eine Vereinbarung
dahin abzuschließen , daß der Art . 3 Ziff » 4 der Ver-

Protokolle . XVII. Landtag.

einbarung vom 4 . December 1867 auch auf die Ol¬
denburgischen Staatsangehörigen Anwendung finden
soll , deren Anstellung im Reichs -Post - und Telegra-
phcndienste verfassungsmäßig dem Kaiser zusteht.

Nachdem gleichfalls der Ausschußantrag zurückgezogen,
wurde der vom Abg . Russell  Namens der Majorität des
Ausschusses neu gestellte Antrag:

der Landtag wolle die Staatsrcgierung ermächtigen,
den Oldenburgischen Staatsangehörigen , welche vom
Kaiser auf Grund der Bundesverfassung (Art . 50)
im Reichs -Post - und Telegraphendicnste angestellt wer¬
den , zu gestatten , an der hiesigen Beamten -Wittwen-
Casse Theil zu nehmen,

angenommen , und war damit der Antrag der Großhcrzog-
lichen Staatsregierung erledigt.

Nächste Sitzung : Dienstag , den 1. April d. I . , Vor¬
mittags 10 Uhr.

Tagesordnung:

1. Zweite Lesung deS Entwurfs eines Maikgesetzes.

2. Zweite Lesung der Gesetzentwürfe , betr . Abänderung
des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom
28 . Juni 1858 , betr . die Gebühren in bürgerlichen
Rechts - und in Strafsachen.

3 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . einen
Nachtragsetat zur Staatkgutscapitalieiicassc des Her¬
zogthums Oldenburg für 1873/75.

4 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . daS
neue Gymnasialgebäude zu Oldenburg.

5 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petitionen der Vvlksschullehrer Bökmann , Alpers,
Johanning und Winters  und über das Schrei¬
ben Großherzoglichen Staatsministcriums in Betreff
der definitiven Dienstjahre des Lehrers Meyer  zu
Harrierwurp.

6. Mündlicher Bericht des Verwaltungsansschusses , betr.
eine Petition des Lehrers Mayer  zu Hoppstädten
im Fürstenthum Birkenfelt.

7 . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschnsses , betr.
eine Petition der Gemeinderäthe zu Altenhuntorf und
Bardenfleth um Abänderung einiger Bestimmungen
des Ablösungsgesetzes vom 11 . Februar 1851.

8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . Nach-
bewillignng zum K. 53 des Voranschlags der Aus¬
gaben des Fürstenthums Lübeck zur Wiederherstellung
der durch die Sturmfluth vom 13 . November v. I.
verursachten Beschädigungen an Bauwerken , Wegen

. u . s. w.

9 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
selbständigen Anträge der Abgeordneten Müller,
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Propping und Borgmann , betr. Zuschüsse des
Staats zu Chausseebauten.

10. Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes über die
Petition des Kirchenraths rc. zu Pakens-Hooksiel,
betr. die Zuziehung von Angehörigen anderer Con-
fessionen zur kirchlichen Baulast rc.

11. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die
Petitionen des Stadtmagistrats zu Jever und der
Gemeinderäthe zu Neuende, Sande und Schortens,
betr. die Verlegung der Chaussee, welche vom s. g.
Kolk nach Sanderbusch führt, event. Einstellung der
Sandzüge.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 1. April 1873.

Graepel. Propprirg



Protokoll
über

XVII.

dir Verhandlungen
des

Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
^ NeuilunddreGigste Sitzung.

Oldenburg , den 1. April 1873 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Das vom Schriftführer Propping  verlesene Protokoll
der letzten Sitzung wird genehmigt.

Eingänge:
1. Schreiben der Staatsregierung, detr. die Publication

des Gesetzes wegen Beseitigung des Handels mit
Negersklaven.
HU uetu.

2. Eingabe des H. Timme  zum Grünenhof bei Fries¬
oythe zu der Petition desselben, betr. die Anlegung
von Fußwegen an den Hauptwegen im Amte Fries¬
oythe.

Ist der betreffenden Petition , über welche bereits
beschlossen ist, beizufügen.

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Entwurfs eines Markgesetzes.
Der zum Art. 5 8. 2 vom Ausschuß gestellte Antrag:

der Landtag wolle im Art. 5 den §. 2 des Entwurfs
wiederherstellen und demselben folgenden Zusatz geben:

„Diese Ausscheidung hat in zweckmäßiger Weise
zu erfolgen, ohne das Interesse der Markenge¬
noffen bezüglich der ihnen verbleibenden Marken-
flächcn wesentlich zu verletzen,«

wurde angenommen.
Nachdem sodann der Regierungs-Comniissair, Ministerial-

rath Jansen,  Namens der Staatsrcgicrung eine Erklärung
dahin abgegeben hatte, daß es in der Absicht liege, auch in
dem Falle, wenn.zur Förderung der Colonisation erworbene
Grundstücke wieder zum Verkauf gelangen sollten, die dafür

erzielten Erlöse für die im 8- 2 Abs. 2 bezeichnten Zwecke
zu verwenden, wurde der AusschußantragHL 2:

der Landtag wolle die beschlossene Fassung des 8. 2
des Art. 7 — Antrag 12 — dahin ergänzen: daß
zwischen den Worten »Alle" und „aus " cinzuschieben
sei: „auf die Weise", sowie, daß zwischen den Wor¬
ten: „erforderlich sind" und „zu" einzuschieben sei:
„zur Erwerbung von Grundstücken behufs Förderung
der Colonisation und",

ebenfalls angenommen, und darauf der Gesetzentwurf im
Ganzen, so wie er aus erster und zweiter Lesung hervor«
gegangen ist, angenommen.

2. Zweite Lesung der Gesetzentwürfe, detr. Abänderung
des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom 28. Juni
1858 , betr. die Gebühren in bürgerlichen Rechts- und in
Strafsachen.

Auf Vorschlag des Präsidenten erklärte der Landtag sich
damit einverstanden. Laß es dem Vorstande überlassen bleiben
solle in dem Gesetzentwürfe einige Umstellungen vorzu-
nchmen.

Der Antrag der Staatsregierung:
zu Zifs. 71 unter e. die Regierungsvorlage wieder
herzustellen,

wird angenommen, dagegen der zweite Antrag der Staats¬
regierung:

die Beschlüsse erster Lesung, betr. eine Abänderung
der Sätze unter Ziffer 81 und 82 der Taxe wieder
aufzuhcbcn,

abgelchnt.
19 *



Sodann wird der Gesetzentwurf , so wie er aus beiden

Lesungen hervorgegangen ist, angenommen.

3 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . einen

Nachtragsetat zur Staatsgutscapitaliencasse des Herzogthums

Oldenburg für 1873/75.
Berichterstatter : Abg . Ahlhorn.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle den Nachtrag zum Voranschläge

der Staatsgutscapitaliencasse des Herzogthums Olden¬

burg für die Finanzpcriode 1873/75 mit einer Aus¬

gabe von 20150 »ss , dem an Einnahmen ebenfalls
20450 - K gegenüberstehen , mit der Aenverung ge¬

nehmigen , daß die Staatsregierung ermächtigt werde,
zur Anlegung eines Weges von der Colonie Norder-
mentzhausen nach Jade und zur Verlängerung des

Abwässerungsgrabens im Jpwegcr Moor in der Rich¬
tung nach Loyerberg , Gelder aus der Staatsguts¬
capitaliencasse zu verwenden,

wird angenommen.

1 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . das

neue Gymnasialgebäude zu Oldenburg.
Berichterstatter : Abg . Ahlhorn.

Der Abg . Propping stellt den Verbefferungsantrag:
im Anträge der Minderheit unter Id . die Worte:

»auf 75 bis 80 Mark " zu streichen und an deren
Stelle zu setzen : „ angemessen " .

Der Antrag der Mehrheit des Ausschusses:

der Landtag wolle
1 . mit dem Neubau eines Gymnasiums zu Olden¬

burg sich einverstanden erklären,
2 . die Großherzogliche Staatsregierung ermächtigen,

für den Neubau die Schulcapitalien bis zu
57000 zu verwenden , unter der Bedingung,
daß eine Dienstwohnung für den Direktor des

Gymnasiums im Gebäude nicht eingerichtet werde;
3 . den dringenden Wunsch aussprcchen:

a ) daß das Gymnasialgcbäudc nicht auf dein
dafür in Aussicht genommenen Bauplatze

hcrgestellt , sondern für dasselbe wenn irgend

möglich ein anderer Platz , etwa der Reit¬
platz beim Landtagsgebäude oder derjenige
in der Nähe des fetzigen Gymnasiums an

der neu anzulegenden Durchbruchsstraße
auserwählt werde,

l>) daß eine angemessene Erhöhung des Schul¬
geldes ciutrctc;

4 . seine Zustimmung dazu ertheilen , daß das fetzige
Amtsgerichtsgebäude verkauft und der Erlös theil-

weise , soweit erforderlich , zur Einrichtung des

fetzigen Gymnasialgebäudes für das Amtsgericht
und Hypothekenamt verwandt , der Uebcrschuß

aber in die Staatsgutscapitaliencasse eingezahlt
werde;

5 . genehmigen , daß die Ausgabeposition Z . 89 im

Voranschläge des Herzogthums für 1873/75 bis

zu 2335 ^ erhöht werde , unter der Bedingung,
daß davon die durch etwaige Erhöhung des Schul¬

geldes erzielten Mehreinnahmen in Abzug ge¬
bracht werden und daß von dieser Summe nicht

mehr zur Ausgabe kommt , als durch die Ver¬

wendung der Schulcapitalien an Zinsen verloren
geht,

wurde in namentlicher Abstimmung mit 15 gegen 13 Stim¬
men angenommen.

Für den Antrag stimnien die Abgeordneten:

Köhler , Krahn , Angler , Müller , Nathan,
Oetken , Stukenborg , Tantzen , Windmüller , Ahl¬

horn , Borgmann , Brockhaus , Bunnemann , Eilks

und Huchting.
Gegen denselben stimmten die Abgeordneten:
Propping , Rüd eb lisch , Russell , Schildt . Scho-

mann , Willen , Barnstedt , Bünnemeyer , von Ga¬

len , Glüsing , Graepcl , von Hammel und Ho per.
Die Abgeordneten Strodthoff , Wulff und Abels

sind beurlaubt.

Der Antrag der Minderheit des Ausschusses:
der Landtag wolle:

1 . mit dem Neubau eines Gymnasiums zu Olden¬

burg sich einverstanden erklären unter den Be¬

dingungen :
n ) daß die Kosten dafür die Summe von

65000 ^ nicht übersteigen und
b ) daß das jährliche Schulgeld für die Gym¬

nasiasten auf 75 bis 80 Mark vom 1 . Juli

d . I . an erhöht werde;

2 . die Staatsrcgierung ermächtigen , zur Deckung
der Kosten bis 65000 die Schulcapitalien

und soweit erforderlich den Erlös für das zu ver¬

kaufende hiesige Amtsgerichts - Gebäude zu ver¬
wenden und den Uebcrschuß dieses Erlöses zur

Einrichtung des fetzigen Gymnasialgebäudes für

das Amtsgericht und Hypothekenamt nach Bedarf
zu verausgaben;

3 . den dringenden Wunsch aussprechcn , daß das
neue Gymnasial -Gebäude nicht auf dem dafür in

Aussicht genommenen Platze , sondern an einer

andern Stelle,  etwa in der Nähe des fetzige»
Gymnasiums an der neu anzulcgendcn Straße

oder auf dem Reitplätze bei dem Landtagsgcbäude
erbauet werde;

1 . die Ausgabeposition 8 - 89 im Voranschläge für
1873/75 dis zu 2335 unter der Bedingung

erhöhen , daß davon der Betrag der Einnahmen
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vom erhöhten Schulgelde in Abzug kommt und
nicht mehr verausgabt werde, als durch die Ver¬
wendung der Schulcapitalien für den Neubau an
Zinsen verloren geht,

sowie der Verbcsserungsantrag des Abg. Propping  und
ebenso der Antrag der Staatsregierung wurden damit weg-
fällig.

5. Mündlicher Bericht ves Finanzausschusses über die
Petitionen der Volksschullehrcr Bökmann , Alpers , Jo¬
hanning unv Winters  und über das Schreiben Groß-
herzoglichen Staatsministeriums in Betreff der definitiven
Dienstjavre des Lehrers Meyer  zu Harrierwurp.

Die vom Berichterstatter des Ausschusses, Abg. Ahl¬
horn,  gestellten Anträge:

^ 1 :
der Landtag wolle fich damit einverstanden erklären,
daß den definitiven Dienstsahren des Lehrers C. A.
F . Meyer  zu Harrierwurp 3 Jahre von der im
Hannoverschen Schuldienste zugcbrachtcn Dienstzeit
hinzugerechnet und darnach die Bewilligung von Alters¬
zulagen und folgewcise demnächst bei einer etwaigen
Penfionirung die Dienstzeit des M eyer berechnet werde.

2 :

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die Petitionen der Volksschullehrer Bökmann
zu Mühlen und Alpers  zu Liencn der Staatsre¬
gierung zur geeigneten Berücksichtigung übergeben
werden, ferner, daß die Staatsregiernng ermächtigt
werde, in Hinsicht dieser Petitionen speciell, sonst aber
generell, in den Fällen , wo sie cs für angemessen
erachtet und es ohne Belastung der Schulacht geschehen
kann, Lehrern die im Auslande zugebrachten Dienst¬
jahre ganz oder theilwcise als definitive anzurechncn
und darnach die Bewilligung von Altcrezulagen zu
bemessen und bei einer etwaigen Penfionirung der¬
selben solche auch mit in Berechnung zu ziehen.

3 -.
der Landtag wolle die Petition des Lehrers Johan¬
ning  zu Bakum der Großberzoglichcn Staatsregie¬
rung zur geeigneten Berücksichtigung übergeben und
dieselbe zugleich ermächtigen, dem Lehrer Johan¬
ning  einige von den Dienstjahren, die derselbe zur
Aushülfe bei seinem verstorbenen Vater im Schul¬
dienste und später als selbständiger Lehrer der Oder¬
klaffe der Schule zu Bakum zugebracht hat, bei einer
etwaigen Pensionirnng desselben mit in Anrechnung
zu bringen.

4:
der Landtag wolle über die Petition des pensionirten
Lehrers Winters  zu Deichshausen um Erhöhung
seiner Pension, zur Tagesordnung übergehen,

wurden angenommen.

6. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffes, betr.
eine Petition des Lehrers Mayer  zu Hoppstädtcn im Für¬
stenthum Birkenfeld.

Berichterstatter: Abg. Ahlhorn.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wurde angenommen.
7. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses, betr.

eine Petition der Gemcinderäthe zu Altenhuntorf und Bar¬
denfleth um Abänderung einiger Bestimmungen des Ablösungs»
gesetzes vom 11. Februar 1851.

Der Berichterstatterdes Ausschusses, Abg. Ahlhorn,
stellte den Antrag:

der Landtag wolle die Petition der Staatsregierung
zur geeigneten Berücksichtigung übergeben.

Dieser Antrag wurde angenommen.
8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Nach-

brwilligung zum H. 53 des Voranschlags der Ausgaben des
Fürstenthums Lübeck zur Wiederherstellung der durch die
Sturmfluth vom 13. November v. I . verursachten Beschädi¬
gungen an Bauwerken, Wegen re.

Berichterstatter: Abg. Nathan.
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle sich zustimmcnd erklären, daß zur
Wiederherstellung der durch die Sturmfluth am 13.
Novemberv. I . verursachten Beschädigungen an Bau¬
werken, Wegen :c. nachträglich ferner die Summe
von 4200 ^ bewilligt und dem Z. 53 des Vor¬
anschlags der Ausgaben des Fürstenthums Lübeck hin¬
zugesetzt werde, und daß die Staatsregierung diese
Summe durch eine aufzunehmende Anleihe decke, falls
nicht durch Ersparungen an den veranschlagten Aus¬
gaben und durch Vermehrung der Einnahmen das
entstehende Deficit des Voranschlags der Einnahmen
und Ausgaben sollte ausgeglichen werden,

wurde angenommen.
9. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

selbständigen Anträge der Abgeordneten Müller , Prop¬
ping und Borgman » , betr . Zuschüsse des Staats zu
Chausseebauteu.

Berichterstatter: Abg. Russell.
Der Abg. Ahlhorn  stellte den Antrag:

der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsregie¬
rung ermächtigen, zur Gemeinde-Chaussee in der Ge¬
meinde Stollhamm zu der verlängerten Linie 40°/»
bis zu 10,000 ^ zu verwenden, wenn der Amts--
rath ebenfalls 40°/» verwendet und die Gemeinde
ebenfalls 20°/» aufwendet.

Nachdem dieser Antrag vom Antragsteller zurückgezogen
war, beantragte derselbe:

der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsregie-
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rung ermächtigen, für die Gemeinde-Chaussee in der
Gemeinde Stollhamm zu der verlängerten Linie 40°/«
der Anlage-Kosten in der nächsten Finanzpcriode aus
der Landescasse zu verwenden.

Der Abg. Russell  stellt zu diesem Anträge den Ver-
befferungsantrag:

dem obigen Anträge nachzufügen-.
»wenn es durch das Interesse des Staatsgutes
geboten ist."

Nachdem der Antrag des Abg. Russell  angenommen,
wird der Antrag des Abg. Ahlhorn  mit dem durch den
Abg. Russell  beantragten Zusatz angenommen.

Sodann wurden die Ausschußanträge:
1 :

der Landtag wolle beschließen, die Staatsregierung
zu ermächtigen, den Gemeinden, welche in dieser Fi¬
nanzperiode Gemeinde-Chausseen bauen und für die
im Voranschläge eine Beihülfe aus der Staatscaffe
nicht in Aussicht genommen worden ist, aus den
etwaigen Cassen-Ucberschüffen angemessene Zuschüsse
bis zu 40 Procent der Anlagekosten bewilligen zu
können, und

2 :
der Landtag wolle durch diesen Beschluß die obigen
Anträge für erledigt erachten,

mit diesem Zusatze angenommen, wodurch die drei selbständi¬
gen Anträge der Abgeordneten Müller , Propping und
Borgmann  erledigt waren.

Vicepräsident Ahlhorn  übernimmt den Vorsitz.
10. Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes über die

Petition des Kirchenraths re. zu Pakens-Hooksiel, betr. die
Zuziehung von Angehörigen anderer Confessionen zur kirch¬
lichen Baulast rc.

Berichterstatter: Abg. Bünnemeyer.
Der Abg. Graepcl  stellt den genügend unterstützten

Antrag:
der Landtag wolle beschließen, der Großherzoglichcn
Staatsregicrung die Petition zu übergeben mit dem
Ersuchen, der nächsten Versammlung des Landtags
die Gründe mitzuthcilen, aus welchen sie die unterm
14. Januar 1851 erlassene Verordnung, betr. die
Negulirnng einiger Verhältnisse der verschiedenen Ne-
ligionsgesellschaftenzu einander, ohne Zustimmung des
Landtags erlassen zu können geglaubt habe und die¬
selbe für rechtsbcständig erachte, cvent. zur weitere»
Beordnung der fraglichen Verhältnisse im Wege der
Gesetzgebung dem Landtage eine Vorlage zu machen.

Dieser Antrag wird angenommen, womit derAusschuß-
onwag:

der Landtag wolle in Erwägung:
u) daß die Verordnung vom 14. Januar 1851,

betr. die Regulirung einiger Verhältnisse ver¬

schiedener Religionsgesellschaften zur Ausführung
der Artikel 73, 75, 76, 77 und 79 des StGG.
erlassen ist und zwar vor Revision des StGG.
und seither von keinem Landtage beanstandet wor¬
den ist;

k) daß diese Verordnung dem StGG . gemäß im
tz. 10 bestimmt:

daß zur Tragung kirchlicher Genoffenschafts¬
abgaben — Umlagen — die in der Ge-

, meinde wohnenden Angehörigen einer ande¬
ren Confession nicht zugezogen werden kön¬
nen,

daß diese Bestimmung im Artikel 4 Ziff. 3 des
Gesetzes vom 21. Januar 1865, betr. Aufbrin.
gnng der kirchlichen Lasten, in den einzelnen
evangelischen Gemeinden Ausdruck gefunden hat,
indem daselbst bestimmt worden,

daß zu den über den Grundbesitz zu ver¬
theilenden Kirchenlasten die Im '*-en
anderer Confcsstonsgcnoffen der Besteuerung
entzogen sein sollen;

o) daß dieses Gesetz für evangelische Kirchengemcin-
den, daher auch für Pakens-Hooksiel, unzweifel¬
haft volle Rechtsgültigkeit hat und im Principe
mit dem StGG . übcreinstiimnt, auch dieses Prin-
cip in der Verordnung vom 14. Januar 1851
Anerkennung findet, endlich

ä) daß der Ausschuß das Princip , wornach Nie¬
mand zu einer anderen kirchlichen Genossenschaft
zu zahlen verpflichtet ist als zu derjenigen, welcher
er angehört, für gerechtfertigt hält, —

beschließen, über die Petition zur motivirten Tages¬
ordnung überzugehcn,

beseitigt wird.
Präsident Graepel  übernimmt wieder den Vorsitz.
11. Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffesüber die

Petitionen des Stadtmagistrats zu Jever und der Gemcinde-
räthe zu Neuende, Sande und Schortens, betr. die Verle¬
gung der Chaussee, welche vom sog. Kolk nach Sanderbusch
führt, event. Einstellung der Sandzüge.

Der vom Berichterstatter, Abg. Bunnemann,  gestellte
Antrag:

der Landtag beschließe:
„die Petitionen der Großherzoglichcn Staatsrcgie-
rung vorzulegen mit dem Ersuchen, die Sandzüge
auf bestimmte Stunden zu beschränken, oder,
wenn dies nicht thunlich, auf Herstellung eines
Landweges Bedacht zu nehmen, wodurch der von
den Petenten hcrvorgehobenc Uebelstand beseitigt
wird",

wurde in namentlicher Abstimmung einstimmig angenommen.
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Beurlaubt waren die Abgeordneten Strodthoff , j
Wulff und Abels.

Der Abg. Barnstedt  erklärte sodann Namens des
Berwaltungsausschuffes, um Mißverständnissen vorzubeugen:

der Ausschuß hat den Art. 2 §. 1 des Einführungs-
gesctzes zur Gemeindeordnung so verstanden, daß die
lebenslänglich angestellten Beamten nicht unter diese
Bestimmung fallen.

Der Regierungs-Commiffair,M̂inisterialassefforWesche,
erklärte darauf Namens der Staatsregicrung, daß die Staats-
rcgierung diese Auffassung des Ausschusses theile.

Der Präsident thcilte mit, daß nach Schluß der nächsten
Sitzung der Landtag würde geschloffen werden.

Nächste Sitzung: Mittwoch, den2. Aprild. I ., Mor¬
gens 10 Uhr.

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das

Hsrzogthum Oldenburg, bekr. die Theilbarkeit der
^srundbesitzungen.

2. Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das
Herzogthum Oldenburg, betr. das Erbrecht und Ueber-

gangsbestimmungenzu diesem Gesetzentwürfe Abschnitt
III. des Entwurfs eines Gesetzes für das Herzogthum
Oldenburg wegen Einführung der Gesetze, betr. das
eheliche Güterrecht, betr. das Erbrecht und-betr- die
Theilbarkeit der Grundbesitzungen.

3. Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das
Herzvgthum Oldenburg, betr. das eheliche Güterrecht

und
des Gesetzentwurfs wegen Einführung der Gesetze,
betr. das eheliche Güterrecht, betr. das Erbrecht und
betr. die Theilbarkeit der Grundbesitzungen.

4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Ab-
änderung des Vertrages mit Bremen vom4. Janr.
1854 wegen der Hoheits- und Eigenthumsgrenzen rc.
an der Weser in der Strecke von der Moorlosen
Kirche bis zur Ausmündung der Lesum.

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Vorstandes und Ausschusses der höheren
Volksschule zu Rodenkirchen, betr. die Bewilligung
eines Zuschusses des Staats für diese Schule.

Borgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 2. April 1873.

Graepel . Tarrtze»



die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großhrrzogthums Oldenburg.
Vierzigste Sitzung.

Oldenburg , den 2. April 1873 , Bormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Schriftführer Tantzen verliest Las Protokoll über die
39. Sitzung. Dasselbe wird genehmigt.

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das

Herzogthum Oldenburg, betr. die Theilbarkeit der Grund-
besitzungen.

Berichterstatter: Abg. Tantzen.
Von dem Abg. Borgmann  sind hierzu zwei Anträge

gestellt:
1. im Art. 1 in der letzten Zeile die Worte: „vorbe¬

haltlich" bis "im Artikel2" und Artikel2 ganz zu
streichen.

2. Für den Fall , daß der Landtag der Streichung des
Art. 2 nicht seine Zustimmung giebt, diesem Artikel
folgende Fassung zu geben:

«Die Zerstückelung einer aus uncultivirten Staats¬
gründen cingewiesenen Anbauerstelle oder die Ab¬
trennung eines Thcils von derselben, sowie die
Veräußerung von Grundstücken, welche aus nn-
cultivirten Staatsgründen als Cultur- oder An¬
schußplacken zu solchen Anbauerstellen cingewicsen
sind, ist in den ersten 30 Jahren nach der Ein¬
weisung der Stelle in der Regel nicht zu gestat¬
ten. Liegen scdoch besondere wirthschaftliche
Gründe vor , so können Ausnahmen zugelasscn
und die Erlaubniß zur Zerstückelung der Stelle
oder Veräußerung der Cultur- und Anschußplackcn
ertheilt werden. "

Derselbe zieht jedoch den erstercn Antrag wieder zurück,

desgleichen auch den zweiten, nachdem Seitens des Regie-
rungs-Commiffairs, Appellationsrath Hüll mann,  Namens
der Staatsregierung folgender Vcrbesserungsantrag einge¬
bracht war:

den Art. 2 des Gesetzentwurfs, betr. die Theilbarkeit
der Grundbesitzungen, wie folgt zu fassen:

«Die Zerstückelung einer aus uncultivirten Staats¬
gründen cingewiesenen Anbauerstelle, sowie die
Abtrennung eines Theiles derselben oder eines
aus uncultivirten Staatsländereien zu einer solchen
Stelle cingewiesenen Cultur- oder AnschußplackenS
kann während der ersten 30 Jahre nach erfolgter
Einweisung der Stelle nur unter vorgängiger
oberlicher Genehmigung stattfinden. Die Ge¬
nehmigung darf nur ausnahmsweise aus über¬
wiegenden besonderen Gründen ertheilt werden,
wobei namentlich aus den Umfang der bisherigen
Cultivirung, die wirthschaftlichen Bedürfnisse der
Stelle, die Gelegenheit des abzutretenden Theils
und den etwa dafür mittelst gleichzeitigen Er¬
werbs eines anderen Grundstückes beabsichtigten
Ersatz Rücksicht zu nehmen ist.

Die Entscheidung über die bezüglichen Anträge
steht den Verwaltungsämtern zu."

Letzterer Antrag wird darauf angenommen.
Sodann wurde der ganze Gesetzentwurf, wie er aus

erster Lesung hervorging, mit der heute beschlossenen Abände¬
rung angenommen.
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2. Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das
Herzogthum Oldenburg, detr. das Erbrecht.

Berichterstatter: Abg. Schein an ».
Nachdem zunächst eine Berichtigung des Ausschußbcrichts

Seitens des Berichterstatters gemacht worden, theilt der Re-
gierungs-Commiffair mit, daß im Art. 2 Z. 1 b. des Ent¬
wurfs statt »und« zu setzen sei »oder" .

Die Versammlung acceptirt diese Corrcctur.
Es wird hierauf Antrag 1 der Minderheit:

den Z. 1 des Art. 3 so zu fassen, wie bei der ersten
Lesung im Antrag M . 4 beantragt ist,

abgelehnt und werden darauf nacheinander die Anträge 2,
3 und 4 angenommen, welche lauten:

Antrag 2:
dem Art. 7 tz. 1 u. folgende Fassung zu geben:

„durch den Vorzug der älteren Geburt in den
Acmtern Varel, Westerstede, Wildeshausen, Vechta,
Damme, Cloppenburg, Löningen, Friesoythe, in
dem Amte Oldenburg mit Ausnahme der Ge¬
meinde Holle, sowie in den StadtgemeindenOl¬
denburg und Varel." '

Antrag 3:
den Art. 8 Z. 1b . Ziff. 1 folgendermaßen zu fassen:

„in den Aemtern Jever , Stollhamm und Land¬
wührden, der Stadtgemcinde Jever und den Ge¬
meinden Esenshamm, Rodenkirchen, Ovelgönne,
Golzwarden 15 Procente".

Antrag 4:
den Eingang des Z. 4 des Art. 8 folgendermaßen
zu fassen:

»In den Acmtern Varel, Westerstede, Oldenburg,
Delmenhorst, Wildeöhausen, Vechta, Damme,
Cloppenburg, Löningen, Friesoythe und den
Stadtgemeinden Oldenburg und Varel kann der
Grundcrbe re."

Zu Antrag 5, welcher lautet:
den §. 4 des Art. 8 unter Ziffer u. und b. folgender¬
maßen zu fassen:

M aus dem auf der Stelle gehaltenen Vieh, dem
dafür bestimmten Geschirr, dem Acker- , Haus¬
und Küchengeräts», dem Leinenzeug und den Bet¬
ten, soweit diese Gegenstände zur Bewirthschaf-
tung der Stelle erforderlich sind;

d) aus den vorhandenen Früchten, einschließlich Heu
und Stroh , und dem vorhandenen Dünger",

bringt der Abgeordnete Schomann  folgenden Verbefferungs.
antrag ein:

den §. 4 des Art. 8 unter Ziff. u. folgendermaßen
zu fassen:
»u) aus dem Vieh, dein Geschirr, dem Acker-, Haus¬

und Küchengeräth, dem Leinenzeug und den Bet¬

ten, soweit diese Gegenstände zur Bewirthschaf-
tung der Stelle erforderlich sind",

welcher, nachdem der Regicrungs - Commiffair sich mit dem¬
selben einverstanden erklärt hatte, angenommen wird.

Nachdem daraus Antrag 6, welcher lautet:
den Art. 9 zu fassen wie folgt:

»8- 1- Sind mehrere Grunderbstelleu nach¬
gelassen, so tritt daö Grunderbrechtnur an einer
dieser Stellen ein. Der Grunderbe hat die Stelle
zu wählen, an welcher er das Grunderbrecht
ausüben will. Er erwirbt das Alleincigenthum
derselben durch die Erklärung der Wahl.

8. 2. Wenn die nachgelassenen Stellen theits
nach dem Vorzugsrechte der älteren Geburt,
theils nach dem Vorzugsrechte der jüngeren Ge¬
burt vererben, und nicht nach beiden Rechten der¬
selbe Miterbe zum Grundeebeu berufen ist, so
tritt das Grundcrbrecht an einer dem ersteren
Rechte und an einer dem letzteren Rechte unter¬
worfenen Stelle ein. Alsdann ist behufs Er¬
mittelung ihres schuldenfreien Werthcs (Art. 8
8. 3) der Betrag der nachgelassenen, aus dem
übrigen Vermögen nicht gedeckten Schulden von
dem abgeschätzten Wcrthe dieser  Stellen nach
Verhältniß desselben in Abzug zu bringen",

angenommen und damit Antrag 7 des Ausschusses wegfällig
geworden war , wird der Gesetzentwurf, wie er aus erster
Lesung hervorgegangcn, mit den heutigen Abänderungen an¬
genommen.

3. Dritter Gegenstand der Tagesordnung ist die zweite
Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Herzogthum
Oldenburg, bctr. das eheliche Gütedrecht.

Zunächst theilt der Präsident mit, daß in der Zusammen¬
stellung zur zweiten Lesung aus Versehen der in erster Lesung
angenommene Ausschußantrag M . 16 weggelaffcn und daher
nachzutragen sei.

ES werden darauf die Ausschußanträgc t , M 2
und M 3 nacheinander angenommen.

Dieselben lauten:
Antrag MF 1:

zu Art 8 8- 2 die Worte: »über ihr cingebrachtes
Vermögen» zu streichen und dafür zu setzen: „über
Gegenstände des eingebrachtcn Vermögens".

Antrag Me 2:
dem Art. 13 H. 3 statt der obigen Redaktion folgende
Fassung zu geben:

„8- 3 Für die eingebrachtcn beweglichen Sachen,
welche nicht zurückgegeben werden können, oder
durch Abnutzung eine wesentliche Werthverminde¬
rung erlitten haben, ist die Ehefrau berechtigt,
auch ohne Rücksicht auf ein Verschulden des Ehe¬
mannes, Ersatz des Wcrthes bezw. der Werth-
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Verminderungzu fordern. Jedoch kann dieser
Anspruch, soweit er nicht schon nach gemeinrecht¬
lichen Grundsätzen und den Vorschriften des Z 1
begründet ist, im Concurse der Gläubiger des
Ehemannes oder seines Nachlasses nicht geltend
gemacht werden und steht ebenso den Erben der
Ehefrau nicht zn."

Antrag M . 3:
den Art. 16 und den Art. 17 Z. 1 der obigen Re¬
daktion in der Weise umznstellcn, daß sie lauten:

VArtikel 16.
Die Ehefrau kann sich durch Vertrag gemäß der
Art. 21 ff. Vermögen zur eigenen Verwaltung
Vorbehalten."

"Artikel 17 8. 1.
Zu dem der Ehefrau zur eigenen Verwaltung
vorbehaltenen Vermögen gehören alle Sachen,
welche zur Bekleidung, zum Schmuck oder sonst
zum Gebrauche bloß für ihre Person bestimmt
sind."

Seitens der Staatsregierung ist zu Art. 21 und zu
Art. 22 des Entwurfs der Antrag gestellt:

den Art. 21 8> 2 und den Art. 22 8- 2 des Ent¬
wurfs zu den Art. 17 bezw. 18 der Zusammenstel¬
lung wieder herzustellen.

Es wird jedoch, nachdem der Antrag uä Art. 21 ab¬
gelehnt war, derselbe zu Art. 22 zurückgezogen.

Vom Abg. Barnstedt  war zu Art. 35 des Entwurfs
(Art. 31 der Zusammenstellung) folgender Antrag gestellt:

im 8- 2 dem ersten Absätze, also nach den Worten:
»auch mittelst einmaliger Einrückung in die Olden-
burgischen Anzeigen bekannt zu machen» den Satz
nachzufügen:

„Die Amtsgerichte Minen allgemein bestimmen,
daß diese Bekanntmachungenaußerdem in ein
Lokalblatt eingerückt werden sollen. In diesem
Falle ist alljährlich im December bekannt zu
machen, in welches Blatt solche Einrückung er¬
folgen soll."

Der Antragsteller zieht denselben jedoch zurück, nachdem
Seitens des Regierungs - Commissairs, Appeüationsrath
tzullmann,  folgender Verbefferungsantrag gestellt war:

zum Art. 53 8- 7 folgenden Satz nachzufügen:
„In Betreff der Bekanntmachungen soll, wo dies
für einzelne Amtsgerichte angemessen.erscheint,
angcordnet werden, daß dieselben auch in ein zu
bezeichnendes Lokalblatt einzurücken sind; solche
Anordnungen sind in den Oldenburgischen An¬
zeigen zn veröffentlichen."

Letzterer Antrag wird indessen abgclchnt und hierauf der
Antrag der AusschußminoritätTautzen und Schildt:

4 :
zu Art. 40 (Art. 41 der Vorlage) die Sätze unter
litr . u , b und e. zu streichen und rafür zu setzen:
,'U) beim Zusammentreffen mit Abkömmlingen den

vierten Theil , beim Zusammentreffen mit mehr
als drei Abkömmlingen aber einen Kindestheil;

d) beim Zusammentreffenmit Eltern , Voreltern,
Voll- oder Halbgeschwistern oder Kindern von
Voll- oder Halbgeschwistern den dritten Theil;

o) beim Zusammentreffen mit sonstigen Verwandten
bis zum sechsten Grade einschließlich die Hälfte;

ä) in allen anderen Fällen das Ganze- ,
von den Antragstellern zurückgezogen; dagegen wird der An¬
trag- .äÄ. 5:

zu demselben Artikel litr . Ii. nachznfügen:
..insoweit aber der Nachlaß aus Grundstücken
besteht, den lebenslänglichen Nießbrauch; bei Ein¬
gehung einer zweiten Ehe hört der Nießbrauch
auf und erhält der überlebende Ehegatte den
vierten Theil des Werthes der Grundstücke,"

abgclchnt.
Antrag 6:

zu Art. 41 (Art. 45 der Vorlage) den K. 1 zu
streichen und als solchen zu setzen:

»Der Pflichttheil des überlebenden Ehegatten be¬
steht in der Halste seines gesetzlichen Erbtheils
(Art. 40)",

wird angenommen.
Nachdem sodann noch der Seitens der Staalsregierung

zu Art. 48 8- 3 ( jetzt Art. 44) gestellte Antrag:
den hierzu beschlossenen Zusatz: „Außerdem endigt
der Nießbrauch der Wittwe durch die Wiederverhei-
rathung" zu streichen,

abgelehnt war, wird der Gesetzentwurf mit den beschlossenen
Acndcrungen im Ganzen angenommen.

4. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs wegen Einfüh¬
rung der Gesetze, betr. das eheliche Güterrecht, betr. das
Erbrecht und betr. die Theilbarkeit der Grundbesitzungen.

Der Gesetzentwurf wird im Ganzen so angenommen,
wie er auö der ersten Lesung hervorgegangen ist.

5. Bericht des Finanzaußschuffes, betr. Abänderung
deS am 4 . Januar 1854 mit der freien Hansestadt Bremen
abgeschlossenen Vertrages wegen der Hoheits- und Eigcn-
thumsgrenzen, sowie wegen der Strombauten und sonstiger
Verhältnisse aus und an der Weser in der Strecke von der
Moorlose» Kirche bis zur Ausmündung der Lesum.

Der Ausschnßantrag:
der Landtag wolle dem im Entwürfe abschriftlich vor-
gclegten Vertrage mit der von Großberzoglicher Staats¬
regierung im Schreiben vom 3l . v.  M . vorgeschlage¬
nen Abänderung seine Zustimmung ertheilcn,

wird angenommen.



6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Vorstandes und Ausschusses der höheren Volks¬
schule zu Rodenkirchen, betr. die Bewilligung eines Zuschusses
res Staats für diese Schule.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle über die gedachte Petition zur
Tagesordnung übergehen,

wird angenommen und darauf die Sitzung auf eine halbe
Stunde ausgesetzt.

Als nach Ablauf dieser Zeit die Sitzung wieder eröff¬
net war, erschien Seine Ercellenz der Herr Ministerpräsident

vonRössing  in Begleitung des Ministerialassessors Wesche
und verlas anliegende Anrede, durch welche der Schluß des
Landtags ausgesprochen ist.

Schließlich hob der Präsident in einer Ansprache hervor,
daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog ihm gestern in
Gegenwart des Landtags-Büreaur seine höchste Anerkennung
über die diesmalige Thätigkeit des Landtags ausgesprochen
und ihn ermächtigt habe, solches zur Kenntniß des Landtags
zu bringen. Die Ansprache endete mit einem dreimaligen
Hoch auf Seine Königliche Hoheit den Großherzog, und
wurde darauf die Sitzung geschlossen.

Vorgelesen, festgestellt und unterschrieben in der Sitzung des Gesammt- Vorstandes am 2. April 1873,
Abends6 Uhr.

Graepel . Ahlhorn . Köhler. Propping . Tantzen.



Anlage
Mm Protokolle der 40 . Sitzung des Landtags am 2 . April 4873.

Meine Herren!

Nachdem der Landtag des Großherzogthums seine Geschäfte beendigt hat , habe ich in , Aufträge Seiner Königlichen

Hoheit des Großhcrzogs Len Landtag zu schließen.

Werfen wir einen Blick auf die Resultate Ihrer Thätigkeit , so kann dies mit ganz besonderer Befriedigung

geschehen.
Der Staatshaushalt ist für drei Jahre neu geregelt , und es haben dabei , abgesehen von den nothwendigen Aus¬

gaben , bedeutende Mittel für gemeinnützige Zwecke , als namentlich Zuschüsse zu Chauffeebauten , bewilligt werden können.

Auch ist das uiiabweisliche Bedürfniß nach Aufbesserung der Beamtengchalte befriedigt worden , sowie die finanziellen Ver¬

hältnisse der Volksschullchrer erheblich verbessert sind . Zum weiteren Ausbau des Eisenbahnnetzes ist der Grund gelegt,

nachdem langjährige Verhandlungen durch Staatsverträge ihren Abschluß gefunden hatten . Hoffentlich werden auch die noch

vorhandenen Anstände in Betreff der Weiterführung der Bahn nach Westen ihre Erledigung finden.

Von den wichtigen Gesetzen , welche mit dem geehrten Landtage vereinbart worden , sind besonders hervorzuheben

die Revision der Gemeindeordnung für das Herzogthum Oldenburg , das Schulgesetz für das Fürstenthum Lübeck , sowie die

Gesetze für das Herzogthum Oldenburg , betr . das eheliche Güterrecht , das Erbrecht und die Theilbarkeit der Grundbesitzun¬

gen . Es wird durch diese Gesetze , insbesondere durch das Gesetz , betr . das eheliche Güterrecht , ein tiefer Schnitt in die

bestehenden Rechtsverhältnisse gemacht , den aber die Staatsregierung um so weniger bedenklich hält , da sie sich des Ein¬

verständnisses der überwiegenden Mehrheit des Landtags erfreut.
Dies Alles hätte nicht vollbracht werden können , wenn nicht Sie , meine Herren , mit Bereitwilligkeit und aufopfern¬

der Thätigkeit den Anträgen der Staatsregierung entgegengekommen wären . Seine Königliche Hoheit der Großherzog

lassen Ihnen Seinen warmen Dank dafür ausdrücken und geben Sich der Hoffnung hin , daß der Segen des Höchsten zu

dem , was geschehen , nicht ausbleiben werde.

Im Namen Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs erkläre ich den Landtag des Großherzogthums für ge¬

schloffen.
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